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Vorwort. 


Die vorliegende kleine Sammlung von Reden und Auf— 
ſätzen enthält eine Reihe von ausſchließlich prinzipiellen Er— 
örterungen aus dem weiten Gebiete der geſamten Staats— 
wiſſenſchaften. 

In verſchiedenen Zeitſchriften zerſtreut und in ver— 
ſchiedenen Zeiten erſchienen, konnten dieſe Abhandlungen trotz 
der Einheitlichkeit der Grundgedanken, welche ſie erfüllen, 
nicht zu einer einheitlichen Wirkung kommen. Eine neue, 
zuſammenfaſſende Ausgabe dieſer Abhandlungen ſoll hierzu 
die Möglichkeit ſchaffen. Hoffentlich bewähren ſie die werbende 
Kraft, die ich ihnen zutraue, für eine einheitliche und ver— 
tiefte Auffaſſung unſres modernen öffentlichen Lebens und 
ſeiner grundlegenden Probleme. Sind ſie auch zum großen 
Teile für einen nicht ſtreng fachmänniſchen Leſerkreis ge— 
ſchrieben und iſt auch an ihnen die mächtige Bewegung, welche 
die Wiſſenſchaft vom ſozialen Leben in dem letzten Menſchen— 
alter durchgemacht hat, nicht ſpurlos vorübergegangen, ſo 
dürfen ſie doch den Anſpruch erheben, in ſtreng wiſſenſchaft— 
lichem Geiſte entworfen und mit voller Objektivität aus— 
geführt zu ſein. 

Anderungen am Texte habe ich grundſätzlich vermieden, 
einige kurze Zuſätze rechtfertigen ſich von ſelbſt. Das wird 
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insbefondere auch) von dem Yufage zur Biographie von Lorenz 
v. Stein gelten dürfen, welche ich diefer Sammlung nur de3- 
jvegen einverleibt habe, weil fie fi) mit den Grundgedanken 
feines wiſſenſchaftlichen Syſtems auseinanderjegt und mit den 
prinzipiellen Erörterungen über die wiſſenſchaftliche Stellung 
der Berwaltungslehre in der unmittelbar folgenden Abhand- 
lung im engſten Zuſammenhang fteht. 

Woher und wohin — dieſe beiden Kardinalfragen der 
Wiſſenſchaft, die fich insbejondere auch jeder denkende Menſch 
ftellen muß, der in dem flutenden Meere de3 öffentlichen 
Lebens ftehend, den Kurs nad) dem Lande der Berheigung 
nicht verlieren möchte, follen in diefen Abhandlungen eine, 
wenn auch nur fragmentarifche Antwort finden. Es find 
Richtpunkte für eine Hoffentlich glückliche Fahrt. 


Wien, 20. Januar 1903. 
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F 
Vom Weſen und den Wegen der Sozialwiſſenſchaft. 


Aus der am 24. Oktober 1881 an der Wiener Univerfität gehaltenen Antritts— 
vorlefung des Verfaſſers. (Statiftiiche Monatsſchrift. VII. Jahrg. 1881.) 


Die Trage, welche an der Schwelle aller wifjenihaftlichen 
Unterfudungen über Staat und Gejelihaft uns entgegen- 
tritt, iſt die, ob die jozialen Phänomene eine ſolche innere Ein- 
heit und Eigenart Haben, daß ihre Erforfhung Objekt einer 
in ſich geſchloſſenen jelbftändigen Wiſſenſchaft fein Kann. 
Denn jede Wiſſenſchaft muß ihre Berechtigung eben in der 
Einheit des Objektes, in der Selbftändigkeit und Abgeſchloſſen— 
heit ihres Ideenkreiſes dokumentieren. 

Die Trage ift keineswegs müßig; der gegenwärtige Zu- 
and der jogenannten Geſellſchaftswiſſenſchaft zeigt uns nicht 
das Bild eines folchen einheitlichen in ſich geſchloſſenen 
Ideenkreiſes; im Gegenteile ftehen fi) auf diefem Boden 
Richtungen gegenüber, die, weit entfernt fi) zu ergänzen, 
ich vielmehr gar nicht zu verftehen jcheinen und den Gedanken 
geradezu aufdrängen, daß hier ein innerer prinzipieller Wider- 
ſpruch dorliege, der eben aus dem Mangel an innerer Einheit 
der behaupteten Wiſſenſchaft jelbft erklärt werden müſſe. 


Wie auf weitem Gemeinland, auf dem noch nicht der aa ende 
v. Snama=-Sternegg, Staatswiſſenſchaftl. Abholgn. 
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Einfluß des Eigentums ſeine feſten Marken geſetzt, tummeln 
ſich die philoſophiſchen und die naturwiſſenſchaftlichen Dis— 
ziplinen auf dem üppigen aber pfadloſen Boden der Sozial— 
wiſſenſchaft und laſſen auch die letzte Konjequenz der Herren- 
Yofigkeit nicht ungezogen: die Unfruchtbarkeit folcher Arbeit! 

Nun denn, verfuchen wir einmal in einem kurzen Über- 
lief über die Summe geſellſchaftlicher Tatſachen, Zuftände, 
Ginrihtungen und Vorgänge uns den Inbegriff deſſen zu 
bergegenwärtigen, was wir das gejelljchaftliche Leben der 
Menſchen nennen. 

Auf den erſten Blick ſcheint es, als gingen zwei große 
Gruppen jozialer Phänomene unverbunden nebeneinander her, 
folche, welche ohne bewußtes, einverftändliches Zuſammen— 
wirken der Menſchen entftehen und beftehen, und folche, 
bei denen eben die Planmäßigfeit vereinten Handelns ent- 
ſcheidend ift. 

Zu der erften Gruppe gehört 3. B. die elementarite 
geſellſchaftliche Tatjache, die Volkszahl und ihre Veränderung, 
aber auch die bedeutjamite wirtfchaftliche Tatfache des Marktes 
mit feiner Konkurrenz und feiner freien Preisbildung; nicht 
minder die Volksſitte und das ungefchriebene Recht, das ſich 
ein Volk durch fein tatjächlich rechtliches Verhalten erzeugt. 

Alle diefe und ähnliche Tatfahen und Vorgänge jind 
Erſcheinungen innerhalb eines Geſellſchaftskreiſes, eines Volkes, 
einer Stadt, einer Beihäftigungsgruppe u. j. w.; und wir 
verjtehen eben unter ſolchen Bezeichnungen eines Geſellſchafts— 
freifeg den Inbegriff aller der Momente, durch welche die 
Individuen dieſes Kreifeg zu einer Einheit zujammenge- 
faßt find. 

Es find alfo Maffenerfcheinungen, welche direkt auf das 
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Leben einer Gemeinſchaft, nicht auf eine unverbundene Summe 
individueller Lebensäußerungen bezogen werden; Maſſen— 
erſcheinungen, welche ihre Geltung behaupten, mag ſich das 
Individuum in Bezug auf die einzelnen Vorgänge immerhin 
verſchieden verhalten. 

Im ganzen verſchwindet dieſe Verſchiedenheit, und der 
begrifflichen Einheit des Geſellſchaftskreiſes widerfährt ihr 
Recht in der realen Einheit ſeiner Lebensäußerungen; auch 
ohne den Willen des einzelnen, ja ohne Bewußtſein davon, 
wird doch das Verhalten der Maſſe, als Ganzes genommen, 
ein gleiches ſein und daher auch für die Geſellſchaft ein gleich— 
artiges Ergebnis liefern. 

Ja, eine Gleichmäßigkeit der geſellſchaftlichen Maſſen— 
erſcheinungen zeigt ſich ebenſo wie im Raume auch in der 
Zeit. Wie ſich im ganzen die Menſchen eines Geſellſchafts— 
kreiſes gleichartig verhalten, jo herrſcht auch in der Ent- 
wickelung gejellihaftlicher Tatſachen eine gewiſſe Stetigfeit. 

Man bat dieje jozialen Phänomene, ihres unmwillfürlichen 
Entftehens wegen, wohl auch die natürlichen Tatſachen und 
Borgänge der Gejellihaft genannt und eine Theorie gejell- 
Ihaftlicher, insbefondere auch wirtjchaftlicher Naturgefeke wie 
eines natürlichen Rechtes auf fie begründet. 

Die zweite Gruppe dagegen enthält u. a. alle auf plan- 
mäßiger Verftändigung beruhenden geſellſchaftlichen Organi- 
jationzformen, wie 3. B. die Vereine und Erwerbsgeſellſchaften, 
die Organijation der Arbeit und des Kapitals überhaupt, 
aber auch die pofitive Rechtsbildung u. a. 

Die geſellſchaftlichen Tatſachen und Vorgänge erſcheinen 
hier nicht als das Produkt einer von Natur aus gleichartigen 
Reihe von Einzelhandlungen, ſondern als das Ergebnis 
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vieler abſichtlich gleicher Willensakte, einer freiwilligen oder 
unfreiwilligen aber erkannten Unterordnung vieler einzelner 
unter einen einheitlichen Willen. Nicht innere Notwendigkeit 
beherrſcht dieſe poſitiven Geſtaltungen und Normen der Geſell— 
ſchaft, ſondern höchſtens hiſtoriſche Notwendigkeit; nicht als 
Maſſenwirkung gleichartiger Grundkräfte, ſondern als hiſtoriſche 
Ereigniſſe von beſtimmt ausgeprägter Individualität traten 
ſie zunächſt in Erſcheinung. 

Zwiſchen beiden die Brücke bilden dann jene geſellſchaft— 
lichen Inſtitutionen, bei denen zwar keine ausdrückliche Ver— 
ſtändigung von Fall zu Fall ſchöpferiſch aufgetreten iſt, aber 
doch eine Erkenntnis ihres Wertes den Zuſammenhalt auf— 
recht erhält, wie die Familie, die Gemeinde, der Staat. 
Ihrem Urſprunge nach ſind ſie unzweifelhaft ebenſo natur— 
wüchſig, wie etwa das Zuſammentreffen von Käufern und 
Verkäufern an einem begünſtigten Marktplatze oder wie die 
Volksſitte, welche Perſon und Habe ſchützt; in ihrer Aus— 
geſtaltung aber haben ſie die Natur planmäßig angelegter 
und durchgeführter geſellſchaftlicher Organiſationsformen an— 
genommen. 

Nun ſcheint es allerdings auf den erſten Blick, daß dieſe 
Gruppen ſozialer Phänomene ſo ganz verſchiedener Natur 
ſeien, daß ſie nur äußerlich, nicht aber innerlich zu einer 
Wiſſenſchaft vereint ſein können. Denn das Geſetz, welches 
die Summe der geſellſchaftlichen Erſcheinungen der erſten 
Gruppe beherrſcht — und die Ergründung der Geſetzmäßigkeit 
wird immer das letzte Ziel der Wiſſenſchaft bleiben müſſen —, 
dieſes Geſetz könnte doch nur in der Natur des Menſchen 
geſucht werden. Dieſer alſo, als Typus der Gattung, wäre 
das eigentliche Objekt der Wiſſenſchaft, und es müßte dem— 
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nach gezeigt werden, daß es in der Natur des Menschen ge⸗ 
legen ſei, ſich in gewiſſer Regelmäßigkeit zu vermehren, einen 
Markt für ſeine Produkte aufzuſuchen, und daß gewiſſe Sitten 
und Rechte ſchon aus der Natur des Menſchen heraus er— 
wachſen. 

Dagegen kann hiervon nicht die Rede ſein, wenn die 
zweite Gruppe ſozialer Phänomene in Frage ſteht. Das 
Geſetz, welches dieſe Reihe beherrſcht, könnte nicht aus der 
Natur des Menſchen, als Typus der Gattung, abgeleitet 
werden, ſondern nur aus der Natur der einzelnen Geſell— 
ſchaftsformen ſelbſt, ſoweit eben dieſe Individualitäten für 
ſich, nicht bloß Wiederholungen desſelben Typus ſind. Daß das 
Problem auch tatſächlich vielfach ſo gefaßt wird, beweiſen 
viele Unterſuchungen, wie z. B. über die Natur des Staates, 
der Körperſchaft, über die Unternehmungsformen in der Volks— 
wirtſchaft, aber auch über die Natur des Rechtes ſelbſt. 

Mit einer ſolchen Gegenüberſtellung wäre die Einheit 
der ſogenannten Geſellſchaftswiſſenſchaft allerdings verneint; 
diejenigen Zweige derſelben, welche ſich mit der Erforſchung 
der geſellſchaftlichen Maſſenerſcheinungen befaſſen und die Natur 
des Menſchen als den Ausgangspunkt aller ſozialen Phäno— 
mene nehmen, müßten ſich demnach ſelbſt auf naturwiſſenſchaft— 
liche Grundlagen ſtellen. Die Evolutionen der Maſſen— 
erſcheinungen im Raume, wie in der Zeit, müßten ſie als natür— 
liche Prozeſſe darſtellen, denen niemand entrinnt, die ſich mit 
innerer Notwendigkeit einſtellen; ſie könnten daher auch logiſch 
oder durch Analogieſchluß entwickelt werden, ſobald die Natur 
des Menſchen als die Triebfeder alles Handelns und die all— 
gemeinen Formen der Lebensverhältniſſe bekannt ſind, welchen 
dieſe ſich beſtändig anzupaſſen ſtrebt. 
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Diejeniegn Zweige der Geſellſchaftswiſſenſchaft dagegen, 
welche die foztalen Phänomene als Hiftorifche Individualitäten 
erfaffen, find in ihrem Weſen durchaus ethifcher Natur. Nicht 
den Einklang der gejeljchaftlichen Lebensäußerungen mit der 
Natur des Menjchen haben fie im Auge, jondern den Gegen- 
jab, durch welchen der Menfch mit feinen jozialen Schöpfungen 
die Natur überwindet; fie leiten nicht logijch einen Gang der 
jozialen Entwidelung aus natürlichen Elementen ab; fie be- 
ichreiben ihn vielmehr als hiftorifchen Vorgang und gejell- 
ichaftlihen Zustand, Yegen den inneren Zufammenhang der 
einzelnen Teile dar und ſuchen das Geſetz der hiſtoriſchen 
Aufeinanderfolge empiriſch zu gewinnen. 

Es iſt nicht nötig, beſonders aufmerkſam zu machen, in— 
wieweit damit die beſtehenden Zuſtände der Wiſſenſchaft ge— 
ſchildert ſind. Daß ein ſolcher Gegenſatz unſere Wiſſenſchaft 
durchzieht, iſt unverkennbar; es iſt auch in neuerer Zeit 
wiederholt ausgeſprochen worden. 

Sehen wir aber näher zu, ſo ergibt ſich doch, wie ich 
glaube, die Unrichtigkeit, welche in der Formulierung dieſes 
Gegenſatzes liegt. 

Auch die als natürlich bezeichneten Erſcheinungen und 
Vorgänge im geſellſchaftlichen Leben der Menſchen zeigen 
Wandel und Verſchiedenheit, wie ſie die Natur des Menſchen, 
als eine ſtetig wirkende Kraft, nicht kennt; es machen ſich in 
den, wie man ſagt, naturgeſetzlich beſtimmten Reihen von 
Vorgängen nicht nur äußere Einflüſſe von zweifellos nicht 
natürlicher Art geltend, ſondern noch viel mehr wirkt im 
einzelnen der Menſch ſelbſt mit freiem Entſchluſſe und ziel— 
bewußtem Streben, oder doch mit gewohnheitsmäßigem Ver— 
halten dem ſogenannten naturgeſetzlichen Einfluſſe entgegen. 
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Nichts jcheint 3. B. dem Belieben de3 einzelnen mehr 
entzogen und mehr geeignet, die dee einer naturgemäßen 
Evolution von Tatjachen zu erhärten, als die Bevölferungs- 
beivegung, der regelmäßige Zuwachs und Wegfall von Menfchen 
durch die natürlichen Ereignifje von Geburt und Tod. Wenn 
irgendivo, jo ſcheint es hier berechtigt, von einem Naturgeſetze 
der Volksvermehrung zu jprechen. Denn gegenüber der großen 
Zahl der Fälle ift jedes individuelle Verhalten machtlos, auf 
da3 Endergebnis einzuwirken; auch iſt zweifellos feine Ver— 
abredung, fein planmäßiges Zuſammenwirken zu einem be- 
ftimmten beabjichtigten Effekte vorhanden. Und dennoch jehen 
wir nicht bloß die Bevdlferungsbewegung bei den einzelnen 
Bölfern in verjchiedenen Zeiten ganz verjchieden verlaufen, 
je nach den Äußeren Bedingungen des Daſeins, die fih im 
Bölferleben einftellen, fjondern wir finden in dem End— 
ergebnifje Jogar ganz beftimmte Jdeen und demgemäß Strebungen 
des Volkes ausgeprägt. 

Die berüchtigt große Kinderfterblichkeit Süddeutſchlands 
3. DB. iſt gewiß nicht Rejultat der Natur des Süddeutſchen, 
jondern viel eher der jeit Generationen feftgetwurzelten Volks— 
fitte und Gewöhnung an diefe Tatjache, die das Volk alz 
etwa3 Unvermeidliches mit Refignation Hinnimmt, anjtatt 
die Mittel zur Abhilfe zu pflegen. Und anderjeit3 kann die 
äußerſt geringe Volkszunahme Frankreichs auch nicht ala eine 
Manifeftation der Natur des Franzoſen gelten, ſondern als 
das Produkt einer Auffafjung des Zufammenhanges von 
Wohlitand und geringer Kinderfrequenz, die vom ökonomiſchen 
und vom ethiichen Standpunkte eine ganz verjchiedene Be- 
urteilung erfahren kann — ift alſo wieder als der Aus- 
druck einer geſellſchaftlich Herrichenden dee don der Volks— 
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wohlfahrt anzufehen. Bekannt ift au, wie jehr das jo- 
genannte natürliche Prozent uneheliher Geburten durch die 
verjchiedenartige Gejeßgebung über Anſäſſigmachung und Ver— 
ehelihung einerjeit3, über die Feſtſtellung der natürlichen 
Vaterſchaft anderjeit3 beeinflußt wird. Und aud für die 
größere oder geringere Regelmäßigkeit de3 Marktes ijt gewiß 
viel weniger die „wirtichaftliche Natur“ des Menjchen, als der 
Grad der Einfiht in die Produktions- und Abjatverhältniffe 
eine weiten Gebietes maßgebend. 

In gleicher Weiſe ließe ſich aber auch bei allen anderen 
Arten gejellfhaftlicher Phänomene, welche auf die Natur des 
Menſchen als ihre lebte ZTriebfeder zurücdgeführt werden, 
zeigen, daß ſie geſellſchaftlich bedingt find, alfo bei verſchiedener 
Beichaffenheit dev Gejellihaft, in der jte ſich zutragen, ſich 
verichteden gejtalten, und zwar eben deshalb, weil der Menſch 
ein Produkt eben diefer Gejellichaft it, mit al feinem Fühlen 
und Denken hervorgeht aus der Welt, die ihn umgibt; weil 
jeder in feiner Weile Träger der Traditionen, der Anſchauungen 
und Strebungen ift, welche eben wieder als Maſſenerſcheinung 
der Geſellſchaft beitehen. 

Wie aber dieſe erſte Gruppe jozialer Phänomene ſich 
durch dieſe Betrachtung hiſtoriſch individualiſiert, als poſitive 
Geſtaltung des Lebens der Geſellſchaft erſcheint, iſt ſchon ein 
Moment für die Einheit der Geſellſchaftswiſſenſchaft ge— 
wonnen. Aber auch die Betrachtung der zweiten Gruppe 
geſellſchaftlicher Tatſachen iſt dadurch nicht genügend charakte— 
riſiert, daß wir ſie die Gruppe der planmäßig durch vereintes 
Handeln der Menſchen erzeugten Erſcheinungen des Geſell— 
ſchaftslebens nennen. Denn die vielen abſichtlich gleichen 
Willensakte, die Unterordnung vieler einzelner unter einen 
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einheitlichen Willen, ſie ſind doch ſelbſt wieder nur als 
Maſſenerſcheinungen einer allgemein wirkenden Kraft voll— 
kommen zu begreifen. Und dieſe Kraft iſt keine andere, als 
wir ſie bei den ſogenannten Naturerſcheinungen der Geſell— 
ſchaft wirkſam gefunden haben: eben die Geſellſchaft ſelbſt, 
als der ganze Komplex von Zuſtänden und Verhältniſſen, in 
denen der Menſch mitten innen ſteht und deren Macht ſich 
keiner zu entziehen vermag. 

So erſcheint z. B. ein Verein wohl zunächſt nur als das 
Produkt einer planmäßigen Verſtändigung über eine gewiſſe 
Reihe einzelner Willensakte einer beſtimmten Anzahl von 
Menſchen, aber die Kraft, welche eben zu folder Vereins— 
bildung drängte, iſt im Grunde doch feine andere, als die, 
welche auch ohne Verein gleihgefinnte Menjchen unter gleich- 
artigen Berhältniffen zu gleichartigem Verhalten veranlakt. Ob 
eine Anzahl von Käufern und Verkäufern unmwilltürlich einen 
Markt bilden oder auf Grund eines ſorgſam ausgearbeiteten 
Marktitatut3 zuſammenkommen, wie 3. B. auf einer Börse, 
das kann wohl einen Gradunterihied in der Organifation 
des Marktes, aber feine Verſchiedenheit im Weſen des Marktes 
bedeuten. Jede einjeitige Betonung des einen oder anderen 
Moments erzeugt Irrtum, und es ift darum auch ebenjo 
verfehlt, den Staat ein Naturproduft zu nennen, wie ihn 
auf einen Vertrag zu begründen. 

In Wahrheit, die jozialen Phänomene haben eine innere 
Einheit, eine ausgeprägte Eigenart; fie ſind alle nicht für 
ſich, ſondern nur in dem Zufammenhange, in welchem fie 
ſich befinden, zu erfaſſen; fie Haben nie eine einfache, jondern 
immer eine höchſt fomplizierte Urſache; mit einem Worte, 
ſie find gejellichaftlich bedingt, wie das Leben des Menſchen 
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lelbft; aber nicht dev Menſch, ala Typus der Gattung — 
und darin ift das eigentlich Unterjcheidende von allen Natur- 
prozejjen zu ſuchen —, bringt gejelichaftliche Erjcheinungen 
hervor, jondern eben nur die Gejellihaft ſelbſt, dieſes 
fomplizierte Urſachenſyſtem menſchlichen Wollens und 
Handeln?. 

Und darin liegt denn aud die Einheit der Wiſſen— 
Ihaft; alle Erſcheinungen des Lebens, welche gejellichaftlich 
bedingt find, bilden ihr Objekt, die Erforſchung des kom— 
plizierten Urſachenſyſtems, auf dem jedes einzelne foziale 
Phänomen beruht, iſt ihre Aufgabe; die fonjtanten Grund- 
formen für die Maffenmwirkung jozialer Kräfte aufzufinden, ift 
ihr letztes Ziel. 

Und nun wird es auch nicht mehr jchwer jein, den 
zeiten Zeil der Aufgabe zu löſen, welche ich mix gefteckt 
habe: den Weg zu zeigen, auf welchem diejes wiljenjchaftliche 
Ziel erreichbar erjcheint. 

Das Scheint zunächſt feitzuftehen, daß wir nur eine 
Methode der jozialen Forihung anerkennen können, jobald 
die Einheit der Wiſſenſchaft ſelbſt anerkannt if. Denn 
Methode Heißt Anpaffung des Beobachtungsſyſtems, des ganzen 
geiftigen Prozejjes der Forſchung, an das Objekt. Wie e3 
zwiichen zwei Punkten nicht zwei verjichtedene Gerade geben 
kann, fo verbietet uns das Denkgeſetz anzunehmen, daß mir 
vom gleichen Standpunkte aus — und die Menjchen derjelben 
Zeit und derjelben allgemeinen Lebensbedingungen nehmen 
eben immer den gleihen Erkenntnisftandpunft ein — dem- 
telben Ziele auf verjchiedenen Wegen mit gleihem Erfolg uns 
nähern fünnen. | 
Das Problem aljo, um das es ſich handelt, lautet, wie 
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wir am beiten und ſicherſten die fozialen Kräfte erkennen, 
ihre Größen- und Stärteverhältnifje ermeſſen und die konſtante 
Grundform ihrer Wirtfamkeit aus diefer Erkenntnis abjtrahieren 
fönnen. 

Das Ergebnis unſerer bisherigen Erörterung ift zugleich 
der Ausgangspunkt für die weitere Verfolgung diejes Problems. 
Die gejellihaftlihen Zuftände und Vorgänge find komplexe 
Erſcheinungen, welche ihrem Wejen nach nur durch die Analyſe, 
d. h. durch die Auflöfnng in ihre elementaren Teile, voll- 
ftändig erkennbar find. Aller Anfang wiflenichaftlicher Arbeit 
ift aljo die Beobachtung, ihr erjtes Ergebnis die VBertrautheit 
mit den Glementen, aus welchen jich die geſellſchaftlichen Er— 
Iheinungen bilden. Dieſe Elemente find dann in ihren 
Größen- und Stärkeverhältniffen zu bejtimmen, die Beziehungen 
derjelben untereinander aufzuſuchen, um jo da3 ganze Urſachen— 
ſyſtem herzuſtellen, welchem das zu unterfuchende ſoziale 
Phänomen entſprungen iſt. 

Nun gibt es allerdings Reihen geſellſchaftlicher Er— 
ſcheinungen von ſcheinbar großer Einfachheit ihrer Struktur; 
Vorgänge, von denen die tägliche Erfahrung lehrt, wie ſie 
entſtehen, wenn wir nur überhaupt einen Einblick in das 
Tatſächliche der Erſcheinungen haben. Wir brauchen dabei 
keineswegs eine genaue Kenntnis aller Einzelfälle oder aller 
Elemente, aus denen ſie ſich zuſammenſetzen; denn eine auch 
unexakte Beobachtung zeigt ſchon, daß ſolche Fälle in typiſcher 
Weiſe entſtehen, daß jeder dem andern ähnlich iſt. Daß die 
Sterblichkeit der Kinder im erſten Lebensjahre eine auffallend 
große iſt, wird auch bei unexakter Beobachtung zu konſtatieren 
ſein; auch die Urſachen dieſer Erſcheinung laſſen ſich im all— 
gemeinen ohne genaue Unterſuchung auffinden. Ebenſo, daß 
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die Männer ein größeres Kontingent zu den Verbrechern 
ſtellen als die Frauen, daß bei einer reichen Ernte der Preis 
der Bodenprodukte ſinkt, daß das Handwerk in weitem Be— 
reiche von der Fabrik verdrängt wird u. dgl. In ſolchen Fällen 
iſt dann von einer aprioriſtiſchen Erkenntnis zu ſprechen, 
welche ſogar zu einer vorläufigen Aufſtellung ſogenannter 
Geſetze führt, ohne daß der ganze wiſſenſchaftliche Prozeß der 
Analyſe bis in die letzten elementaren Kräfte der Erſcheinung 
durchgeführt wäre. Das gilt z. B. von vielen volkswirt— 
ſchaftlichen Lehrſätzen, welche einfache Abſtraktionen geſchäft— 
licher Regeln ſind, z. B. daß die Produktionskoſten die 
Minimalgrenze des Preiſes bilden, und daß das ſchlechtere 
Geld immer das beſſere aus dem Lande vertreibe. Ja, wir 
können unbedenklich ſagen, daß in der Volkswirtſchaftslehre 
dieſes Verfahren einen ſeiner größten Triumphe gefeiert hat. 
Geſtützt auf reiche Beobachtung der geſellſchaftlichen Er— 
ſcheinungen haben die älteren Hkonomiſten mit ſeltenem 
Scharfjinne und unbeftreitbarem Erfolge die Reihen jolcher 
typiſch verlaufender wirtichaftlicher Erſcheinungen erfaßt und 
durch begriffliche Berallgemeinerung des erkennbaren Urfachen- 
ſyſtems eine vorläufige Fixierung von wirtſchaftlichen Gejegen 
verfucht, welche ihren Wert, hier wie überall, darin haben, 
daß damit die exakte Forſchung durch Aufftelung aus dem 
Leben gegriffener Gefiht3- und Richtpunkte ermöglicht 
murde. | 

Aber alle derartige Erkenntnis beſchränkt fih doch nur 
auf die niederen Vorgänge der Geſellſchaft, beivegt ſich mehr 
auf der Oberfläche der Erfcheinungen und ift ſelbſt für dieje 
noch unvollfommen; denn ein Schluß von dem dur an 
ſich unvollkommene Beobachtung Erkannten auf das Nicht⸗ 
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beobachtete iſt im Bereiche menſchlicher Handlungen immer 
unzuläſſig. Nichts zwingt den Menſchen zu einem beſtimmten 
Verhalten, als die Macht der Verhältniſſe, eben jenes kom— 
plizierte Urſachenſyſtem der Geſellſchaft, welches eben durch 
ungefähre Wahrnehmungen und Vorſtellungen nie erſchöpfend 
zu erfaſſen iſt. So kann all den allgemeinen Sätzen der 
Nationalökonomie über die Ordnung und Gliederung des wirt— 
ſchaftlichen Lebens doch nur eine hypothetiſche Bedeutung zu— 
gemeſſen werden. Sie ſind richtig, wenn die obgleich un— 
exakte Beobachtung ſo glücklich war, alle Kräfte zu erkennen 
und in ihren Wechſelbeziehungen zu erfaſſen, welche auf die 
Entſtehung eines ſozialen Phänomens eingewirkt haben. Aber 
es iſt doch nicht zu erweiſen, daß dies der Fall iſt; ja es iſt 
bei dem tatſächlichen Ineinandergreifen aller geſellſchaftlichen 
Verhältniſſe nicht einmal wahrſcheinlich. 

Für alle komplizierteren Erſcheinungen des Geſellſchafts— 
lebens und überhaupt für jedes tiefere Eindringen in die 
Struktur und die Verurſachung ſozialer Tatſachen genügt 
dieſe oberflächliche Betrachtung keineswegs. Wir bedürfen 
eines exakten, wiſſenſchaftlich durchgebildeten Verfahrens; 
eines Verfahrens, das uns Bürgſchaft gibt dafür, daß kein 
Vorkommnis von irgend welcher Eigentümlichkeit unbeobachtet 
bleibt; wir müſſen uns Rechenſchaft geben können von den 
Umſtänden, die auf die Entſtehung einer ſozialen Tatſache 
Einfluß üben, ſowohl in Bezug auf ihre abſolute Stärke, 
wie auf das Maß ihrer Einwirkung; wir müſſen mit Sicher— 
heit anzugeben vermögen, daß kein überhaupt erfaßbares 
Moment bei der Feſtſtellung des Tatbeſtandes unberückſichtigt 
geblieben oder auch nur unvollkommener als andere beobachtet 
worden ſei. 
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Für eine gewifje Reihe von jozialen Phänomenen ift nun 
allerdings als ein jolches Verfahren die Statiſtik jchon feit 
geraumer Zeit in anerkannter und unbeftrittenermaßen erfolg- 
reiher Anwendung Es find das zunächſt jene Maſſen— 
erſcheinungen, deren wiljenichaftliches Intereſſe in erſter Reihe in 
ihren numeriſchen Berhältnifjen liegt. Die Volkszahl, die Be- 
völferungsbewegung, aber auch die zirkulierende Geldmenge 
find Berjpiele hierfür. Wir haben feine irgend befriedigende 
Erkenntnis diefer Tatſachen, jo lange wir fie nit in einer 
Zahl ausdrüden fünnen. Und natürlich gilt das für Die 
Beſtandteile einer zufammengejeßten Erſcheinung ebenjo, wie 
für das Ganze. Darum zählen wir nicht bloß die Menſchen, 
jondern Laffifizieren fie zugleich unter den verſchiedenſten 
Gejihtspunften. Darum beſchränken wir und, um Die 
ökonomiſche Lage einer Erwerbsgenoſſenſchaft fennen zu lernen, 
nicht auf die einfahen Tatfadden ihrer Einnahmen und Aus— 
gaben, jondern forſchen zugleih nah dem Betrag ihrer 
einzelnen Kontis. Die wiſſenſchaftliche Arbeit der Analyje 
bedient fich daher in diefen Fällen ebenfo unbeftritten der 
Statiftif, wie die Beobachtung derſelben. Und im weiteren 
Berlaufe der ſozialwiſſenſchaftlichen Forſchung hat ſich die 
Statiftit auch Höchft geeignet erwieſen, um die Beziehungen 
zwiſchen verſchiedenen Reihen fozialer Erſcheinungen Flarzu= 
ftellen, welche ji auf alle auf den gleihen Zahlenausdruc 
bringen laſſen; die Relationen zwiſchen Getreidepreifen, Ehe— 
frequenz und Ariminalität, zwiſchen Geldmwert und Export, 
zwilchen MWohlitand und Armenpflege find doc exit durch 
ſtatiſtiſche Vergleichung der einichlägigen Zahlenreihen klar— 
gejtellt worden; ja, indem die Statiftif den Intenſitätsgrad 
der Wechſelwirkungen auszudrüden vermag, gibt fie der 
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Wiſſenſchaft auch ſchon die exakte Begründung der Phänomene, 
wo ohne fie nur eine vage Bermutung des Zufammenhanges 
bejtehen könnte. 

Die Statiftik ift aber nicht bloß zur Unterfuchung folder 
Mafjenericheinungen geeignet, deren Weſen und Bejonderheiten 
nur durch ihre Häufigkeit erkennbar werden; auch da, wo eine 
Maſſenerſcheinung zunächſt al3 die ftetige Wiederholung der 
gleihen Wirkung einer und derſelben Urſache fich darftellt, 
wo aljo, nach dem früher Gejagten, die Abftraftion eines 
generijchen Gejchehens, einer Gattungserjcheinung aus einer 
Heinen Anzahl genau beobachteter Fälle verfucht werden 
Tann, iſt ſie am Plate. Sie konſtatiert auch Hier durch die 
Zählung die Bollftändigkeit der Beobachtung und macht den 
gefährlichen Schluß vom Beobachteten auf das Nichtbeobachtete 
entbehrlich. Sie fontrolliert die Beobachtung durch ihr exaktes 
Berfahren und hellt durch ihre NReihenvergleihung den exft 
nur vermuteten Zufammenhang auf. Man mag im allgemeinen 
der Annahme ji) zuneigen, daß der Wald nicht jo häufigen 
Beſitzveränderungen unterliegt, al3 das Feld; aber inwieweit 
diefe Annahme zutrifft und welche Unterfchiede ſich bei den 
verichiedenen Kategorien der Wälder und ihrer Eigentümer 
ſich ergeben, kann doch nur die Statiftif zeigen. Überall jebt 
fie aljo Beitimmtheit an die Stelle der Hypotheſe, objektiv 
begründetes Urteil an die Stelle ſubjektiven Ermeſſens. 

Was daher in Zahlen erfaßbar ist, muß ſtatiſtiſch beobachtet 
und analyjiert werden. Darüber hinaus bleibt freilich Die 
Beobachtung immer no unficher; aber die entjchiedene Be— 
tonung der Statiftit als Mittel exakter Erkenntnis führt 
doch folgerichtig dahin, auch ſolche Phänomene des gejelichaft- 
lichen Lebens, welche ſich hiſtoriſch individualifiert haben, 
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ihrem Weſen nad), als Maſſenwirkung joztaler Kräfte, zu 
beobachten; insbejondere alſo das gleichzeitige Vorkommen 
ähnliher Erſcheinungen bei den verichtedenen Völkern und 
Staaten ind Auge zu fallen, die Ereigniffe, welche nicht in 
Zahlen zu fallen jind, wenigſtens vergleichend zujammen- 
zuftellen und die größte Vollſtändigkeit mit der genaueften 
Abwägung ihres Gewichtes im Syſtem gejellihaftlicher Urſachen 
anzujtreben. 

In diefem Sinne mag dann die Statiftit immerhin noch 
als Zuftandsfunde bezeichnet werden. Für die Statiftik als 
Methode der Sozialwillenihaft liegt fein Weſensunterſchied 
darin, ob fie die Ergebnifje ihrer Beobachtung in Zahlen oder 
Worten ausdrüdt; fie paßt ji) auch hierin mit ihren 
Forſchungs- und Darftellungsmitteln nur den Objekten an, 
welche unterfucht werden jollen. 

Zur Formulierung jozialer Gejeße iſt aber dieje Statiſtik 
für ji allein noch feineswegd ausreichend. Denn fie hat 
nur den Zuftand, nicht auch die Entwidelung im Auge. Die 
Beobachtung eines gejellihaftlihen Zuftandes in einem ge= 
gebenen Zeitpunfte aber enthüllt keineswegs die Urjacdhen, 
welche auf jeine Entjtehung eingewirkt haben; ja es ift nicht 
einmal möglich, eine genaue Analyje des Zuſtandes herzu— 
jtellen; denn immer tragen die gejelihaftlihen Phänomene 
neben wejentlihen auch zufällige Momente in ſich, welche 
nur allzu leicht für wejentliche gehalten werden, wenn jte 
nur in einem bejtimmten Momente beobachtet werden. 

Die Statiftif erweitert fi unter diefem Gefichtspunkte 
mit Notwendigkeit aus einer Beobachtung des Bejtehenden 
zu einer Erforfhung des VBergangenen. Sobald die Statiftit 
ein gejellichaftliches Verhältnis für eine längere Jahresreihe 
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darlegt, berührt ſie ſich ſchon mit der Geſchichte, und zwar 
in einer ſo innigen Weiſe, daß der Übergang gar nicht er— 
kennbar iſt. Denn eben der Geſchichte vindizieren wir die 
Aufgabe, das Vergangene zu erforſchen; in dieſen Zuſammen— 
hang gerückt erſcheint fie als die eigentliche Zwillings— 
ſchweſter der Statiſtik, mit ihr gleich unentbehrlich für die 
Erkenntnis der tatſächlichen Zuſtände und Vorgänge, wie für 
jedes tiefere Eindringen in die Struktur und die Lebensgeſetze 
der Geſellſchaft. So wenig wir uns vermeſſen können, ge— 
ſtützt auf den äußerlich erkennbaren typiſchen Verlauf gewiſſer 
ſozialer Vorgänge, eine Abſtraktion des ihnen zu Grunde 
liegenden ſozialen Geſetzes aufzuſtellen, ſo wenig berechtigt 
uns eine noch ſo vollſtändige exakte Beobachtung eines gegen— 
wärtigen geſellſchaftlichen Zuſtandes, einen allgemeinen Satz 
über das Weſen desſelben auszuſprechen. Das Weſen der 
Dinge enthüllt ſich nur in ihrem Werden; denn nichts iſt 
vollendet, als was erſtorben iſt; ſo lange es aber nicht 
vollendet iſt, iſt ſeine Erſcheinung immer nur eine unvoll— 
kommene Manifeſtation ſeines Weſens. Wohl iſt damit 
geſagt, daß wir vielfach für immer verzichten müſſen, das 
Weſen geſellſchaftlicher Kräfte zu ergründen; aber durch die 
Unterſuchung der Entwickelung werden wir uns ſolcher Er— 
kenntnis doch immerhin mehr nähern; denn was ſich immer 
wieder als charakteriſtiſches Merkmal einer Erſcheinung be— 
währt, kann doch mit einiger Beſtimmtheit als ein Weſens— 
merkmal derſelben betrachtet werden. 

So ergibt ſich denn, daß die hiſtoriſche Betrachtung des 
Zuſtändlichen ebenſo unentbehrlich iſt, wie die ſtatiſtiſche; 
daß ſie beide derſelben Mittel der Beobachtung der Einzel⸗ 
ereigniſſe, der Analyſe ihrer Elemente, der Zählung, num 
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und vergleichenden Beſchreibung ſich bedienen; fie find gleich) 
in Bezug auf Genauigkeit und Bollftändigfeit ihres Ber- 
fahrens und die Kontrollierbarkeit ihrer Ergebniſſe; verſchieden 
nur in der Anwendung ihrer Forjchungsmittel, jomweit die 
Grenzen menſchlicher Wahrnehmung die einen zulafjen, Die 
anderen veriwehren. 

Aber Eines bleibt doch beitehen: auch die Hiftoriich- 
ſtatiſtiſche Forfehuung ift auf dem ganzen Gebiete jozialer 
Phänomene nur vorbereitendes Studium. Denn alle Tat- 
ſachen des Geſellſchaftslebens, ihre Wechjelbeziehungen und 
kauſalen Verbindungen find jelbjt wieder nur Manifeſtationen 
der Ideen, welche die Tätigkeit der Menfchen zur Schaffung 
der Tatfachen angetrieben haben. Die Sozialwiſſenſchaft tft 
die Wiffenihaft von den Handlungen der Mtenjchheit, durch 
welche jie die Idee der Wohlfahrt zu verwirklichen jtrebt. 
Durch das exakte Hiftorifch-ftatiftifche Verfahren können mir 
bi3 zu den lebten elementaren Vorgängen der Gejellichaft 
bordringen, aus welchen ſich immer wieder die komplizierten 
gejelichaftlicden Phänomene bilden: für die Erforihung der 
zu Grunde liegenden Ideen jelbft veicht Feine erafte Methode 
aus. Sie find ebenjowenig zu mefjen, zu zählen oder zu 
wägen, wie fie quellenmäßig aus Urkunden oder Dentmälern 
au ermitteln find. Hier find wir vorläufig und vielleicht für 
immer auf das Gebiet der Spekulation, der Hypotheſe, ver- 
wieſen; aber wir Haben doch unferer Zeit und unjerem 
Grkenntnisdrange genug getan, wenn wir wenigſtens einen 
feiten Ausgangspunkt für fie gewonnen haben. 

Die niederjte und die höchſte Erkenntnis des Geſellſchafts— 
lebens alſo, Anfang und Ende der Sozialwiſſenſchaft, gehört 
dev Spekulation; dazwiſchen aber Yiegt da3 große Gebiet, 
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welches der exakten Hiftorifch-ftatiftifchen Forſchung offen fteht. 
Wohl der Wiſſenſchaft, wern ſie e8 nicht verſchmäht, den 
langen mühevollen Weg der Erkenntnis unverdroffen zu 
wandeln. Der Menſch ift für die Erde geſchaffen; aus dem 
Boden des Lebens erwächſt ihm auch immer aufs neue die 
Nahrung und nur in Ahnungen exrjehließt ich ihm das Walten 
der MWeltjeele, des Aöyoc. 





2* 


3 
Allgemeine Gedanken über jozinle Politik. 


Aus einem im N.-Ö. Gemwerbevereine gehaltenen Vortrag. (Zeitfehrift für 
Volkswirtſchaft, Sozialpolitif und Verwaltung. XI. Band. 1902.) 


Wie alles menſchliche Leben, jo iſt auch der Staat, der 
aus der Natur der Menſchen entjtammt, in bejtändiger Be— 
iwegung. „Nihil humani alienum a me puto*, fann aud) der 
Staat von jih jagen. Alles Denken und Empfinden der 
Menſchen, al ihre Luft und Unluft, al ihr Wollen und 
Handeln vollzieht ſich im Staate, berührt ihn, erfüllt ihn 
und erfaßt ihn ſchließlich mit unwiderſtehlicher Gewalt. 

Denn das menschliche Leben ift zu aller Zeit ein gejell- 
ſchaftliches geweſen und jede Art der menſchlichen Gejellichaft 
trägt den Staatsgedanken in fich; ob e8 ſich um die niederften 
Formen der Horde oder um die höchſten Stufen zielbewußter 
politiiher Berbände handelt, ob fi) die Idee des Staates 
nur in phantaftifhen und ſymboliſchen Bräuchen oder in den 
umfafjenditen Einrichtungen der Öffentlichen Gewalt äußert. 
Wie ein unendlich wogendes Wolkenmeer, das hier fi) ballt 
und dort ich entladet, bald formlos zerfließt und bald wieder 
neue Gejtalt annimmt, jo ift dieſes menjchliche Geſellſchafts— 
leben: ein ewiger titanenhafter Kampf des Menſchengeiſtes 
mit der äußeren Natur und mit den tierifchen Reizen der 
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Menſchennatur ſelbſt; ein beſtändiges Ringen der Maſſen um 
Ordnung, Geltung und um die Macht, alles das zu verwirk— 
lichen, was jede von ihnen unter Menſchenglück verſteht. 

Dieſes ganze wogende Meer des geſellſchaftlichen Lebens 
erfüllt den Staat; er ſelbſt, als die vollendetſte Form menſch— 
licher Gemeinſchaft iſt beſtändig von dieſem Leben bewegt; es 
iſt die erſte Vorausſetzung ſeines eigenen Lebens. Und doch 
muß fi) der Staat dieſen elementaren ſozialen Gewalten 
gegenüber in jeiner Eigenart behaupten. Denn taufendfad) 
verjchieden, wie ihre Formen, find auch die Ziele, denen die 
gejelichaftlihen Mailen zuftreben. Im Staate aber joll die 
Kraft der jozialen Körper zu einer höheren Einheit zufammen- 
gefaßt, ihre Arbeit auf ein gemeinjames oberftes Ziel ge- 
richtet werden. Das ift die ſpezifiſche Aufgabe der Politik; 
das iſt der Staat, der beftändig an jeiner eigenen Vollendung 
arbeitet. 

Dieje Arbeit beginnt immer mit der Analyje der Gejell- 
Ihaft. Das nosse rem publicam ſteht an der Schwelle der 
Politit. Und das ift Schon recht ſchwer. Denn wenn e3 fid 
auch dabei um lauter Tatſachen handelt, jo ſind fie doch nur 
zum fleineren Zeil und ſelbſt dann in der Regel nur durch 

fehr umftändliche Prozeſſe feititelldar. Schon die elementarfte 
geſellſchaftliche Tatjache, die Volkszahl eines Staates, ift ohne 
den großen Apparat der Volkszählung nicht zu erkennen und 
ebenjo bedarf e3 einer reich entwicelten Statiftif, um nur die 
allerwejentlichjten Tatſachen der materiellen Erſcheinung des 
Gejellichaftszuftandes in ihren dimenfionalen Verhältniffen zu 
bejtimmen. 

Für die immateriellen Seiten des gejellichaftlichen Bu- 
ftandes gelingt aud) das nit. Der Staat3mann vermag 
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aus einer Parlamentsabftimmung zu entnehmen, ob er fi 
in einer beftimmten Anſchauung mit der Mehrheit in Überein- 
ſtimmung befindet, vielleicht auch aus einer politifhen Wahl 
auf die Stärke einer Partei zu jchließen; aber wie weit diefe 
Anſchauung, dieſe Parteigrundjfäge von großen Volksmaſſen 
geteilt werden, läßt ſich aus ſolchen Beobachtungen noch nicht 
erſchließen, ebenſowenig wie die ſogenannte Moralitatiftit aus 
der Tatjache, daß bei einem Volke mehr Eigentumsverbrechen, 
bei einem anderen mehr Bluttaten vorkommen, Thließen darf, 
daß das eine ein Bolt von Dieben, das andere von Tot- 
ſchlägern oder Raufbolden jei. 

Und do muß die Bolitif in der Analyje der Gejellichaft 
jo weit gehen, al3 da3 irgend möglich ift, bis zu den unterjten 
Einheiten gefellichaftlicher Gejamtheiten. An die Stelle exakter 
Maſſenbeobachtung tritt da, wo fie nicht möglich ift, intuitives 
Erkennen, das den wahren Staatzmann auszeichnet. Ein 
Staatsmann, der nit weiter blidt, als die Leuchte der 
Statiftit ihm die Welt erhellt, würde feiner Aufgabe wenig 
entiprechen; freilich noch weniger derjenige, der dieſes Licht 
verihmäht, wo es zur DVBerfügung jteht. Er gleiht dem 
Mann, der im Dunkel geht und nun beftändig Gefahr läuft, 
das Geſetz von der Undurhdringlichkeit der Materie an feinem 
eigenen Schädel zu erproben; denn auch die jozialen Maſſen 
haben alle Eigenjchaften des Dimenfionalen; jie find in einer 
gegebenen Größe und Stärke vorhanden, undurchdringlich, 
mit einer im Verhältnis zum Volumen ftehenden Bewegungs— 
energie. So bilden dieje ſozialen Maſſen immer aud) Schranken 
der Politik, über die fein Staatsmann ſich ungeftraft hinweg— 
ſetzen Tann. 

Und nun beginnt die zweite Etappe der Bolitit: die Welt 
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der gejellichaftlichen Tatjachen jo zu beeinfluffen, daß fie der 
Auffafiung des Staatsmannes don dem für den Staat beiten 
Zuftande entſpricht. Denn feine joziale Tatſache, jo feſt auch 
im Augenblice ihr Beſtand jein mag, ift jo unabänderlich, 
jo unzugänglih für menſchlichen Einfluß, wie die reinen 
Naturgewalten. 

Das eine ift hier jofort Kar: je tiefer die Urſachen eines 
joztalen Zuftandes Liegen, je mannigfacher oder komplizierter 
jte find, um jo weniger gelingt der Politif ein Einfluß auf 
denjelben. Die Kinderprämien der franzöfiichen Bevölkerungs— 
politik haben den Stillftand der Bevölkerungsentwickelung nicht 
zu bejeitigen vermocht; die Zudererportprämien haben die 
Zuderproduftion jehr lebhaft gejteigext. 

Will daher die Politif auf fomplizierte Zuftände der 
Gejelichaft einwirken, jo muß fie dem ganzen Urſachenſyſteme 
nachgehen, da3 fie hervorgebracht hat nd erhält. 

Das aber ift die Welt der Ideen, die fih in den Tat- 
ſachen der Gejellihaft ausprägen. Jedes Urſachenſyſtem eines 
beftimmten geſellſchaftlichen Zuftandes aber läuft in die 
großen mweltbewegenden geijtigen Strömungen aus, unter denen 
ſich ein Volk in beftimmter Zeit befindet. 

Auch dieſe geijtige Gejamtdispofition eines Volkes ift 
eine Tatjadhe, welche die Politik fennen und verftehen muß; 
auch fie iſt eine Schranfe der Politik und noch viel 
mächtiger wirkend, als jeder einzelne geſellſchaftliche Zuftand. 
Ein Berkennen dieſes „Geiſtes der Zeit“ ift in der Politik 
noch viel gefährlicher al3 eine Unkenntnis über konkrete 
Formen des Geſellſchaftszuſtandes. Staatsmänner, welche 
„der Herren eigenen Geiſt“ für den „Geiſt der Zeit“ aus— 
geben wollen, machen bald die Erfahrung, daß fie damit noch 
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viel weniger durchdringen, als durch die Materie dev jozialen 
Körper. 

Die Bedeutung diefer geiftigen Gejamtdispofition eines 
Volkes als Schranke der Bolitit kommt aber nit nur in 
der Weife zur Geltung, daß die Politik jih nicht in Wider- 
ſpruch zu ihr befinden darf; die großen Ideen einer Zeit find 
vielmehr zugleich die Prinzipien der Politik, welche eine fate- 
goriihe Notwendigkeit find. Eine prinzipienloje Politik it 
eigentlic” ein innerer Widerſpruch; nichts iſt ihr ficher als 
der Mißerfolg. 

Und doch fteht die Politik auch diefen Prinzipien nicht 
wie einem Fatum gegenüber. Sp mächtig fie auch jind, jo 
bieten fie doch der Politik beſtändig Angriffspunfte, an welchen 
fie ihre Macht bewähren kann. Zunächſt in ihren einzelnen 
Erſcheinungsweiſen, die auch bei unverändertem Anhalt doch 
fehr mannigfaltige Gejtalt annehmen fünnen und daher auch 
den Einwirkungen einer prinzipientreuen Politik unterliegen. 
So kann der Arbeiterfhuß, die Altersfürjorge, je nad) der 
Auffaffung der jozialen Parteien, jehr verſchiedene Geſtalt an- 
nehmen und doch in dem Grundjaße übereinjtimmen, daß die 
wirtihaftlih Schwachen durd die Mittel der Gejamtheit eine 
Hebung ihrer Lebenslage erfahren müſſen. Aber auch die 
foziale Grundftimmung in einem Volke ift dem Einfluffe der 
Politik nicht unbedingt entzogen. Denn auch fie ift ja, wie 
alles Leben in der Gejellichaft, bejtändig in Bewegung, an einem 
Punkte bereit3 veraltend, an dem andern neue Keime anjebend, 
aus denen eine Umbildung auch) der Prinzipien ſich langjam ergibt. 
Will aljo die Politik auf die einzelnen Tatjachen des Gefellihaft3- 
lebens gejtaltend, umbildend einwirken, jo muß fie tradhten 
die Urſachen zu verändern, welche ſie hervorgebracht haben. 
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Will fie aber auf die geiftige Gejfamtdispofition eines 
Bolfes, auf den Geijt der Zeit einwirken, jo muß fie nicht 
nur verjtehen, wie ex entjteht und worin ex befteht, fondern 
auch wie er ſich manifeftiert. In der Betätigung des Zeit— 
geiftes ıjt das Volk bejtändig an der Arbeit und der Staat 
mit ihm. | 

Diejer Prozeß ift zwar ein jehr Eomplizierter, ex jpielt 
ſich zunächſt in den tiefften Tiefen des menschlichen Seelen- 
lebens ab, aber ex läßt fich doch in jeinen Grundformen feit- 
ftellen. Die geſellſchaftlichen WVerhältniffe, unter denen die 
Menſchen leben, üben ununterbrochen auf das Denken und 
Empfinden einen Einfluß aus; fie erwecken Luft- und Unluft- 
gefühle, jeeliiche Reize, welche da3 zunächſt noch ganz un- 
beftimmte Verlangen weden, das eine feitzuhalten, das andere 
zu überwinden. Se gleichartiger nun dieſe geſellſchaftlichen 
Berhältniffe find, die auf die unter ihnen lebenden Menfchen 
einwirken, deſto einheitlicher, aljo auch Fräftiger werden die 
ſozialpſychiſchen Reize fein, welchen diefe Gruppen und Maſſen 
von Menſchen unterliegen. 

Bald erwacht auch das Bewußtfein diejer ſozialen Reize, 
nicht nur nach der jubjektiven Seite hin als Urteil über den 
ethiſchen Wert der jo gejchaffenen Zuftände, ſondern auch 
nach der objektiven Seite hin als Verſtändnis der gejellichaft- 
lichen Zuftände jelbit, melde die Duelle diefer ſozialen 
Reize find. 

So entjteht exit die praktiſche Sozialethik, welche auf die 
Berbejlerung der Gejelichaftszuftände ſelbſt gerichtet ift, nicht 
mehr bloß auf die Verbeſſerung der ſubjektiven Yuftände 
innerhalb der Gejellichaft. Und je allgemeiner dag Bewußt— 
fein wird, daß jeder im Staate, im Bolfe auf Schritt und 
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Tritt von der Geſellſchaft beftimmt wird, in die ex geftellt 
iſt, daß er jein Leben nur verbeſſern fann, wenn ex die Gefell- 
Ihaft verbeſſern Hilft, deito näher rüden die jubjettiven Ge- 
danten der Sozialethik an die objektiven jozialethiichen Probleme 
heran. Die Borjtellungen vom Werte und Unmwerte der ein- 
zelnen gejelichaftlichen Einrichtungen, unter denen die Menſchen 
leben, werden maſſiger, ſie verdichten ſich zu Volksſtimmungen, 
und das zunächſt noch ganz unbeſtimmte Verlangen, die Welt 
im großen oder im kleinen zu verbeſſern, erzeugt Spannungen 
in der Volksſeele, welche nach Auslöſung verlangen. Es liegt 
in der Luft, fagt der gefunde Menjchenverjtand, wenn ex diejen 
Zuſtand der folleftiven ſeeliſchen Reizbarkeit eines Volkes oder 
einer Maſſe überhaupt ausdrüden will. 

Und nun beginnt jenes taujendfältige Ringen nach neuen 
Iozialen Werten, die an die Stelle wertlos gewordener jozialer 
Einrichtungen treten jollen; die KRollektivzuftände des menſch— 
lichen Lebens, die als die Quelle aud) de3 jubjeftiven jozialen 
Lebens erkannt find, bilden fortan die Subjtrate für die Be— 
frebungen nad Vermehrung und Steigerung der Jozialen 
Werte. Eine ganze Skala folder Werte bildet ji) aus, von 
denen die einen bald mehr, bald wieder weniger erſtrebens— 
wert eriheinen, die aber im ganzen immer eine Bereicherung 
des Beltandes an Sozialwerten nicht bloß für dag ſubjektive 
Leben, jondern für das Leben der Gejamtheit fein jollen. 

Nichts unterjcheidet vielleicht die moderne Zeit jo jehr 
von der vergangenen als die Anſätze zu einer folleftiviftiichen 
Weltanihauung gegenüber der individualiftiih ſubjektiven, 
unter welcher wir Alteren aufgewachien find. Die modernen 
Verkehrsmittel und technifchen Fortſchritte Haben die Solida- 
rität der Intereſſen in weiten Kreifen enorm gefteigert. Das 
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ungewöhnliche Wachstum der Bevölkerung ſelbſt hat die Be— 
deutung des Individuums für die Geſamtheit empfindlich ab— 
geſchwächt. Nur unter den Geſichtspunkten ſozialer Ethik iſt 
trotzdem eine Steigerung der Wertſchätzung des Einzellebens 
erreicht worden. Ebenſo aber findet auch der wirtſchaftliche 
Egoismus jeine Befriedigung immer mehr nur in KRollektiv- 
verbänden. Jedermann weiß heutzutage, daß objektiv gegebene 
mächtige Tatſachen e3 find, welche den Preis eineg Meter- 
zentner3 Weizen, einer Tonne Befjemerftahl, einer Deviſe 
London beſtimmen; ein ſubjektives Werturteil des einzelnen 
über dieje Güter ift ohne Belang. Die ganze Summe gejell- 
ſchaftlicher Organijation, die ſpezifiſch ftaatliche inbegriffen, 
fommt in jedem jolchen objektiven Werturteile zum Ausdrucke. 
Darum jet auch jede wirtichaftspolitifche Reform Heute immer 
bei den Inſtitutionen ein und verläßt fich nicht mehr, wie 
im Beitalter des Jndividualismus, darauf, daß die freie Kon- 
kurrenz ſchon den richtigen Preis erzeugen erde. 

Bon den Aſſoziationen erwarteten die Landwirte wie die 
Handwerker, die Arbeiter wie die Unternehmer ihr Heil; faft 
Iheint ſchon die einſt jo heiß begehrte wirtjchaftliche Freiheit 
des einzelnen wertlos gegenüber der wirtjchaftlichen Macht, 
von welcher jeder durch die Aſſoziation fein Teil erhofft. 

Sa, der ganze Borftellungstreis, das Wollen und Wirken 
der Mafjen meift diefen Zug auf; neben dem individuellen 
Selbjtbewußtjein macht fi ein entwickeltes Klaſſenbewußtſein 
geltend und die allgemeinen Menſchenrechte jcheinen entwertet 
gegenüber den bejonderen Rechten, welche jede Klaffe, jede 
Gruppe von befonderen Sozialinterefjen beanspruchen. 

Im lebten Grunde find alle diefe Verfuche, neue und 
höhere Werte de3 jozialen Leben zu fchaffen, aus dem un- 
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befriedigenden Ergebnifje der individualiftiihen Ethik ent- 
ſprungen, alſo doch auch jelbft wieder Verſuche, eine höhere 
Stufe und einen reicheren Inhalt einer Sozialethik auszu— 
bilden, in der ſchließlich doch alles Gemeingefühl, jeder Gejamt- 
wille und jede auf die Gejamtheit gerichtete gefellichaftliche 
Tat münden. 

Und hier iſt denn auch der Punkt, an welchem die 
praktiſche Politik einjegen muß in ihrem Beftreben, die ganze 
geiftige Arbeit des Volkes auf ein gemeinfames oberſtes und 
im höchſten Maße exjtrebenswertes Ziel zu richten. 

Die Politik ſelbſt iſt praktiſche Sozialethik. Will fie 
nicht abdizieren, jo muß ihre Aufgabe beftändig darauf ge- 
richtet jein, die Evolution der ſozialethiſchen Strömungen im 
Bolfe fo zu beeinflufien, daß immer mehr joziale Werte ge- 
Ihaffen werden und daß die Skala diefer Werte immer mehr 
ausgebildet wird, bi3 fie ſchließlich im Staate mündet. 

Das erreicht die Politik in erjter Linie dadurch, daß fie 
an ihrem Teile dazu beiträgt, das joziale Leben mit 
Gedanken, Aufgaben und Zielen zu bereihern, melde 
erjtrebenstwert erjcheinen. Die Förderung aller Axt Yegitimen 
gejelfchaftlichen Wirkens ift ein wichtiges Mittel der Politik; 
die Verfümmerung des jozialen Lebens, Mangel an Snitiative 
und Unterdrüdung momentan unbequemer Strömungen find 
immer politiihe Fehler. Sie erzeugen Monotonie und In— 
differentismus, eine gewiſſe Ode im gejelichaftlichen Leben, 
welche die Menſchen dann nur allzuleicht ungefunden Ten— 
denzen zugänglich macht. 

Bequemlichkeit, Gedanfenlofigkeit, auch blafje Furcht 
weiſen der Politik oft andere Wege; es ſcheint zweckmäßiger 
und einfacher, nur mit wenigen politiihen Problemen zu tun 
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zu haben, als einer unüberjehbaren Fülle immer neuer, 
gärender Strebungen gegenüber geftellt zu fein. 

In leßter Linie erwächſt aber dem Staate aus einer 
ſolchen Bolitit doch mehrfaher Schaden. Die freie Vereinz- 
bildung, die Koalitionen, die Kartelle und Gewerkichaften find 
doch lauter Verſuche, neue Organe jozialen Wirkens zu Tchaffen, 
durch welche die Leiftungsfähigkeit der Geſellſchaft gefteigert 
werden jol. Dur ihre Unterdrüdung benimmt ſich die 
Politik jelbjt die Möglichkeit, auf eine dem Ganzen fürder- 
liche Entwickelung diefer jozialen Organbildung einzuwirken; 
der Staat entwertet jich ſelbſt in den Vorſtellungen jeiner 
Bürger, wenn er jich nicht geeignet erweiſt, ihre jozialen Be— 
ftrebungen zu pflegen und zu leiten; die Politif darf ſich 
dann nicht wundern, wenn die joziale Organbildung ſchließlich 
Wege einjchlägt, welche fih von den gejamtjtaatlihen Auf- 
gaben und Zielen immer mehr entfernen. 

Diejer joztalen Grundſtrömung der wirtichaftlichen Organ- 
bildung trägt die moderne joziale Politik insbejondere dadurch 
Rechnung, daß fie auf allen Gebieten des wirtſchaftlichen 
Lebens Aifoziationen befördert oder jelbft hervorruft. Sie 
fteht damit in deutlihem Gegenfate zu der Zeitftrömung des 
wirtſchaftlichen Individualismus, der die älteren überlebten 
Formen der Zivangsverbände, wie fie die ftändiiche Gejell- 
ihaftsordnung dem 19. Jahrhunderte überliefert hatte, be= 
jeitigt, aber e3 verabjäumt hatte, moderne, dem joztalen Be— 
dürfniffe unferer Zeit angepaßte Organifationen für Die 
gleihartigen Intereſſen der einzelnen gejelichaftlichen und 
bejonder3 wirtihaftlichen Gruppen des Volkes an ihre Stelle 
zu jeßen. | 

Damit ſchafft nun die moderne joziale Politik zunächit 
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allgemeine Vorausſetzungen einer gefteigerten Wirkſamkeit 
der einzelnen Volkskreiſe im Dienfte der Allgemeinheit, des 
Staates im ganzen. Dieſe allgemeine Aufgabe jozialer Po— 
litik, das Geben des Volkes mit gejelichaftlichen Gütern zu 
bereichern, verlangt aber auch eine befondere, Konkrete Aus— 
bildung in den einzelnen lokalen und Intereſſenkreiſen der 
Gejellichaft. 

Diefe Anregung und Förderung zeitgemäßer gejellichaft- 
licher Beftrebungen wird eine umfichtige Politik daher ing- 
befondere au) für die Provinz im Auge behalten müfjen. 
Die wenigen großen Zentren des öffentlichen Lebens leiden 
ohnehin an einer gewiſſen Hypertrophie ihres ſozialen Zu- 
ffandes, dem gegenüber das gejellfchaftliche Leben in den 
Eleineren PBrovinzftädten geradezu eine gewiſſe Hde aufweiſt 
und an einer unverfennbaren Sterilität künſtleriſchen, wiſſen— 
ſchaftlichen und kulturellen Wirkens krankt. Durch vielſeitige 
und kräftige Impulſe, welche die Politik gerade dem ſozialen 
Leben der Provinzſtädte gibt, weckt ſie tauſendfältig latente 
Kräfte und ſtellt ſie in den Dienſt allgemeiner kultureller 
Intereſſen, während die großſtädtiſche Bevölkerung der Über- 
fülle jozialer Impulſe vielleicht ſchon gar nit mehr ge- 
wachſen ift. | 

Auch auf das ganze politifche Leben kann der Staat einen 
ungleich größeren Einfluß gewinnen, wenn er vor allem in 
den PBrovinzjtädten der Bevölkerung anfchaulicher, wertvoller 
und begehrensiwerter gegenübertritt. Nicht nur die Groß⸗ 
ſtädte, auch die Provinzſtädte brauchen ihre Galerien und 
Muſeen, ihre Theater und Muſikinſtitute, ihre Bibliotheken 
und wiſſenſchaftlichen Anſtalten, durch welche der Staat auf 
das Geiſtesleben der Nation einwirkt, Die reichen Verkehrs— 
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mittel unjerer Zeit erleichtern auch weithin eine politifche und 
adminijtrative Dezentralifation, wodurch die Gegenfähe der 
Großſtadtpolitik und Provinzpolitit weſentlich gemildert 
werden können. Mit jeder Anftitution, die der Staat einer 
Provinzitadt jhafft, erwirbt ex eine feſte Pofition mehr in 
dem weiter Bereiche gefellfehaftlichen und politifchen Empfindens 
und Schaffens; ja er befämpft damit auch wirkſam den ein- 
feitigen Provinzgeift, joweit ex dem Ganzen jchädlich werden 
fönnte. Und ex emanzipiert fich damit zugleich von dem ein- 
feitigen Einfluß einer großftädtifchen Sozialpolitif, die ſich 
Ihon wiederholt in Gejeßgebung und Verwaltung in geradezu 
terroriftiicher Weile bemerkbar gemacht hat. 

Es darf dabei auch nicht Überjehen werden, daß e3 
ihon in der geiellfchaftlichen Naturanlage der Menfchen be- 
gründet it, ihr Wirken für das Allgemeine zunächſt immer 
in Iofaler Bejhränfung zu betätigen. Umſomehr fuchen 
in unferer Zeit ſtarker imprejfioniftiicher Reize die ſozialen 
Strömungen ſich auf dem jinnlic) näher liegenden Iofalen 
Boden in Taten umzufegen. Die Efala fozialethiicher Werte 
feßt immer bei den unteren gejellfehaftlihen Zuftänden ein, 
welche auch der rein finnlihen Wahrnehmung leicht faßbar 
und in ihrem Verhältniffe zu anderen Gütern des allgemeinen 
gejellichaftlichen Bereiches leicht zu überbliden find; nur in 
geijtig entwicelteren Kreifen des Volkes, die auch der Wert- 
ſchätzung abftrafter Ideen ſchon zugänglih, mit weiterem 
Geſichts- und Intereſſenkreiſe ausgeftattet find, werden jolche 
engbegrenzte joziale Werte durch allgemeinere, aber nur dureh 
Reflerion erkennbare Werte mehr in den Hintergrund ge- 
drängt. | 

Gilt das zunächſt zweifellos für das allgemein kulturelle 
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Wirken, ſo bewährt ſich derjelbe Gedanke auch auf dem 
eigentlich politiichen Gebiete. Dem gemeinen Manne fteht 
die Gemeindeverwaltung ungleich näher als die Verwaltung 
des Staates und er ftellt fein beſtes Wollen und Können 
taujendfältig in den Dienft einer lokalen Genofjenschaft, 
bevor er nur in die Lage kommt, in dem Parlamente oder 
in einer das ganze Reich oder da3 ganze Land umfpannenden 
Körperichaft ſich für die Allgemeinheit zu betätigen. 

Aus diejer jelben jozialethifchen Grundftimmung heraus, 
welche zu gemeinnüßigen Taten in der Iofalen Sphäre reizt, 
entjpringt dann aber auch das Werlangen, die jozialen 
Inſtitutionen ſich auswirken zu laſſen, frei und unbehindert 
von den Intereſſen, welche größere aber fernerftehende Kreije 
in fie hineintragen möchten. 

Selbftverwaltung, innere Autonomie ftrebt jede 
ſoziale Gemeinſchaft an, welche Aufgaben des gemeinen Wohles 
freiwillig ſich geftellt oder übernommen hat. Jede unnötige 
Einmiſchung oder Bevormundung durch die Politik ſchwächt 
zunächſt das Bewußtſein der eigenen Verantwortlichkeit, 
dann den Eifer und die Tatkraft, Schließlich auch den Glauben 
an den Wert der Inſtitutionen jelbft. Damit aber zertört 
die Politik ungezählte Reihen jozialer Werte, welche das Volt 
aus ſich ſelbſt gejchaffen und bereitwilligſt in den Dienft der 
Geſamtheit, aljo auch des Staates geftellt Hat. 

Gerade von diefem Standpunkte einer möglichft reichen 
Entfaltung der Selbjtverwaltung aus darf freilich nicht über- 
jehen werden, daß öffentliche Aufgaben ebenjo unbedingt und 
jahgemäß erfüllt werden müſſen, mögen fie nun den Händen 
jogenannter autonomer Körper anvertraut oder von ftaat- 
lihen Behörden übernommen fein. Darım kann der Staat 
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auf die Aufſicht über die Selbſtverwaltung nicht verzichten. 
Eine völlige Preisgebung öffentlicher Aufgaben an die Selbſt— 
verwaltung würde eine Entwertung des Staatsſchutzes be— 
deuten, der allen öffentlichen Intereſſen zu teil werden ſoll. 
Die Staatsaufſicht über die Selbſtverwaltung ſoll dagegen 
den Wert derſelben ſteigern, indem ſie ihre ſachgemäße Funktion 
zu jeder Zeit gewährleiſtet. 

Wenn ſie allerdings dafür keine anderen Mittel anzu— 
wenden weiß, als gelegentlich einmal einen unbequemen Land— 
tag aufzulöſen oder einer liederlichen Gemeindeverwaltung 
einen Regierungskommiſſär an den Hals zu ſetzen, ſo wird 
das weder dem Preſtige der Politik noch dem Werte der 
Selbſtverwaltung förderlich ſein. Eine gute Politik muß 
dafür ſorgen, daß es nicht ſo weit kommt. 

Auch das Leben der politiſchen Parteien hat unter 
dem Einfluſſe dieſer ſozialethiſchen Grundſtimmung eine gründ— 
liche Veränderung erfahren. Die Zeiten der großen politiſchen 
Parteien, in welchen die prinzipiellen Gegenſätze des politiſchen 
Fühlens und Denkens auf eine einfache Formel gebracht 
waren, ſind vorüber. Je reicher dasſelbe an ſeinem Inhalte 
wurde, je ſtärker die Reize wurden, die von der Mannig— 
faltigkeit geſellſchaftlicher Zuſtände auf das ſoziale Empfinden 
ausgingen, deſto weniger reichten ſolch einfache Formeln 
politiſcher Grundſätze für die praktiſche Betätigung politiſchen 
Sinnes aus. An dieſer grundſätzlichen Anderung des Volks— 
geiſtes gingen die alten großen Parteien zugrunde. Sie ver— 
loren zuerſt an Grundſätzen, indem ſie den immer mehr an— 
ſtürmenden politiſchen Forderungen durch Modifikationen und 
Abſchwächungen ihres Programms gerecht zu werden trachteten, 
bis ſchließlich dieſes Programm ſo unbeſtimmt, ſo ee 
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ar, daß e3 feine Anziehungskraft mehr ausübte, fein Zu- 
trauen mehr fand bei den vielen Fleinen politiihen Kreijen, 
die fie früher unter ihren Fahnen verjfammelt hatten. Fort— 
währende Kompromifjfe, um den alten Beitand wenigſtens 
annähernd zufammenzuhalten, brachten fie um Anjehen und 
- Einfluß. 

Schließlich jahen ſich die großen politiihen Parteien ge- 
nötigt, um ihre Anziehungskraft wieder zu verſtärken und den 
Boden nicht gänzlich zu verlieren, ihr Programm zu verein- 
feitigen, Barteigrundfäße aufzuftellen nad) dem Geſchmack der 
am wichtigſten icheinenden politiiden Gruppen. Damit aber 
verloren die großen politiichen Parteien exit vet ihren Halt, 
indem ſie einerjeit3 Diejenigen vollends abjtießen, welche 
gerade mit diefer einfeitigen Richtung der Partei nicht ein- 
verftanden waren, und indem ſie anderfjeit3 auf das Niveau 
politiicher Fraktionen herabitiegen. Denn eine große politifche 
Partei kann auf die Dauer immer nur eine joldhe Partei 
fein, welche ein allgemeines, die Fragen des öffentlichen 
Lebens einheitlih und erſchöpfend erfafjendes Programm hat; 
jede große politiiche Partei muB darin vor allem ihre Fähig- 
feit erweiſen, die Politik des Staates nad) allen ihren ' 
Richtungen zu beftimmen, ohne fie in eine einjeitige —— 
ſtrömung zu treiben. 

Das Verhalten der praktiſchen Politik des Staates gegen— 
über dieſem gärenden Leben der politiſchen Parteien unterliegt 
noch immer einer ſehr verſchiedenartigen Beurteilung. Zwar 
die aus dem Mutterlande des Parlamentarismus abgeleitete 
einfache Formel, daß die ſtaatliche Politik die Politik der 
Majorität der Volksvertretung ſein ſoll, iſt mit dem Verfalle 
der großen politiſchen Parteien ſelbſt hinfällig geworden. 
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Aber auch das entgegengeſetzte Axiom, daß die Politik 
des Staates unparteiiſch ſein, über den Parteien ſtehen ſoll, 
gilt vielfach als eine Unmöglichkeit. Parteiloſigkeit ſei Grund— 
ſatzloſigkeit, alſo politiſch unmöglich, weil ja mit der An— 
erkennung einer ſozialethiſchen Grundſtimmung des Volkslebens 
Grundſätze ſelbſt ſchon gegeben ſeien, deren Mißachtung nur 
zum Schaden der Politik ſelbſt ausfallen könne. Eine Politik 
ohne Grundſätze ſei aber auch im Widerſpruch mit der Ethik, 
welche ja eben auf der höchſten Wertſchätzung der oberſten 
Güter des Volkes beruhe. Gerade die differente Wertſchätzung 
der Güter, welche das Volk im Staate und durch den Staat 
erringen will, drückt ſich in den Parteiprogrammen aus, 
daher müſſe ſich auch die Leitung der ſtaatlichen Politik für 
ein jolches Programm entſcheiden, alſo mit einer Partei über— 
einftimmen. 

In dieſem Gedantengang liegt zweifellos der richtige 
Kern, daß feine Politik — jo wenig wie etwa die Wiſſen— 
Ihaft — vorausjegungslos an ihre Aufgabe herantreten 
kann; fie wird von ihrem Standpunkte aus fi) darüber 
entſcheiden müſſen, welches Barteiprogramm mit ihrem eigenen 
die meiften. Berührungspuntte, die wenigſten Gegenſätze ent- 
hält. Und es ift jelbjtverjtändlich, daß die Regierung infolge- 
dejjen auch mit einer Partei nähere Beziehungen unterhält 
als mit der andern. Aber fie muß fi do — da fie vor 
allem die allgemeinften Intereſſen der Staatsgeſellſchaft im 
Auge Hat — die jelbftändige Wertſchätzung der in jedem 
Parteiprogramme enthaltenen politiihen Boftulate offen halten 
und danach den Abjtand bemefjen, der zwijchen ihr und den 
einzelnen Parteien beſteht. 

Sp entjteht der landläufige Gegenja von Regierungs— 

g* 
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parteien und Oppofition, in welchem aber das mögliche Ver— 
hältnis der Regierung zu den Parteien keineswegs erſchöpfend 
ausgedrückt tft. 

Denn nur in anormalen Zeiten ſpitzt ſich dieſer Gegen- 
ja jo zu, daß alle Parteien nur dag eine oder daß andere 
find: blinde Gefolgihaft und unbedingte Gegnerſchaft. 

In normalen politifchen Verhältniffen wird diejer Gegen- 
fat durch zahlreiche Übergänge vermittelt. Auch in den Pro— 
grammen jogenannter Oppofitionsparteien iſt vieles enthalten, 
was fich mit dem Programm der Regierung berührt oder von 
diefer als wertvolle Anregung angejehen wird. 

Da liegt e8 doch durchaus innerhalb des Aufgabenkreifes der 
Regierung, ſolchen Parteien entgegenzutommen und ihnen die 
Erreichung diejer Zielpunkte zu erleichtern. Ja es Tann als 
ein beſonders geſchickter Zug der praftifhen Politik gelten, 
Oppofitionsparteien an der Durchführung joldder Ziele praktiſch 
zu engagieren und fie jo auf einem Gebiete feit zu verantern, 
das ihnen mit der Regierungspolitif gemeinjam it. 

Da die Regierung für ein ſolches Entgegentommen in der 
Regel wohl eine Gegenleiftung erwartet, begibt fie ſich damit 
allerdings auf den berüchtigten luogo di traffico, dejjen Be— 
vehtigung in dem bezeichneten Sinne ‚wohl nicht bejtritten 
werden kann, jo verwerflich auch die Preisgebung jtaatlicher 
Intereſſen um augenblidlicher Burteile willen ift. 

Aber auch abgejehen davon wird die Regierung eine An- 
näherung der Parteien aneinander und an ihr eigenes Pro- 
gramm immer als erſtrebenswert anjehen. Das hierfür ebenſo 
oft angewendete wie befämpfte Meittel durch Gewinnung von 
Zufalls- oder Augenblidsmajoritäten gewiſſe Ziele der Regierung 
durchzufegen, ift in der Tat ein zweijchneidiges Mittel. Es 
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hilft der Regierung in der Regel nur über augenblicliche 
Berlegenheiten hinweg, ftiftet aber andauernd großen Schaden ; 
Barteien und Negierung werden dadurch) demoraliſiert 
und jede Kontinuität der Gejekgebung geht verloren; jede 
nachfolgende Abftimmung kann im Widerſpruche zu einer 
vorhergehenden jein und jo zu einer Gelbitvernidhtung 
führen, einem Kronos gleich, der feine eigenen Kinder ver- 
ichlingt. 

Weſentlich anders ift freilich die Sachlage, wenn eine 
Regierung bei dem Mangel feiter großer Parteien den wieder: 
holten Verſuch unternimmt, Parteien zu einer übereinjtimmen- 
den Haltung in konkreten politiihen Fragen zu veranlaſſen, 
in welchen fie ohnehin eine gewiſſe Verwandtſchaft ihres 
politiihen Programms aufmweilen. Dann kann die Bildung 
eirer Majorität ad hoc ein wertvolles Mittel werden, um 
die Übel einer großen Parteizerſplitterung zu vermindern, ja, 
bei Wiederholung in analogen Fällen, jogar zur Ausgejtaltung 
eines homogenen Programms in den wichtigiten politijchen 
Fragen führen. 

Auch der gewifjermaßen als Gegenjtük folder Politik 
auftretende Fall der Eprengung einer großen Partei unter 
dem Einflufje der Regierung fällt nicht ohne weiteres außer 
den Rahmen einer legitimen PBolitif. Nur darf man nicht 
glauben, daß jolches leichter Hand gelingen kann, wenn nicht 
die Partei bloß mehr äußerlich durch Traditionen und perſön— 
liche Rücfichten zufammengehalten, innerlich aber jchon zer- 
Hüftet und für tatfräftiges Wirken ſchon unbrauchbar ge- 
worden ift. Aber ſelbſt dann ſetzt der Erfolg einer joldhen 
Politit voraus, daß die Regierung neue und nun höher be— 
wertete Ideen und Ziele in die durch) Sprengung entjtehende 
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Parteibeiwegung hineinzutragen vermag, um mit ihrer Hilfe 
einer neuen, der ſozialethiſchen Grundftimmung entjprechenderen 
Parteigruppierung die Wege zu ebnen. Eine frivole Zerftörung 
des bejtehenden politiihen Parteigefüges, bloß um ‚leichter 
herrichen zu können, würde dagegen nur allauleicht unnatürliche 
Koalitionen hervorrufen, welche der Regierung die angejtrebte 
Machtfülle aus den Händen winden, um fie jelbjt aus— 
zuüben. 

Ob nun in unjerem Zeitalter eine Umbildung der politifchen 
Parteien im Geiſte kollektiviſtiſcher Weltanihauung fi) vor— 
bereitet, ıft nach dem Gejagten wohl eine müßige Trage. In 
dem MBarteileben unſerer Tage iſt diefe Bemwegungstendenz 
Ion unverkennbar vorhanden. Aber noch find diefe jozialen 
Smpulfe nicht mächtig, die jozialethiiche Wertung ihrer Ziele 
nicht deutlih genug zum Bewußtjein gefommen, und Die 
Skala der jozialen Werte nicht hinreichend ausgebildet, um 
fih einheitlih in den politifhen Programmen der Parteien 
auszuprägen. Noch ragen in unjere Zeit Gegenſätze aus der 
Epoche des politiihen Individualismus herein; Rafjengegen- 
ſätze und andere auf den mehr ſinnlichen Impulſen des 
Geſellſchaftszuſtandes aufgebaute Antithejen überwuchern noch 
das Empfinden für den unendlich höheren Wert einer voll— 
kommeneren ſozialen Ordnung unſeres Rechts- und Wirt— 
ſchaftslebens. Aber doch vollzieht ſich ununterbrochen vor 
unſeren Augen die Umwertung der politiſchen Parteien im 
Sinne einer ſozialen Politik, deren oberſte Grundzüge heute 
ſchon weniger Unterſchiede aufweiſen, als die Zerſplitterung 
der Parteien und die Vielgeſtaltigkeit ihrer — 
eigentlich vermuten läßt. 

Und damit iſt nun auch ſchon das oberſte Ziel der 
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jozialen Politik in ihrem Berhältniffe zu den politiichen 
Parteien berührt. Auch die politiichen Parteien und ihre 
Programme find ſozialethiſche Tatſachen, welche zugleich 
Schranken der Politik bilden. Aber wie alles gejellichaftliche 
Leben, jo find auch fie in bejtändigem Fluſſe, einer Umbildung, 
einer Steigerung ihres Wertes zugänglid. Für den Staat3- 
mann, der ein Bildner des Volksgeiſtes jein ſoll, jind fie 
Gefäße, deren Inhalt durch fortwährende Entwidelung zu 
den höchiten Gemeingütern eines Volkes veredelt werden joll. 
Sn den Niederungen der materiellen und Iofalen Intereſſen 
tann da3 vielgeftaltigjte Parteileben Nuten jtiften, latente 
Kräfte freimachen und zu gemeinnüßigen Taten führen. Auf 
den höheren Stufen politifhen Wirken: können Parteien 
fozialer Selbfthilfe, jozialer Staat3hilfe, jozialer Demokratie 
nebeneinander, und ohne fih gänzlich) auszujchliegen, dem 
Ganzen förderlich werden. In diefer Sphäre fommen aud) 
die Gegenjäße der Autonomie und des Zentralismus, der 
Nationalitäten und Konfeſſionen mehr nur al3 Sradunterjchiede, 
denn als fich gegenfeitig ausfchließende oberjte Prinzipien der 
jozialen Politif zur Geltung. Auf den höchſten Höhen des 
politiiden Lebens, wo der Beitand, die Ehre und die Kultur 
de3 Staates in Trage fteht, fol e3 überhaupt feinen Gegen- 
fa der Parteien geben. Das ift die höchſte Aufgabe der 
praftiihen Politik, daß jie all den taufendfachen Strömungen 
und Strebungen de3 gejellichaftlihen Geijtes Liebevoll nach— 
geht, überall das Einigende pflegt, das Trennende begrenzt, 
das Allgemeine neben dem Bejondern zum Bewußtjein bringt 
und dem Staatsgedanfen, der zugleich der Kulturgedante ift, 
die oberite Stelle in der Skala der fozialethiihen Werte er- 
ringt. Das erreicht fie nicht mit janften Worten, nicht mit 
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rauher Gewalt, aber auch nicht mit Tchablonenhafter Aus— 
übung der Staatsgewalt. Anſchaulich greifbar will vor allem 
unjer imprefftoniftiiches Zeitalter den Staat vor Augen fehen, 
dem es die höchſte Wertung in feinen jozialen Empfindungen 
zuerfennen jol. Seine Unentbehrlichkeit, jeine relative Vor— 
züglichfeit, feine Überlegenheit über alle anderen Formen menſch— 
licher Gemeinschaft muß täglich überzeugend vor Augen treten 
in dem Wirken der ganzen Beamtenjchaft, in den Inſtitutionen 
des Friedens und des Krieges, in Kunft und Religion. 

Dieſes Wirken mit den Mitteln des Staates bildet Die 
eigentliche Meifterichaft de Staatgmannes; mit ihm kann ex 
das höchſte Ziel der Politik erreichen: ein Volk, deffen un- 
endlicher Reichtum gejelichaftlihen Wirkens auch dem Staate 
zur unverfiegbaren Quelle kultureller und politiiher Kraft 
wird, erfüllt mit einer reich entwicelten jozialen Ethik von 
unwiderſtehlicher Kraft, die im Staate jelbit das unerxbitt- 
liche höchſte fittliche Gebot erblickt. 


3. 
Lorenz bon Stein. 


Gelejen in der Sitzung der k. k. ftatiftifchen Zentral-Rommiffton vom 29. Oktober 
1900. (Statiftifhe Monatsſchrift. XVI. Sahrg. 1890. ©. 428 ff.) 





Mit der Univerfität, welche Lorenz dv. Stein zu ihren 
hervorragenditen Mitgliedern gezählt hat, mit der ganzen ge- 
lehrten Welt, welche in ihm einen bahnbrechenden Meifter 
verehrt, mit dem Baterlande, dem er jo erfolgreich und 
treu gedient hat, betrauert auch die ftatiftiiche Zentral: 
Kommilfton den Berluft diejes unvergleichlichen Gelehrten, 
der jeit ihrer Errichtung im Jahre 1863 ununterbrochen ihr 
außerordentlihes Mitglied gemejen if. Wie er der im 
diefer Wahl gelegenen Auszeichnung vor allen würdig war 
dur die Univerjalität jeiner ſtaatswiſſenſchaftlichen Auf- 
faffung und die auch im Detail vollfommene Beherrichung 
der verjchiedenen Gebiete des Staats- und Volkslebens, fo 
hat ihn eben dieſe Vielſeitigkeit und wiſſenſchaftliche Ein- 
heitlichfeit jeines Standpunftes auch) in der Folge für die 
Aufgaben der ftatiftifchen Zentral-Kommiſſion wertvoll ge- 
macht. Hat er auch an den laufenden Gefchäften derjelben 
wenig aktiven Anteil genommen, jo hat er fih doch bei 
jeinen wijjenfchaftlichen Arbeiten bejtändig mit den Auf- 
gaben der Zentral-Kommiſſion berührt, und reiche Anregung 
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iſt auch auf ſie von ihm ausgegangen. Bildet es ja doch 
gerade die charakteriſtiſche Eigenart ſtatiſtiſcher Arbeit, daß 
ſie die ganze Fülle und den Geſtaltenreichtum des öffentlichen 
Lebens, wie ſie aus den Erhebungen der realen Zuſtändlichkeit 
ſich darſtellen, ſchon für die Vorbereitung dieſer Erhebungen 
gleichſam intuitiv mit ihrer ganzen Kaſuiſtik überſchauen und 
dann die komplexen Erſcheinungen des tatſächlichen Lebens 
auf ihre einfachſten Grundformen und einheitlichen Vorgänge 
im Wege der Analyſe zurückführen muß, um ſchließlich durch 
die zeitliche und räumliche Verbindung des Gleichartigen, 
durch die Feſtſtellung der verbindenden und der trennenden 
Glieder der ganzen Erſcheinungsreihe zur Syntheſe der Geſell— 
ſchaft und ihrer Lebensäußerungen aufzuſteigen. 

Für ſolche Aufgaben aber war gerade Steins Staats— 
wiſſenſchaft immer aufs neue eine reiche Quelle von An— 
regungen; Stein war kein Statiſtiker, der ſelbſt Hand an— 
gelegt hat an die Vorbereitung von methodiſchen Erhebungen 
zur Feſtſtellung der Maſſenerſcheinungen des geſellſchaftlichen 
Lebens; ſeine Arbeit war es nicht, homogene Geſamtheiten 
von Individualfällen aus der konfuſen Maſſe der Be— 
obachtungen ſäuberlich aufzuſtellen und ihre Beziehungen zu 
anderen, ihre Funktionen für das Ganze in mühſamem Kalkul 
aufzuſuchen. Aber er war ein Pfadfinder der Statiſtik, der 
immer neue Geſtaltungen und neue Beziehungen der geſell— 
ſchaftlichen Maſſen entdeckte und damit zur Statiſtik auf— 
forderte, der in das Dunkel der Kauſalität mit geiſtreichem 
Blitze hineinleuchtete und der Statiſtik die Richtung anzeigte, 
in welcher ſie ihre Unterſuchung zu führen habe. 

Wohl hatte die Statiſtik allen Grund, dieſer Leuchte nicht 
blindlings zu folgen; die ſozialen und ſtaatlichen Kategorien, 
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welche ex aufjtellte, hielten vor der jorgfältigen ftatiftifchen 
Analyſe des Lebens ebenfowenig immer Stand, wie Stein 
hiftoriihe Kategorien vor der Analyje quellenmäßiger Geſchichts— 
forſchung; der urſächliche Zufammenhang der Erjcheinungen, 
wie ihn Stein mit jchöpferiicher Phantafie heritellte, war 
oft weſentlich verjchieden von dem, was jich als letztes Er- 
gebnis jpezieller Unterſuchungen darftellte. 

Aber immer ftrömte doch das Licht, das vom Stein schen 
Geijte auf die dunklen Gebiete der Staat3- und Gefellichafts- 
wiſſenſchaft fiel, von einem höheren Standpunkte aus; es 
war fein Srrlicht, das aus trüben Boden froh. Und darum 
war auch) die Statiſtik ſtets veranlaßt, jeines Geiftes Strahlen 
achtſam zu verfolgen und in immer erneuter Prüfung ihm 
auch dann gerecht zu erden, wenn fie widerſprach. Und 
mehr Gerechtigkeit nahm auch der bei allem Selbftbewußtfein 
doch bejcheidene Mann nicht in Anſpruch; er wollte nicht 
unfehlbar jein, aber er wollte anerkannt wiſſen, daß da3, 
was er erdachte und erforjichte, doch auch wert jei, zum Aus: 
gangspunkte weiterer Denker- und Yorjcherarbeit zu werden. 

Geboren am 15. November 1815 in Borby, einem Dorfe 
bei Edernförde im Herzogtume Schleswig, verbrachte Stein 
feine erſte Jugend an einer Militärerziehungsanftalt und an 
dem Gymnafium in Flensburg, bezog im Sahre 1835 die 
Hochſchule in Kiel, 1837 jene in Sena, an welcher er vor- 
wiegend philoſophiſchen und juridiichen Studien oblag. Nach 
abjolviertem NRechtsjtudium ging er 1839 nad) Kopenhagen, 
wo er in der jchleswigholfteiniichen Kanzlei eine Anftellung 
erhielt. Doc) wendete er ſich alsbald zu feiner weiteren 
wiſſenſchaftlichen Ausbildung wieder der Univerjität zu, pro- 
movdierte 1840 in Kiel zum Doktor der Rechte und fchlug 
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darauf für längere Zeit feinen Wohnfi in Paris auf, wo 

ex ebenfo intenfiv gelehrte, befonders rechtsgeſchichtliche Studien 
betrieb, wie er dajelbft an der Brutftätte des Sozialismus 
den Anſchauungen und leitenden Ideen desjelben bis auf jeine 
legten Wurzeln im lebendigen Kontakte mit dem Bolfsleben 
ſelbſt nachging. Im Jahre 1846 erfolgte feine Ernennung 
zum außerordentlihen Profefjor an der Univerfität Kiel; 
aber bald führte die Erhebung der Herzogtümer gegen Däne- 
mark den Gelehrten wieder auf da3 Forum. Wie er ji an 
der Schrift der Kieler Profefforen über das Succeſſionsrecht 
in den Herzogtümern beteiligt hatte, nahm er auch in der 
Folge den tätigften Anteil an der politifchen Bewegung jeiner 
Heimat, vertrat als Delegierter der proviſoriſchen Regierung 
die Sache der Herzogtümer in Paris, wo er während des 
Juniaufſtandes 1848 fi) aufhielt, und wurde nad) jeiner 
Rückkehr in den Landtag gewählt. Als aber im Jahre 
1850 die dänische Herrichaft in den Herzugtümern wieder her- 
geitellt wurde, büßte Stein mit noch acht anderen Profeſſoren 
der Kieler Univerfität das offene und entjchiedene Eintreten 
für die Selbftändigfeit der Herzogtümer mit dem Verluſte 
der Lehrkanzel. Dennoch blieb er in Kiel, fortan ausſchließ— 
lich mit ftaatswifjenichaftliden Arbeiten beſchäftigt, in der 
Hoffnung, an einer anderen Univerfität eine Stellung zu er- 
halten, wozu fih auch mehrmals gegründete Ausfichten er— 
öffneten. Als ſie ſich aber troßdem nie verwirklichten, jah 
Stein ſich genötigt, in Öfterreich fein Glück zu verſuchen, 
wohin ihn perſönliche Beziehungen und warme Empfehlungen 
führten. Und in der Tat gelang es ihm bald, fi} hier eine 
Polition zu verihaflen, indem ex in dem Finanzminijter 
Brud eine fongeniale Natur fand, die, Steins Wert und 
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Bedeutung ermefjend, auf jeine Berufung an die Univerfität 
Wien einen maßgebenden Einfluß ausübte. Von 1855 an- 
gefangen wirkte Stein an der exrjten Hochſchule des Reiches 
als Lehrer der Staatswifjenfchaften bis zu feiner Verſetzung 
in den bleibenden Ruheſtand (1888) ununterbrochen, un- 
ermüdlih und in glänzender Weile. In dag praktische 
politifche Leben hat ex fi), von den erften Jahren feines 
Wiener Aufenthaltes abgejehen, faft nie mehr eingelafjen; 
dem praktiſchen Gejchäftsleben ftand er eine Zeitlang, in3- 
bejondere im Eiſenbahn- und Aktiengeſellſchaftsweſen, nahe, 
und jehr wechjelvolle Schiefale find ihm auf diefem Boden 
erwachſen; aber unwandelbar war jein Eifer, wie jein Erfolg 
im weiten Bereiche der Wiſſenſchaft, die ihm nicht nur ihre _ 
höchſten äußerlichen Ehren zollte, jondern auch den Preis der 
Meiſterſchaft in der fruchtbaren Rezeption feiner fundamentalen 
Lehren nicht vorenthalten hat. Trotz längerer Kränklichkeit 
von jeltener geiftiger Friſche, lernbegierig bis zum letzten 
Augenblicke wie ein Yüngling, ſchaffend und wirkend, wie in 
volliter Manneskraft, jtarb der bald 75jährige Greis noch 
viel zu früh den Seinen, der Willenichaft und dem Bater- 
lande, am 23. September 1890 auf jeinem Landſitze in Weid— 
lingau bei Wien. 

Stein literariihe Leiftungen laſſen fih nur in ihrer 
Gejamtheit und in ihrem vollen Zuſammenhange richtig be- 
urteilen. Wie man den vollen Genuß de3 perſönlichen Ver— 
fehr3 mit Stein nur dann empfand, wenn man bei ihm 
zu Haufe war, jo muß aud in feinen Schriften zu Haufe 
fein, wer fie richtig verjtehen und genießen will. Stein 
ſchuf immer aus dem Bollen, ob er nun geijtveich plaudernd 
mit jeinen Freunden einzelne Fragen exörterte oder ein 
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ganzes Gebiet der Wiſſenſchaft monographiich behandelte; den 
großen leitenden Ideen, welche fein ganzes Denken und Forjchen 
beherrſchten, mußte fich jedes einzelne Urteil, jede einzelne 
Tatjache, die ſich aufdrängte, fügen. Er war ein jpefulativer 
und Eonftruftiver Denker mit einer Scharf ausgeprägten Neigung 
zur Syſtematik; aber alle dieſe hervorftechenden Züge feiner 
Schriften waren doch nur die formalen Elemente jeiner 
geiftigen Arbeit; fie machten nicht fein Wefen aus. Mit 
einer reichen, ja üppigen Phantafie ausgeftattet, war ihm die 
Spekulation nur die Brüde, welche über die Lücken unjeres 
Willens hinüberführen jollte, um das zu verbinden, was Die 
Forſchung an feitem Land errungen hatte; jeine Konftruftionen, 
mochten fie nun zur Herjtelung hiftoriicher Kategorien oder 
juriftiiher Begriffe führen, waren ihm das Mittel zur Dar- 
ftelung abgerundeter Denkformen, wo die Mannigfaltigfeit 
der realen Lebenserſcheinungen die Erfaflung ihrer begriff- 
lien Einheit erſchwerte; das Syitem war ihm wie ein Neb, 
das er über die bewegten Elemente des Wiſſens legte, um fie 
für die Beobachtung zu fixieren und wirkliche oder vermutete 
Zulammenhänge leichter überbliden. und erklären zu können. 

Alle diefe drei wichtigften Hilfsmittel feiner geiltigen 
Arbeit, in denen man oft ganz trrtümlicher Weiſe das Weſent- 
lichſte jeiner wiſſenſchaftſichen Leiftung gejehen hat, waren 
nur Denk- und Lehrbehelfe für ihn. Und darum waren fie 
auch für ihn nichts Feſtes, Unwandelbares, außer nad) ihrer 
formalen Seite hin. Daß er die durch ſpekulative Abſtraktion 
gewonnenen Vehrfäße oft geändert, begriffliche Konftruftionen 
aufgegeben und andere an ihre Stelle gejett hat, daß er in 
der Syitematif der von ihm gepflegten Disziplinen nie zur 
Ruhe gefommen, fondern fortwährend an derjelben umgebaut 
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hat, das iſt ihm oft zum Vorwurfe gemacht worden; e3 zeigt 
aber vielmehr, daß ihm diefe Ergebnifje feiner Geiftesarbeit 
jelbft immer nur proviſoriſche, daß fie für ihn nicht von 
wejentlicher Bedeutung waren. 

Im rechten Gegenjage nun zu diejen formalen Elementen 
ſeiner Geiftesarbeit Zeugen die großen leitenden Gedanken 
Stein3 von einer lebensvollen Gejamtauffafjung des realen 
Geſellſchafts- und Staatslebens, wie fie nur aus der ein- 
dringlichſten und Tchärfiten Beobachtung des Lebens heraus 
gewonnen werden fonnten und von einer Einheitlidhfeit und 
Sicherheit ihrer Geltendmahung in allen jeinen Schriften, 
welhe Stein ſchon in früheren Jahren großartigen Blick 
für die Grundprobleme unſeres Gejellichaftslebens in das 
hellſte Licht ftellen und feine Meifterichaft in der konſe— 
quenten Durchführung dieſer Grund- und Leitmotive jeiner 
ganzen ſtaatswiſſenſchaftlichen Auffaſſung als unerreicht er— 
ſehen laſſen. 

Der wiſſenſchaftliche Grundgedanke der Steinſchen 
Geſellſchafts- und Staatslehre läßt ſich vielleicht mit wenigſtens 
annähernder Genauigkeit in folgender Weiſe formulieren: Die 
europäiſche Ziviliſation iſt das Ergebnis der aus der Ver— 
gangenheit angeſammelten Bildungs- und Reichtumselemente. 
Es iſt das Geſetz des Güterlebens (Volkswirtſchaftslehre), daß 
immer über den augenblicklichen Bedarf produziert wird (freier 
Wert), ſo daß der ſteigende Reichtum immer neue und ge— 
ſteigerte Bedürfniſſe erzeugt und befriedigt. Das Geſetz des 
perſönlichen Lebens (Geſellſchaftslehre) bewirkt eine immer 
größere Beteiligung der Bevölkerung an den geiſtigen Gütern 
und damit eine fortwährende Erhebung der unteren Volks— 
ſchichten zu höherer perſönlicher Leiſtung, aber auch zu einem 
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höheren Maße von Gütern und Bedürfniffen (auffteigende 
Klafjenbewegung). Das Gejeß des Staat3lebens (Verfaſſungs— 
und PBerwaltungslehre) ift die rechtliche Ausgeitaltung der 
unter dem Einfluſſe des Güterleben? und der ſozialen Be- 
wegung erzeugten Tatſachen und die Herjtellung der organiichen 
Verbindung zwiſchen den Vorgängen des Güterlebend mit den 
Borgängen der fozialen Bewegung (joziales Königtum). Die. 
vorhandenen Bildungs- und Reichtumselemente entjpringen 
in Europa allenthalben den gleihen Wurzeln (europäiſche 
Rechts- und Wirtiehaftsgefhichte), und der Staat Hat in 
Europa allenthalben die gleiche Aufgabe; eine Ideen- und 
Intereſſengemeinſchaft beherrſcht in letzter Linie alle europäiſchen 
Kulturſtaaten (europäiſche Verwaltungslehre). 

Dieſer ganze Gedankengang iſt innerhalb der zweiten 
Hälfte unſeres Jahrhunderts der Wiſſenſchaft, ja, wohl der 
gebildeten Welt überhaupt, ſchon ſo geläufig geworden, daß 
wir faſt ſagen dürfen, er ſei zum Gemeingute des Volkes ge— 
worden. Mag auch die Formulierung im einzelnen noch 
vielfach abweichen, die ſchlagwortartige Zuſpitzung da und 
dort als zu ſcharf oder einſeitig bezeichnet werden: eine 
weſentliche Abweichung von den großen Linien dieſer Geſamt— 
auffaſſung findet ſich doch nur mehr in den Diktaten über— 
lebter Schulen oder in den Programmen reaktionärer und 
revolutionärer Parteien. Alle dieſe Gedanken aber finden 
entweder ihren Urſprung oder doch ihre erſte beſtimmte und 
zielbewußte Formulierung in den Werken von Stein; teils 
unvermerkt, teils in ſcharfem Kampfe haben ſie ihren Einzug 
in die wiſſenſchaftliche Literatur, in die Parlamente und 
Ämter, in die Tagespreſſe und das politiſche Denken der 
Maſſe gefunden. Steins wiſſenſchaftliche Tat war e8 zum 
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guten Zeile, daß in die Staat3- und 
ein einheitlicher großer Gedankengang gebracht wurde und 
daß der Zuſammenhang des Volks- und Staatslebens wieder 
klar vor Augen trat. Und dieſe wiſſenſchaftliche Tat wirkte 
im Leben weiter; ſie ward das Poſtulat der modernen Wirt— 
ſchaftspolitik wie der poſitiven ſozialen Reform, wie ſie zum 
Programme der modernen Verfaſſungsparteien wurde, welche 
in der Ausbildung des verfaſſungsmäßigen Verwaltungs— 
rechtes die Schutzwehr gegen einen Rückfall in den Eudä— 
monismus des abſoluten Polizeiſtaates aufrichteten. Ja, ſelbſt 
die neueſte Richtung, welche europäiſche Staatsweisheit in 
dem Gedanken eines alleuropäiſchen Bundes zur Abwehr 
panamerikaniſcher und großruſſiſcher Tendenzen einzuſchlagen 
ſich anſchickt, hat in Steins längſt ausgeſprochenem Satze 
von der Einheit der europäiſchen Ziviliſation ihre vorahnende 
Formel gefunden. 

Liegt nun auch der Schwerpuntt der wiſſenſchaftlichen 
Leiſtungen von Stein durchaus auf ſeinen ſyſtematiſchen 
großen Werfen über Geſellſchaftslehre, Volkswirtſchaftslehre, 
Finanzwiſſenſchafts- und Verwaltungslehre, welche mit ihren 
vielen Auflagen und Überſetzungen in fremde Sprachen für ſich 
allein eine kleine Bibliothek darſtellen, ſo iſt ſeine literariſche 
Fruchtbarkeit doch erſt aus der Fülle kleinerer Abhandlungen 
und Eſſays vollkommen zu beurteilen. Ja, aus dieſen kleinen, 
oft vom Augenblicke gereiften Früchten ſeines raſtloſen Geiſtes 
iſt die Eigenart ſeines Denkens eigentlich am beſten zu er— 
kennen; auch wo ſie nicht unterzeichnet waren, konnte doch 
nie ein Zweifel über die Autorſchaft beſtehen; ſo charakteriſtiſch, 
ſo ganz individuell war Steins Schreibweiſe. Jede Tages— 


frage, die er auch gerne in der Tagespreſſe zu erörtern liebte, 
v. Jnama-Sternegg, Staatswiſſenſchaftl. Abhdlgn. 4 
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knüpfte ex an die großen mweltbewegenden Probleme an; jeder 
wies ex ihren Rang und ihre Stellung in der ganzen Welt 
der Fragen an. Für jede diefer Fragen entwicelte ex zu— 
nächft die Vorausſetzungen, unter denen fie entjtand; damit 
nahm ex den Lejer gefangen; und nun führte er ihn mit un- 
erbittlicher Logik und einer glänzenden Dialektit wohin 
er wollte, bis in einer knappen Formel eine Löjung des 
Problems vorlag, der man umſoweniger widerſprechen konnte, 
als die Einführung der Vorausſetzungen, unter denen ſolche 
Söfung möglich war, auf das jorgfältigfte und mit An- 
wendung ftereotyper Höflichkeitsformeln darauf berechnet war, 
im Anfange der Argumentation jeden Widerſpruch unmöglich 
oder doch — vergefjen zu machen. 

63 war durchaus nicht immer ftrenger wiſſenſchaftlicher 
Ernſt, der ihm diefe Tagesartikel eingab; hier jpielte er oft 
mit überlegener Meiſterſchaft mit einem Gedanten; ja e3 
klingt oft wie von fouveräner Beratung der Urteilskraft 
feiner Leſer aus diejen Cauſerien heraus; auch der Gedante läßt 
fich nicht immer abweifen, daß er don der Bedeutung dev Tages- 
preffe feine allzugroße Meinung hatte, trotz — oder vielleicht 
wegen — jeiner eminenten Begabung für Die Sournaliftit. 

Zahllos find die Artikel, welche ex im Laufe der Zeit in 
der Augsburger (fpäter Münchener) Allgemeinen Zeitung, in 
feinen eigenen Zeitfehriften für Eiſenbahnweſen und ſonſt ver- 
öffentlicht Hat; kein Problem der äußeren oder der inneren 
Politik wird ſchließlich dabei unberührt geblieben fein; für Die 
Geſamtauffaſſung Steins bilden fie trotz der Flüchtigkeit 
ihrer Konzeption, trotz der auch für ihn ſelbſt keineswegs 
immer endgültigen Formulierung ſeiner Gedanken doch eine 
unentbehrliche Ergänzung ſeiner Schriften. 
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Wie aber Stein al8 Schriftfteller in jeltenem Maße 
fruchtbar und wirkungsvoll war, jo war er dag mindeiteng 
eben jo jehr als akademiſcher Lehrer. Über 30 Jahre Lang 
hat er an dev Wiener Hochſchule die Staatswiſſenſchaften im 
weitejten Umfange vorgetragen, ein Meifter des Wortes und 
des Gedankens. Ein ganzes Geſchlecht von Männern hat ex 
in die Staatswiſſenſchaſt eingeführt, nad) vielen Tauſenden 
konnte ex feine begeifterten Zuhörer zählen — nur eines war 
ihm verjagt, Schule zu machen. Wohl hat er, insbefondere 
in jüngeren Jahren, feine Zuhörer angeregt zu forgjamer 
Beobachtung volkswirtſchaftlicher und ſtaatswirtſchaftlicher Zu- 
ſtände und Vorgänge, die ſie ihm, aus den Ferien zurückgekehrt, 
mitteilen ſollten. Auch hat er im Vereine mit Stubenrauch 
ein eigenes Inſtitut für ſyſtematiſche Sammlung und Ver— 
wertung des geſetzgeberiſchen Materials der verſchiedenen Staaten 
einzurichten begonnen, das ſeiner ganzen Anlage nach ge— 
eignet geweſen wäre, der Boden für ein umfaſſendes ſtaats— 
wiſſenſchaftliches Seminar zu werden. Aber doc war ihm 
diefe Art der Tätigkeit nie kongenial; ex wollte die Sache 
haben, ohne fie zu machen; und fo lehrte er auch, was ex wußte 
und dachte, ohne feine Schüler zu unterrichten, wie er zu 
jeinem Willen gefommen. Und das lag durchaus in feinem 
Weſen; denn für Stein war alles Erkennen ein unmittelbares; 
‚ jein veiches pofitives Wiſſen war nur der Nährftoff feiner 
Phantaſie; die Individualität feines Denkens und Arbeitens 
war zu ausgeprägt, al3 daß er fie auf andere hätte durch 
methodiſche Anweiſung übertragen können. Nur in einem Falle, 
am Abende jeines Lebens, hat er, allerdings in ganz eigenartiger 
Weile und unter ganz bejonderen Berhältniffen, wirklich Schule 
gemacht; er war der eigentliche Lehrmeifter der japanifchen 
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Jugend, welcher er die europäiſche Ziviliſation, ihre Formen 
und ihre Veranſtaltungen interpretierte; von Stein lernten 
dieſe Kulturträger des fernen Oſtens, was Europa ſich an 
einheitlicher Bildung und an allgemeinen Ideen der Volks— 
und Staatswohlfahrt errungen habe und in welcher Weiſe 
eine Übertragung dieſer einheitlichen europäiſchen Ziviliſation 
auf den Boden einer aſiatiſchen Deſpotie möglich ſei. Dieſe 
exotiſche, aber gewiß dankbare Aufgabe reizte ihn ſo ſehr, 
daß er ihr einen guten Teil ſeiner Zeit widmete. Es wird ſich 
erſt in der nächſtfolgenden Entwickelung der öffentlichen Ein— 
richtungen Japans zeigen, wie tiefgehend ſein Einfluß in dieſer 
Hinſicht geweſen iſt. 

Dieſe überaus vielſeitige und erſtaunlich fruchtbare Wirk— 
ſamkeit Steins war nur möglich bei der hingebendſten Be— 
geiſterung für ſeine Lebensaufgabe, die er ſich während ſeines 
ganzen Lebens bis in die letzten Tage in jugendlicher Friſche 
gewahrt hat; ihm war jede Arbeit Erholung und jede Er— 
holung ward ihm zur Arbeit; wie er nie müde war zu 
lernen, ſo ging niemand von ihm, ohne etwas gelernt zu 
haben. Und ſo wird auch, da er nicht mehr iſt, die Welt 
noch lange von ihm lerngn können; denn das Beſte, was 
er in ſeinem Leben gab, die unendliche Fülle von Anregungen 
zu weiterer Arbeit, hat ſich noch lange nicht ausgelebt; unſere 
Zeit, deren Pulsſchlag er ſo feinfühlig erkannte, hat die 
Fragen der Geſellſchaft noch lange nicht überwunden, für 
deren Löſung er ſein Beſtes eingeſetzt hat. 


Im Anſchluſſe mögen hier noch einige biographiſche Daten 
eine Stelle finden, welche für die Charakteriſtik der Perſön— 
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lichkeit don Stein nicht unwichtig find. Ach verdanke diefelben 
jeinem Sohne Dr. Ernſt v. Stein, welcher mix fchrieb: 

„Wie mir mein Bater erzählte, war jein Bater Oberft 
in däniſchen Dienften und gehörte der jehr alten adligen 
Familie der Freiherren, oder Herren, von Wasmer an, deren 
Ahnen einft die Mannen des Biſchofs von Halberftadt ge- 
weſen jein und aus Bremen ftammen jollen. Das heute nod) 
in Bremen jtehende Wasmerkreuz gehört einem dieſer Vor— 
fahren an, der Bürgermeifter von Bremen war. Der ältefte 
diefer Vorfahren joll ſchon im Jahre 935 von Heinrich dem 
Bogler zum Ritter gejchlagen fein. Mein Vater hat einmal 
über alles dies Erfundigungen eingezogen, deren Verlauf mir 
aber nicht befannt ift. 

Als mein Vater unter Minifter Hasner im Jahre 1868 
den eijernen Kronenorden und damit den dfterreichiichen Adel 
empfing, bildete er au) das Wappen, da3 wir heute führen, 
dem alten Wappen dev Wasmerjchen Familie nad. (Flügel 
im einen und Burg im anderen Feld, die Hälfte des früheren 
vierteiligen Wappen.) 

Nach der Erzählung meines Bater3 nun war mein Groß- 
vater „an linker Hand“ mit meiner Großmutter getraut, 
welche den Familiennamen „Stein“ führte, aber eine bürger- 
lihe war, und zwar eine Verwandte des befannten alten 
Kartographen Stein, der mit „Wappaeus“ (richtig Hörjchel- 
mann) zufammen Karten herausgab. Die Verwandten meines 
Großvaters jollen heftig gegen dieje Ehe opponiert haben und 
twiderjeßten fich) auch der Aufnahme meiner Großmutter und 
meine? Vaters in die Familie. Mein Bater hat auch ſpäter, 
als ſeine väterlichen Verwandten, ſobald er zu Namen gekommen 
war, den Verkehr aufnehmen wollten, ihn dennoch nicht mehr 
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erneuern wollen. ch glaube nun, daß mein Großvater früh- 
zeitig ſtarb, ohne noch für feinen Sohn jorgen zu können. 
Jedenfalls wurde die Großmutter geziwungen, meinen Bater 
in dag Militärinftitut von Eckernförde und zwar unter dem 
Kamen „Lorenz Jakob Stein” zu geben, too er von jeinem 
6.—17. Jahre blieb (oder vom 5.—16.). 

Der Wendepunkt jeines Lebens, der ihn dem urjprüng- 
lichen militärischen Berufe entzog, war ein Bejud des Königs 
Friedrich in der Militärfchule. Als König Friedrich) damals 
perfönlich die Militäreleven injpizierte und einige fragte, wie 
fie hießen und was fie am liebften werden wollten, war es 
mein Vater, der keck die Antwort gab, er heiße Lorenz Jakob 
von Wasmer und er wolle nit Militär, jondern Profejjor 
werden. Dies und namentlih der Verrat feines wahren 
Namens hatte damals zwar feine Strafe zur Folge, er wurde 
. aber dennoch auf Befehl des Königs aus der Militärſchule 
auf da3 Gymnaſium in Flensburg gejchiekt, von wo er dann 
zivei Jahre auf der Univerfität in Jena und zwei Jahre auf 
der Kieler Univerfität ftudierte, worauf er in Kiel im Jahre 
1840 zum Doktor promovierte. Wenige Jahre darauf ging 
er mit einem Stipendium (da3 er aber leider auf dem Wege 
verlor) nach Paris, wo er die Studien zu jeiner befannten 
Geſchichte der jozialen Bewegung in Frankreich machte, aber 
unendli viel mit Mißgeſchick und Krankheit zu kämpfen 
hatte. Diefer Aufenthalt in Paris fiel auch gerade in die 
Zeit, wo der Sturz Louis Philipps ſich vorbereitete. Während 
diefer Periode entwicelte er außer den jozialen Studien auch 
eine jehr rege journaliftiiche Tätigkeit durch Korrejpondenzen 
in dev damals noch, „Augsburger Allgemeinen Zeitung, 
hauptſächlich über die jchleswig-holfteinifche Trage, in der er 
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vollfommen auf Seite der Auguftenburger und Glüdsburger 
ftand, die ihm auch ſpäter noch ein warmes Andenken be- 
wahrten. 

Zu diefer Zeit wurde es ihm von vielen Seiten nahe- 
gelegt, jeinen wahren Namen wieder anzunehmen, was er 
aber verihmähte, da nicht allein fein ganzer Studiengang 
fih an den Namen Stein bereit3 fnüpfte, jondern ex ſich 
auch unter diefem bereit? in der literariichen Welt befannt 
gemacht habe. Er wollte, wie ev mir oft mit Stolz erzählte, 
zeigen, daB er den Adel jeiner Familie nicht brauche, ſondern 
ihn ſich jelbft zu erwerben wiſſe. 

Nah jeiner Rückkehr aus Paris habilitierte er fih an 
der Kieler Univerfität, wo ex auch, 1844 oder 1845, die Pro- 
fefjur erlangte; 1849 gehörte er zufammen mit den anderen 
Profeſſoren der proviſoriſchen Regierung von Schlesivig- 
Holjtein beim Kriege gegen Dänemart an und wurde nad) 
der Wiederbefitergreifung Kiel durch Dänemark mit den 
übrigen acht Profefjoren abgejeßt. In Gefahr, in Staat3- 
gefangenihaft zu geraten, ging er nad) München, wo er im 
Begriffe war, der Nachfolger des bekannten Redakteur der 
„Allgemeinen Zeitung“, Kolb, zu werden, dem er damals 
Ihon vorſchlug, die Redaktion der Zeitung von Augsburg 
nad) Wien.zu verlegen. Mittleriveile erhielt er drei Rufe an 
die Univerfitäten Königsberg, Wirzburg und Erlangen. Er 
hatte für Würzburg bereit3 angenommen, als dies auf Ein- 
ſpruch der preußiichen Regierung rückgängig gemacht wurde, 
da er damals in Schleswig-Holjtein für die vollitändige Un- 
abhängigfeit der Herzogtümer und gegen die preußijche Inter— 
vention eingetreten tar. | 

Es mag auch nebenbei erwähnt werden, daß mein Vater 
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der erſte war, der — für damals ein Wagemut — eine Billa 
unmittelbar am Kieler Hafen, d. i. am Strande, an der 
Düfternbrofer Allee, die ehemals noch jehr einfam lag, zu 
bauen unternahm. Dieje Billa, die noch heute jteht, wurde 
damal3 auf den däniſchen Situationzfarten ſpeziell als „Re— 
bellenftein“ bezeichnet. 

Dur den oben erwähnten Plan einer Berlegung der 
Allgemeinen Zeitung hauptſächlich kam er nah Wien, wo 
ihm anfängli der Finanzminiſter Baron Brud eine Hofrat- 
jtele im Finanzminifterium antrug, die ex aber ausjchlug, 
um feinem wiſſenſchaftlichen und journaliftiiden Berufe treu 
zu bleiben. 

Als nun die Choleraepidemie des Jahres 1854 in Wien 
den damaligen PVrofejjor der Nationalöfonomie Nowak hin- 
taffte, wurde er an dejjen Stelle und auf Anempfehlung des 
Baron Brud vom Grafen Leo Thun zum Profefjor ernannt.” 





4, 


Die Entwickelung der Verwaltungslehre 
und des Verwaltungsrechtes ſeit dem Tode bon 
Lorenz bon Stein. 


Nach einem in der Juriſtiſchen Gejellihaft in Wien 1902 gehaltenen Vortrage. 
(Zeitfchrift für Volkswirtſchaft, Sozialpolitik und Verwaltung. XI. Band.) 





Wie ein Teſtament mutet der Artikel „Verwaltung, 
Berwaltungslehre, Polizei, Verwaltungsredt“ 
an, den Stein 1890 für Stengels Wörterbuch des deutſchen 
Bermwaltungsrechtes gefchrieben hat, wohl die Yeßte Arbeit 
jeiner Feder. So knapp auch hier die Formulierung der 
Leitfäße it, jo enthalten fie doch ein Programm für die 
weitere Entwidelung der Verwaltungslehre und des Ver— 
waltungsrechtes. Entſprechend ſeinem immer feſtgehaltenen 
Standpunkte ſtellt Stein der Verfaſſungslehre als der Lehre von 
der rechtlichen Ordnung deſſen, was als Bedingung des bereits 
erreichten Entwickelungspunktes der ſtaatlichen Geſittung an— 
erkannt iſt und in ſeiner Unverletzlichkeit geſchützt werden muß, 
die Verwaltungslehre als die Lehre von der Arbeit der Ver— 
waltung zur Hilfe und zum Schutze für alles gegenüber, was 
der Grundlage aller Weiterentwickelung eines ſolchen ge— 
gebenen Zuſtandes, den Elementen und Bewegungen des freien 
Fortſchrittes aller individuellen Entwickelung angehört. Zwei 
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wejentliche Funktionen der Verwaltung ergeben fi) aus diejer 
Aufgabe: das beftehende gejehliche Verwaltungsrecht beftändig 
zu [hüten und zu erhalten und dem durch die Entwidelung 
der täglich ſich neugeftaltenden Lebensverhältnifie als not- 
wendig erkannten Recht zum Durchbruch zu verhelfen. Die 
wiſſenſchaftliche Dirchdringung der erſten Aufgabe fällt der 
Lehre des pofttiven Verwaltungsrechts zu, einer juriftiichen 
Disziplin, welche die Rechtsſätze der Verwaltung, vie fie in 
Geſetz und Verordnung niedergelegt find, in ihrem Zuſammen— 
hange mit den Rechtsſätzen der Verfaſſung und in ihren Be— 
ziehungen untereinander entwickelt und die rechtlichen Konſe— 
quenzen dieſer Rechtsſätze nach allen Richtungen unterfucht. Die 
zweite Aufgabe aber gehört der VBerwaltungslehre als einer 
politiichen Disziplin; fie hat die treibenden Kräfte im Staats— 
und Gejellichaftsleben zu unterfuchen, welche zu den geltenden 
Rechtsfähen der Verwaltung geführt haben und nach der 
Weiterbildung derjelben ringen, um den Einklang zwischen 
dem Kechtszuftand und dem Leben ftet3 zu erhalten. 

Stein anerkennt damit die Berechtigung des pofitiven 
Berwaltungsrechtes als einer befonderen Disziplin neben der 
Berwaltungslehre, aber auch neben dem Staatsrechte. Das 
iſt an ich noch fein Widerfpruch mit feiner früheren Auf- 
faffung von der Einheit der Verwaltungslehre und des Ver— 
waltungsrechtes, welche in feinen großen Werfen niedergelegt 
it. Wohl hat Stein das Verwaltungsrecht reichlich in jein 
Syſtem der Verwaltungslehre hineinverarbeitet, aber doc) 
immer nur in dem Sinne, um zu zeigen, in welchen Recht3- 
ſätzen die Bedürfniſſe des ftaatlihen und gejellfchaftlichen 
Lebens zum Ausdrude gefommen find und um für jeine ver- 
waltungspolitiien Ausführungen überall die Anknüpfungen 
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an die pofitiven Gejtaltungen des Nechtes zu finden. Dem Ver— 
langen nad) einer jelbjtändigen juriftifchen Durcharbeitung des 
Berivaltungsrechtes iſt er damit nicht entgegengetreten ; ex ver- 
langt nur, daß fich dieſes Verwaltungsrecht des Aufammen- 
hanges mit der VBerwaltungslehre jtet3 bewußt bleibe. Wenn 
er dann in den oben erwähnten lebten Ausführungen des 
Berwaltungsrechtes als einer juriftiiden Disziplin befonderz 
gedenkt, jo war das zweifellos von dem Boden der beitehen- 
den praftiihen Ordnung der rechts- und ſtaatswiſſenſchaft— 
lichen Studien aus geſprochen. Die Verwaltungslehre, auch 
im Sinne von Stein, muß ſich immer mit der Darlegung 
der Prinzipien des Berwaltungsrechtes begnügen, das Ver— 
waltungsrecht als Rechtsdisziplin wird daneben die einzelnen 
Rechtsinſtitute, ihre jpezifiihen Formen und die Konjequenzen 
ihrer Anwendung unterfuhen. Schon die verjchiedenartige 
Schulung der Bearbeiter, politiſch-nationalökonomiſche auf 
der einen, ſpezifiſch juriftiiche auf der anderen Seite, muß zu 
diejer Art von Arbeitsteilung führen. Aber auch gegenüber 
dem Staatsrechte bleibt na Stein3 Auffaffung die wenigfteng 
relative Selbftändigkeit des pofitiven Berwaltungsrechtes als 
juriitiiche Disziplin beftehen. Denn Staatsrecht ift für Stein 
doch immer in erjter Linie Verfafjungsreht und feine Lehre 
geht auf die Rechtsſätze des Verwaltungsrechtes doch immer 
nur ein, injomweit fie fih unmittelbar aus den Rechtsjäten 
der Verfaſſung ableiten, muß alſo, wenn fie £onjeguent ift, 
dem pofitiven Verwaltungsrechte wieder das ganze weite Gebiet 
der rechtlichen Ordnung gejellihaftlicher Lebensverhältniſſe in 
allen ihren feineven Verzweigungen zu jelbftändiger Behandlung 
überlaſſen. 

Freilich ſteht die ganze Auffaſſung weit ab von dem 
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Idealbilde der Rechts- und Staatswiſſenſchaften der Zukunft, 
wie e8 Stein zulett in der unvergleihlih ſchönen Vorrede 
zur 3. Auflage feines Handbuchs der Verwaltungslehre ent- | 
worfen Hat. Da entwidelt ev dag Programm eines einheit- 
lien, ganz von ſtaatswiſſenſchaftlichem Geifte erfüllten 
Fakultätsftudiums, in dem „reine Jurisprudenz“ überhaupt 
feine Stätte findet, alſo auch das Verwaltungsrecht ganz in 
der Verwaltungslehre aufgeht, wie das Berfafjungsrecht in 
der allgemeinen Staatslehre und auch die einzelnen Disziplinen 
dieſes Fakultätsſtudiums immer in innigfter Berbindung des 
pofitiven Rechts mit der Rechtsphilofophie und Rechtspolitik 
wirken müßten. In Stengels Wörterbuch fteht Stein 
dagegen auf dem Boden des praftifchen Lebens und formuliert 
jeine Gedanken über den Zujammenhang von Verwaltungs- 
lehre und Berwaltungsreht für das unmittelbare, veale 
Problem eines ſyſtematiſchen Ausbaues der Willenihaft von 
der Verwaltung; hier ift, unter voller Aufreterhaltung 
ſeines prinzipielen Standpunftes, doch auch dem Rechnung 
getragen, was die Wiſſenſchaft, beſonders der lebten Zeit, an 
fruchtbaren Anſätzen zu einer Ausbildung dieſer Wiſſenſchaft 
hervorgebracht hat. 

Zwölf Jahre find feitdem in? Land gegangen. Es ver- 
Yohnt fih nun einmal Umſchau zu halten, in welder 
Richtung jich jeitdem die Staatswiſſenſchaft weiter 
entwicdelt hat, und inwieweit diefe Entwidelung den 
Spuren des Steinchen Syſtems gefolgt ift. Es find Jahre 
reicher wifjenichaftlicher Arbeit auf dem Gejamtgebiete, aber 
doch einer jehr ungleichen Ausbildung der einzelnen Teile. 
Bor allem haben Staat3- und Verwaltungsrecht in diejer 
Zeit eine reiche Blüte entfaltet. Nicht weniger als zwanzig 
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ſyſtematiſche Werke über das ganze Gebiet des Staats- und 
Verwaltungsrechtes hat die deutſche Literatur hervorgebracht, 
neben manchen Monographien, die auch) für die Shitematit 
im ganzen von hervorragender Bedeutung find. Dieje ganze 
Literatur charakteriſiert fi) vor allem durch zwei Momente: 
das Beitreben, eine jtreng juriftiiche Behandlung zur Geltung 
zu bringen und dem Verwaltungsrecht neben dem Staat3- 
recht eine jelbjtändige Stellung zu geben. Das nächſte Ziel 
diefer Entwidelung war die Unabhängigkeit des pofitiven 
Staat3- und Berwaltungsrechtes von den politiihen Wilfen- 
ſchaften; lediglih aus ſich jelbft Heraus jollte das geltende 
Recht erklärt, alle philoſophiſchen, politiichen und hiftorifchen 
Auzlegungsbehelfe beijeite gelafjen werden. Das öffentliche 
Recht follte zuerft auf rein juriſtiſch-konſtruktivem Wege er- 
forscht, ſein Rechtsinhalt verftanden und zum allgemeinen 
Bewußtſein gebracht werden, bevor man an jeine Mritil 
herantreten könne. Als eine Einjeitigfeit wurde diefer Stand- 
punkt allerdings von den Juriſten jelbit anerkannt (Rehm, 
Geſchichte der Staatsrechtswiſſenſchaft 1897), aber als not- 
wendig, um überhaupt zu einer wiſſenſchaftlichen Vertiefung des 
Öffentlichen Rechtes zu gelangen. Zuerft ift die ftreng juriſtiſche 
Behandlung des öffentlichen Rechtes durch Gerber in feinen 
Grundzügen eines Syſtems des deutjchen Staatsrechtes (1865) 
in die deutſche Literatur eingeführt worden. Laband hat dann 
in feinem Staatsrecht des Deutichen Reiches (1876—1880) die 
erite jyftematische und dDurchgreifende Anwendung der juriftifchen 
Methode geboten: G. Meyer, Zorn, H. Schulze umd 
andere folgten jeinen Spuren. Später exit jeßt die jelbitändige 
uristiiche Behandlung bei dem VBerwaltungsrechte ein. Während 
noch Laband Aırdiv F. öff. R. II. 157) die ſtaatsrechtlichen 
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Grundfäße des Verwaltungsrechtes der Behandlung durch das 
Staatsrecht vindiziert und die erſten Shyiteme des Staat3- 
rechtes, mit Ausnahme von Gerber, auch das Verwaltungs— 
vecht umſchließen, hat ſich dasjelbe im Laufe der lebten 
zwanzig Jahre aus diefer Umklammerung immer mehr zu 
emanzipieren und zu einer eigenen juriſtiſchen Disziplin zu 
entwiceln getrachtet. Nachdem ein älterer Verſuch Diejer 
Art von F. 7. Mayer 1862, ein allgemeines Berwaltungs- 
vecht zu entwideln, ohne Nachfolge geblieben war, iſt erſt mit 
Georg Meyers Lehrbuch des deutichen Verwaltungsrechtes 
(1883) der neue Weg in voller Erfafjung der Aufgabe be- 
treten, wozu zmeifellos die Ausbildung der Verwaltungs— 
rechtspflege in Deutichland und Hſterreich weſentlich bei- 
getragen hat. Ihm folgte O. Sarweys allgemeines Ver— 
waltungsrecht und zulegt Otto Mayer mit jeinem deutjchen 
Berwaltungsreht 1895 und 1896. Auch) die wifjenjchaftliche 
Behandlung des partitulären öffentlichen Rechts hat in le&terer 
Zeit dieſe Umbildung mitgemacht. | 

Beſehen wir nun einmal diefe neuen Syſteme de3 
Verwaltungsrechtes, jo ift der prinzipielle Anſchluß an 
Stein Schon bei einer auch nur ganz oberflächlichen Be— 
trachtung unverkennbar. Man vergleiche nur etwa dazu da3- 
jenige Werk, welches vor Stein am meiften dem Rechtsſtoff 
entſprach, welcher heute das Verwaltungsrecht umſchließt und 
das lange Zeit vorwiegend wenigſtens dem recht3politischen 
Intereſſe in Fragen der Verwaltung genügen mußte: Die 
Polizeiwiſſenſchaft von R. vd. Mohl. Da fehlt jeder prinzipielle 
Anſchluß der jpäteren Literatur; es ift eine abgejtorbene Ent- 
widelung, welche das Verwaltungsrecht unter der Führung 
der Polizeiwiſſenſchaft bis zu Mohl gebracht hat. Dagegen 
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ijt die Steinfche prinzipielle Auffaſſung der Ber- 
waltung als des Staatez, der fein Weſen und feine Ziele 
an dem unendlich mannigfaltigen und ewig bewegten Leben 
der Gejelichaft betätigt, auch Heute noch in der Vollkraft 
ihrer Wirkſamkeit. Das Recht der Verwaltung ift auch in 
der ganzen neueren Literatur die Durchdringung der Lebens- 
formen und der Entwidelung der Geſellſchaft mit den Rechts— 
gedanken, in welchen die Berfafjung des Staates fein Wefen 
ausgeprägt hat, die rechtliche Ordnung der Gejelihaft im 
Banne de3 Staates. 

Freilich, leider, muß zugegeben werden, daß dieſe prinzipielle 
Auffaflung vom Weſen des Berwaltungsrechtes in den neueren 
ſyſtematiſchen Werten noch nicht mit voller Deutlichkeit und 
Konjequenz, nicht mit jener zwingenden Gewalt zum Aus— 
drude kommt, wie fie erwartet werden mußte, wenn den 
Staatsrechtslehrern die Tiefe diefer Auffaffung ſchon voll— 
fommen zum Bewußtjein gefommen wäre. Aber man ift 
angeficht3 der Tatjache, daß auch bei Stein gerade in diefem 
Punkte die Ausführung weit Hinter der Bedeutung des 
prinzipiell richtigen und ſcharf betonten Standpunftes zurück— 
geblieben ift, jaft geneigt zu vermuten, daß die Epigonen 
auch in diefer Hinficht nicht Über den Meifter hinausgekommen 
find, alfo auch unfreitoillig Zeugnis für den prinzipiellen 
Anſchluß an die Steinſche Auffaffung ablegen. Stein hat 
eben den Begriff der Geſellſchaft, „diefen großen Organismus 
bon Kräften, Ordnungen und Bewegungen mit feinen eigenen 
und unabänderlihen Gejegen“, nicht nur, wie man ihm noch 
jüngſt mit Recht vorgeworfen hat, allzu einfeitig nur auf das 
wirtichaftlige Leben bezogen (Vemayer, der Begriff des 
Rechtsſchutzes im öffentlichen Recht 1901, ©. 180), jondern 
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denjelben auch nicht gereinigt von den Herrichenden Vorurteilen 
der indipidualiftiichen Geſellſchaftsauffaſſung, welche bis in 
unjere Tage herein die Rechts- und Wirtichaftslehre be- 
herrſchen. Findet doch noch jüngſt eine unſerer Zierden der 
Verwaltungsrechtswiſſenſchaft „in den wirtſchaftlichen Zu— 
ſammenhängen keine ſelbſtändige Größe, ſondern nur die 
Summierung übereinſtimmender Einzelintereſſen“ (Lemayer 
28). Wie kann da erwartet werden, daß das Verwaltungs— 
recht den Fortſchritt, welchen die Stein ſche Staatsauffaſſung 
prinzipiell durch den Begriff der Geſellſchaft gemacht hat, 
auch alsbald in dem Syſteme und den einzelnen Lehren des 
Verwaltungsrechtes in wirkſamer Weiſe zum Ausdruck bringe! 

Aber auch im ſyſtematiſchen Ausbau des Ver— 
waltungsrechtes zeigt ſich noch immer der weitreichende 
Einfluß von Stein. Die fünf großen Gebiete der Ver— 
waltung: Außeres, Heeresweſen, Finanzen, Juſtiz und innere 
Verwaltung, von denen Stein (Handbuch I 243) gejagt hat, 
daß ſie die großen Lebensgebiete des Staates und der Gejell- 
Ihaft jeien, Haben auch im pofitiven VBerwaltungsrechte fich 
durhaus al3 die zutreffenden Hauptabjchnitte des Syſtemes 
de3 bejonderen Teiles erwiefen. Nur bezüglich der Juſtiz— 
verwaltung befteht feine volle Übereinftimmung. Was aber 
3». Sarwey (allg. B.-R. ©. 13) ausführt, um die Aus- 
Ihetdung derjelben aus dem Syſtem de3 Verwaltungsrechtes 
zu rechtfertigen, iſt allzu einjeitig auf die Rechtsſprechung be- 
zogen. Vollends unverjtändlich aber tft e8, wenn DO. Mayer 
(1 17) meint, daß dieſe Kategorien nur der Theoretifer mache 
und daß, da jede diefer Kategorien „ihr Recht“ habe, ſchließ— 
lich auch diejes Recht nur theoretiſch beftehe. Und es ift auch 
nicht zutreffend, wenn er meint, die Yuriften benüben diejes 
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Syſtem gleichjam nur als ein Geftell, an welchem Rechtsjäße 
paſſend aufgehangen werden fünnen, während e8 wohl deshalb 
auch für die wiſſenſchaftliche Behandlung adäquat ift, meil 
es mit dem Leben übereinftimmt, aus dem fchließlich doch 
auch die Rechtsſätze des Verwaltungsrechtes entipringen. 
Übrigens muß auch O. Mader anerkennen, daß dur) dag 
Feſthalten an diefen Kategorien die neueren Bearbeitungen 
des DVerwaltungsrvechtes in Vergleich zu der älteren Behand- 
lungsweiſe ungemein viel an Geſchloſſenheit und Überfichtlic- 
teit der Darftellung getvonnen haben. Wenn er troßdem in 
jeinem deutſchen Verwaltungsrecht diejes Syftem auch für den 
bejonderen Teil fait vollitändig aufgegeben hat und in gleich- 
artigen „Abjchnitten”: die Polizeigewalt, die Finanzgetvalt, 
das Öffentliche Sachenrecht, das Recht der befonderen Schuld- 
verhältniffe und das Recht der juriftiichen Perſonen dag ganze 
materielle Verwaltungsrecht abhandeln will, jo befteht wohl fein 
Zweifel, daß die Einführung diefer vorwiegend zivilrechtlichen 
Kategorien in da3 Verwaltungsrecht mindeſtens die Gefchloffen- 
heit und Überfichtlichfeit der Darſtellung nicht gefördert hat. 

Auch im einzelnen läßt jih in den Syftemen des 
neuen deutjchen Berwaltungsrechtes der Anſchluß an den 
Steinjhen Aufbau deutlich erkennen; insbejondere gilt dag 
bon der jogenannten inneren Beriwaltung, ala dem fpeziftichen 
Gebiete der Berwaltungslehre im engeren Sinne. Die Drei- 
teilung: Verwaltung des perjönlichen, wirtſchaftlichen und 
geſellſchaftlichen Lebens ift entweder ſchlechthin rezipiert 
(E. Meier in Holtendorff3 Encyflopädie) oder unter Aus— 
iheidung des letzten Gebietes, dag Stein erſt in der dritten 
Auflage jeines Handbuches bejonders reich ausgebildet hat, 
auf die beiden Hauptgebiete des perjönlichen und J wirt⸗ 
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Ichaftlichen Lebens beſchränkt. Selbit ein jo fardinaler Fehler, 
wie er die ältere Steinſche Syſtematik verunziert, den ex 
aber in der Folge vollkommen ausgemerzt hat, die Behandlung 
der Polizei im jpezielen Teil als ein dem Geſundheits- und 
Bildungsweſen gleichwertige, foordiniertes Gebiet der mate- 
vielen Verwaltung, findet ſich in der Syſtematik des neuen 
Verwaltungsrechtes wieder und ſpricht für die weitgehende 
Abhängigkeit von Stein. Damit fol für das Ganze tein 
Vorwurf ausgeſprochen jein, dem Verwaltungsrecht ift aud) 
aus dem engen Anſchluß an das Steinſche Syitem fein 
Nachteil erwachſen, jo wenig als ſie im einzelnen an einer 
fachgemäßen Ausbildung und Berbefferung des Syftemes ver- 
hindert worden ift. Wenn dem entgegen O. Mayer gelegent- 
lich (I 19) einmal meint, da3 jtaatswifjenihaftlihe (d. h. 
Steinſche) Syſtem werde in Verlegenheit gejeßt, wenn es 
ein feites, Scharf ausgeprägtes Rechtsinſtitut darzustellen habe 
und ſich dabei auf die Lehre von der Enteignung bezieht, To 
ift gerade das ein treiflicher Beleg unjerer Auffaffung. Bei 
Stein hatte die Enteignung als Inſtitut des Öffentlichen 
Rechtes allerdings eine jehr eigentümliche, anfechtbare Stelle 
im Syſtem; al3 einen Teil einer allgemeinen Entwährungs- 
lehre hatte ex fie an die Spibe der wirtſchaftlichen Verwaltung, 
ipäter an das Ende der allgemeinen Lehren der wirtſchaft— 
lichen Berwaltung gejtellt, ſich überhaupt nicht enticheidend 
mit diefen Problemen abgefunden. Dagegen fand die neuere 
Bearbeitung des Verwaltungsrechtes (Georg Meder) jofort 
hierfür die richtige Stellung, indem ſie die Enteignung als 
eine der verjchiedenen Rechtzinititute behandelte, in welchen 
die Staatsgewalt auf die Ordnung der Rechtsverhältniffe des 
Grundbeſitzes einwirkt. Das ift nicht, wie DO. Mayer meint, 
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eine harmloje, aber fir fie doch wahrlich ganz unpaffende 
Rubrik, jondern eine ganz Klare Gruppe von Rechten der 
Staatzgewalt, welche durch den einigenden Gedanken der 
Gebietshoheit zufammengehalten werden; nur daß Diefeg 
Kapitel gegenüber der Darftellung bei Georg Meyer noch 
wejentlicher Bereicherung zugänglich ift, indem außer Ent- 
eignung, Grundentlaftung und Gemeinheitsteilungen auch noch 
die Amortifationsgefeggebung, die Geſetze über Fideitommifie, 
agrariiches Erbrecht und jonftige öffentliche rechtliche Be- 
ſchränkung des Privateigentums an Grund und Boden (im 
Waſſerrecht, Wegerecht und andere) unter die gleichen Gefichts- 
punlte zu bringen find. Auch in jo manchem, was in den 
neneren Syſtemen de3 Vertvaltungsrechtes fehlt, zeigt ſich die 
enge Fühlung, in der fie fi) noch immer mit dem Stein- 
ſchen Schema befinden. So vor allem in dem empfindlichen 
Mangel der Darftellung jener Rechtsſätze der Verwaltung, 
welche diejelbe in Bezug auf das große Gebiet des religidfen 
Lebens entwidelt hat. Mit Ausnahme von Seydel, der 
diejen Verhältniſſen in jeinem bayriſchen Staatsrechte volle 
Aufmerkſamkeit widmet und etwa Gaupps württembergiſchem 
Staatsrechte ſind die neueren Verwaltungsrechtslehrer an den 
Fragen der Kultusverwaltung faſt ganz achtlos vorüber— 
gegangen, ſo nahe doch ſchon durch die Tatſache, daß überall 
ein Miniſterium für Kultus oder geiſtliche Angelegenheiten 
vorhanden iſt, eine Rückſichtnahme auf die verwaltungsrecht— 
liche Seite des Staatskirchenrechtes gelegen wäre. 

Auf einem Punkte zeigt ſich allerdings die Syſtematik 
des neueren Verwaltungrechtes faſt ganz frei von Stei n ſchem 
Einfluſſe, inſoweit die Geltendmachung der Sozialpolitik im 
Rechte in Frage ſteht. Freilich hat auch Stein, wie ſchon 
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oben bemerkt, erſt in der kurz vor jeinem Tode erjchienenen 
dritten Auflage feines Handbuches die Probleme des jozialen 
Verwaltungsrechtes zum erſtenmale ſyſtematiſch und in einiger 
Boljtändigkeit behandelt, aber doch auch in den früheren 
Schriften finden fich reihe Anjähe dazu. Im Berwaltungs- 
vechte des letzten Dezenniums ıft leider davon nichts zu ver— 
ſpüren; das ſoziale Hilfswejen, die joziale Rechtsordnung der 
arbeitenden Klaſſen, die joziale Kapitalbildung geben ihm 
feinen Stoff zu pofitiven Rechtzlehren, jo reihli auch in- 
zwifchen die praktiſche Verwaltung mit den Rechtsgedanken 
der fozialen Verwaltung ſich beichäftigen mußte In den 
Syitemen des pofitiven Verwaltungsrechtes ift dieſe ganze 
große Gruppe von Erſcheinungen in lauter Bruchjtüde unter 
den verichiedenartigften Titeln, ohne Vollſtändigkeit, ohne 
inneren Zufammenhang, ohne Bewußtjein der höheren Einheit 
des ſozialen Verwaltungsrechtes vorgetragen; es wird nicht 
zu viel geſagt ſein, wenn wir dieſe Behandlung als die 
partie honteuse des neueren Verwaltungsrechtes bezeichnen. 
Stein trägt daran feine Schuld. Es ift vielmehr die uns 
genügende allgemeine jtaatswiljenjchaftliche Schule der Ju— 
riſten, welche auf diefem Punkte zum draſtiſchen Ausdrucke 
fommt. Im ganzen bleibt doch die Beherrſchung der Syſte— 
matik des befonderen Teiles des Verwaltungsrechtes durch die 
Steinſche Gliederung des Stoffes eine unleugbare Tatſache. 

Weſentlich anders fteht die Sache bei dem allgemeinen 
Teil des Verwaltungsrechtes. Bon einem mehr oder 
weniger vollkommenen Anſchluſſe an dag Steinſche Syſtem 
kann bier Schon deshalb Feine Rede fein, weil Stein jelbft 
feineswegs zu einem abſchließenden Ausbau de3 Syſtemes 
gefommen ift. Das hängt mit feiner ſchwankenden Ab- 
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grenzung des DBerfafjungsbegriffes zufammen, den ex durch 
eine ebenjo ſchwankende Behandlung des Begriffes der Voll- 
ziehung noch mehr verduntelt hat. Exft mit der zeiten 
Auflage feines Handbuches der Verwaltungslehre (1876) ift 
Stein wenigſtens dazu gefommen, die Begriffe der Voll- 
ziehung und Regierung in den erweiterten Begriff der Ver— 
fafjung aufzunehmen, wodurch er zu der reinen und aus— 
ſchließlichen Gegenüberftellung von Verfaffung und Verwaltung 
zurückgekehrt ift, von der ex in jeinen Anfängen ausgegangen 
war. Damit hat ji ihm auch ein abgerundeter Inhalt für 
den allgemeinen Teil der Verwaltungslehre ergeben, der fich 
freilich auch gegenüber feiner eigenen Begriffsentwickelung von 
der Verwaltung al3 jehr dürftig erweiſt; mit feinen Gliedern: 
Organismus der Verwaltung (Staatsverwaltung, Selbftver- 
waltung, Regierung), Verordnungsweſen und Berwaltungs- 
recht (mit Verwaltungsrechtspflege) entipricht dieſes Syſtem 
noch eher einer ausschließlich juriftiichen Behandlung des 
Verwaltungsrechtes — aber auch dieſer keineswegs voll- 
kommen — als der ſtaatswiſſenſchaftlichen Auffaſſung der 
Verwaltung überhaupt: in der dritten Auflage ſind dann 
Statiſtik und Polizei ziemlich unorganiſch dieſem allgemeinen 
Teile angefügt. 

Bei dieſer Sachlage iſt es ſelbſtverſtändlich, daß das 
Syſtem von Stein in ſeinem allgemeinen Teile keine Nach— 
folge finden konnte. Immerhin iſt es bemerkenswert, daß 
ſich das erſte ſelbſtändig entwickelte Syſtem des deutſchen 
Verwaltungsrechtes von Georg Meyer 1883 in feinen 
„allgemeinen Lehren“ mit dem Kern des Steinjchen Syſtemes 
nahezu deckt; die Organe der Verwaltung, die rechtliche Natur 
der Berwaltungsafte, die Verwaltungsgerichtsbarkeit, denen 








er nur die Verwaltungserefutive anfügt, bilden den Rahmen 
feiner Ausführungen. 

Weſentlich jelbjtändiger ift ſchon die erſte Konzeption 
eine® Syſtemes de3 allgemeinen Verwaltungsrechtes auf 
moderner Grundlage, welches D. Sarmwey im Jahre 1884 
geboten hat. Hier ift vor allem der für den Ausbau des 
Perwaltungsrechtes jo wichtige Ausgangspunkt von den ver- 
faſſungsmäßig gewährleifteten Grundrechten der Bevdlferung 
gewonnen. Bon hier aus ergeben jih in der Tat in ein- 
facher, ungeziwungener und folgerichtiger Weiſe die prinzipiellen 
Rechtsverhältnifje, insbeſondere der inneren Verwaltung für 
den ganzen Bereich ihrer materiellen Wirkfamfeit. Denn die 
Berfaffung eines Staates, welche ja das rechtliche Weſen und 
die Eigenart dezjelben nit nur in formeller Beziehung, 
ſondern auch nach dem Hauptinhalte feines materiellen Lebens 
zum Ausdrucde bringt, prägt gerade in den Grundrechten des 
perfönlichen und gejellichaftlichen Lebens dieje jeine Eigenart 
in den fardinalen Rehtsjäten aus, die dann in der Ver— 
waltung exit das Leben und den reichen Snhalt erhalten. 
Aus den verfafjungsmäßigen Grundrechten der perjönlichen 
Freiheit, der Freiheit de Eigentums und Erwerbes, der 
iozialen und wirtſchaftlichen Organbildung und deren auto- 
nomen Funktionen im Staate hat das Berwaltungsrecht die 
beſonderen Rechtseinrichtungen und rechtlichen Funktionen zu 
entwickeln. Allerdings iſt nun auch bei Sarwey dieſer ſo 
fruchtbare Geſichtspunkt vorwiegend nur in der Richtung der 
Schranken der ſtaatlichen Gewalt der Verwaltungsorgane 
entwickelt, das poſitive ſoziale Verwaltungsrecht aber, das 
aus derſelben Quelle ſtammt, nur andeutungsweiſe zum Be— 
wußtſein gekommen. Demgemäß iſt auch der Fortſchritt, den 
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das Verwaltungsrecht gegenüber Stein damit gemacht hat, 
nicht jo bedeutend als er fi) nad) der Art, wie Sarwey 
das Problem aufgefaßt hat, erwarten Tief. 

Ein gewiſſer Erſatz für die mangelhafte Ausgeftaltung 
dieſes pofitiven Teiles der allgemeinen Lehren von der Ver— 
waltung könnte nah Sarweys Dispofition des Stoffes 
immerhin in dem die „Aufgaben der inneren Verwaltung“ 
bezeichneten Abfchnitte gefunden werden, wäre derjelbe nicht 
bloß eine programmatifche Überſicht über die Gegenftände der 
Verwaltung geblieben, ohne die prinzipiellen juriftiichen 
Geſichtspunkte herauszuarbeiten, welche bei der Löſung diefer 
Aufgaben in Betracht fommen. | 

Die Literatur des lebten Dezenniums hat fich den all- 
gemeinen Lehren des Verwaltungsrechtes faſt nur in Mono- 
graphien genähert, die zwar jehr wertvolle Beiträge zur 
Löſung dieſes wichtigen Problems liefern, aber doch erſt im 
ſyſtematiſchen Zufammenhange des ganzen Verwaltungsrechtes 
ihre le&te Probe zu bejtehen haben werden. Daneben treten 
aber doch auch in der allgemeinen Staatslehre allgemeine 
Tragen des Berwaltungsrechtes in bedeutfamer Weiſe hervor, 
wie 3. B. insbejondere bei Jellinek, Recht des modernen 
Staates I 1900, über das Weſen des Staates, welche, in 
ihre Konjequenzen verfolgt, zu den beiten Hoffnungen fpeziell 
auch für die juriftiiche Behandlung des Verwaltungsrechtes 
berechtigen, und wie wir anerkennen müſſen, gegenüber Stein 
einen entjchiedenen Fortſchritt in der Auffaffung der allgemeinen 
Probleme bedeuten. 

Bejehen wir uns dann die jtaatzwiljenfchaftliche Literatur 
der jüngften Zeit auch nod) von einem anderen Standpunkte 
aus, um Rechenſchaft darüber zu erhalten, wie fi) die Ver- 
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waltungslehre ala politiſche Disziplin neben dem 
Staat3- und Verwaltungsrechte entwickelt hat. 

Zwei Gruppen von Schriften fünnen da in Betracht 
fommen: die allgemeine Staatslehre und die Lehre von der 
Politik, insbefondere die Volkswirtichaftspolitif als dem bei 
weitem entwideltften Zweige derjelben. Cine Berwaltungs- 
lehre im Sinne von Stein ift in diefer Zeit nicht mehr ge— 
jchrieben worden: es wäre auch gegenüber der Lebensarbeit 
von Stein ein kühnes Unternehmen. Ganz äußerlich iſt 
der im Handbuch der politiſchen Hkonomie von Schönberg 
1882 unternommene Verſuch, der Berwaltungslehre eine 
ſyſtematiſche Stellung anzuweiſen; in Wirklichkeit find hier 
Statiftit, Behördenorganijation, Gefundheitpflege, Armen- 
weſen und einige Kleinere Gebiete der Verwaltung ganz un— 
vermittelt und ohne innere Einheit "behandelt. 

Die allgemeine Staat3lehre hat zwar gerade in 
jüngiter Zeit einige wertvolle Anläufe genommen, um ich der 
Umflammerung durch die ausſchließlich juriftifche Behandlung 
zu entziehen (Rehm, Jellinek). Obgleich fie überwiegend 
Staats recht Slehre ift, hat fie es doch jchon verftanden, den 
politiichen Hintergrund für diefe Nechtslehre zu verwerten. 
Sp jehr wir alfo anerkennen müffen, daß die juriftiiche Be— 
handlung de3 Verwaltungsrechtes aus der neueften Bearbeitung 
der allgemeinen Staatölehre manche Förderung erfährt, jo ift 
doch für die Verwaltungslehre als politiſche Disziplin aus 
diefer Behandlung bis jebt noch wenig Gewinn erwachlen. 
Vergebens ſucht man in diefer allgemeinen Staatslehre Auf- 
ſchluß über die grundjäglichen Einrichtungen, durch welche 
der Staat verwaltet wird, geſchweige denn über die Konſe— 
quenzen, welche aus der Staatzverfafjung auf den Geiſt der 
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Verwaltung ausgehen. Und doch ift das Weſen des Bundes- 
ftaates, des Staates der reinen Demokratie, de jozialen 
Staate3, erſt aus feiner Verwaltung vollfommen zu erkennen, 
ebenjo wie etiva ein konfeſſioneller, ein „interkonfeiftoneller“ 
oder ein konfeſſionsloſer Staat, ein Nativnaljtaat und ein 
Staat mit Gleichwertigfeit mehrerer Nationalitäten, ein 
zentraliftiicher und ein füderaliftiicher Staat ſich mehr noch 
vielleicht in ihrer Verwaltung als in ihrer Vefaffung mani— 
feitieven. Das alles aber hat auch die neuefte Bearbeitung 
der allgemeinen Staat3lehre noch nicht Klar gemadt, und 
darum halten wir uns für berechtigt zu jagen, dat die Ver— 
waltungslehre als politifche Disziplin durch die allgemeine 
Staatslehre noch feine Bereicherung, ja nicht einmal eine 
entſprechende Berückjichtigung erfahren hat. 

Dagegen kann die wiſſenſchaftliche Verwaltungslehre auf 
dem Boden der Volkswirtſchaftspolitik eine ſehr be— 
deutende, kongeniale Weiterbildung verzeichnen. Es ift zwar 
nur ein Werk, das hier in Betracht fommt: unum sed 
leonem darf man von Adolf Wagners Grundlegung der 
politiichen Ökonomie jagen, deren zweiter Teil, „Volkswirt: 
ihaft und Recht“ 1894, hier an führender Stelle fteht. Die 
Art und Weile, wie Wagner in diefem Werke da3 wirt- 
ſchaftliche Recht der Kulturvölker behandelt, insbeſondere die 
perfönlichen und jozialen Freiheitsrechte, dann die Eigentums— 
ordnung, enthalten einen fo wejentligen Teil deſſen, was als 
inhalt einer allgemeinen Berwaltungalehre in Betracht fommt, 
daß damit auch den weiteftgehenden Anforderungen an wiſſen— 
Ihaftlihe Univerjalität Rechnung getragen ift. Natürlich gehen 
dieſe Erörterungen weit über den Rahmen der Verwaltung3- 
lehre hinaus: da3 Bud ift vom Boden der Volkswirtſchafts— 
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lehre aus gejchrieben. Aber e8 wird doch dem jpeziellen 
Gefichtspuntte der Verwaltungslehre allenthalben vollitändig 
gerecht, und auch das Verwaltungsrecht ift mit reichem In— 
halte, in die Darftellung verivoben. Dabei ertennt Wagner 
jelbft unummwunden an, daß für die wirtidhaftlihe Rechts- 
ordnung in unjeren heutigen VBerhältnifjen die neuere Ver— 
waltungslehre bejonders von Stein am meiften Wert habe, 
und in jedem Kapitel jteht Stein an der Spiße der für den 
Berfaffer in Betracht kommenden Literatur. 

Das neuere Verwaltungsrecht ift an diefem hervorragenden 
Werke bisher leider achtlo3 vorübergegangen. Selbſt O. Mayer, 
der Wagners Finanzwiſſenſchaft bei Begründung feiner 
allgemeinen Lehren der Finanzgewalt erfolgreich berücfichtigt, 
fennt die große Tragweite nicht, welche Wagners zieiter 
Teil der Grundlegung für Berwaltungslehre und Verwaltungs— 
vet befitt. Mit Net ftelt Wagner jelbit die Forderung 
auf, daß die Lehre vom Eigentum in der Rechtswiſſenſchaft 
nit nur im Privatrecht, jondern auch im öffentlichen Recht 
ihre Stelle finden müſſe. Von diefem Standpunkte iſt e3 
aber jofort Kar, daß die öffentlich-rechtlichen Elemente der 
Rechtsordnung des Eigentums ihre ausreichende wiſſenſchaft— 
liche Behandlung auch nicht im Staatsrechte allein finden 
können, wo doch im weſentlichen nur der verfaſſungsmäßig 
gewährleiſtete Schutz des Privateigentums in Betracht kommt. 
Vielmehr fällt gerade dem Verwaltungsrechte die ſchwierige, 
aber dantbare Aufgabe zu, die Konjequenzen zu entiwideln, 
welche aus der Gejeßgebung über die öffentlich-rechtlichen Be— 
ſchränkungen des Rechtsichußes des Privateigentumz, über die. 
Verwaltung des öffentlichen Eigentums, über den Unterjchied 
zwijchen diefem und dem dem Gemeingebrauch zuftehenden 
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Öffentlichen Gute fi) ergeben. Ebenjo fehlt aber dem neueren 
Verwaltungsrechte noch immer der Blick für die einheitlichen 
Grundzüge der’ modernen Ausgeftaltung der perjönlichen 
Treiheitsrechte und ihrer ſozialrechtlichen Beſchränkung, welche 
doch wieder, wie in dem Auswanderungsrecht, dem Arbeiter- 
ſchutz und anderen in erſter Linie innerhalb des Verwaltungs— 
rechtes in ihren Konjequenzen zu entwideln find. &3 wäre 
ſehr verlodend, die Bedeutung des Wagnerſchen Werkes 
für da3 wiſſenſchaftliche Verwaltungsrecht näher zu verfolgen; 
doc mögen die wenigen Andeutungen hierfür genügen. Im 
übrigen haben gerade die bedeutendften unter den neueren 
Leiltungen der Bollswirtichaftspolitift (von Philippovich, 
Conrad) dem Zujammenhange mit der Verwaltungslehre 
und dem Berwaltungsrehhte zu wenig Beachtung gejchentt. 
Die Volkswirtſchaft berührt fi) aber doch auf allen Bunkten 
jo nahe mit den übrigen Lebenzgebieten, auf welche die Ver- 
waltung zu wirken berufen ift, und die Verwaltung ift ander- 
ſeits auf allen Gebieten ihres Wirtens jo notwendigerweiſe 
eine einheitliche Funktion des Staates, daß eine einjeitige 
Hervorkehrung vollswirtichaftlider Motive bei der wiſſen— 
Ihaftlihen Behandlung wirtſchafts-politiſcher Fragen nur 
allzuleiht auch zu einer Einjeitigfeit des Urteiles und der 
Entiheidung führt; zwiſchen den theoretiſchen Löſungen wirt- 
Ihaftspolitiicher Fragen und den kategoriſchen Anforderungen 
des Lebens entjteht dadurch leicht ein Gegenſatz, der den 
Lernenden irre macht und der Lehre zum Schaden ihrer 
Autorität werden Tann. Das war ja gerade das Leitmotiv 
der Steinſchen Verwaltungslehre, daß jie immer aus dem 
Bollen ſchöpfen müſſe und ſich in jeder einzelnen Trage des 
Bulammenhanges mit dem Ganzen der Verwaltung jtet3 be- 
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wußt bleibe. Darım'reagierte ja auch Stein fo kräftig gegen 
die ältere ifolierende Behandlung der Wirtiehaftspolitit; aus 
demjelben Grunde muß auch) jet noch den engften Beziehungen 
diefer Disziplin mit dem Ganzen der Verwaltungslehre das 
Wort geredet werden. 

Eine eigentümlihe Wendung hat das Problem der 
ſyſtematiſchen Gliederung desſtaatswiſſenſchaft— 
lichen Unterrichtes durch die neue juriſtiſche Studienord— 
nung von 1893 an den öſterreichiſchen Univerſitäten 
genommen. Man hätte meinen jollen, daß gerade hier, an 
der Urheimat der Steinſchen Grundfäße, auch ſeine Syſtematik 
der Staatswiſſenſchaften wenigſtens in ihren Grundgedanken 
in Ehren gehalten werde, umjomehr als fi an den djter- 
reihiichen Univerfitäten die Verwaltungslehre im Sinne von 
Stein jeit Dezennien als ein politifches Hauptfolleg ein— 
gebürgert hatte. Nun war freilich gleichzeitig das Bedürfnis 
unabweisbar geworden, der Pflege des pofitiven Staat3- und 
Verwaltungsrechtes einen breiteren Raum als bisher im 
juriftiigen Studiengang zu ſchaffen. Die neue Studienordnung 
glaubte nun diefem Bedürfniſſe am einfachſten in der Weile 
zu entiprechen, daß ſie für das Studium des dffentlichen 
Nechtes zwei ſymmetriſch angeordnete Lehrfäher ſchuf: das 
allgemeine und dfterreichifche Staatsrecht einerfeit3, die Ver— 
waltungslehre mit dem öfterreihiichen Verwaltungsrecht ander- 
ſeits. Das ſchien auch wenigſtens im Prinzipe noch immer 
dem Steinſchen Syiteme zu entſprechen, das ja das Staat3- 
vecht als Lehre von den Verfafjungszuftänden und die Ver- 
waltungslehre mit dem Verwaltungsrecht als die Lehre von 
der Betätigung der verfaffungsmäßig geordneten Staatögewalt 
unterichted. Aber diefe Symmetrie des Aufbaues war doc 
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zunächſt eine ganz äußerliche: das allgemeine und öſter— 
reichiſche Staatzreht wurde als xein juriftifche Disziplin 
fonjtruiert, die allgemeine Staat3lehre als politifche Disziplin 
beijeite gelafjen. Das andere ftaat3rechtliche Kolleg aber über 
Berwaltungslehre und öſterreichiſches Verwaltungsrecht be- 
hielt jeine gemijchte Natur bei, denn die DVerwaltungslehre 
War überall und jpeziell im dfterreichiichen Lehrplan als 
politiihe Disziplin gedacht. Ya man wäre eigentlich, gerade 
deshalb, veranlaßt, die Aufgabe diefes Kollegs jo zu inter- 
pretieren, daß in den Vorträgen über Verwaltungslehre auf 
da3 pofitive öfterreichiiche Verwaltungsrecht nun mehr Rückſicht 
zu nehmen ſei als bisher, ohne daß dadurd) der politische 
Charakter . der Berwaltungslehre ih im mejentlichen zu 
ändern oder gar zu verſchwinden brauchte. Auch nad Stein 
Auffaffung und Behandlung wurde ja das pojitive Ver— 
waltungsreht ſchon im Rahmen der Berwaltungslehre be- 
handelt, nur mit dem Unterjchiede, daß die Aufgabe fi nicht 
auf die Darjtellung des Rechtes beſchränkte, jondern auch jeine 
Urſachen, die politiſche Motivierung des Verwaltungsrechtes, 
ſeine Wirkungen im ſtaatlichen und geſellſchaftlichen Leben und 
die daraus abgeleiteten Reformideen zu entwickeln waren. 
Aber dieſe Interpretation der juriſtiſchen Studienordnung 
entſpricht doch ſchon nicht ganz den Intentionen des Geſetz— 
gebers und wird vollkommen hinfällig durch die Art und 
Weiſe, wie ſich das ſtaatswiſſenſchaftliche Studium an den 
öſterreichiſchen Univerſitäten auf Grund dieſer Studienordnung 
des weiteren entwickelt hat. Die mächtige Bewegung ins— 
beſondere in der deutſchen ſtaatswiſſenſchaftlichen Literatur, 
welche ſeit geraumer Zeit nach einer ſtreng juriſtiſchen Durch— 
bildung des Verwaltungsrechtes drängte, war auch auf die öſter— 
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reichiſche Unterrichtsverwaltung nicht ohne Einfluß. Die 
Lehre vom Staatsrechte hatte fi) ihren ftreng juriftiichen 
Charakter bereit3 ſieghaft erftritten; eine offizielle An- 
erfennung im Studienplan war in feiner Weiſe mehr zu ver- 
jagen. Nun jollte auch dem Verwaltungsrechte eine eben- 
hürtige Stellung eingeräumt werden. Die öſterreichiſche 
Studienordnung entſchied fich dafür, und zwar gleich in dem 
moderneren Sinne, daß das Verwaltungsrecht eine eigene 
Rechtsdisziplin neben dem Staatsrechte, nicht nur ein Beftand- 
teil des Staatsrechtes fein jolle. Aber dabei ftellte ſich num 
jofort ein Anftand ein, über den nicht leicht hinwegzukommen 
war. Die Konſequenz der Grundauffafjung wie die Symmetrie 
im Aufbau des Syſtemes hätten gleichmäßig verlangt, daß 
dem „allgemeinen und öſterreichiſchen Staatsrecht“ ein „all- 
gemeines und Öfterreichifches Verwaltungsrecht" an die Eeite, 
anderjeit3 aber eine allgemeine Staatslehre und eine all- 
gemeine Verwaltungslehre als politiſche Fächer bejonders ge- 
jtellt worden wären. Einer ſolchen konſequenten Durchbildung 
des ſtaatswiſſenſchaftlichen Syſtemes im Lehrplane ſtellten 
ſich aber gewichtige didaktiſche und wiſſenſchaftliche Be— 
denken entgegen; die „allgemeine Staatslehre“ iſt bis auf den 
heutigen Tag nicht zu einer ſelbſtändigen und vollwertigen 
politiſchen Disziplin ausgewachſen; ſie iſt vorwiegend nur 
als Staats rechtslehre behandelt, ihre politiſchen Geſichts— 
punkte ſind zum Teil noch immer nur in der Rechtsphiloſophie 
zur Geltung gebracht, zum Teil verlieren ſie ſich in dem 
nebelhaften Gebiete der „Geſellſchaftslehre“. Es war daher 
weder notwendig noch auch überhaupt angemeſſen, den Studien— 
plan mit einem ſolchen Kolleg über allgemeine Staatslehre 
zu belaſten; man konnte mit Recht erwarten, daß der rechtlich 
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bedeutfjame Inhalt der allgemeinen Staatslehre im  „all- 
gemeinen Staatsrecht“ zur Geltung komme und konnte fie 
im übrigen ihrem Schickſale überlaffen. Ganz anderz freilich 
lagen die Dinge bei der „allgemeinen Berwaltungslehre”. 
Sie war, und vor allem dur Stein, zu einer jelbftändigen, 
vollfommen ausgewachſenen politifchen Disziplin geworden, 
die auch das allgemeine Verwaltungsrecht umſchloß. Aber 
peilih, dem Berlangen nad) einer felbftändigen, ftreng 
juriftiihen Behandlung des allgemeinen Verwaltungsrechtes 
it dieſe DBerwaltungslehre nicht gerecht geworden. Man 
fonnte über fie nicht, wie über die allgemeine Staatzlehre, 
zur Tagesordnung übergehen. Und anderjeit3 konnte man 
ein „allgemeines Verwaltungsrecht“ nicht aus der Erde 
ſtampfen, das bisher, nur in Schwachen Anſätzen, ganz rudi- 
mentär vorhanden ift. So blieb denn die Verwaltungslehre 
auch im neuen Studienplan in Ehren; die Studienordnung 
machte mit diefer Bezeichnung des Faches dem Steinchen 
Andenken ihre Reverenz. Aber indem man ihr das dfter- 
reichiſche Verwaltungsrecht anhängte und ihre Pflege den 
Händen der Politiker entzog, um ſie den Juriſten anzu— 
vertrauen, war genügjam deutlich ausgeſprochen, was eigentlich 
damit beabjichtigt war. Der Rechtsinhalt der Verwaltungs- 
lehre vor allem jollte behandelt werden; man fonnte den 
Juriſten ja nicht zumuten, politiihe Wiſſenſchaft zu lehren, 
aber man ſetzte vielleicht voraus, daß wenigſtens die all- 
gemeinen Lehren der Verwaltung auch bei der neuen Ordnung 
der Dinge eine gewiſſe Berücjichtigung finden würden, wie 
die allgemeine Staatslehre im Syfteme des allgemeinen 
Staatsrechtes. | 

In den Händen der öfterreihiichen Juriſten iſt dieſe 
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„Berwaltungslehre” alsbald zu dem geworden, wozu jie nad) 
der äußerlichen Anordnung der Fächer im Studienplan werden 
mußte, zu einer allgemeinen juriftijhen Einleitung in das 
Studium de3 öſterreichiſchen Verwaltungsrechtes. Und das 
war auch innerlich wohl begründet. Die djterreichiichen 
Staatsreht3lehrer mußten in der neuen Studienordnung, 
aber noch mehr in der neueren Entwicelungstendenz de3 Ver— 
waltungsrechtes die Aufforderung erblicken, fi) ganz auf die 
Ausbildung der neuen Rechtsdisziplin zu konzentrieren. Damit 
war auch der ſchüchterne Verſuch der Studienordnung, Die 
Berwaltungslehre in der Verbindung mit dem Verwaltungs— 
recht zu erhalten und fie dadurch überhaupt noch im juriftiichen 
Lehrplan zu pflegen, bejeitigt; die Juriften haben die Ver— 
waltungslefre im Sinne Steins über Bord geworfen. 
Kenn dann aber von ihnen ausgefagt worden ift, daß ſie 
beſonders den Ruf erheben nach einem „allgemeinen Teil des 
Berwaltungsrechtes” (D. Mayer, Deutiches Verwaltungs— 
vet, S. 19), jo mag man vielleicht doch berechtigt fein, 
darin eine Nachwirkung des Einfluffes ihres gemeinjamen 
Meiſters zu erblicken, der in jeinem Hauptwerfe ſelbſt ſchon 
jo weſentlich zum Aufbau eines allgemeinen Verwaltungs— 
rechtes beigetragen hat. | 

Das Schickſal der Berwaltungslehre ift damit — für 
die nächfte Zeit wenigſtens und für die dfterreichiichen 
Univerſitäten — befiegelt; denn auf dem Boden der politifchen 
Wiſſenſchaften ift ihr durch die Studienordnung der Meg 
verrammelt dadurch, daß nun der Nationalökonomie eine 
„Volkswirtſchaftspolitik“ als Hauptfolleg an die Seite ge- 
ftellt und daneben noch auf die Wichtigkeit von Spezial- 
£ollegten über Agrar, Gewerbe: und Handelspolitif bejonders 
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veriviejen wurde. Daß da3 auf diefer Seite des ſtaatswiſſen— 
ihaftlichen Unterrichtes, ein unvollfommerer Erfah für eine 
Berwaltungzlehre tft, wird jeder zugeben, dem die lÜber- 
zeugung don dem inneren Zujfammenhang der verjchiedenen 
Zweige der Berwaltung, zu der ja auch die kwirtjchaftliche 
Politik gehört, in Fleiſch und Blut übergegangen ift. Die 
ijolierte Behandlung wirtihaftspolitifher Fragen von dem 
einjeitigen Standpunkt der praktiſchen Nationalöfonomie aus, 
‚wie das die Studienordnung nahelegt, wird immer Gefahr 
laufen, den Zufammenhang mit den jonftigen Problemen 
der Berwaltung zu überjehen, wie das jeiner Zeit die Schwäche 
der älteren Bollswirtichaftspolitit war, gegen welche eben 
vor allem Stein jo Fräftig reagierte. Wenn die Behandlung 
der Volkswirtſchaftspolitik an den öfterreichiichen Univerfitäten 
troßdem, ſoweit das eine freie Interpretation der Studien- 
ordnung zuläßt, den PBoftulaten der Verwaltungslehre gerecht 
zu werden ſich bemüht, jo darf auch das als ein Fortleben 
des Steinjhen Geijtes bezeichnet werden, der ja auch 
in der ganzen modernen wirtjchaftspolitifchen Literatur ſich 
fühlbar mad. 

Tragen wir num zum Schlufje, welche Ausſichten ſich nad 
dem bisherigen Entwicelungsgange der Dinge für die weitere 
wifjenjhaftlihe Behandlung des VBerwaltung3- 
rechtes und der Berwaltungä3lehre eröffnen. Da will 
e3 mir doch vor allem ſcheinen, als wenn die Pflege des Ver— 
waltungsrechtes das Schwergewicht ihrer Leiftungen auf einen 
Ausbau eines allgemeinen Berwaltungsrechtes verlegen müſſe. 
Schon der gegenwärtige Zuſtand der Syſtematik des Ver— 
waltungsrechtes weist deutlich darauf hin. In der partifular- 
rechtlichen wie in der allgemein deutſchrechtlichen nl 
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desjelben bietet gerade der „allgemeine Teil” ein jehr verworrenes 
Bild. Bald ift eg ein Stück Staatsrecht, das dem Verwaltungs- 
recht als Einleitung vorausgeſchickt wird, gewiſſermaßen um 
die Verbindung beider Disziplinen aufrecht zu erhalten; bald 
ſind es nur Geſichtspunkte der Lehre von der vollziehenden 
Gewalt, welche ſich als allgemeiner Teil des Verwaltungs— 
rechtes bieten, während ſie in Wirklichkeit nur dem Gegenſatz 
zwiſchen formalem und materiellem Verwaltungsrechte ent— 
ſpringen; bald endlich enthält dieſer allgemeine Teil zwar 
Erörterungen über einzelne die Verwaltung beherrſchende 
Rechtsinſtitute, während andere gleichwertige gänzlich beiſeite 
gelaſſen ſind. 

Ein allgemeiner Teil des Verwaltungsrechtes verlangt 
aber doch eine prinzipielle Erörterung aller der Rechtsinſtitute, 
welche die ganze Verwaltung durchziehen und daher auch in 
ihren Konſequenzen bei den einzelnen Gebieten der materiellen 
Verwaltung erſcheinen. So gehören zweifellos die Rechte des 
Staates am Grundeigentum, dev Schuß der perſönlichen 
Freiheit und des Eigentums, die Rechtsinftitute der Gewerbe— 
freiheit, des Arbeiterſchutzes, der Handelspolitit u. dgl. nad 
ihrer prinzipiellen Seite dieſem allgemeinen Teile zu, während 
die einzelnen Rechtsinſtitute dev Bodenpolitif (Waſſer-, Wege- 
recht und andere), der Urproduftion, der Gewerbeordnung, 
des Handelsverfehres dem jpeziellen Verwaltungsrechte zuzu- 
weten find. Denn alle diefe bejonderen Rechtsinſtitute und 
Rechtsnormen müfjen doch im modernen Rechtzitaate getragen 
jein von den grundjäßlid dem Staate zuftehenden Rechten auf 
Geltendmachung des Öffentlichen, allgemeinen Intereſſes gegen- 
über den Sonderintereffen wirtichaftlicher oder ſozialer Gruppen 
innerhalb des gejellichaftlichen Lebens. 


Die Entwidelung der Verwaltungstehre u. des Verwaltungsrechtes 2. 83 





Eine erſchöpfende wiſſenſchaftliche Erfaſſung dieſer grund- 
legenden Rechtsgedanken innerhalb der geſamten Verwaltung 
muß dann aber mit Notwendigkeit zum Ausbau eines wiſſen— 
ſchaftlichen Syſtemes des allgemeinen Verwaltungsrechtes 
führen, dem neben der juriſtiſch-konſtruktiven auch noch die 
Aufgabe der Rechtsvergleichung, wenigſtens für die verwandten 
Rechtsformen des ſtaatlichen Lebens, zufällt. Das öffentliche 
Leben der verſchiedenen, dem gleichen Kulturkreiſe angehörigen, 
den gleichen Einflüſſen ſozialethiſcher Grundſtimmungen des 
Volkes unterliegenden Staaten zeigt uns heute ſo viele 
verwandte, ja faſt identiſche Züge auch im Verwaltungs— 
rechte, daß eine wiſſenſchaftliche Durcharbeitung und Klar— 
ſtellung dieſes gemeinſamen Produktes des Zeitgeiſtes geradezu 
herausgefordert wird. 

Iſt aber das Verwaltungsrecht einmal auf dieſem Punkte 
angelangt, dann wird es auch durch die Energie der wiſſen— 
ſchaftlichen Gedanken von ſelbſt dazu gedrängt, über die rein 
konſtruktive Behandlung des Rechtsſtoffes hinauszugehen und 
die Anknüpfung an die Rechtsphiloſophie, an die Rechts— 
geſchichte und an die Politik wieder zu ſuchen. Schon als 
Auslegungsbehelfe für das poſitive Recht dürfen dieſe Er— 
kenntnisquellen nicht verſchmäht werden; mehr noch bedeutet 
es, daß die Rechtswiſſenſchaft nur auf dieſem Wege das volle 
Verſtändnis der Rechtsnormen und die ratio legis erſchließen, 
ſich einen maßgebenden Einfluß auf die Weiterbildung des 
Verwaltungsrechtes ſichern und die Jurisprudenz vor Ent— 
fremdung gegenüber dem Staatsleben bewahren kann. 

In der Tat halten denn auch weiterblickende Staats— 
rechtslehrer die Zeit für gekommen, wo es Recht und Pflicht 
der Staatsrechtswiſſenſchaft iſt, dieſe neuen Wege zu betreten 
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(Rehm, Geſchichte 261). Sie jehen in der formalen Aus— 
prägung der publiziftifchen Begriffe ſchon nicht mehr das 
einzige Ziel der Wiſſenſchaft vom öffentlichen Rechte (Jellinek, 
Geje und Berordnung, Borr.) und nehmen ſchon nicht mehr 
Anstand, Gedanken der allgemeinen Rechtslehre und der Rechts— 
philojophie zur Durchdringung des pofitiven Rechtes zu ver- 
werten. Da liegt es denn doch nahe, zu vermuten, daß auch 
die Theorie des allgemeinen Verwaltungsrechtes, der ja 
geradezu die nächte Zukunft der Entwidelung gehören dürfte, 
fih der Einwirkung diejes Geiftes nicht entziehen werde. Se 
tiefgründiger aber der Boden de3 Verwaltungsrechtes be- 
arbeitet wird, umſomehr nähert ſich die Forſchung wieder den 
gemeinjamen Quellen des öffentlichen Rechtes, aus denen alle 
einzelnen Rechtsinftitute ihre Nahrung ziehen. Rechts- und 
Wirtſchaftsgeſchichte, Wirtſchafts- und Sozialpolitif, um nur 
die landläufigften Wilfenzgebiete zu nennen, können nicht 
abjeit3 jtehen, wenn e3 gilt, dag poſitive Recht der Ver— 
waltung dem lebendigen Berjtändnis zu erſchließen und 
den Juriſten zum ficheren Führer in dem drängenden Ver» 
langen nad) einer fejten Rechtsordnung der modernen Gejell- 
Ihaft zu machen. 

Und jo wird Schließlich auch die Verwaltungslehre wieder 
ihre Auferftehung feiern, nicht als die ſchwer zu begrenzende 
Kunde vom Staate, jondern wohl diszipliniert durch die 
ſtrenge Formulierung der Rechtsinftitute, aber zugleich aus— 
gerüſtet mit dem ſicheren und umfafjenden Überblicke über ihr 
Werden und die allgemeinen Borausjegungen ihres Beitandes. 
Da3 Leben im Rechte wird damit erſt vollfommeun erkannt 
und damit auch das Recht des Lebens wiſſenſchaftlich neu 
gewonnen, 


5. 
Vom Nationalreichtum. 


Aus einem Vortrage im ft. Mufeum für Kunft und Induftrie in Wien. 
(„Deutfhe Rundſchau“ IX. Band 9. Heft 1883.) 





Die Grundfragen der Nationalökonomie find zugleich 
immer Lebensfragen der menſchlichen Geſellſchaft. Denn die 
Wirtihaft des Volkes ift nicht Selbſtzweck, ſondern Mittel 
zu höheren Zwecken, in letzter Linie für die Erreichung der 
Beitimmung, die dem menſchlichen Daſein geſetzt ift. Die 
gute Einrichtung und der Erfolg der Volkswirtſchaft erſcheint 
immer als eine wejentliche Bedingung für den Erfolg gefell- 
ihaftlicher Beitrebungen überhaupt; und darin liegt wohl 
im allgemeinen jchon eine mächtige Aufforderung an alle 
denkenden Kreije der Gejellichaft, den Grundfragen der Volks— 
wirtichaft ihre Aufmerkſamkeit nicht zu verjagen. Cine folche 
Betrachtung aber läßt nicht zu, bei den konkreten Erſcheinungen 
des Lebens ſtehen zu bleiben. Vielmehr wird immer der 
Verſuch zu machen ſein, zu den inneren Zuſammenhängen der 
Dinge vorzudringen und von da aus die bewegenden Kräfte 
zu erkennen, welche zuletzt immer das Leben der Völker be— 
ſtimmen. Das aber kann ohne Abſtraktion nie gelingen, und 
ſo mag denn wohl darin auch eine Berechtigung gelegen ſein, 
das Grundproblem der theoretiſchen Nationalökonomie ein— 
mal vor das Forum weiterer Kreiſe zu bringen, denen 
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allgemeine Bildung feine bloße Phraſe und Vergeijtigung des 
täglichen Lebens ein Bedürfnis, ein tägliches Anliegen ge— 
worden ift. Das Verſtändnis der konkreten Erſcheinungen des 
Lebens wird, wie ich glaube, durch ſolch abſtrakte Unter- 
ſuchungen weſentlich gefördert und die Bedeutung der Theorie 
für die Entwidelung des praftifchen Lebens ift wohl gerade 
an diefem Punkte in feinem Augenblide zu verkennen. So 
möge mir denn verftattet fein, jener Aufforderung folgend 
und von diefer Berechtigung Gebrauch machend, im folgenden 
vom Nativnalreichtum zu ſprechen, als von jenem Gejamt- 
zuftand dev Wirtjchaft eines Volkes, melden wir als den 
vollfommensten, daher immer und allenthalben anzujtrebenden 
a priori anzujehen geneigt jind. 

An dem Reichtumsproblem ift die ganze Nationalökonomie 
groß geworden. Was fie auch immer im Laufe der Jahr- 
hunderte als Objekt ihrer Unterfuchungen aufgenommen, wie 
fie auch immer ihre Aufgabe bald weiter bald enger gefaßt 
hat, immer ift e3 ihr in leßter Linie um die Trage zu tun 
geweſen, wie die Völker reich werden, welche Wege am jicheriten 
zu diefem Ziele führen und mit welchen Mitteln dev Zuftand 
de3 Reichtums am erfolgreichſten fejtgehalten werden fünnte. 
Da mochten noch jo oft die Theologen die Entjagung, die 
freitoillige Armut ala die höchſte Tugend preifen, noch jo 
eindringli die Philofophen des Optimismus in der Welt 
der Ideen, in dem durchgeiftigten Voltzleben, die Philofophen 
de3 Peſſimismus im Nirwana den Punkt bezeichnen, an dem 
alles menschliche Glück zu finden fei, und noch jo anmutig 
mochten die Dichter ung die JIdylle des Schäferlebens, das 
harmloſeſte, das goldene Zeitalter ſchildern — die Menſchen 
haben immer jenes goldene Zeitalter etwas buchjtäblicher 
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genommen und die auri sacra fames, der Durft nach dem 
Golde, war von jeher ein Grundzug des Seelenlebens der 
Völker und ift es bis auf den heutigen Tag geblieben. 

Schon dieſe Gegenjäße volkstümlicher Anſchauung — und 
es läßt fi nicht leugnen, daß fie alle in gewiljem Maße 
eine Popularität erlangt haben — laſſen die Tiefe des 
Problems einigermaßen erfennen. An der Oberfläche der Er- 
ſcheinungen wenigſtens find die treibenden Kräfte nicht offen- 
bar. Bon hier aus ift immer nur das Ginzelne zu jehen, 
nie das Ganze. Das Einzelne aber ift der Menſch, der mit 
jeinem individuellen Seelenleben ſich jeine Ideale znrechtlegt 
und fie mit dem Maße feiner Mittel und feiner Kräfte ver- 
folgt. Ihm aber ftehen Millionen anderer Individualitäten 
gegenüber und nur an einem Fleinen Kreiſe diefer mißt jeder 
Menſch feinen eigenen Wert und fein eigenes Glüd. 

Das aber, was ein ganzes Volk bedeutet im Menjchen- 
eben, was jein Lehen ausmacht und jein Glüd, das bringen 
fh doh nur Wenige zum Bewußtjein. Tas Cine jedoch 
fann jich alsbald Jeder jagen, daß jeine Aufgaben im Leben 
nicht auch eines jeden Anderen Aufgaben, daß jeine Ideale 
nieht in derſelben Weife auch die Ideale aller Übrigen fein 
fönnen. Und fo ftellt fich auch) alsbald ein Bewußtſein des 
Gegenjabes ein, der zwifchen den Lebenszielen eines Volkes 
und den Zielen des Einzelnen bejteht; hier die Vielheit, die 
Beionderheit, dort die Einheit, die Allgemeinheit. 

Die Borftellung eines Nationalreihtums erfährt von hier 
aus eine erſte Beleuchtung. Wenn wir vom Reichtum eines 
Menschen jprechen, jo verbinden wir damit jogleich eine ganz 
beftimmte Vorſtellung. Mag auch die abjolute Größe des 
Vermögens, welchem die Qualififation des Reichtum ge- 
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geben wird, verichieden gemefjen werden, je nad) dem Stand— 
punkte, den allgemeinen geſellſchaftlichen und wirtjchaftlichen 
Vorſtellungen des Urxteilenden: immer wird ung nur der für 
reich gelten, welcher alle nach unferen Vorjtellungen zuläfligen 
Genüfje mit jeinem laufenden Einkommen aus jeinem Beſitze 
ohne alfo auf Erwerb durch Arbeit angewiejen zu fein, be= 
jtreiten fann. Und wir verbinden damit zugleich ein gewiſſes 
Urteil über das Maß dieſer Genüſſe; ein Kleiner PBrivatier, 
der jehr wenig Genüſſe fennt, gilt ung nicht für reich, mag er 
fie au) vollfommen aus jeinem Kapitaleinfommen zu be- 
Itreiten vermögen. Aber gerade diejer unmwillfürliche Vergleic) 
des vollfommen zufriedengeitellten, bedürfnislojen Menjchen 
und des kwirkli Reihen, dem vielleicht die Befriedigung 
jelbft der ausgeſuchteſten Genüffe, der flüchtigften Launen 
feinen Genuß und feine Zufriedenheit mehr verichafft, vegt 
in una ein fittliche3 Urteil über den Reichtum an. Wir er- 
fennen in dem Reichtum nur etwas bedingt Begehrenswertes 
an, wenn er nämlich wirklid Genuß verihafft und Zu— 
friedenheit gewährt; aber wir können ihn nit als not- 
wendig anfehen für die Verfolgung der Lebenzaufgaben, für 
die letzten ſittlichen Zwecke des Daſeins. Der einzelne 
Menſch iſt frei in der Wahl des Lebensberufes und der 
Lebensauffallung, und jo it er auch frei in der Ge— 
ftaltung jeiner Wirtſchaft: er fann nad) Reihtum traten, 
aber er muß e3 nicht; denn er kann auch in äußerſter Be- 
Ihränkung ſeiner wirtſchaftlichen Mittel noch feiner Be- 
ſtimmung im Leben gerecht werden. Ja, wir werden nicht 
einmal jagen dürfen, daß die Verachtung des Reichtums ein 
Belenntniz jei, feine großen Zimwede zu hegen. So mander 
Wohltäter der Menfchheit, jo mancher von den großen Geiftern 
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de3 Volkes hat fein Leben in den bejcheidenften Vermögens— 
verhältniffen geführt und im Volksbewußtſein zählen ſolche 
Männer zumeiſt zu den populärſten. 

Andererſeits kann aber auch der Einzelne in unbegrenztem 
Maße nach Reichtum trachten, wenn er nur in den Schranken 
von Recht und Moral ſich bewegt; man wird die Millionäre 
nicht als gemeinſchädlich, noch ihr Streben ganz allgemein 
als zweckwidrig bezeichnen können. Kurz, es ſcheint der Reich— 
tum für das ſittliche Zweckbewußſein des Menſchen, ſowohl 
für ſeine eigene innere Vollendung, wie für ſeinen ſozialen 
Beruf, etwas Indifferentes, oder wenigſtens Unweſentliches 
zu ſein; wie die Reichen nicht immer die Tüchtigen, die 
Glücklichen ſind, ſo iſt auch außer Frage, daß die Reichſten 
keineswegs immer die Hauptträger der Volkswohlfahrt, die 
beſten Beförderer der geſellſchaftlichen Kulturzwecke über— 
haupt ſeien. 

In all dem läßt ſich keine Parallele ziehen mit dem 
Nationalreichtum. Für ein Volk gibt es keine Launen und 
keine Genüſſe; das Leben eines Volkes iſt eine Summe großer 
Aufgaben, eine Kette von Pflichten. Darum kann auch ſein 
Reichtum nie in etwas anderem beſtehen, als eben in den 
materiellen Mitteln für dieſe Aufgaben. Die Idee eines 
Nationalreichtums, welcher das Volk der Arbeit überheben 
und ihm geſtatten würde, in ſorgloſem Genuſſe ſich ſeines 
Daſeins zu erfreuen, — das wäre ein Widerſpruch in ſich 
ſelbſt, eine Verleugnung des Grundcharakters alles Volks— 
lebens, das eben unabläſſige Arbeit der Vollendung iſt. Das 
war der verhängnisvolle Irrtum, welchem Spanien zum 
Opfer fiel, als es trunken von den Schätzen wurde, die zwei— 
mal jährlich ſeine Silberflotte aus der neuen Welt brachte. 
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Wohl häuften fich in dem Jahrhundert nach der Entdeeung 
Amerikas die Reichtümer in geradezu koloſſalem Maßftabe 
auf der iberiſchen Halbinjel und fast ohne Schwertſtreich war 
ihm die Weltmacht zugefallen, in deren Grenzen die Sonne 
nie unterging. Aber faft ebenjo raſch jant es von diefer Höhe 
herab, als e8, wie ein rechter Verſchwender, ſich immer nur 
berufen glaubte, das zu genießen, was Andere erarbeiteten. 
Bald gehörten Spanien Schäße den betriebjamen Rivalen an 
der Nordſee und am Atlantiſchen Ozean, und e8 war nur 
eine Konfequenz hievon, wenn fie fih aud in feine Macht 
teilten. 

Aus demjelben Grunde aber, weil der Reichtum eines 
Volkes nur mit feinen Aufgaben in Beziehung fteht, fann 
auch unfer Urteil über den Wert und die fittliche Bedeutung 
des Volksreichtums nicht an DVorftellungen anknüpfen, ie fie 
aus der Betrachtung rein bürgerlicher Verhältniſſe hervor— 
gehen. Für ein Volk gilt nicht die Freiheit, mit welcher ſich 
der Einzelne ſein Leben einrichtet; weder jene Selbſtbeſchränkung 
und Genügſamkeit, welche freiwillig verzichtet auf ein größeres 
Maß von Lebensbedarf, noch jene ſchrankenloſe Gier nach 
Schätzen, für welche auch die weiteſtgeſteckten Lebenszwecke 
kein Maß mehr bilden. Was die Aufgabe, die Beſtimmung 
des Volkes erheiſcht, das muß geſchehen: hier giebt es keinen 
Verzicht und keine Entſagung; aber ebenſo iſt dem Volk in 
ſeinen vernünftigen Lebenszwecken eine Schranke ſeines zu— 
läſſigen Reichtums gezogen. 

Es iſt num nicht nötig, beſonders darauf zu verweiſen, 
daß die Aufgaben der Aulturvölfer unjerer Tage jo große 
und noch immer mwachjende find, wie vielleicht nie zubor, und 
daß ihre Erfüllung materielle Mittel von ſolcher Ausdehnung 
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verlangt, wie jie eben in dem Begriffe des Reichtum bezeichnet 
iind. Wir würden aber doch fehl gehen, wenn ir diejes 
Reichtumsbedürfnis der Völker als eine jpezifiiche Erſcheinung 
unjerer Zeit anjehen wollten. Vielmehr waren die An- 
gelegenheiten der Völker, welche Teil haben wollten an dem 
großen Menſchenwerke der Zivilifation, zu allen Zeiten jo 
große, daß ein unabläffiges Ringen nad) Reichtum, freilich 
immer mit jehr verjchiedenem Ausmaße feiner abjoluten 
Größe, als eine höchſt markante Tatſache in der Gefchichte 
des Völkerlebens überhaupt bezeichnet werden muß, — auch 
eine Manifejtation des tief in der Bolfzjeele begründeten 
Streben? nah Erhaltung und Entwidelung der Volks— 
individualität. Wohl haben wir daneben Beijpiele von Völker— 
Ihaften, welche in äußerfter Beſchränkung ihrer materiellen 
Mittel ein bejcheidenes Gemeinleben zufrieden zu führen ſich 
anſchickten. Aber die Geſchichte ſchritt auch über ſolche Gemein- 
weſen unerbittlich hinweg und zwang ſie in die Gemeinſchaft 
größerer Völker, in denen der göttliche Funke nach unbe— 
grenzter Entwickelung lebendig glühte. 

Ein jedes Volk alſo, das große Zwecke hat, muß nach 
Reichtum ſtreben; aber auch nur ein Volk, welches große 
Zwecke hat, kann ſeines Reichtums froh werden. Denn ein 
Reichtum über die Zwecke hinaus wäre ein zweckloſer, ein 
toter Reichtum, ja er wäre ein ſchädlicher; er würde das 
Leben des Volkes im Genuß erſticken, wie das zweifellos das 
Schickſal des Römervolkes geweſen iſt. 

Das Streben nach Reichtum, bei dem Einzelnen ein 
mindeſtens ſehr verzeihliches Streben, iſt für Völker geradezu 
eine politiſche Aufgabe. Ja noch mehr, es iſt eine innere 
Notwendigkeit, ſo gut wie das Streben nach politiſcher Selbſt— 
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erhaltung, dem alle entwidelten Völker, gleichſam inftinkt- 
artig, von jeher nachgehangen. 

Die Wege freilich, auf welchen fie dieſes Ziel zu erreichen 
hofiten, ſind jehr verfchieden gewählt worden; die ganze 
Geſchichte der politiichen und wirtjchaftlichen Entwicelung der 
Völker läßt ji wie in einem Brennpunkt von hier aus 
überjehen. Ya, die Art und Weiſe, wie fich die Völker den 
Weg zum Reichtum zu ebnen Juchen, ift eine bedeutſame Mani- 
fejtation der Volksſeele jelbit. 

Laſſen fih nun au nicht alle Wandlungen des Volks— 
geijtes, wie jte an der Hand der Geſchichte des Reichtums— 
problems zu erkennen find, in wenig Worten erſchöpfend dar- 
ftellen, jo wird e3 doch möglich jein, den Grundgedanken Kurz 
zu markieren, welcher dieje ganz: Entwidelung beherricht. 

Der antifen Welt war die Ausihließlichkeit und daher 
auch die Selbitgenügjamfeit des Volksdaſeins ein politisches 
Ariom. Wer außerhalb der Volksgemeinde ftand, war ein 
Feind, den man befiegen und unterwerfen, dem man aber 
fein gleichberechtigtes politifches Dafein zuerfennen konnte. 
Darin mwurzelte die allgewaltige Staatsidee, darin natürlich 
auch der wirtſchaftliche Abſchluß des Staatsvolfes nach außen. 
In Ddiefem Ideenkreiſe konnte nur eine ſehr einjeitige Vor— 
ſtellung von Nationalreichtum Platz greifen: das Verhältnis 
der wirtſchaftlichen Güter zu dem eigenen Bedarf; wir aber 
erkennen in dem Reichtumsbegriff etwas durchaus Relatives; 
nicht bloß reichlich genug haben für die eigenen Bedürfniſſe, 
ſondern auch viel haben im Vergleich zu den Schätzen Anderer. 
Dieſe Vorſtellung fand keinen Boden in der Antike; mit 
einem fremden Gemeinweſen gab es keinen anderen Vergleich als 
höchſtens der Machtmittel zu feiner Unterjochung. Wie Athen 
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zur Zeit ſeiner politiſchen und kulturellen Blüte unter Perikles 
den bezeichnenden Gedanken gebar, das getreidereiche Sicilien, 
deſſen Zufuhren man nicht entbehren konnte, zur Hebung des 
athenienſiſchen Nationalreichtums zu erobern, ſo war auch 
Roms Kolonialpolitik immer von dem Gedanken eingegeben, 
die Baſis der Volkswirtſchaft durch Vermehrung von Staat3- 
gebiet zu verbreitern. So verftand die Antike den NTational- 
reihtum. Das Mittelalter entbehrte nicht minder des Ge- 
dankens einer Yebendigen Völkergemeinſchaft: hier Schloß ſich 
das Volk für die michtigften Zwecke jeines Lebens in enge 
Kreiſe ab, die ſich auch wieder ökonomiſch jelbft genügen. 
wollten; auch hier fehlte in der Hauptſache das politische 
Element des Reichtumsbegriffs. Erſt mit dem Zeitalter der 
großen Entdeefungen beginnt im wejentlichen die Vorſtellung 
lebendig zu werden, daß ein Bolf nit allein dur) das 
groß und ftark werden fünne, was e3 jelbft befite und hervor— 
bringe, fondern noch mehr durch das, was es fi) von anderen 
im wirtſchaftlichen Verkehre dazu erwerbe. Und nunmehr 
entſteht auch erſt der volle Begriff des Nationalreichtums 
mit ſeiner unbedingten Relativität und ſeiner ruheloſen Ent— 
wickelung. Die Völker erkennen an, daß ſie nebeneinander 
leben müſſen; aber damit iſt auch die Angſt, überflügelt zu 
werden, und die Sucht, zu überflügeln, auf die Tagesordnung 
geſetzt. Dem Streben, genug zu haben, tritt das Verlangen, 
mehr zu haben als der Nachbar, an die Seite. Immer 
wieder wendet ſich der wirtſchaftliche Blick des Volkes von 
der eigenen Werkſtatt der Güter hinweg zu den Schätzen 
Anderer; ja es ſcheint ihm bald begehrenswerter, ſich in ein— 
ſeitig vorteilhaftem Austauſch von Gütern eine Vermehrung 
ſeiner Schätze zu erjagen, als in der hingebenden Pflege 


94 Dom Nationalreichtum. 








der eigenen Produktionsmittel fie fih zu erarbeiten. 
Hreilich werden die Völker bald eines Befjeren belehrt. Was 
in einem erſten Anlauf dieſes fogenannten Merkantilſyſtems 
den Holländern, wie fie jelbjt jagten, bei der Dummheit der 
Völker gelingen konnte, an den Üüberſchüſſen aller Völker 
einen Anteil gleihjam ohne Gegengabe zu befommen, das 
war jofort ausgeſchloſſen, al3 eine Kluge Handelspolitik ſich 
allenthalben gegen ſolch modernes Freibeutertum abſchloß, 
und nur vollwertiger Gegengabe jeine Grenzen öffnen wollte. 
Sp ward der Bli des Volkes wieder mehr auf die eigenen 
Quellen des Reichtums gelenkt und ſuchte zuerjt in Fabriken 
für exrportfähige Ware fi) die unentbehrliche Überlegenheit 
auf fremdem Markte und in Erzeugung gemeinen Gutes die 
Entbehrlichkeit aller fremden auf dem eigenen fiher zu jtellen. 

Da3 war die zweite Phaſe des Wterkantilismus, welche 
wir auc) den induftriellen Merfantilismus nennen fünnen. 
Der Fortſchritt der ganzen Auffaſſung war unverkennbar; 
der eigenen Betriebjamteit des Volkes wurde nunmehr ein ent- 
Icheidender Einfluß auf die Erfolge der Reihtumzsbeitrebungen 
der Nation zuerkannt. Aber das einfeitige Übergewicht, welches 
der Merkantilismus den Beziehungen zu anderen Bölfern 
beilegte, war doch auch in dieſer Geſtaltung nit überwunden. 
Der Reichtum der Völker galt nad) wie vor als eine feite 
Größe, joweit er nicht durch Produktion von Edelmetall un- 
mittelbar zu vermehren war; und die einzelnen Völker ge— 
iwinnen größeren oder Kleineren Anteil an diefem Reichtum 
je nach ihrer Überlegenheit auf fremdem Markte. Das „Mehr- 
haben al3 Andere” behauptete noch immer ein ftarfes Über- 
gewicht in den Borftellungen vom Nativnalreihtum über das 
Genughaben für den eigenen Bedarf. 
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Aber derſelbe Gedankengang, welcher den Merkantilismug 
ſelbſt zur Pflege der einheimifchen Induſtrie führte, wirkte 
doc weiter fort und lenkte immer mehr die volkswirtſchaftliche 
Betrachtung auf die eigene Kraft. Wenn ſchon die Export— 
induſtrie eine ſo begehrenswerte Quelle von Reichtum ſein 
ſoll, die doch nur auf einzelnen Gebieten der Produktion ſich 
entwickeln und nur immer einem kleinen Kreiſe von Menſchen 
Nutzen bringen kann — um wie viel mehr muß der National- 
veihtum gefördert werden durch eine rationelle Pflege der 
Bodenproduktion, die alles Gewerbe und allen Handel mit 
ihren Stoffen verfieht, die ihre Abnehmer ftet3 nach Millionen 
zählt! 

War e3 ſchon möglich, den Nationalreichtum dadurch zu 
vermehren, daß man den Kreis der Käufer Fünftlich erweiterte, 
um tie viel befjev müßte e3 gelingen durch eine natürliche 
Ausdehnung des Marktes, wie fie in der DBejeitigung aller 
Verkehrsſchranken gelegen ift! 

Am Ende bedeutet doc das eigene Land unendlich viel 
mehr al3 Spielraum für die wirtjchaftende Kraft des Volkes als 
die fremden Länder; jener ift ftets ſicher, diefer immer ge- 
fährdet; auch der Gewinn, den wir durch die Verbeſſerung 
der Produktion für den eigenen Bedarf erzielen, iſt ſicher, 
jener aber ungewiß, den wir erſt aus dem Handel zu ziehen. 
hoffen, denn den einen genießen wir unmittelbar, indem wir 
für den gleichen Bedarf weniger aufzuwenden oder bei gleichem 
Aufwand mehr zu verbrauchen haben; den Fortſchritt in der 
Erportinduftrie müßten wir uns erſt abfaufen Laffen, und e3 
bleibt immer jehr fraglih, was wir dann für unfer Geld 
bekommen. | 
Die Gejamtheit hat am Ende doch immer nur Gewinn 
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in dem, was fie mehr exriwirtichaftet ala fie braucht; es ift 
für fie mindejtens gleichgültig, ob fie diefen Gewinn dadurch 
erzielt, daß ihr Andere mehr zahlen oder dadurch, daß fie 
jelbjt weniger aufzumenden braucht. Sn beiden Fällen erzielt 
fie Überfchüffe über den Bedarf, und aus diefen eben bildet 
fie fi) ihren Reichtum. 

Als diefe Gedanken in dem Phyſiokratismus des 18. Jahr- 
hundert zum erjten Male in einigem Zujammenhange erfaßt 
wurden und Einfluß auf die vollstümlichen Vorftellungen 
vom Nationalreihtum zu üben begannen, war die Zeit über- 
haupt wunderbar bewegt. Die ränfenolle Politik der Höfe 
mit ihren Kriegen und ihrem finanziellen Druck war all- 
gemach allen denkenden Kreifen ein Gegenjtand des Abſcheus 
geworden. Schwer laftete der Drud des Feudalſtaates auf 
den Maflen, noch verjtärft durch die Ausfuhrverhote de 
Merkantilismus für die einheimischen Bodenprodufte und die 
einjeitige Begünjtigung der Industrie im Bezug ihres Roh— 
Itoffes von außen wie im Abſatz ihrer Produkte nach dem 
Auslande. Die nergelnde Benormundung der ganzen wirt— 
Ihaftlihen Tätigkeit des Volkes durch den Bolizeiftaat, der 
ih von jeinem Sdealbilde einer allgemeinen Wohlfahrts- 
einrichtung für das Volk immer mehr entfernte, das alles 
nährte den Gegenſatz volkstümlicher Anſchauungen und des 
herrichenden Regimes und förderte mächtig die Idee eines 
allgemeinen Zujtandes des Völkerglücks, welcher dur) An- 
erfennung der Menſchenwürde und Menjchenrechte, durch 
Rückkehr zur Natürlichkeit und angeborenen Treiheit des 
menſchlichen Dajeins wieder aufgerichtet werden jollte. Und 
jo war dieje Zeit alsbald auch nur allzu geneigt, ſelbſt in 
günftigen Handelsverträgen, in einer bevorzugten Stellung 
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auf den auswärtigen Märkten ein bafjenswertes Privilegium 
tyranniſch regierter Völker zu iehen. Der Gewinn an 
Nationalreichtum, der aus ſolchem Syſtem erwachſen konnte, 
ſchien im weſentlichen nur ein Zuwachs zu der Macht der 
verhaßten Staatsgewalt und der mit ihr verbundenen herrſchen— 
den Kreiſe zu ſein; das Volk als ſolches, weit davon entfernt 
daran zu partizipieren, wurde dadurch ausgeſogen, die Quellen 
ſeiner Wohlfahrt untergraben. Und ungenügend wie die Er— 
folge erſchienen nun auch die Fundamente dieſes Syſtems. 
Wechſelſeitige Übervorteilung und Ausbeutung der Völker 
kann kein wirtſchafts-politiſches Syſtem begründen; in ſich 
ſelbſt muß das Volk die Quellen ſeines Reichtums beſitzen. 
Nun hat die Arbeit ihren Lohn und das Kapital ſeinen 
Zins; beide aber brauchen das zum Leben, zum beſſer oder 
ſchlechter Leben, aber immerhin zum Leben. Überſchüſſe, 
Reichtümer ſind daraus nicht zu bilden. Wo ſie aber mehr 
erzielen als ihre Koſten, da können ſie es nur aus einer 
Quelle haben, die ihrerſeits gibt ohne zu empfangen, die 
lebendig iſt ohne Lebensunterhalt. Und das iſt allein die 
freigebige Natur. Ihre Produkte ſind immer etwas Neues, 
ein Zuwachs zur vorhandenen Maſſe der Güter, während das 
Gewerbe nur die Form, der Handel nur den Ort verändert, 
nichts Nenes ſchaffen kann, ohne etwas Vorhandenes zu ver— 
nichten, nichts zur Verfügung ſtellen kann, was es nicht 
anderswo weggenommen hat. In Grund und Boden iſt die 
einzige Quelle des reinen Ertrages, welche der darauf ver— 
wendeten Arbeit ihren Lohn, dem Kapital ſeinen Zins gibt 
und noch Äüberſchüſſe gewährt. Das iſt der Reichtum des 
Volkes. In der beften Ausnüßung der natürlichen Kräfte ift 
der ficherfte Weg des Volkes zu demfelben. So ward dur) 
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den Phyfiofratismus die zweite Seite des Wirtſchaftslebens 
der neu erwachten Völkergemeinſchaft in energifcher Beleuchtung 
por Augen geftellt, die innere Wirtſchaft, welche der Merkantilis— 
mus in einfeitiger Überſchätzung der auswärtigen Handelsbe- 
ziehungen verkümmert, wenn auch durchaus nicht gänzlich ver- 
kannt hatte. Der Phyſiokratismus ift keineswegs die Negation 
des Merkantilismus; er ift am wenigjten eine Umkehr zu mittel- 
alterlider oder antiker Abgefchlojienheit. Ja wir können 
unſchwer eine Gemeinjamfeit des Grundgedantenz finden, 
wenn derjelbe auch den nationalökonomiſchen Borjtelungen 
jener Zeit noch) feineswegs Far geworden ift, mehr nur in 
den einzelnen Konjequenzen al3 in einem feiten Prinzip zum 
Ausdruck fommen konnte. So groß auch die Unterjchiede. der 
politifhen Geſichtspunkte und der praftiichen wirtichaftlichen 
Ziele beider Syiteme find, für die Gefhichte der wirtichaftlichen 
Prinzipienfrage, der Frage nad) den Quellen des Nativnal- 
reichtums, ift der Phyſiokratismus doch nur eine allerdings 
ehr bedeutfame weitere Ausbildung vorhandener VBorftellungen 
von dem volfswirtichaftliden Prozeß, durch welchen die 
Maſſe der Güter ſich auf die Völker wie auf die Einzelnen 
verteilt. Alle praftifch-politiihen Maßnahmen de3 Mter- 
fantilismu3, die Begünjtigung der jogenannten Rommerzial- 
gemwerbe, die Sorge um bevorzugte, womöglich beherrichende 
Stellung derjelben im auswärtigen Abſatz waren doch, be- 
wußt oder unbewußt, von dem Grundgedanken eingegeben, 
daß der Gewinn der Nation um jo größer fein werde, je 
größer ihre Produftions- und Abjatoorteile in der Kon- 
kurrenz des Weltmarktes jeien; das allein aber, was eine 
Nation ih an jolden Gewinnen — wir nennen fie Renten — 
zulegen kann, iſt Vermehrung ihres Vermögens, bildet ihren 
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Reichtum. Die Phyſiokratie zeigte nun, daß eine allgemeine 
Duelle folder Nenten jedes Volk in jeinem Grund und 
Boden habe, der gegenüber dem fteigenden Bedarf des Volkes 
an Bodenproduften immer jeltener wird, alfo immer mehr 
von der Natur eines monopoliſtiſchen Produktionsmittels an- 
nimmt. Kommt e3 alfo bei dem Prozeß der Reichtumz- 
bildung wirklich auf die Produktion von. Renten, auf die 
Üderjchüffe über den Lohn und den Zins, auf. die Extra- 
gewinne an, jo ijt es klar, daß der Reichtum in eriter Linie 
und prinzipiell durch die Bewirtichaftung des Bodens, und 
nur daneben, accidentell, noch durch etwaige Handelsgewinne 
von anderen Völkern zu vermehren ift. 

Berftehen wir die beiden Syſteme recht, jo iſt eine 
gewiſſe Einheit des nationalökonomiſchen Grundgedankens 
bei beiden unverkennbar. Nur bevorzugte, womöglich aus— 
ſchließende Produktions- oder Abſatzverhältniſſe erzeugen Renten, 
nur durch Renten kann ſich Reichtum bilden und vermehren. 
Das verſtand ein Jedes in ſeiner Weiſe, oder vielmehr ver— 
ſtand es zwar noch nicht, aber ahnte es doch und war zweifel— 
los, auch ohne es zu wiſſen, beim Suchen nach dem Wege 
zum Reichtum auf die richtige Fährte gekommen. 

Sollte darin nicht auch wenigſtens eine teilweiſe Er— 
klärung für die unleugbare Erſcheinung gefunden werden 
können, daß trotz aller Deduktionen der Theorie, trotz aller 
Agitationen der praktiſchen Beſtrebungen keines der beiden 
Syſteme als überwunden und beſeitigt gelten kann? Noch 
heute finden wir ſie beide lebendig mitten unter uns: die 
modernen Merkantiliſten, welche unentwegt nach den Ziffern 
der Handelsbilanz als nach dem ſicheren Barometer des 
Nationalreichtums ſchauen, und die modernen Phyſiokraten, 
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welche noch immer in dem Bauern den eigentlichen Reprälen- 
tanten des Nährftandes erblicken, welche von fetten Ernten 
und einer phyfiofratiich angehauchten Gejeßgebung die Ent- 
wicelung des Reichtums erwarten. Es wäre unreht, über 
diefe unleugbare Tatjache einfach mit der achjelzudenden Be— 
merfung hinweggehen zu wollen, daß es eben tiefgewurzelte 
Vorurteile und angeerbte Irrtümer gebe, und daß ed ein 
Werk von Jahrhunderten ei, auch nur einen einzigen gründ- 
lid) auszurotten. 

Vielmehr möchten wir geneigt jein anzunehmen, daß 
gerade der höhere gemeinfame Grundgedanke beider ſie wider— 
ftandsfähig und Iebenskräftig erhalten hat. Und in Diejer 
Anſicht werden wir nur beftärkt, wenn wir jehen, wie ſich 
da3 nationalöfonomifche Urteil über die Quellen des National- 
reichtums weiter gebildet hat von dem Punkte aus, bis zu 
welchem es zulebt die vertiefte Einficht des Phyfiofratismus 
gebracht hatte. Dieje Weiterentwickelung lag am Ende nahe 
genug. Die Teile hatte man in der Hand — fehlt leider 
nur das geiftige Band. Doch bedurfte es bei dev Schärfe der 
theoretiichen Gegenjäße und bei den weit außeiandergehenden 
praftifchen Konſequenzen beider Syfteme immerhin eines außer- 
gewöhnlich ftarken Geiftes, um alle diefe Elemente volkswirt— 
ſchaftlicher Einficht zu einem einheitlichen Syfteme zujammen zu 
zwingen. In dem Schotten Adam Smith ift bekanntlich der 
Rationaldfonomie jener ſtarke ſynthetiſche Geift erwacht, der, 
die Einfeitigfeiten beider vorangegangener Syſteme jcharf be- 
leuchtend, in der Tat ein höheres Prinzip der Volkswirtſchaft 
aufftellte. Mit Lapidarſchrift ftellte er an die Spitze jeines 
großen Wertes über den Nationalreichtum die Worte: „Die 
jährliche Arbeit einer jeden Nation ift der Fonds, der fie im 
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Grunde mit allem verjorgt, wa3 fie fiir des Lebens nt 
und Bequemlichkeit gebraucht.“ 

| Diejer große nnd doch jo einfache, diefer ernfte und doc 
jo humane Gedanke jchien geeignet, fofort den Streit der 
Meinungen in einer höheren Einheit zu verfühnen. Er ließ 
der Induſtrie und dem Handel ihr Recht, wie der Land- 
wirtſchaft und der Urproduktion; er war der innen Wirt- 
Ichaft ebenjo gewogen, wie dem auswärtigen Verkehr; 
überall ift es doch in gleicher Weiſe die Arbeit, welche 
Reichtum aus ihnen gewinnt. Denn nicht auf den Betriebs— 
zweig fommt es an; ivie fie alle notwendig find fürs menſch— 
lie Leben, jo find fie auch) alle in gleicher Weiſe geeignet, 
ein fruchtbarer Boden für Erfolge der Arbeit zu werden. 
Nicht als Frucht einer Elugen Handelspolitit, nicht als ein 
Geſchenk der Natur empfängt ein Bolt jeinen Reichtum; 
weder ein Problem der Staatzkunft noch ein unmwandelbares 
Ergebnis einer natürlihen Ordnung ift feine Vermehrung; 
vielmehr iſt fie eine ſittliche und ökonomiſche Tat des Volkes 
jelbft, das jeine Kraft unermüdet dafür einjegen und ver- 
ſtändig haushaltend gebrauchen muß. 

Dieje beiden Dinge nun bergen allerdings auch in dem 
ShHitem von Adam Smith noch das große Geheimnis. Der 
Appel an die Tatkraft erlahmt nur allzuleiht an dem Be— 
hagen müßigen Genufjes, an dem Hang zur Trägheit. 
Mächtige Triebfedern müſſen wirkſam fein, um fie zu über- 
winden. Syn dem lebendigen Bewußtjein eigener VBerantwort- 
lichkeit und in einer jchranfenlojen Konkurrenz um die Güter 
des Lebens werden fie wirkſam. Der Menſch ift ſchwach und 
hilflos für ſich allein; mit vielerlei Bedürfniffen aber fehr 
einjettiger Begabung fteht er da im Leben, außer ftand, 
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auch durch eifernften Fleiß ſich all die Notwendigkeiten des 
Lebens ſelbſt zu beichaffen. In der Teilung der Arbeit, im 
wechſelſeitigen Austaujche der Produkte erſt wird eines Jeden 
Arbeit zugänglich für Jeden; denn indem Jeder das arbeitet, 
wozu er am beften befähigt ift, hat er gewiß auch den größten 
Erfolg feiner Arbeit; und indem er al3 Glied einer wohl- 
organifierten Gejelichaft arbeitet, Tann er fi) von den 
Arbeitzerfolgen der Anderen jo viel eintaujchen als er braucht, 
der Bürger vom Bürger, wie das Bolt vom Volke. Das 
ift die allgemeine Formel der Smithſchen Lehre; und im 
Siegeslaufe Hat fie ſich die Welt erobert, hat um den noch 
immer lebendigen Mertantilismus und um die kaum geborne 
Phyfiokratie ihre Kreiſe gezogen, daß fie eine Zeit lang tie 
verichiwunden ſchienen. Es war wieder einmal die Macht 
eines einfachen Klaren Gedanfens, dejfen Zauber die Welt jich 
nie verichließt, an den fie glaubt, ſelbſt wo ſie ihn nicht 
ganz verfteht, und nicht imstande ift, ihm in feine Konje- 
quenzen zu folgen. Es ift Höchit bezeichnend, daß wohl dieje 
allgemeine Formel des Smithſchen Syſtems in Aller Munde 
it, daß aber die ganze Gedankenreihe dabei außer acht ge= 
laſſen wird, in der nun derjelbe Denker des näheren ausführt, 
wie der Arbeitslohn nad) VBerichiedenheit der Gegenjtände, auf 
welche die Arbeit angewendet wird, verichieden ift; wie Un— 
gleichheiten aus der Natur der Beſchäftigungen jelbit ent- 
ſtehen und durch die „europäiſche Polizei“ veranlagt werden, 
und wie e8 Erzeugnifje gibt, die zu allen Zeiten, aber auch 
jolche, die nur zumeilen und unter gewiſſen Umftänden eine 
Rente bringen. Weil aber doch dieſe ganze Gedanfenreihe un— 
entbehrlich ift, weil e8 doch dem gejunden Urteile des Volkes To 
wenig wie dem Meifter der Nationaldfonomie entgehen fonnte, 
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daß die Arbeit nicht unter allen Umftänden gleich erfolgreich 
it, und daß ihre VBerjchiedenheit in der verjchiedenen Unter- 
ftügung liege, welche jte durch die übrigen Produktionsmittel 
erfahre — jo hoben allgemach der Merkantilismus und die 
Phyjiofratie wieder ihr Haupt aus der Dede hervor. Beide 
jagten num aufs neue von fi) aus, daß fie allein konkrete 
Wege angeben, die zum Nationalreichtum führen, während die 
Smithiche Lehre mit ihrer allgemeinen Formel von der Pro- 
duktivität der Arbeit es zu feinem pofitiven Programm des 
Nationalreihtums gebracht habe. 

Und in gewillem Sinne muß man ihnen Recht geben. 
Dem berühmten Buche „Über den Nationalreichtum“ fehlt 
gerade der Abſchluß — die Theorie des Nationalreichtums 
jeldft. Die Prämiffen find in munderbar eindringender 
Weiſe aus der Beobachtung des vielgeftaltigen Wirtichafts- 
lebens der Völker zu Tage gejtellt, die verbindenden Fäden 
und Zufammenhänge der. wirtihaftlichen Erſcheinungen mit 
durchfichtiger Klarheit dargelegt; aber den Abichluß des 
ganzen Syſtems, eine erſchöpfende Rentenlehre, ift ung 
Smith und jeine Schule ſchuldig geblieben. Er hätte ung 
jagen müſſen, wie denn, troß aller Berjchiedenheit der 
Erwerbszweige und ihrer Einflüffe auf den Arbeitslohn, die 
Borausjegungen beichaffen jein müfjen, damit jegliche Arbeit 
des Volkes reichtumbildend fein fünne; und diefe Voraus— 
ſetzungen mußten allgemein erfüllbare, wieder durch die eigene 
Kraft des Volkes erjtellbare jein, damit der Sat von der 
allgemeinen Produktivität der Arbeit auch) Geltung haben 
kann für die Wirtichaft des ganzen Volkes und bejtimmend 
werden für die Richtung feines Reichtumserwerbs. Anſtatt 
dejlen aber macht Smith jogar der Phyfiofratie das Zu— 
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geſtändnis, daß Grund und Boden, auf Produktion von 
Nahrungsmitteln verwendet, allein notiwendigeriweife und 
immer Renten bringen, und er vermag e3 dem Merkantilismus 
nicht abzuftreiten, daß ex mit feiner „Polizei“ vielfach künſt— 
liche Renten wirklich geichaffen habe. So konnte ſich auch 
dieje Vehre, troß des allgemeinen Grundjaßes von der reichtum- 
gebenden Quelle der Arbeit, von der Einſeitigkeit nicht frei— 
halten, gewiſſen Produktionszweigen wieder mehr, andern 
weniger Fähigkeit zuzufchreiben, zum Reichtum eines Volkes 
beizutragen; was jollte da noch die allgemeine Maxime be- 
deuten, wenn ſie da3 Leben täglich in vielen Einzelfällen 
Lügen ftrafte? 

Aber doc werden wir den Ausgangspunkt, von dem wir 
uns der Löſung des Problems nähern können, immer wieder 
bei Adam Smith ſuchen müſſen; ift doc) vor allem der 
Grundjaß unanfehtbar, daß das Einkommen einer Nation 
beftimmt werde dur die Einficht, Gefchieflichkeit und den 
Fleiß, melden jie im ganzen bei ihrer Arbeit anwendet. 
Jede Vermehrung des Einkommens aber ſchafft Mittel zu 
leichterer Befriedigung weiterer Bedürfniſſe. Schließlich werden 
dadurch immer Arbeitskräfte und Kapitalien frei, die nicht 
auf die Beſchaffung des täglichen Bedarfs verwendet werden 
müſſen, ſondern dem Fortſchritte in der Produktion dienſtbar 
gemacht werden können. Und wenn auch für die Einzelwirt— 
ſchaft die Verbeſſerung der Produktionstechnik nur ſo lange 
ein Gewinn iſt, als ſie es darin anderen zuvor tun kann: für 
die Geſamtheit liegt eine dauernde Errungenſchaft gerade in 
der Verallgemeinerung eines ſolchen Fortſchritts. 

Darin liegt nun aber doch, wenn auch unausgeſprochen, 
ein ganz beſtimmter Hinweis, daß ein Volk auch durch ſeine eigne 


Vom Nationalreichtum. 105 





Tatkraft reich) werden und Macht gewinnen könne über die 
äußeren Verhältniſſe, welche ihm die Erfolge feiner Arbeit 
verjchieden zuzumefjen die Tendenz haben; und zwar wohnt 
diefe Macht aller Arbeit der Nation inne, die fi den 
geiftungen anderer überlegen zeigt, ohne alle Beſchränkung 
auf einzelne Produktionszweige oder auf die Mitwirkung 
diefes oder jenes bejondern Produktionsinſtruments — ſei 
es Grundbefi oder bewegliches Kapital. Und aud ein 
zweites Ariom gehört der Gedanfenreihe dieſes Syſtems 
an, das Brinzip der ſparſamſten Verwendung wirtichaftlicher 
Kräfte für den Prozeß der Produktion. Nicht wie man fonft 
wohl geglaubt Hat, und naive Menjchen vielleicht noch zu 
glauben geneigt find, daß ein Volk reich werde, wenn es ji 
allen Luxus abgewöhnt; eine ſolche Sparſamkeit jchließt 
allen Fortihritt aus; Jondern in dem Sinne, daß jede 
Arbeitskraft und jedes Produktionsmittel zum vollkommenſten 
Nubeffekt gebradjt wird. Denn auch dadurd) entjtehen größere 
Überfchüffe über den Bedarf, wenn fir den gleichen Bedarf 
weniger Mittel aufgewendet werden müſſen. Nun tjt freilich 
Sparſamkeit nır ein Mittel, um die jonft vorhandenen An— 
läße zum Reichtum wirkfam werden zu lafjen. Durch Sparjam- 
feit allein fann ein Volk nicht reich werden; aber es ijt gewiß, 
daß nur ſparſame Völker reich geworden find. Denn der 
erſte Anfang zum Reichtum eines Volkes ift immer Ddiejes 
ſorgſame Zuratehalten aller gegebenen Mittel für den be— 
abjichtigten Zwed. Dieje Sparjamfeit ſchafft das Kapital mit 
feiner Fähigkeit, die Arbeit jtetig und fortwickelnd zu er- 
halten, alfo das, was das Volk leiftet, für immer zu fixieren 
— e3 zu einen dauernden Gewinn zu machen. Freilich um 
recht jparen zu können, muß das Volk auch etwas Rechtes leiften. 
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Die Überjchüffe des nationalen Einkommens über den nationalen 
Bedarf werden eben in allerivege um jo größer, je vorzüg— 
licher die Produktion, je jeltener die Eigenfchaften find, auf 
welche e3 bei folder Produktion ankommt. So führt die 
fonjequente Weiterbildung der nationalökonomiſchen Grund: 
anjhauung, wie fie ſchon A. Smith vertreten hat, auch zu 
einem befriedigenden Abſchluß des Reichtumsproblems. Was 
der Merkantilismus nur geahnt, die Phyſiokratie nur für die 
Bodenproduktion erkannt, Adam Smith ſelbſt zwar allgemein 
aber doch unbeſtimmt ausgeſprochen hat, das vermögen wir nun 
ganz präzis zu formulieren: immer wird ein Volk nur 
Durch das rei, was es Besonderes leiftet, durch 
den Fortſchritt, den es im Dienfte der Völker— 
gemeinihaft madt. Solder Fortſchritt, ſolche Extra- 
leiftung Lohnt jich jelbft durch die Extragewinne, welche das 
Volk erzielt, durch feine Renten. Keine auch noch jo fchlaue 
Handelspolitif, feine auch no) fo aroße Gunst der Natur 
vermag das zu Schaffen, was ein tüchtig ſtrebſames, geiftig 
friſches und gebildetes, ſparſames und fittlich-ftrenges Volt 
an Reichtumsquellen in fich jelber trägt. 


6. 
Das Zeitalter des Kredits. 


Nah einen in einem Cyklus populärer Vorträge in Prag 1881 gehaltenen 
Bortrage. („Deutfhe Rundſchau“ 7. Sahrg. Heft 7.) 





Was joll ung da3 Zeitalter des Kredits? Hat e3 jemals 
beftanden? Wird es einmal fommen? Oder leben wir etiva 
mitten in demjelben? Und was haben wir von ihm zu hoffen 
und zu befürchten ? 

Es find Kulturfragen erjten Ranges, welche wir un? 
damit vorlegen; und als ſolche haben fie wohl auch ein Recht, 
überall zur Diskuffion gejtelt zu werden, wo Sinn und 
Herz offen find für die großen Probleme des Völkerglückes 
und der Zivilifation. Denn nicht die geihäftliche Seite des 
Kredit3 wollen wir unterfuhen; es gilt zuzujehen, ob der 
Kredit eine Kraft ift, von der wir etwas Wejentliches für das 
Gedeihen und den Fortſchritt der Menjchheit in irgend einer 
Zeit erwarten fünnen. | 

Ein Bli in unfer modernes Verkehrsleben mit jeinem 
großartig entwicelten Kreditiyftem ſcheint nun ſchon zu 
genügen, um ung zu belehren, daß dieje Zeit bereits ange- 
brochen ſei, daß wir jelbjt im Zeitalter des Kredits leben. 
Gerade die vielfeitige vermwidelte ja kühne Anwendung des 
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Kredits ifts, neben der Dampffraft, welche unjerer modernen 
Wirtihaft, unjerm ganzen Kulturleben ein eigenartigeg Ge- 
präge verleiht. Nie früher hat der Kredit jo jehr alle Ver— 
hältnifje des Verkehrs und der Produktion mitbeitimmt, nie 
hat er jo viele, jo feine Formen gehabt, nie war fein Gebrauch 
jo allgemein und fo geregelt, nie ftanden fo große Kreife der 
Bevölkerung im Banne feiner Macht. 

Der Boden, auf dem wir wohnen, von dem wir die 
Srüchte des Feldes und des Waldes gewinnen, trägt jeine 
Hypotheken; den Rohſtoff fauft der Fabrikant und der Händler 
auf Kredit; das Fabrikat geht an den Kaufmann, von ihm 
an den Krämer und von diefem an den Konjumenten über 
immer durch das Mittel des Kredits; Jeder Yeiht mit der 
einen Hand und borgt mit der andern; der Kredit ift der 
ftete Begleiter der Ware in allen Stadien ihrer Erzeugung 
und Verwendung. 

Uber er begnügt ich heute ſchon nicht mehr, die Waren 
in erleichterten Berfehr zu bringen; den Wert aller Güter, 
der feſt und unlöslih mit ihnen verbunden jchien, ftellt ex 
als jelbjtändiges Verkehrsgut dar und gibt ihm eigene Ver— 
wendung, ohne daß die Güter des Lebens, welche jolchen 
Wert in ji trugen, an Brauchbarkeit für die Wirtichaft 
verloren hätten; und mit denjelben Mitteln weiß der Kredit 
geſellſchaftliche Verhältniſſe, das empfindlichite Ergebnis ſorg— 
ſamer Betätigung wirtſchaftlichen Sinnes, Erwerbsausſichten 
und Hoffnungen einer künftigen Zeit in greifbare Wertformen 
zu verwandeln, welche ihren Umlauf gleich anderen Waren 
von Hand zu Hand beginnen. 

In unſeren Pfandbriefen iſt der Wert von Millionen 
Hektaren Landes ſelbſtändig dargeſtellt und doch hat der 
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Boden, der die Unterlage dieſes Kredits ift, nicht aufgehört, 
dem Landmann die Früchte feines Fleißes in den Schoß zu 
häufen. Im Warrant it der Wert der Waren, die im 
Zagerhaufe lagern, zu jelbitändigen Leben gefommen und 
doh Handelt der Kaufmann mit der jo verpfändeten Ware 
wie mit anderen, die er als Vorrat für fünftige Spekulation 
gejpeichert hat. Im Wechjel fett der Kaufmann den guten 
Ruf feiner Firma in Elingende Münze um, und in der Aktie 
gewinnt die Hoffnung auf Fünftigen Ertrag einer Unter- 
nehmung ſchon in der Gegenwart Wert und greifbare Geftalt. 
Überall Hat ex löſend und erlöſend aus aller Gebundenheit 
gewirkt; die natürlichen Widerftände ebenjo überwinden 
geholfen wie die Schranken veralteter Inſtitutionen; die enge 
Grenze, welche den Unternehmungen durch eigenes Vermögen 
gezogen war, ebenfo wie die beſchränkte Einficht der Kapitaliften 
in die Verwendungsarten ihres Kapitals. 

AN die großen und größten Fortichritte in der Boden- 
verbefferung, die ausgedehnten und mujfterhaft eingerichteten 
Tabrilanlagen, die enorme Ausdehnung und Vervollkommnung 
unserer Straßen und Schienenmwege find nur dur Kredit 
möglich geworden; unfere Großftädte haben ihre unvergleich— 
lichen öffentlichen Anlagen, ihre Monumentalbauten, ihre 
Kanäle und Wafferleitungen ihm zu verdanken. Der dffent- 
lichen Schule hat ex Paläfte gebaut, dem gemeinnüßigen 
Wirken immer reichere Mittel zur Verfügung geftellt; den 
Staat hat er befähigt, feinen Bauern die Freiheit von den 
Srundlaften, feinen Bürgern insgefamt den Genuß der 
höchſten geiftigen Güter und die Sicherheit ungeltörter Ent- 
wickelung, das ftolze Bewußtjein nationaler Selbitändigteit 
zu verbürgen: Wohlitand und Bildung, Freiheit und Macht, 
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die Jämtlichen realen Lebenszwecke der bürgerlichen Gejellichaft 
haben im Kredite ein unentbehrliches Fundament ihrer Ver- 
wirklichung. Das iſt heute ſchon die Macht des Kredits und 
ſie ift wahrlich groß genug, um von ihr auszuſagen, daß fte 
etwas Wejentliches für das Gedeihen und den Fortſchritt 
der Menjchheit hervorgebracht habe. | 

Uber doch, wie weit entfernt ift das Gefamtbild der 
Kreditericheinungen unjerer Tage von dem Ideale einer Kultur: 
macht erſten Ranges, nach der wir mit Stolz unjer Zeitalter 
benennen möchten! Wir brauchen hiebei nicht zu gedenken 
der überaus traurigen Erſcheinungen, welche ung den Kredit 
in der Verzerrung ſchamloſer Wuchergejchäfte erblicken laſſen; 
am Ende it jede Kraft, auch die beſte, die der Menjchheit 
zum Seile bejchieden war, zu mißbrauchen, und jedem Ideale 
jtellt ſich ein Idol als Zerrbild an die Seite; es iſt als ob 
es dem Menjchen immer wieder nahe gelegt werden jollte, 
wie gefährlich e3 für ihn ift, vom Baume der Erkenntnis zu 
ejjen, wie leicht au dem Engel ein Teufel werde. 

Uber auch) wenn wir den Kredit nicht in feinen krank— 
haften Auswüchjen, jondern in feinem gegenwärtig normalen 
Zuſtande betrachten: feine Gejamterfcheinung bietet ung 
keineswegs die Befriedigung eines feftgefügten, harmonischen 
Baues, unter deſſen Dach die Bölfer zu Fortichreitender 
Glückſeligkeit ſich vereinigen; ein heimliches Grauen ver— 
mögen wir kaum zu überwinden, als ſollte eines Tages der 
ganze kühne Bau jählings in ſich zuſammenbrechen und die 
Völkerwohlfahrt unter ſeinen Trümmern begraben. Gewinn— 
ſucht, übermäßiger Lebensaufwand erſcheinen als die Bau— 
herren, papierne Werte als die Bauſteine; unſichere Erwerbs— 
ausſichten und Spekulationsgewinne ſind die Träger und 
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Stüßen; Banknoten und Schecks, Wechjel und Warrant3 Die 
Klammern und Nieten; und die Börje mit ihrem Differenz- 
geihäfte, ihrem Prämien- und Koftgejchäfte verfieht gejchäftig 
die Handlangerdienite und baut unabläjfig weiter ohne Plan 
und Ziel, ohne Gerüft und Fundament. In der Hand des 
Reihen wird der Kredit zum wirkſamſten Mittel der 
egoiftiiden Ausbeutung des Volkswohlſtands; ala Gläubiger 
wie al3 Schuldner iſt der Kredit ganz vorwiegend ihm zu 
Dienjten. Alle reellen Erwerbsausſichten nußt er als Gläubiger 
mit feinem Kapitale; für alle gewagten Unternehmungen läßt 
er ich als Schuldner auf jeine Aktien, feine Pfandbriefe 
und Lotterielofe die mühſam erworbenen Sparpfennige der 
Eleinexen Leute borgen. Dieſen aber verfagt der Kredit auch 
im Falle der äußerſten Not feine Hilfe, wer nichts hat ala 
feine ehrliche Arbeit, Tann vergebens an feine Türe pochen; die 
Früchte, die auf dem Boden des Kredits reifen, ihm bleiben 
fie verfagt; ja jelbjt von den Früchten der Arbeit nimmt 
der Kredit immer mehr weg und legt fie dem beweglichen 
Vermögen in den Schoß: jo erweitert fie) immer mehr die 
Kluft, die Beſitz und Arbeit: trennt, und die Kraft, die dem 
Menihen Segen bringen jollte, wird ihm zum lud. So 
Tcheint e3 zu jein, und jo muß e3 fommen, wenn der Menſch 
e3 nicht veriteht, die große Kraft, die im Kredite liegt, zu 
bändigen und ſicher einzufügen dev Ordnung, in welcher jein 
ganzes gejellichaftliches Dajein ſich bewegt. 

Uber das Zeitalter des Kredits joll ji) eben darin be= 
währen, daß es ihn beherrichen lernt und ihn nüßt zum Wohl 
und Frommen der ganzen Menfchheit, wie wir andere wilde 
Kräfte gebändigt und in ihren Dienst geſtellt haben. 

Das iſt das Zeitalter des Kredits, welches ihn veriteht 
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und in diejer Erkenntnis dag Geheimnis der Herrihaft über 
ihn erlaufcht; denn nicht als Dämon trat er in die Welt: 
eine gute Kraft ward dem Menſchen im Kredit gejchenkt, wie 
andere Kräfte, die ihm nur jo lange gefährlich find, jo lange 
er nicht ihr Weſen und ihre Wirkungen fennt. 

Das Wejen der Dinge aber eriennen wir immer aus 
ihrem Werden; auch an den Erſcheinungen des Kredits joll 
fih3 erproben, ob und die Geſchichte den Ariadnefaden an 
die Hand gibt, mit dem wir ung zurecht finden, wo die 
meisten Menjchen irre werden, nicht weil wir e3 mit einer 
Berirrung des menschlichen Geiftes zu tun hätten, ſondern 
weil der Bau zu funftvoll gefügt ift, als daß er ohne Plan 
und Aufriß zu begreifen märe. 

Jedes Zeitalter hat feinen Kredit, den Kredit, fünnen . 
wir jagen, welchen es verdient. In den einfachen Zujtänden 
freilich, wie jie uns im Jugendalter der Völker begegnen, 
war der Kreditgebraud) gering genug. Er war aber auch jelten 
benötigt und in äußerſt engen Grenzen anwendbar. 

Geringe Bedürfniffe, aber auch ein bejcheideneg Maß von 
Gütern zu ihrer Befriedigung; feine Vorausberehnung der 
Zufunft, aber auch feine Vorräte, mit denen künftigem 
Mangel begegnet werden konnte, große Abgefchloffenheit des 
Erwerbs und der produftiven Arbeit in engen jozialen Kreijen, 
aber auch geringe Mittel des Verkehrs und Güterumſatzes — 
da3 kennzeichnet diefe einfachen Zuftände der Volkswirtſchaft, 
welche wir als Naturalwirtihaft bezeichnen. 

Was konnte der Kredit bedeuten in einer Zeit, die e3 
nieht verftand, regelmäßige Üüberſchüſſe der Wirtſchaft über 
den laufenden Bedarf hervorzubringen und anzujammeln? 
In einer Zeit, welche der Arbeit feine Entfaltung zu geben 
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verjtand, feine Wirkfamteit im Dienste der Bedürfnifje des 
ganzen Volkes, jondern höchſtens enger jozialer Kreife, einer 
Gemeinde, einer Grundherrfhaft? In einer Zeit endlich, 
welche eben darum auch die Arbeit nicht zu ſchätzen wußte, 
und ihr mit der Ehre auch die Freiheit verjagte? Auf diefer 
Entwickelungsſtufe des wirtihaftlichen Lebens fehlt dem Volke 
das Kapital, das ſicher und für jeden Bedarf dargeliehen 
werden könnte; es fehlt die Produktion, welche regelmäßig 
Überfchüffe gewinnt, mit denen das Darlehen zurücdzuzahlen 
wäre, und die nationale Arbeit, welche die Bürgſchaft für 
den Kredit übernehmen könnte. 

Der Kredit jener ältejten Zeiten ſteht daher im innigften 
Zufammenhange mit dem ganzen ökonomiſchen und jozialen 
Zuftande der Völker. Er entjteht und wird gebraudt in 
demjenigen geſellſchaftlichen Kreife, dem Gläubiger und 
Schuldner gemeinfam angehören. Der Bruder borgt dem 
Bruder, der Dorfgenojje dem Dorfgenofjen, dem Gajtfreunde 
der Gaſtfreund. Das innige joziale Verhältnis ift die Quelle 
dieſes Kredits; für den Gläubiger ebenjowohl, der ihn ge- 
währt, wie für den Schuldner, der ihn begehrt. Jeder weiß 
in diefem Kreife den Wert des Menfchen und feine Hilf3- 
quellen zu beurteilen; darin liegt die Sicherheit dieſes Kredits. 
Jeder ſchätzt die Aufrechterhaltung dieſes ſozialen Bandes und 
iſt darum bereit, die Wirtſchaft ſeines Genoſſen zu ſtützen; 
darin liegt die Zugänglichkeit dieſes Kredits. Jeder ſieht das 
Darlehen als eine ſoziale Aushilfe in momentaner Notlage 
an, die ihm feinen andern Gewinn bringen ſoll, als die 
fihere Zuverfiht auf Gegenjeitigkeit, darin liegt die Zins— 
Iofigfeit dieſes Kredits. 

Das iſt zweifellos die älteſte Form des BR ſie 
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prägt fid) in den Geſchichtsbüchern des alten Judentums 
ebenſo aus wie in den älteſten Geſetzen der Griechen und Römer 
und in der Wirtſchaftsgeſchichte der alten Germanen. 

Und es iſt leicht zu erkennen, daß ſie bis auf den heutigen 
Tag ihre Bedeutung nicht eingebüßt hat. Noch immer be⸗ 
ſtehen dieſe innigen Beziehungen in engſten ſozialen Kreiſen, 
welche den zinsloſen Kredit erzeugen. Noch immer findet er 
ſeine Sicherheit und Erreichbarkeit in den perſönlichen Bürg— 
ſchaften, in dem ſozialen Halte des Schuldners. Die elementaren 
geſellſchaftlichen Verhältniſſe gleichen ſich eben immer und 
überall, wie ſich etwa die einfachen organiſchen Zellen gleichen, 
mögen auch die einen für ſich beſtehen, die anderen Glieder 
eines ganzen Zellenſtaates geworden ſein. 

Neben dieſem Kredit, der alſo den Charakter einer ſozialen 
Aushilfe an ſich trägt, ſteht aber frühzeitig ſchon ein anderer: 
ein Kredit gegen Zins, ja gegen ſehr hohen Zins — ein 
Wucherkredit, Das kann auf den erſten Blick befremden. 

Die größten Gegenſätze ſind hier unvermittelt neben⸗ 
einander. Und doch iſt die Erklärung dieſer Erſcheinung ſehr 
einfach. Das im engſten ſozialen Kreiſe ſtarke gegenſeitige 
Vertrauen galt natürlich nicht nach außen; und ebenſo fehlte 
hier jene Bereitwilligkeit zu Darlehen, welche aus ſozialen 
Rückſichten entſprang. 

Wer außerhalb dieſes Kreiſes ein Darlehen ſuchte, der 
konnte weder ſeine perſönliche Arbeitskraft, noch ſeine ſoziale 
Geltung dafür als Einſatz verwerten. Beide hatten keinen 
Kurs in einer Zeit, welche die Arbeit in Unfreiheit hielt und 
in welcher das wirtſchaftliche, ja das ganze ſoziale Leben ſich 
in engſten abgeſchloſſenen Kreiſen vollzog. 

Er konnte aber auch nicht erwarten, daß ihm ein Dar— 
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leben aus anderen als gewinnjüchtigen Motiven gegeben 
werde. Denn was in aller Welt hätte den Geldverleiher 
veranlafjen fünnen, einem ihm fozial Fernftehenden ein Dar- 
lehen zu geben, wenn nicht die Ausficht, dur Zins und 
Rückzahlung fein Kapital vermehrt zu jehen? 

Dieſes Darlehen — wir können es da3 unfoziale nennen — 
war aljo nur zu erhalten gegen bejondere Sicherheit, wie fie 
Unterpfänder boten; und es war nur gegen jehr hohen Zins 
zugänglich, der für fich ſelbſt ſchon eine gemwiffe Sicherheit 
der Rückerſtattung des Kapital3 verbürgen, mangelnde ander- 
weitige Sicherheit erſetzen follte. 

Soldem Kredit gilt das außerordentlich ftrenge Schuld- 
recht, welches Griechenland und Rom, wie auch) die Aultur- 
völker der neueren Zeit in unmittelbarer hiſtoriſcher Folge 
— man wäre fat verjucht zu jagen, in unmittelbarer Kon- 
ſequenz — des auf jozialer Grundlage ruhenden zinslofen 
Kredits entiwidelt haben. Knechtſchaft drohte allenthalben 
dem ſäumigen Schuldner; jo wenig konnte man fich eine 
Sicherheit des Kredits denken, die auf den perjönlichen Eigen- 
Ihaften und Berhältnifien des Schuldner3 beruhte, daß der 
Menſch nur wie ein anderes Stück Vermögen al3 hinläng- 
licher Einſatz Geltung hatte. 

Und diejer Auffafiung der Gefeßgebung entſprach genau 
die Anſchauung der wucheriſchen Geldkreife. Wer außerhalb 
jeiner ſozialen Verbindungen Darlehen juchte, Hatte überhaupt 
ſchon feinen Kredit für feine Perſon; einen ſolchen hätte ex 
ja innerhalb dieſer Kreife geltend machen müffen. Nur feine 
Pfänder hatten Kredit, und im fcehlimmiten Falle war er 
jeldft diefes Pfand, dag man zum Erſatz für das Darlehen 


abnüßen oder verkaufen konnte. 
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Aus diejen fozialen Zuftänden und Anſchauungen heraus 
ift auch das ganze Kreditweſen des Mittelalters der alten 
wie der neueren KRulturvölfer zu beurteilen. Wohl hat das 
verzinsliche Darlehen mit Pfandficherheit ſchon frühzeitig auf- 
gehört, eine jeltene Erſcheinung zu jein und das Recht konnte 
ihm feine Anerkennung, feinen Arm nicht verjagen. 

Denn es war unter Umftänden doch für Jeden not— 
wendig, der e8 wagen wollte, die engeren Kreiſe feines Lebens 
durchbrechend, größere Ziele mit größeren Mitteln zu er- 
reichen, als ſie des Lebens Alltäglichkeit der großen Maſſe 
ſeiner Zeitgenoſſen ſteckte. 

Aber der öffentlichen Meinung galt dieſes Darlehen doch 
lange Zeit hindurch nicht als legitim; den gewerbsmäßigen 
Geldverleiher ſah ſie verächtlich an, wie einen Menſchen, der 
die Not eines Anderen zu ſeinem Vorteile ausbeute und 
auf ſeine Freiheit ſpekuliere; und wer ſolches Darlehen be— 
gehrte, mußte ſich ſagen laſſen, daß er über ſeine Verhältniſſe 
leben wolle und mit Vermögen, Freiheit und Ehre ein ge— 
wagtes Spiel treibe. 

Wer möchte verkennen, daß dieſem Urteil eine richtige 
Anſchauung zu Grunde lag? Noch jetzt urteilen wir im 
weſentlichen nicht anders über die gewerbsmäßigen Wucherer 
und über die leichtfertigen Bewucherten. Dieſe beiden Typen 
der modernen Zeit gleichen jenem Geldverleiher, jenem genialen 
Schuldenmacher auf ein Haar. Denn ſolcher Kredit iſt eben 
immer krankhaft; der unſoziale Kredit iſt der eigentliche 
Mißbrauch des Kredits. 

Die Kirche hat nachmals den Verſuch gemacht, das Dar— 
lehen auf ſeinen Ausgangspunkt zurückzuführen, indem ſie 
das Zinſennehmen allgemein verbot und die Gewährung 
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von Darlehen an Bedrängte unter die Pflichten der rift- 
lichen Nächftenliebe aufnahm. Aber jo jehr der Fortichritt 
in der Humanität Anerkennung verdient, weldher damit an- 
gebahnt war, jo wenig war doch damit für die Pflege des 
Kredit3 getan. 

Den Mangel de3 Vertrauen? in die perfönlichen Eigen- 
ſchaften und den ökonomischen Erfolg der Arbeit konnte auch 
die chriſtliche Nächitenliebe nicht erſetzen; er war tief be- 
gründet in dem beſchränkten Geltungskreiſe der Perfönlichkeit. 
Und wenn die hriftliche Zeit au) die Ehre der Arbeit zur 
Geltung gebracht hat gegenüber ihrer Verachtung im Hafftichen 
Altertume, jo hat ſich doch auch das Mittelalter der neueren 
Kulturvölker noch nicht zur Freiheit der Arbeit durchgerungen 
und mit ihr auch) den Kredit in Feſſeln gehalten. 

Da3 aljo war fein Zeitalter des Kredits, in dem man 
für verfügbaren Kredit fein Darlehen und für verfügbare 
Darlehen feinen Kredit hatte. 

Bei allen zivilifterten VBöltern ift dann auf die Natural: 
wirtichaft die Geldwirtſchaft, auf die Epoche der jozialen 
Gebundenheit eine Zeit der Befreiung aus diejen Feſſeln ge- 
folgt. Griechenland und Rom haben fie, jomweit da3 trotz 
der Sklaverei möglich war, in ihrem klaſſiſchen Zeitalter ge- 
Habt. Das Europa der neueren Zeit hat fie fich, freilich in 
ganz anderer Weiſe, im Heitalter der Renaiſſance errungen 
und feither immer mehr ausgebildet. 

Kein Zweifel, e8 war damit ein ungeheurer Fortichritt 
iu der Wirtjchaft, ja im ganzen Leben der Völker gemadt. 
Das Geld erwies ſich als die Kraft, welche alle Gebundenheit 
löfte und alle Hinderniffe der Entfaltung überwand. Es 
führte jedem Bedürfnifje die begehrten Güter zu und jedes 
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erzeugte Gut dem Bedürfniffe darnach. Es jteigerte damit 
die Bedürfniffe ebenfo wie die Produktion der Güter und 
machte jo den Genuß nicht minder ſchrankenlos als den 
Erwerb. Dem Abſatz der Produktion eröffnete dag Geld 
einen weiten Markt und damit war auch) der Erwerb und 
die produktive Arbeit der Schranken ledig, welche die Iofale 
Nachfrage und der eigene Bedarf gezogen hatten. 

Sm Gelde war aber auch das Mittel gefunden, die ver- 
ichiedenen Zeiten ökonomiſch zu verbinden, eine Stetigfeit 
der Wirtſchaft ift dadurch herbeigeführt worden, welche auf- 
fällig Eontraftiert gegen die jchroffen Übergänge von Überfluß 
und Mangel in der Naturalwirtichaft. Jetzt erſt, wo jeder 
Überfhuß von Werten einer Wirtjchaftsperiode die ungerftör- 
bare Form des Geldes annehmen konnte, war es möglich, 
große Vorräte für Eommenden Bedarf zu fammeln; die Tugend 
der Vorfiht, die ſorgſame Berehnung der Zukunft übt ein 
Volk nicht, das ihr nicht zu begegnen vermag. Nur ökonomiſch— 
entwicelte Völker ſparen; aber auch nur jparfame können 
fih ökonomiſch entwideln. 

Sp verfnüpfte der Verkehr, mweldhen das Geld geweckt 
und genährt hatte, die Menſchen räumlich und zeitlid) un— 
gleich inniger miteinander, als es in der Epoche der ſozialen 
Gebundenheit der Tal war. Hatte fih früher die Familie, 
die Genoſſenſchaft der Dorfbewohner, Sippe und Nachbar— 
ſchaft als eine wirtichaftlihe Einheit gefühlt und betätigt, 
jo ift nunmehr dem ganzen Volke das Bewußtfein des not- 
wendigen Zufammenhalts und der Solidarität jeiner Intereſſen 
aufgegangen. Die Arbeit, welche früher nur einem engen 
Kreife von Intereſſenten genügen fonnte und in ihm auch 
ihr Genüge finden mußte: nun ift fie in den Dienft der 
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nationalen, der internationalen Intereſſen gejtellt worden. 
Sp weit die Abſatzwege ihrer Produktion reichen, jo vielfach 
ihre Kundſchaft ift, fo vielfach, jo Wweitreichend find ihre 
fozialen Verbindungen. 

Und damit ift auch für den Kredit der Boden in ungleich 
vollfommenerer Weile vorbereitet worden, als dies in dem 
Zeitalter der Naturalwirtihaft der Tal war. Denn die 
Spariamfeit ift die Mutter des Kapitals; Kapital bildete 
fich jeßt unter dem wohltätigen Einflufje des Geldes in un— 
geahnter Schnelligkeit und Ausdehnung. Es iſt aber auch 
für die Durchführung planmäßiger Wirtſchaft wie für Die 
Erweiterung des Bedürfniskreiſes immer notiwendiger ge= 
worden. Die Menjchen find mit dem Gelde viel reicher, 
aber auch viel bedürftiger geworden. Überfluß und Mangel 
wechjeln nicht mehr jo häufig wie früher, aber jte bejtehen 
in um jo größerem Maße fortwährend nebeneinander und 
verlangen eine Ausgleihung. Und dazu dient der Kredit; 
das Bedürfnis der Geldverleihung auf jeiten der Geldbefiter 
ward dadurch nicht minder häufig als das Bedürfnis nad) 
Darlehen auf feiten der Schuldner. War die Verlegenheit 
die Mutter des Kredits in der Naturalwirtichaft, jo ift der 
Wberfluß der Vater des Kredit3 in der Geldwirtſchaft ge- 
worden. 

Beiden Teilen ift aber mit der Gelegenheit auch die 
Sicherheit des Kredits gewachſen. Ye mehr Gewerbe und 
Handel in Große gingen, ihre Kundſchaft vermehren und 
ihren Markt erweitern konnten, um jo wahrfcheinlicher, um 
io leichter wurde es, das Darlehen aus den Überſchüſſen des 
Geſchäftsertrages zurückzuzahlen; ja der Kredit fand hier 
recht eigentlich feine Lebensluft, die unerläßliche Bedingung 
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jeineg Gedeihens in den erweiterten Beziehungen, telche 
der lebhafte Verkehr zwijchen den Menſchen und den Völkern 
fnüpfte. 

So iſt der Kredit allmählich auf unfere Zeit gefommen 
und hat jene großartige Wirkſamkeit entfaltet, welcher ich 
am Gingange gedachte: unendlich Hat er fi) im Laufe der 
Zeit vermannigfacht und verfeinert in jeinen Formen; in 
jeinem Wefen ift er immer und überall der gleiche gewejen: 
die Kraft, welche den Menſchen befähigt, die gejellichaftlichen 
Bertrauensverhältnifje, über welche ex verfügt, einzujeßen, 
um fremdes Kapital zu vorübergehender Benutzung an Ti) 
zu ziehen. 

Aber bei aller Großartigkeit der Kreditverivendung, bei 
aller Freiheit feiner Formen, bei aller Anerkennung jeiner 
twohltätigen Wirkung: wir können des Kredits unjerer Tage 
nicht froh werden. Er, deſſen ganzes Wejen ein joztales, 
deſſen Wirkſamkeit in der fteigenden Geltendmachung gejell- 
ichaftlicher Vertrauensverhältniffe Liegen joll, deſſen unſoziale 
Anwendung wir als einen Mißbrauch, als eine Krankheit 
fennen gelernt haben: ex befindet fich in einer gejellichaftlich 
höchft einfeitigen Anwendung und droht felbjt eine foziale 
Krankheit zu befördern, wo er berufen wäre, fie zu heilen. 

Der Kredit unjerer Tage ift ganz überwiegend ein Kredit 
der Reihen. Dem wohlſituierten Gefchäftshaufe, dem Tapital- 
reihen Unternehmer, dem fürftliden Grundherrn legt er 
Millionen in den Schoß und geftattet- ihnen Millionen damit 
zu eriverben. 

Dem Leinen Handwerker aber, dem Bauersmann, dem 
Arbeiter aller Erwerbszweige verjagt ex jeine Dienfte. Und 
doch hätten diefe noch mehr als jene die Hilfe des Kredits 
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nötig, nicht bloß wo ſie in augenblicklicher Verlegenheit 
zwiſchen präſentem Bedarf und künftigem Einkommen Aus— 
gleichung ſuchen, ſondern noch mehr, wo ſie ſich mit fremdem 
Kapital die erſten Schwierigkeiten eines jelbftändigen Erwerbs— 
betriebes aus dem Wege räumen wollen, der auch ihnen einen 
Anteil an den Gewinnen der Unternehmer ſichern ſoll. 

Wer zehnfach größeres Geſchäft hat als ein anderer, 
genießt nicht bloß zehnfach ſtärkeren Kredit; er iſt auch in 
zehnmal größeren Kreiſen bekannt, geſchätzt; ſein Kredit iſt 
daher zehnmal der zehnfache ſeines kleinen Nebenmannes; die 
weiteren ſozialen Beziehungen geben ihm hundertfach beſſeren 
Kredit. Und ebenſo iſt es ihm hundert Mal leichter, Dar— 
lehen zu erhalten, weil in dem großen Kreiſe ſeiner Kredit— 
fähigkeit auch ungleich mehr Kapital verfügbar iſt. Ein 
ſolides großes Geſchäftshaus findet wohl immer anſtandslos 
das nötige Kapital; ein noch ſo ſolider Arbeiter, der ein 
ſelbſtändiges Geſchäft neu begründen will, wird in den ſeltenſten 
Fällen darauf rechnen können. 

Daß aber der Kredit ihm noch ſo gut wie gänzlich ver— 
ſchloſſen iſt, das liegt nicht etwa nur in Unvollkommenheiten 
der Kreditformen begründet, die ſich dieſer beſonderen Auf— 
gabe anzupaſſen noch nicht verſtänden. Die Form hierfür 
iſt vielmehr in der Hauptſache ſchon gefunden; in den Vor— 
ſchuß- und Kreditgenoſſenſchaften der Handwerker, in den 
Darlehnskaſſen der Landwirte, den Volksbanken der Arbeiter 
hat fie eine freilich noch jehr beichränfte Anwendung ge- 
funden. 

In dieſer Einfeitigfeit der modernen Kreditwirtichaft 
äußert ſich vielmehr ein tiefer liegendes Übel; und gerade das 
Weſen des Kredit weiſt uns auf feine Quelle; es iſt der 
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äußerſt ungenügende Zuftand der fozialen Organiſation des 
Volkes, welcher dem bei weitem größten und hilfsbedürftigſten 
Teile desjelben die Vorteile, die Hilfe des Kredit verjagt. 

Denn der Kredit gehört jedem, der gejellfchaftliches Ver— 
trauen in Anspruch nehmen kann; aber gerade in den untern, 
wirtſchaftlich ſchwächern Volksklaſſen herrſcht weitverbreitet 
vollſtändige Vertrauensloſigkeit; und dieſe entſpringt ihrer 
troſtloſen geſellſchaftlichen Iſolierung. Die alten geſellſchaft— 
lichen Formen, welche einſt das Leben des Einzelnen ſchützten, 
weil ſie Lebensgemeinſchaften waren, die Markgenoſſenſchaft 
der bäuerlichen, die mittelalterliche Gilde der ſtädtiſchen Be— 
völkerung, ſie ſind längſt zerbrochen und dahin; auch der 
Familienſinn, der feſte Zuſammenhalt der Sippe iſt unter 
der Beweglichkeit des modernen Lebens verloren gegangen 
oder doch ſehr geſchmälert worden. 

Und die großen ſozialen Verbindungen, welche der moderne 
Verkehr erzeugte, haben die Maſſe der kleineren wirtſchaft— 
lichen Exiſtenzen nicht in ſich aufgenommen. Den alten 
ſozialen Halt hat der Kleinbürger, der Bauer und der Arbeiter 
verloren; neuen nicht gewinnen können: ſo ſteht er da, ver— 
einſamt, iſoliert, nur auf ſich ſelbſt geſtellt. Seinen Egoismus 
kann er ungeſtört geltend machen; aber gerade dieſer vergiftet 
ſeine Moralität. Wer kein geſellſchaftliches Vertrauen zu 
verlieren hat, der hat auch keines zu ſchonen. 

In dieſer geſellſchaftlichen Iſolierung alſo, in dieſem 
Mangel an Vertrauen in weiterem Kreiſe liegt die Kredit— 
loſigkeit der Hauptmaſſe der Bevölkerung. Darin iſt aber 
auch ihr allgemeiner wirtſchaftlicher Rückgang mindeſtens 
ebenſo ſehr begründet, wie in der Überlegenheit der Technik 
des Großbetriebes über den kleinen. 
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Und darum ift der Ruf nad) Sammlung, nad) Organifation 
gerade Hier jo ſehr berechtigt. Der niedere Egoismus, der 
nur auf den momentanen Vorteil des Einzelnen fieht, muß 
überwunden, ein höherer Egoismus ausgebildet werden, der 
in der Pflege der moraliſchen Eigenschaften der Berfünlichkeit 
die Bürgichaft ihrer erweiterten fozialen Anerkennung er— 
blickt. Und dafür haben ſich jet ſchon in engen Grenzen 
die Genoſſenſchaften als geeignete Form eriwiejen. In 
den Genofjenjchaften der Erwerbtreibenden, der Berufsgemein- 
haft joll Jeder zu gejellfchaftlicher Anerkennung feines perſön— 
lichen Wertes gelangen; hier kann und joll ex fich gejellichaft- 
lie Vertrauensverhältniffe in weiterem Kreiſe jchaffen; die 
Genoſſenſchaft gibt ihm dann auch den Kredit, den er in 
ihr hat; und wenn er erſt empfunden hat, wie förderlich für 
jeine ganze Wirtſchaft die Kapitalhilfe des Kreditz ift, fo 
weiß er auch gewiß jeine Vertrauenswürdigkeit vie feinen Aug- 
apfel zu hüten. In der Genoſſenſchaft werden die Intereſſen 
wieder jolidariich; fie find die moderne Form ſozialökono— 
milden Zuſammenhalts, in welcher der Einzelne feine perſön— 
lichen Eigenſchaften, jeine Arbeit zu gejellfchaftlicher Geltung 
in weiteren Kreifen bringt. Die Genofjenschaft ift ebenfo 
jehr vom wirtſchaftlichen Gedeihen ihrer Mitglieder bedingt, 
wie diejes don dem erfolgreichen Beitande der Genoſſenſchaft. 
Sie jummiert nicht bloß die ſchwachen Kredite der Einzelnen 
und kann damit einen jtarken Kredit einjegen; fie potenziert 
fte, indem fie dem Kreditbedürfniffe jedes Genofjen den weiten 
großen Kapitalsmarkt eröffnet. 

Und tiefer no), gründlicher als die Genofjenjchaft, die 
doch immer auf den Erwerb der Genofjen allein gerichtet 
bleibt, dringt die foziale Reform, wenn fie in Pflege des 
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Gemeinſinns und der Liebe die Maſſen nachdrücklichſt er— 
wärmt für ein inniges Familienleben und für werktätige 
ſoziale Aushilfe. In ihnen kann die Perſönlichkeit die vollſte 
rückhaltloſeſte Auerkennung finden; hier wird ihr auch am 
wenigſten die wirkſame ſoziale Hilfe verſagt, die im Kredite 
ruht. 

Es liegt ein tiefer Sinn in den Verheißungen, welche 
Mahomet ſeinen Gläubigen gab, daß ſie für Almoſen den 
zehnfachen, für Dahrlehn aber den achzehnfachen Lohn im 
Himmel zu erwarten hätten. Denn das Almoſen hilft zwar 
momentaner Not ab, aber es hilft doch nur vorübergehend 
und ſchwächt die Tatkraft, die Ehre des Empfängers. Das 
Darlehn aber, zu rechter Zeit gegeben, hilft der Not dauernd; 
es ſteigert die Arbeitsenergie und die Verantwortlichkeit des 
Empfängers; es gibt ihm Selbſtbewußtſein und erweckt Ver— 
trauen bei andern und bei ihm ſelbſt. Solche Hilfe kann 
aber nur die Geſellſchaft gewähren; die Frage des Kredits 
iſt damit unvermerkt zur ſozialen Frage geworden; gerade 
als ſolche aber berührt ſie uns alle. Ja ich möchte mich hier 
beſonders an unſere Frauen wenden, deren Mitwirkung in 
allen ſozialen Fragen ſo wertvoll iſt, wo die Löſung in erſter 
Linie von der ſittlichen Erhebung des Volkes abhängt. 

Wenn Sie den Beruf in fich fühlen, der Armut und dem 
Elend Hilfe zu bringen, wenn Sie mitarbeiten wollen an 
dem großen Werke der jozialen Reform, jo treten Sie hinein 
in die Kreife der geſellſchaftlich Vereinfamten, aus denen die 
Armut täglich neu erwächſt. Fragen Sie den verfommenden 
Handwerker, den hungernden Arbeiter, ob ex denn feine Brüder, 
feine Freunde, keine Genofjen jeiner Lage habe? Predigen Sie 
ihm Liebe, Gemeinfinn. Lehren Sie ihn die Kunft, mit jeines- 
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gleichen ſich zu verbinden und jih zu ftärken in feiter 
Gemeinschaft. Und dann, wenn Sie ihm Vertrauen jchenten, 
geben Sie ihm feine Almofen, geben Sie ihm ein Darlehen 
und zwingen ihn, das Vertrauen zu bewähren, das Sie in 
ihn ſetzen. Und wenn Sie auch nicht an den großen Propheten 
glauben: jeien Sie überzeugt, die Nachwelt wird Ahnen 
tauſendfach danken und lohnen, daß fie von der ſozialen 
Krankheit befreit worden ift, welche wir ſchon jet täglich 
vor unjern Augen wachen jehen. 

9, es müßte eine jchöne, eine köſtliche Zeit fein, in 
welcher jeder Menſch Kredit in Anſpruch nehmen könnte, weil 
jeder Vertrauen verdiente; da8 wäre das wahre, das goldene 
Zeitalter des Kredits! 

Sie nennen mich einen Optimiften, einen Schwärmer, 
daß ich an ſolche Veredlung der Menjchennatur, an jolche 
Steigerung der Gefittung, an jolche Verallgemeinerung der 
ethiſchen Grundlagen unferes Gejellichaftslebens glaube? Ich 
aber wage e3, diefe Gefinnung Human zu nennen; Die 
Humanttät aber lehrt uns die unerſchütterliche Zuverſicht, 
daß die Menjchen berufen und befähigt jeien, immer befjer, 
immer edler zu werden. 





we 


il, 


Das Recht der Staatshilfe in wirtichaft- 
lichen Kriſen. 


(Aus der Zeitfehr. f. d. Privat- u. öffentl. Necht der Gegenwart 1874.) 





Die folgenden Ausführungen beruhen zum großen Zeile 
auf den Verhandlungen des dfterreichtichen Parlaments über 
die große Kriſe des Jahres 1873; fie find ein Verſuch, die 
mannigfachen, aber doch, wie es der Natur parlamentarischer 
Reden entjpricht, zumeist unſyſtematiſch und aphoriftifch auf- 
getretenen Außerungen über die Aufgaben der Staatsgewalt 
zur Heilung dieſer Krife auf die allgemeinen leitenden Grund- 
ſätze Hin zu unterjuchen, dadurch einen inneren Zufammenhang 
derjelben herzuftellen und daraus auch, ſoweit es anging, eine 
Theorie der Staatshilfe in wirtſchaftlichen Mrifen überhaupt 
abzuleiten. Es ift mit .den folgenden Ausführungen aber 
zugleih der Verſuch unternommen, die Bilanz der Gedanken 
zu ziehen, welche die Zeit, in der dieje Krife auftrat, in wirt— 
Ihaftspolitifcher Beziehung beherrſcht haben. Als ein be- 
ſcheidenes Denkmal diefer Zeit darf der Verſuch vielleicht 
auch, nach beinahe dreißig Jahren, einen gewiffen dogmen- 
geſchichtlichen Wert beanjpruchen. Wenn diejes Ziel nicht 
vollſtändig erreicht wurde, die Darftellung der überhaupt in 
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jener Zeit hervorgetretenen Auffafjungen über den wirtſchafts— 
politiihen Beruf des Staates keineswegs erſchöpfend iſt, jo 
darf Hierfür wohl zunächſt die Eigenartigfeit der Quelle ver- 
antwortlich gemacht werden, auf welche jich dieje Ausführungen 
vornehmlich ſtützen; e3 ſchien nicht angemefjen, über dieje 
Quelle bedeutend hinauszugehen, um nicht den Eindruc der 
Unmittelbarkeit zu zerjtören, mit welcher die im Parlament 
herborgetretenen Gedanken auf die Haltung der Regierung 
wie auf dag Urteil der Bevölkerung eingewirkt haben. 


F 


Iſt es erlaubt, nach dem Rechte der Staatsgewalt zu 
fragen, wenn das Gemeinweſen an ſchwerer Krankheit dar— 
niederliegt und jede Verzögerung, jede Beſchränkung der 
Hilfe ernſte Gefahren für ſein Leben erzeugt? Und iſt nicht 
gerade die Wirtſchaft des Volkes getragen von der voll— 
kommenſten Solidarität der Intereſſen, ſo daß, wenn auch 
nur ein Teil leidet, ſofort das Ganze den Schmerz empfindet? 

Die Frage ſcheint müßig, vom Standpunkte des Staates 
aus nicht minder als vom Standpunkte der Wirtſchaft. Die 
wachſende Erkenntnis des inneren geſetzmäßigen Entwicke— 
lungsganges der Volkswirtſchaft läßt in immer deutlicheren 
Umriſſen jene Solidarität der Intereſſen erkennen, welche die 
verſchiedenen Klaſſen eines Geſchlechtes ebenſo wie die ſich 
folgenden Geſchlechter unter einander verbindet. 

Nur der vermag ſie noch zu leugnen, dem das Einzelne 
den Blick auf das Ganze, dem die Gegenwart das Auge für 
das geſchichtliche Werden des Volkes trübt, der greifen will, 
was er begreifen ſollte. 

Und der Staat, den wir uns als perſönlichen ——— 
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des Volkes nicht nehmen laffen, der aljo auch die Wirt- 
ihaft des Volkes als Teil jeinez eigenen Lebens betrachten 
muß, fann nicht exit fragen, ob und inwieweit eine wirt- 
ihaftlihe Krankheit ihn berührt; es ift, um ein geflügeltes 
Wort hier zu widerlegen, feinem Staatölenfer vergönnt, zu 
verhüten, daß eine wirtihaftlihe, und ſei es auch nur eine 
Börſenkriſis, zur Staatskriſis werde; denn was auch ſonſt 
Verichiedenes gejagt werden muß von der Wirtſchaft und 
von dem Staate: fie leben doc) zufammen, fie leiden zufammen, 
und zufammen verfallen fie dem unerbittlichen Geſetze, welches 
nicht nur dem Leben der Individuen, jondern auch dem Leben 
der Völker und Staaten eine Grenze ſetzt. 

Wird aber der Staat auf diefe Weife durch die Not 
der Wirtihaft ſelbſt in Not verjeßt, jo „vermag die Sorge 
um Erhaltung jeiner Exiſtenz auch eine wirkliche Verlegung 
de3 individuellen Recht? und der beftehenden Ordnung zu 
rechtfertigen”. (Staatsnotreht nad) Bluntihli.) 

Aber auch die Staatsnot hat ihr Net, und Recht be- 
deutet Schranke; nicht jede Gefahr für den Staat gilt ſchon 
als dffentlihe Not; nicht in jeder Not darf die Staat3- 
gewalt über das Recht hinausgehen, da3 die allgemeine Ord— 
nung des normalen Staatzlebens beftimmt; und felbjt wo die 
verfaffungsmäßigen und gejeglihen Mittel nicht ausreichen, 
darf doch nur das mit dem äußerſt gefährdeten Staat3wohle 
nicht verträgliche, aber nicht jedes Recht bejeitigt werden. 

Und ſo erzeugt denn aud nicht jede wirtichaftlihe 
Kriſis, wenn auch immer eine Störung, zugleicd immer eine 
Not des Staates; und jelbit für wirkliche Not gibt es in 
Verfaſſung und Gejebgebung des Staates der Mittel zur 
Hilfe jo manderlei, daß die Frage nad) dem Rechte der 
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Staatshilfe um jo berechtigter zu jein ſcheint, je jeltenex fie 
gejtellt wird. 

Es fünnte aber den Anfchein haben, ala wenn die Frage 
nad) dem Rechte der Staatshilfe ſich in eine einfache Frage 
des Staatönotrechtes auflöjen ließe, ſo daß es immer nur 
unter den Bedingungen und in den Formen dieſes letzteren 
in Erſcheinung trete und nur ſoweit begründet ſei, als durch 
die Kriſis die wirtſchaftlichen Verhältniſſe eben zu Not— 
zuſtänden geworden ſeien. Aber wie nicht jede wirtſchaftliche 
Kriſis eine wahre Not des Staates erzeugt, ſo iſt auch der 
Gebrauch der Staatsnotgewalt nicht das einzige Mittel zu 
ihrer Bekämpfung. Und gerade hier zeigt ſich die hohe 
Wichtigkeit dieſer ſpeziellen Rechtsfrage, wo es gilt, die all— 
gemeine Pflicht des Staates zur Hilfeleiſtung in wirtſchaft— 
lichen Kriſen genau zu umſchreiben, damit nicht bloße Zweck— 
mäßigkeitsrückſichten oder reine Willkür die Erfüllung dieſer 
Pflicht leiten. Ohnehin wird der Regierung immer ein weiter 
Spielraum für eigenes Ermeſſen durch geſtattende Geſetze 
offen bleiben müſſen; nur um ſo wichtiger iſt es, die Schranken 
freier Entſchließung zu beſtimmen, um das Gemeinweſen vor 
allzu großer Sorgloſigkeit der Regierung ebenſo wie vor allzu 
großer Neigung zur Einmiſchung in die wirtſchaftlichen Ver— 
hältniſſe zu ſchützen. Es verſteht ſich von ſelbſt, „daß in 
jeder wirtſchaftlichen Volkskrankheit das erſte und wichtigſte 
Heilmittel, ja die notwendige Bedingung aller anderen, in 
der ſtrengen Heilighaltung des Geſetzes beſteht. Rechtsunſicher— 
heit iſt die ärgſte Verkehrsfeſſel“. (Roſcher.) 

Aber es ſcheint vielleicht die aufgeworfene Frage manchem 
müßig zu ſein, weil die Geſetzgebung in Zeiten der Kriſis 
das Recht der Staatshilfe nach freiem Ermeſſen eee 
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neue Geſetze, neue pofitive Rechtsſätze ſchaffen könne, und 
darin höchſtens durch das allgemeine Rechtsprinzip des Staat3- 
lebens beſchränkt werde, das jeine Konkrete Auzgeftaltung 
immer erſt wieder durch da3 Geſetz erhalte. 

Und doch ift gerade hierauf das Schwergewicht unferer 
Unterfuchung zu legen. Die Wiſſenſchaft kann ſich in Bezug 
auf die Formulierung des Rechtsprinzips durchaus nicht bloß 
in allgemeinen DBorftellungen bewegen; dic möglichit präziſe 
Faſſung desjelben mit Rückſicht auf die einzelnen großen 
Lebenzverhältniffe, für melche e8 zur Anwendung fommen 
muß, ift vielmehr die eigentlichfte Aufgabe der Wiſſenſchaft. 
Auch die Geſetzgebungsgewalt iſt feine abſolute Willens— 
macht. Im Staatszweck vielmehr muß ſie die natürliche 
Grenze ihrer Wirkſamkeit ſuchen, wie die Staatsgewalt über— 
haupt nur für den Zweck des Staates beſteht. Dynamiſch 
zwar iſt ſie die höchſte Gewalt im Volke, aber rechtlich he— 
ſteht ſie nur innerhalb der Sphäre ihrer Zweckbeſtimmung. 
(Gerber) Ihrem Weſen nach iſt alſo jeder Übergriff der 
Geſetzgebung über ihren Zweck und über das durch denjelben 
umfchriebene Gebiet ein Mißbrauch der Gewalt, ihren 
Wirkungen nad) eine Erjehütterung des öffentlichen Ber- 
trauen?, um fo verhängnisvoller, als es feine Rechtsmittel 
gegen ſolche Rechtsverlegung gibt. Daher ericheint denn auch 
eine Erörterung de zuläffigen Inhalts einer auf Hilfe in mwirt- 
ſchaftlicher Kriſis gerichteten Geſetzgebung doppelt wichtig, 
ſowohl um die Grenze ihrer eigenen Macht zu beſtimmen, als 
auch um durch ſie die Schranken richtig ziehen zu lernen, 
innerhalb deren die Exekutive bei ihrer ſpontanen Staatshilfe 
ſich von bloßen Zweckmäßigkeitsgründen leiten laſſen darf. 

Und endlich müſſen wir noch ein Bedenken zu beheben 
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ſuchen, als jei der Zeitpunkt ſchlecht gewählt, um mit wifjen- 
Ihaftliher Ruhe eine Frage zu erörtern, welche eben exit 
alle Gemüter jo heftig bewegte und bei deren Beantwortung 
ſo viel Leidenſchaft des Tages, jo viel einjeitige Partei- 
anjichten und Parteibeftrebungen eine fo große Rolle gejpielt 
haben. Wir müfjen diejes Bedenken nad) jungen Vorgängen 
in der wiſſenſchaftlichen Welt allerdings als begründet anjehen; 
mit Bedauern mußten wir e3 erleben, daß Zeitichriften von 
anerlannter Objektivität, von unantaftbarem wiſſenſchaftlichen 
Unjehen mißbraucht wurden, um Urteile über die Kriſis 
des verflojjenen Jahres zu verbreiten, welche in allem das 
Gepräge des einfeitigen, ja verbitterten Parteiſtandpunktes, 
in nichts aber jene Unbefangenheit, ja nur jenen Reſpekt vor 
der Willenihaft an den Tag legten, den wir unter allen 
Umjtänden von Männern verlangen können, welchen Die 
Wahrheit höher fteht als ihr perjönlicher Ehrgeiz, und denen 
die Wiſſenſchaft zu teuer ift, um fie nur als Tünche zu be- 
nußen, mit der jte das Gebäude ihrer praktisch - politischen 
Beitrebungen bemalen. 

Wenn wir und nichtödeftoweniger in diefer Zeit an dieje 
Frage wagen, jo geihieht es in dem lebendigen Bewußtjein, 
daß uns nur die Überzeugung leitet, es Liege hier eine noch 
ungelöfte Aufgabe dev Wiſſenſchaft vor, zu deren Löſung 
um jo unverzüglicher gejchritten werden müſſe, je fühlbarer 
der Mangel feſter, dur) die Wiſſenſchaft begründeter Brin- 
zipien gerade durch die Ereignifje der jüngften Jahre ge- 
worden ift. Wir wollen jedoch weder eine Kritik der Staat3- 
hilfe in der Wiener Börſenkriſis — oder vielleicht beſſer in 
der Krifis des öſterreichiſchen Unternehmungskredits — 


ſchreiben, no) uns überhaupt auf eine befondere Art der 
gr 
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wirtſchaftlichen Krifen beſchränken, jondern im allgemeinen die 
Rechtsgrundlagen erörtern, auf welchen ſich jede Staatshilfe 
in wirtfchaftlichen Krankheiten bewegen muß. Wenn nicht3- 
deftomeniger, wie es ja natürlich ift, die Vorgänge der jüngſten 
Zeit ſchärfer ins Auge gefaßt werden, als ältere, der Er— 
innerung ſchon mehr entſchwundene, jo darf ich wohl zu 
der Lefer und zu meiner eigenen Beruhigung anführen, daß 
ih an denjelben ausjhlieglih nur den allgemeinen Anteil 
trage, den jeder für das Wohl der Gejamtheit warm und 
lebendig Fühlende in gleichem Maße empfindet. 


11. 


Tatſache ift es, daß, jo oft noch der Ruf nad) Staat3- 
Hilfe in wirtſchaftlichen Krifen laut wurde, Die Rechtsfrage 
im allgemeinen wenig betont worden iſt. Die Regierungen 
ſahen ſich noch immer unverhofft größeren oder kleineren 
Notſtänden des Wirtſchaftslebens gegenübergeſtellt, ohne 
feſte Grundſätze zu haben in Betreff der Behandlung, ohne 
einig zu ſein über die notwendigen und zuläſſigen Maß— 
regeln, ohne über geeignete Organe zu verfügen für die Aus— 
führung. Der Geſetzgebung wurde ein hie Rhodus zugerufen, 
und Solch extemporierte Geſetzgebung iſt immer mißlich; 
dem Notrufe mischt ſich leicht Partei» und Privatintereffe 
bei und die Hilfe tft jelten im richtigen Berhältniffe zu den 
privaten und Öffentlichen Opfern. (Prince-Smith.) 

Ganz bejonders aber läßt fie ſich leicht von momen- 
tanen Zweckmäßigkeitsrückſichten leiten und verliert jo mit 
dem Nechtsftandpunfte auch den ganzen Zweck des Staates 
und feiner Hilfe aus den Augen. 

Zwar allgemeine Borftellungen über Zuläffigteit und 
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Verpflichtung der Staatshilfe werden dabei immer laut, aber 
ſchon der Mangel präzifer Formulierung läßt immer gewichtige 
Bedenken gegen ihre Haltbarkeit aufkommen. Nur vereinzelt 
und jhüchtern, mehr zur gelegentlichen Unterftüung von 
Zweckmäßigkeitserwägungen, al3 zu prinzipieller Begründung 
treten bejtimmt formulierte Rechtsſätze an die Oberfläche der 
Diskuſſion; aber e8 fehlt ihnen der Halt der ſyſtematiſchen 
Auffafjung, und deshalb werden fie meift als unweſentlich 
für die Entſcheidung über Umfang und Mittel der zu ge- 
währenden Staatshilfe beijeite gejett. 

Immerhin aber läßt fi) aus einer ftattlichen Reihe 
ſolcher vereinzelter, oft unfcheinlicher Außerungen aus dem 
Munde berufener Repräfentanten de3 voltstümlichen Rechts— 
bewußtſeins wie der gejchulten Rechts- und Staatsweisheit 
die herrſchende Rechtsauffaffung in Betreff der Staatshilfe 
in wirtſchaftlichen Kriſen, wie wir glauben, mit ziemlicher 
Vollſtändigkeit erkennen, und es ift wichtig, vorerſt hierüber 
möglichite Klarheit zu erhalten. 

Die weiteftgehende Faſſung zu Gunften der Staatshilfe 
iſt jedenfall3 die Regel, daß, wenn der Einzelne im Staate 
ih nicht helfen kann, die Gefamtheit, alfo der Staat, ein- 
treten muß. 

Es iſt diefer Sat zunächſt nur als eine Ableitung. aus 
dem allgemein anerkannten Brinzipe der (inneren oder jozialen) 
Verwaltung anzujehen, wonach diejelbe immer die Bedingungen 
der perſönlichen Entwicelung Herzuftellen hat, ſoweit fie der 
Einzelne aus eigener Kraft ſich nicht erwerben kann. Ander- 
jeits läßt dieſe Rechtsauffaffung eine Anlehnung an dag 
Prinzip der öffentlichen Armenpflege erkennen, wonach eine 
Ergänzung des perjönlichen Lebens durch die Gefamtheit 


134 Das Recht der Staatshilfe in wirtfchaftlichen Krifen. 





notwendig ift, weil der Arme die notwendigen Bedingungen 
feiner phyſiſchen Eriftenz fich nicht jelbit zu verichaffen ver- 
mag und doch für den Staat, feinem Wejen und feinen Zwecken 
nach, das Leben jedes einzelnen von Wert und Bedeutung iſt. 

Aber von beiden Geſichtspunkten aus betrachtet enthält 
doch dieſe Rechtsauffaſſung eine Erweiterung der ziemlich 
allgemein anerkannten Prinzipien des ſtaatlichen Hilfsrechtes, 
indem fie einerfeit8 die direkte Staatshilfe an Stelle einer 
regelmäßig nur indirekten verlangt und anderjeits ein Prinzip 
der Verwaltung des perfönlichen Lebens auf die wirtjchaft- 
liche Verwaltung überträgt, für melde als Grundſatz gilt, 
daß nicht mehr das Leben des Einzelnen, jondern nur die 
geſellſchaftlichen Beziehungen einen Gegenjtand ftaatlicher 
Fürſorge bilden. | 

Gerade mit Rückſicht Hierauf und unter befonderer Be— 
tonung der Ausnahmszuftände einer Kriſis, die allerdings 
auch bei jener weiteften Formulierung des ftaatlichen Hilfs: 
rechts die ſtillſchweigende Vorausſetzung bilden, wird denn 
auch dieſes Rechtsprinzip von anderen weſentlich dahin modi- 
figiert, daß es Pflicht des Staates fei, der bedrängten und 
ohne Schuld bedrängten Induſtrie und dem Handel helfend 
zur Seite zu ftehen, nicht weil fie überhaupt bedrängt find, 
iondern weil ihnen die wirtjchaftliche Kataſtrophe die Mög— 
lichkeit, ſich jelbft zu helfen, benommen Hat. Und der An- 
ſpruch auf individuelle Hilfe wird unter bejonderer Betonung 
des geſellſchaftlichen Charakters der Wirtſchaft beſchränkt 
auf diejenigen, welche nicht in der Lage ſind, für die fort— 
geſetzte Verfolgung ihrer nützlichen wirtſchaftlichen, daher im 
öffentlichen Intereſſe gelegenen Zwecke ſich anderweitig die 
Mittel zu verſchaffen. | 
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Der gemeinſame Grundgedanke iſt aber doch immer, 
daß in wirtſchaftlichen Kriſen eine Pflicht der Staatshilfe 
nicht bloß der Geſamtheit, ſondern auch einzelnen Teilen 
der Staatsgeſellſchaft gegenüber beſtehe, ſobald die eigene 
wirtſchaftliche Kraft zur Erhaltung der Exiſtenz nicht mehr 
ausreicht. 

Dieſer Auffaſſung ſtellt ſich zunächſt eine andere gegen— 
über, welche das Schwergewicht der Rechtsfrage auf die 
Bedeutung des Staates für die Geſamtentwickelung des 
Volkes legt. Nach ihrer präziſeſten Formulierung erfordert 
es der Standpunkt der Gerechtigkeit, daß der Staat Hilfe 
nicht aus bloßen Zweckmäßigkeitsrückſichten gewährt, ſondern 
nur da, wo das öffentliche allgemeine, durch die Not hervor— 
gerufene Intereſſe es verlangt. Ein Gejeß darf nur gejchaffen 
werden zu Gunften aller, darf aber feineswegs Ausnahmen 
oder Privilegien ſchaffen zu Gunften einzelner; denn die 
Gelder der Steuerträger find nicht dazu da, um ſpeziellen 
Intereſſen zu dienen. 

Daß diefe Allgemeinheit der Krifis übrigens nicht im 
ftrengften Wortfinne angzulegen jei, wird in dem ganz ver— 
wandten Sate ausgeſprochen: Wo faſt alle wirtſchaftlichen 
Kreiſe im ganzen Reiche von der Kriſe ergriffen ſind, da iſt 
die ſtaatliche Hilfe zugleich ſtaatliche Pflicht. Im übrigen 
wird aber von den Vertretern dieſer ſtrengeren Auffaſſung 
nur eine Ausnahme für einen beſonderen Fall kritiſcher Lage 
der Wirtſchaft zugegeben; bei Elementarereigniſſen ſei es 
immer Pflicht, dem einzelnen Teile beizuſpringen; denn den 
Elementen gegenüber ſind wir alle ſolidariſch. 

Ergänzt aber und weſentlich verſchärft wird dieſe an 
ſich ſchon ſtrenge Rechtsauffaſſung noch durch den Grundſatz, 


136 Das Recht der Staatshilfe in wirtfchaftlichen Krijen. 





daß eine Verpflichtung des Staates zur Hilfe in wirtſchaft— 
lichen Kalamitäten nur im Augenblidle der äußerften Not 
beftehe. Praktiſch kommt eine ſolche affirmative Theorie der 
Staatshilfe einer Negation der Berechtigung derjelben ziemlich 
gleich; denn einerſeits ift fat jede Kriſis eine lokale oder 
ipezielle, wie auch jede Not relativ und individuell iſt; 
andererjeit3 kommt bet jeder allgemeinen äußerjten Not der 
Wirtſchaft das Notrecht des Staates unbeftritten zu voller 
Geltung, jo daß dann die Frage nach) einem jpeziellen Rechte 
der Staatshilfe, abgejehen von diefem allgemeinen Notrechte, 
gar nicht mehr aufgeworfen werden Tann. 

Wollte man aber die „allgemeine Kalamität” und die 
„außerfte Not“ jo weit interpretieren, daß auch) alle indirekten 
ungünftigen Folgen der Kriſis als unmittelbare Hußerungen 
der Kalamität und alle Stodungen des Erwerbs oder alle 
Schwierigkeiten de3 Verbrauchs als äußerſte Not gelten 
fönnten, jo bejagt die Theorie nichts weiter, als daß prin- 
zipiell die Pflicht zur Staatshilfe nicht abgeleugnet werde; 
die Erfüllung derjelden aber ift weiter nicht auf eine fichere 
Rechtsgrundlage geſtellt. 

Trotz des bedeutenden Unterſchiedes übrigens, welcher 
zwiſchen der Theorie der ftaatlihen Hilfapfliht für jeden, 
und der bloßen Pflicht für alle und in äußerſten Fällen 
befteht, fann man doch beide ala abjolute Theorien der 
Staatshilfe im Rechtsſinne bezeichnen, da fie beide von dem 
Sabe ausgehen, daß der Staat da helfen muß, wo Not ift, 
und helfen muß, weil Not it. 

Als abſolute Negation ſodann ſtellt ſich diejen afftr- 
mativen Theorien der Satz entgegen, daß das Prinzip der 
Staatshilfe an und für ſich etwas Unnatürliches in ſich ſchließe. 
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Es iſt jedenfalls das fittigende Prinzip der Selbftver- 
antwortlichteit als Korrelat der Freiheit und Selbftändigkeit 
des Individuums, aus welchem diefe Auffafjung entipringt; 
e3 ſoll dasjelbe auf feinem Punkte unterbrochen werden, um 
nicht Gefahr zu laufen, daß es dann allenthalben feine Wirk— 
ſamkeit verjage. 

Aus einem anderen Prinzipe läßt fi diefe Auffafjung 
kaum erklären, am wenigſten aber al3 bloße Konſequenz des 
ethiſchen Weſens des Staates hinnehmen, das ja den Ge- 
danken der ftaatlichen Hilfe für die Geſellſchaft in fi 
ihließt, jtatt ihn auszuſchließen. Es ift aljo diefe Theorie 
immer mit der nötigen Reſerve aufzufaffen, und ift wohl 
auch meiſtens, wenngleich in jchrofferer Formulierung aus— 
gejprodhen, mit dem Borbehalte zu veritehen, daß eine 
Selbjtverantwortlichkeit für einen hHilfebedürftigen Zuftand 
überhaupt befteht und praftifch geltend gemacht werden fann. 
In diefem Sinne hat der Grundjaß, daß eine ftet3 bereite 
Staatshilfe unmoraliſch, alfo auch rechtlich nicht zuläffig jet, 
bejonders in der öffentlichen Mrmenpflege allgemeine An- 
erfennung gefunden, obſchon für die prinzipielle Verpflichtung 
des Staates zur Armenpflege gerade da3 Moralprinzip des 
Staates als lebte Begründung gilt. 

Aber auch für die Verpflichtung zur Aushilfe bei außer— 
ordentlihem Notjtande ift der Grundjag anerkannt, daß 
zunächſt die Selbithilfe möglichſt herangezogen werden foll. 
„Jede Bankerotterklärung derjelben durchichneidet den Nerv 
moraliſcher Kraft, welche, wenn fie auch den Mangel nicht 
zu bejeitigen vermag, ihn wenigſtens befjer ertragen Hilft. 
Eine ſolche Proflamierung der abfoluten Hilflofigkeit erzeugt 
allemal mehr Not dur) Demoralifation, als fie durch die 
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hexbeigejchafften Spenden zu beſchwichtigen vermag; fie ver- 
ſchlimmert, anftatt zu lindern.“ (PBrince-Smith.) 

Übrigens ift auch damit nicht gemeint, daß eine Staats— 
hilfe nur da eintreten dürfe, wo £einerlei Verſchulden der 
von der wirtſchaftlichen Kalamität Betroffenen beiteht. 
Ebenſo wie im öffentlichen Armenweſen die Frage nad dem 
Verſchulden des Armen an feinem Zuftand höchſtens auf- 
geworfen wird bei der Auswahl der Mittel, durch welche 
feiner Not abgeholfen und ihrer Wiederkehr vorgebeugt werden - 
ſolle, jo kann auch im öffentlichen Hilfsrechte überhaupt 
wohl Maß und Art der Hilfe, aber nie die prinzipielle Ent- 
icheidung über die Gewährung oder Verſagung ftaatlicher 
Hilfe von der Trage nach dem eigenen Verſchulden der in 
Not gefommenen Kreife abhängig gemacht werden. 

Dagegen jpielt allewdings die Yrage nad) der Berant- 
wortlichfeit von einem andern Standpunkte au8 eine wichtige 
Rolle in der herrſchenden Rechtsanſchauung über die Staats— 
Hilfe. Lord Lauderdale Anfiht, dab in Kriegsfällen und 
überall, wo politiſche Greigniffe die Kriſis hervorgerufen 
haben, der Einzelne ein Recht auf Staatshilfe habe, hat auch 
in den jüngsten Verhandlungen wieder Vertreter und jogar 
einen verſchärften Ausdruck gefunden. Man hat den ſozial⸗ 
ökonomiſchen Einrichtungen und der Geſetzgebung des Staates 
einen großen Teil des Mitverjhuldens an der Kriſis zur 
Laſt gelegt, da fie es möglich gemacht haben, daß der wirt— 
ihaftliche Kampf den Charakter der Ausbeutung angenommen 
hat, und es ift dem Staate zur Pflicht gemacht worden, allen 
Gebieten feine Fürforge zuzuwenden, welche durch das Syſtem 
gelitten Haben; denn der Staat müſſe verantwortlic) gemacht 
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werden für die Folgen, welche aus jeinen Einrichtungen 
hervorgehen. 

Auch bei diefer Theorie ift die Anlehnung an die Grund- 
ſätze der öffentlichen Armenpflege leicht erkennbar. Die Armut 
als geſellſchaftliche Erſcheinung ift eine Folge des gejell- 
ihaftlihen Zuftandes, für welchen der Staat gleichfall3 ver- 
antmwortlich gemacht wird. Und wie die öffentliche Armenpflege, 
obwohl nach diefem Grundjage zunächſt nur Gefamtzuftänden 
gegenüber verpflichtet, Doch ihrer Natur nach immer individuell 
jein muß, jo wird aud in Bezug auf das Hilfsweſen im 
allgemeinen von der Hilfe in geſellſchaftlicher Not aus— 
gegangen, aber doch dem Einzelnen ein Anſpruch auf Staat3- 
hilfe zugeſprochen. 

In ihrer weiteſten Faſſung abjorbiert diefe Theorie 
allerdings jede andere Begründung einer rechtlichen VBerbind- 
lichfeit der Staatshilfe. Denn da das Wirtichaftsleben 
überhaupt als gejellihaftlie Erſcheinung gefaßt werden 
muß, und jede, wirtihaftlicde Kriſis immer größere Kreije 
diejes Gejamtlebens ergreift, immer ganze Gruppen der Ge- 
ſellſchaft in ihren natürlichen wirtſchaftlichen Funktionen 
ftört oder hemmt, jo kann auch jede ſolche Kriſis auf gejell- 
Ihaftlihe Zuftände zurüdgeführt werden. 

Und zwar gilt das ebenjo für Arifen, welche aus ele- 
mentaren Greignijfen hervorgehen, wie für folche, welche 
ihre Quelle in bejtimmten wirtjchaftlihen oder fozialen 
Mikitänden haben. Denn wenn der Staat für die ganze 
Rechtsordnung des gejelihaftlihen Zuſammenlebens verant- 
wortlih gemacht und verpflichtet wird, darüber zu wachen, 
daß die Mittel und Formen des privatwirtichaftlichen Verkehrs 
nit zum Schaden der mwirtichaftlihen Gejamtentwidelung 
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mißbraucht werden, jo muß er auch einftehen für die Yolgen 
wirtſchaftlicher Unterlaſſungsſünden, welche jo oft erſt ele— 
mentare Ereigniſſe zu wirtſchaftlichen Kriſen ſteigern. Ins⸗ 
beſondere ſind ein durchgreifender Mangel genügender Ver— 
ſicherung, das Fehlen eines Reſervefonds für unvorhergeſehene 
Unglücksfälle u. dgl. vielfach Urſache des verheerenden Umſich— 
greifens ſolcher wirtſchaftlicher Kalamitäten, welche doch 
gewiß auf den Mangel einer genügenden rechtlichen Organi— 
ſation gemeinſamer Intereſſen und auf ungenügende allgemein 
verbindliche Vorſchriften über die nötige Sicherung des privat⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebes zur Verhütung geſamtwirtſchaftlicher 
Störungen zurückgeführt werden können. Sie gehen alſo in 
letzter Linie aus mangelhaften ſtaatlichen Einrichtungen her— 
vor und rufen dann mit Recht die — des 
Staates auf. 

Aber auch wenn die Verantwortlichkeit des Staates für 
die wirtſchaftlichen Zuſtände in der Geſellſchaft nicht ſo 
allgemein gefaßt wird, bleibt dieſe Theorie doch immer eine 
abſolute; denn auch dann geht ſie von dem Satze aus, daß 
Hilfe gewährt werden muß, weil Not iſt, und nur als eine 
beſondere, nicht als die einzige Begründung für dieſe Ver— 
pflichtung, weiſt ſie dann auf die Verantwortlichkeit für 
die rechtliche Organiſation des geſellſchaftlichen Lebens im 
Staate hin. 

Noch deutlicher natürlich tritt die Verpflichtung des 
Staates hervor, wenn durch Außerachtlaſſung beſtehender 
geſetzlicher Beſtimmungen eine Kriſis hervorgerufen wurde. 
Hier wird ja mit Grund ſchon eine Haftpflicht der Organe 
der Staatsverwaltung geltend gemacht; um ſo mehr iſt der 
Staat verpflichtet, wenigſtens ſubſidiär für die ſchlimmen 
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Folgen der Pflichtverſäumnis ſeiner Beauftragten einzu— 
treten. 

Und ſelbſt dann, wenn dieſe Theorie die Haftpflicht des 
Staates ausdrücklich beſchränken wollte auf jolche Fälle, in 
welchen durch den gejeglichen Yuftand unmittelbar die Arijis 
veranlaßt wurde, würde jie den oben bezeichneten Charakter 
doch nicht verlieren; denn ſchlechte Einrichtungen und ftaat- 
liche Geſetze ſchaden immer mindeftens ebenſo jehr durch 
das, was fie zu veranlaffen oder zu beſtimmen unterlaffen, 
als durch ihren pofitiven Inhalt; ja, gar mander Sat des 
pofitiven Rechtes wird nur dadurch ſchädlich und unheilvoll 
für die gefelichaftlihen Zuftände, daß er nicht fonfequent 
durchgeführt und nicht in richtigen Zufammenhang gebracht 
wird mit den übrigen poſitiv-rechtlichen Beſtimmungen, welche 
an der gejamten Ordnung gewiſſer gejellichaftliher Ver— 
hältnifje mitzuwirken berufen find. Cine Regierung alſo, 
welche das Zugeftändnis macht, daß die beitehenden Geſetze 
ihr viel zu wenig Gelegenheit bieten, um die nötigen 
Remeduren anzuwenden, jpricht damit ſchon ihre Verpflichtung 
aus, den auberordentlichen Notzuftänden außerordentliche Hilfe 
zuzuwenden. 

Außerlich mit dieſer Theorie verwandt, aber doch von 
mwejentlihd anderer Grundanſchauung, it die Auffaffung, 
welche die Pflicht des Staates zur Hilfe auf das Gebiet des 
Rechtsſchutzes beſchränkt. Man könnte fie füglich eine relative 
Hilfsrechtstheorie nennen, da fie die Hilfe nur gerechtfertigt 
hält mit Beziehung auf den bejonderen Zweck der Erhaltung 
der Rechtsordnung. 

Die Theorie, welche dem Begriffe des reinen Rechtzjtaates 
entjprungen ift, zeigt auch in ihrer Ausführung mannigfadhe 
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Anklänge an die Kantſche „Bereinigung von Menſchen unter 
Rechtsgeſetzen“. Alle wirtſchaftlichen Vorgänge find dar- 
nad für den Staat nur in ihrer rechtlichen Tragweite von 
Bedeutung. Die wirtichaftlide Schwächung, ja Vernichtung 
des Ginzelnen ift an und fir fich ebenfowenig eine Störung 
der Rechtsordnung, wie der Rückgang oder gänzliche Eingang 
ganzer Erwerbszweige. Der Staat kann dem wirtihaftlichen 
Perfalle der Einzelwirtfchaft ebenfo wenig Einhalt gebieten 
wollen, als er die unabläffig fid) vollziehenden Änderungen 
der Handels- und Marktkonjunkturen, die Preisbewegung u. dgl. 
beeinflufjen kann, aus denen doc zumeift Entwertung des 
Eigentums, Auf- und Niedergang, Blüte und Verfall einzelner 
Erwerbszweige vejultieren. 

Aber er muß verhüten, daß aus joldhen Vorgängen 
Zuftände ſich enttwideln, welche die Sicherheit des Rechts⸗ 
lebens, beſonders der Privatrechtsordnung, gefährden oder 
verletzen. Im allgemeinen iſt nun allerdings dieſe Sicherheit 
gewährleiſtet durch den Eigentums- und Beſitzesſchutz des 
Staates, durch die Zivil- und Strafrechtspflege. Das durch 
wirtſchaftlichen Verfall oder Böswilligkeit des Schuldners 
gefährdete Recht des Gläubigers wird durch Konkursordnung, 
gerichtliche Exekution u. dgl. ſo weit geſchützt, als es über— 
haupt faktiſch geltend gemacht werden kann, und es wird 
niemandem einfallen, vom Staate einen weitergehenden Schutz 
der Privatrechte gegen die Inſolvenz des Schuldners zu ver— 
langen. Betrügeriſche Bankerotte werden noch überdies ſtraf⸗ 
rechtlich verfolgt. Ebenſo ſind die Forderungen aus dem 
Arbeits- und Dienſtesvertrage rechtlich geſichert, ja unter 
Umſtänden tritt auch hier Strafe als ſtärkeres Sicherungs— 
mittel für die Erhaltung der Rechtsordnung ein. | 
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Anders freilich in Zeiten wirtichaftliher Krifen. Der 
abjolute Staat Half fih hier großenteil® durch General- 
moratorien oder Indulte, welche mindeſtens ebenjo jehr im 
Intereſſe der Gläubiger wie in dem der Schuldner gedacht 
waren. Aber unjere Zeit widerftrebt ſolchen Einmiſchungen 
der Staatzgewalt in die Abwidelung privatrechtlicher Ver— 
hältnijje zwiſchen Gläubiger und Schuldner; und auch die in 
Trage ftehende Theorie will feine Rückkehr zu ſolch ver- 
alteten Zuftänden. 

Die Staat3hilfe ſoll nur Gelegenheit geben, der Ver— 
mögenzzeritörung vorzubeugen, indem fie die Vermögens— 
rechte in ihren befonderen Schuß nimmt; jie joll eingreifen, 
wenn es fih um Geltendmadhung von Recht und um Ab— 
ftellung von Unrecht handelt, weil dev Schuß de3 Eigentums 
dem Staate bejonder? anheimgeftellt ift; fie joll eintreten, 
wenn der wirtihaftliche Kampf den Charakter der Ausbeutung 
angenommen hat, damit das gejhädigte Eigentum durch die 
Staat3hilfe wieder mobil gemacht werde. 

Uber der Staat darf mit jeiner Hilfe nit auch Ger 
legenheit zu erhöhtem Gewinne geben, iwie er überhaupt nicht 
berechtigt ift, den Erwerb auf Kojten des rechtmäßigen Be— 
fites jelbjt in Zeiten der Kriſis zu begünftigen. „Das un- 
zweifelhafte Recht des Einen darf nicht dem zweifelhaften 
Nuten des Andern geopfert werden.“ (Roſcher.) Es wäre 
eine ſolche Einmiſchung eine Gewalttat am Privatrechte 
(Darlehen), indem fie dasjelbe in eine Art von öffentlichem 
Recht (Steuerlaft!) verwandeln würde, um dann das Privat- 
eigentum vergewaltigen zu fünnen. 

In Eonjequenter Durchbildung diefer Theorie wird dem- 
nad) in Zeiten der Krijis die Gewährung einer direkten (etiva 
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Geld-) Hilfe an Induſtrie und Handel, um ihren Betrieb 
fortzufegen, oder um Zerftörungen an Produftionzmitteln zu 
beheben, unbedingt zu verfagen fein, eine gleiche Hilfe aber, 
um den Berpflichtungen gegen Gläubiger nachkommen zu können, 
wäre nicht prinzipwidrig, da diejelbe den Schuß des Eigen— 
tums (und feiner Früchte) bezweckt. Es erinnert das unwill— 
kürlich an eine abjonderliche Auffaffung von der Pfliyt des 
Staates zur Hilfeleiftung, welche mit dem Hinweis auf die 
dadurch zu erzielende Sicherftellung der Staatzeinfünfte be- 
gründet wurde. 

Bei Glementarereignifien wird derjenige ohne Hilfe 
bleiben, dem jeine Felder verwüſtet, feine Gebäude von der 
Sturmflut zerftört find; denn die Rechtsordnung tft dadurch 
weder verlegt, noch auch nur bedroht, während für Die 
Sicherftellung der Hypotheken, Servituten u. |. w. auf dieſen 
Gründen und Gebäuden Sorge getragen werden muß. Die 
unbemittelten Arbeiter, welche wenig Rechte haben, gehen 
freilich in beiden Fällen leer aus, es jei denn, daß fie ji) 
infolge des Mangels bereits zu einem Attentate auf die Rechts— 
ordnung anfchiden. 

Ausnahmen find bei diefer reinen NRechtstheorie aller- 
dings nicht gänzlich ausgefchlofien, obwohl eine bejonders 
strenge Anficht alle humanitären Rückſichten, abgejehen von 
Hilfe in elementarer Not, zurücweift und den Staat bei 
Gewährung von Aushilfen auf den rein geihäftlichen Stand- 
punkt beſchränken will. Aber twie ſchon Kant die Billigfeit 
neben dem Rechte gleichfam zur Ausfüllung der bei dem 
itrengen Nechtsprinzipe entjtehenden Lüden in Betracht 
zieht und eine Strafdrohung gegenüber dem im äußerften 
Notitande Befindlichen als fruchtlos und darum als unzuläffig 
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erklärt, jo wird auch fonit anerkannt, daß wirtſchaftliche 
Notzuftände zu einer Aufhebung beftehender Rechtsgeſetze 
oder wenigſtens zu einer vorübergehenden Suspenfton zwingen 
fönnen. 

Wir find nun durchaus nicht der Anficht, daß hiermit 
alle Anſchauungen berührt feien, welche überhaupt über die 
Frage nach dem Rechte der Staatshilfe in wirtichaftlichen 
Kriſen laut geworden find. Aber wir glauben allerdings, daß 
ſich ſo ziemlich alle unter den hier berührten Geſichtspunkten 
zufammenfafjen lafjen. Und wenn wir hierbei weniger die in 
der Literatur, als die bei Gelegenheit praftiicher Behandlung 
der Trage aufgetretenen Anfichten berüdjichtigt haben, fo 
dürfen wir wohl dafür einen guten Grund in dem Umftande 
erbliden, daß gerade PBarlamentsverhandlungen, in welchen 
alle politifchen Parteien Veranlaſſung nehmen, ihre prinzipielle 
Auffaffung des Staates und jeiner Aufgaben darzulegen, auch 
den beiten Ausdruck des herrſchenden Rechtsbewußtſeins zu 
Tage fördern können. Zudem ift die Trage nad) der Staat3- 
hilfe im allgemeinen eben in unjeren Tagen jo weſentlich 
eine andere geworden als fie früher war, daß doch nur das 
neuejte Zeitbewußtjein von entjcheidender Wichtigkeit für Die 
Darlegung herrichender Rechtsüberzeugungen jein kann. 

Wa3 jpeziell die neuejte nationalökonomiſche und joztal- 
politiiche Literatur für dieſe Frage geleijtet hat, wird übrigens 
bei der Entwidelung der Prinzipienfrage Berückſichtigung 
finden, welche im folgenden unſere Aufgabe ift. 


III. 


Überblickt man die verſchiedenen Grundſätze, in welchen 
die herrſchenden theoretiſchen Anſchauungen von Staats— 
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hilfe ſich ausſprechen, jo ſcheint allerdings unſere Zeit weiter 
denn je von einer Verſtändigung über die prinzipielle Be— 
rechtigung des Staates zur Einmiſchung in die wirtſchaft— 
lichen Verhältniſſe entfernt zu ſein. Selbſt wenn wir von 
den ſozialiſtiſchen Theorien abſehen, welche den unverſieg— 
baren Quell der Staatshilfe nur für ihre gejellichaftlichen 
Sonderzwede dienftbar machen wollen, ift unter den Lehren 
der Gegenwart noch immer des GStreites genug. a, derjelbe 
wurde in den jüngften Tagen nicht unweſentlich verjchärft, 
jeit fi) die Nativnalöfonomen eben wegen dieſer Frage 
gleichſam in zwei große Heerlager geſchieden und in ein- 
jeitiger Betonung des eigenen Standpunttes immer mehr die 
wahrhaft kritiſche Prüfung des a aus den Augen 
verloren haben. 

Hätte man, wie e3 doch nahe lag bei einem Probleme, 
da3 nicht der theoretiſchen Wirtichaftslehre, jondern der 
praftiichen Verwaltung angehört, zuerſt die Rechtsfrage ge- 
ftellt, jo wäre damit ein gemeinfamer Ausgangspunit ge- 
wonnen worden, von dem aus die Verftändigung weſentlich 
erleichtert worden wäre. Denn der Staatsbegriff, von 
welchem dabei ausgegangen werden muß, ift nicht entfernt jo 
kontrovers als etwa der Begriff der Geſellſchaft, mit welchem 
bei Erörterungen wirtiehafts-politiiher Probleme immer jo 
verjchieden operiert wird. Der „moderne Staat“ iſt eine 
Realität, welche in ganz beftimmten Formen und Lebens— 
funttionen fich bereit3 abgeklärt hat; feine Feinde wenigſtens 
wiſſen ſich ganz genau darüber Rechenſchaft zu geben und be- 
kämpfen in diefem Erzeugniffe der ganzen modernen Kultur 
jene Machtweſen, das allein fie verhindert, die ganze Geſell— 
ſchaft ihrer Macht zu unterwerfen. Indem wir das Weſen 
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dieſer Gegnerſchaft erkennen, vermögen wir zugleich auch) ſchon, 
wenigſtens negativ, den Begriff des modernen Staates zu 
fixieren. Und dasjenige, was die Gegner diefez Staat3begriffs 
negieren, iſt darnach wohl mit Sicherheit als fein eigenſtes 
Weſen zu bezeichnen. 

Gegner des modernen Staates aber gibt es im weſent— 
lichen nur zwei: ſolche, welche die geiſtige, und ſolche, welche 
die materielle Zwangsherrſchaft im Staate führen wollen. 
Beide Gruppen perhorreszieren gleichzeitig und in einem 
Atem den univerſellen Kulturberuf des Staates, von welchem 
jede ihre eigenen Herzensangelegenheiten ausgeſchloſſen wiſſen 
will, und die Neutralität der Staatsgewalt gegenüber allen 
geſellſchaftlichen Sonderintereſſen, von welcher jede zu ihren 
Gunſten eine Ausnahme gemacht wiſſen will; beide kehren 
ihre Angriffe gleichmäßig und oft vereint gegen die all— 
gemeine Machtſphäre des Staates zum Schutze ihrer be— 
ſonderen Freiheit, um ſofort die allgemeine Freiheit zu ver— 
nichten, wenn ſie die beſondere Macht im Staate errungen 
hätten. 

Und ſo bietet denn auch in der Tat der moderne Staat 
als ſeine wertvollſte Leiſtung die Freiheit durch die Macht, 
und zwar auf allen Gebieten geſellſchaftlichen Lebens. Kein 
wahres menſchliches Intereſſe iſt ihm fremd; keines, das er 
zu fördern ſich nicht berufen fühlte; er weiſt allen das Gebiet 
ihrer freien, ungehinderten Geltendmachung an; aber er läßt 
fi) dabei nur von der Rückſicht auf die gleich freie Geltend— 
machung aller berechtigten Intereſſen leiten; und nur da 
greift er in die Sphäre freier Privattätigkeit ſelbſtändig 
ein, wo ein Intereſſe geſellſchaftlicher Art feiner Natur nad) 


nur durch Verwendung von Gefamtkraft verfolgt werden kann. 
10* 
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Auf dem breiten Fundamente perjönlier und gejell- 
ichaftlicher, durch das Necht geordneter Freiheit ruhend, mit 
offenem Auge und warmem Herzen für alle Kultunziele der 
Menſchheit ausgeftattet, und bewehrt mit der Fülle der 
Macht, um jene zu ſchirmen, diefe zu pflegen und zu fördern, 
io kennen wir alle den modernen Staat und alle haben Teil 
daran, die den großen Gedanken des Liberalismus hegen, 
der Kein politifches Parteiprogramm, vielmehr eine ganze 
Weltanſchauung tft. 

Und von diefem Standpunkte aus exjcheint aud) die 
Frage nad) der Berechtigung der Staatshilfe jofort in einem 
ganz anderen Lichte. Wenn wir den Staat für berufen er— 
klären, für die Aultınziele der Menfchen einzutreten, wenn 
jeine Aufgabe mit der Sorge für Erhaltung des Rechts— 
zuftandes nicht erſchöpft, fondern auf Die Ausgeitaltung 
aller gejelichaftlichen Erſcheinungen, auf die Förderung 
aller berechtigten menſchlichen Intereffen gerichtet it, und 
wenn wir diefem Staate die Macht vindizieren, um in un- 
gehinderter und harmoniſcher Verfolgung all feiner Zwecke 
jede Schwierigkeit überwinden, jeden Widerſtand brechen zu 
können, dann iſt die Berechtigung des Staates zur Hilfe— 
leiſtung in wirtſchaftlicher Not und die Verwendung von 
ſtaatlichen Machtmitteln für wirtſchaftliche Zwecke gar nicht 
mehr in Frage. Es iſt inkonſequent, vom modernen Staate 
und zugleich von dem Prinzipe der Unzuläſſigkeit der Staats— 
hilfe im allgemeinen auszugehen, um dann höchſtens aus— 
nahmsweiſe in Anbetracht ganz beſonders drängender Um— 
ſtände eine Konzeſſion gegen dies Prinzip zu machen; ab- 
gejehen davon, daß damit der billige Vorwurf hervorgerufen 
wird, daß eine Theorie etwas fadenſcheinig jet, deren Prinzip 
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in jeder kritiſchen Lage der Verhältniffe in fein Gegenteil 
verwandelt werden müſſe. Der Staat ift nicht nur der Lücken— 
büßer der Geſellſchaft. Soll er eine Pflicht der "Erfüllung 
haben in Bezug auf die ihm geftellten Zwecke, jo muß ex 
auch ein Recht auf die Mittel haben, mit telchen jene er- 
füllt werden können. Nicht ob, fondern nur wie ex diejeg 
Necht habe, kann unter Anhängern des „modernen Staates” 
ftreitig jein. Das Prinzip fteht feft; nur die SEEN 
unterliegt noch meiteren Crörterungen. 

Einen ungleich deutlicheren und rückhaltloſeren Ausdeud 
als in der Theorie Hat der Gedanke einer pflichtmäßigen Not- 
wendigleit der Staatshilfe im praftifchen Staatzleben ge- 
funden. Es ift eine Tatjache, daß bei allen irgend namhaften 
wirtſchaftlichen Kalamitäten, vorab in Zeiten ſchwerer wirt- 
ſchaftlicher Kriſen, Abhilfe vom Staate ebenfo allgemein 
gefordert als bereitwillig von den Regierungen gewährt worden 
it. Und zwar läßt fich das keineswegs bloß als eine all- 
gemeine Gewöhnung an die faltifch ftet3 zu gebrauchende 
oder zu mißbrauchende Staatshilfe oder als Nachwirkung 
de8 alten Bevormundungsſyſtems anſehen; denn wenn aud) 
eine fortdauernde Neigung der ftaatlichen Organe zur Be- 
bormundung und ein fortwährendes Beftreben der gejell- 
Ihaftlihen Kreife zu einfeitiger Ausbeutung der Staats— 
gewalt vermutet werden könnte, fo ift doch anderjeits nicht 
anzunehmen, daß fich eine irgend ſelbſtbewußte Staatsgewalt 
ſo leicht mißbrauchen, eine irgend ſelbſtändige Gefellichaft jo 
willig bevormunden ließe. 

Wir haben vielmehr allen Grund, auch in diefer Tat- 
jahe einen Ausdruck der durchgreifenden Anſchauung vom 
Weſen und den Aufgaben des modernen Staates zu erbliden, 
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und da3 um jo mehr, als gerade im modernen Staate die 
Tendenz lebendig ift, das Gebiet ftaatlicher Eigenberechtigung 
in ſozialen Angelegenheiten möglicjft genau zu bejtimmen 
und feine Grenzen mit den ſchützenden Rautelen einer ſtreng 
verfaffungsmäßigen Verantwortlichkeit zu umgeben. 

Diefe Differenz, welche zwifchen der theoretiihen Auf- 
faffung der Staatshilfe und zwifchen dem praktiſchen Ver— 
halten ihr gegenüber befteht, jcheint uns aber auch in ber 
Tat mehr eine feheinbare als eine wirkliche zu fein, und 
wird mehr nur auf die Kormulierung des Prinzips als auf 
den Grundgedanken desfelben zurüdgeführt werden können. 

Indem nämlich der Ausgangspunkt für die ganze Frage 
einfeitig von der Wirtfchaft aus genommen wird, liegt es 
nahe, die allgemeine Bedeutung des Staates für dieſelbe gänz- 
ih außer acht zu laffen oder doch zu unterſchätzen; und 
je nachdem die in den tirtichaftlichen Geſetzen gelegene 
Kraft der Ausgleihung entgegengejegter Einzelinterejjen 
und der Berföhnung zu einer höher geordneten harmoniſchen 
Entfaltung aller wirtſchaftlichen Kräfte beurteilt wird, fällt 
auch das Urteil Über die regulierende Macht des Staates 
und die Snanfpruchnahme feiner Hilfe in wirtſchaftlichen 
Dingen verjhhieden aus. Wird im Sinne des älteren Dog- 
matizismus der Wirtichaftslehre der Ausgangspunit vom 
Smdividualismus genommen, der Einzelne als fein befter, ia 
als fein einzig guter Berater in wirtjchaftlichen Dingen hin- 
geftellt, dann liegt es nahe, in Konſequenz dieſes Standpunktes 
das Prinzip ſchrankenloſer Freiheit, Selbithilfe und Selbit- 
verantiwortlichfeit für das Wirtjchaftsleben aufzuftellen und 
dem Staate das Recht auf jede irgend bevormundende und 
reglementierende Tätigkeit zu verneinen; wird dagegen, wie 
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dies der neuere Kritizismus pflegt, vom Sozialismus (d. h. 
vom geſellſchaftlichen Standpunkte) ausgegangen und der 
Einzelne als tatſächlich in vielen Fällen ungeeignet bezeichnet, 
ſich im wirtſchaftlichen Leben ſo zu verhalten, wie es ſein 
eigenes und das Intereſſe der Geſellſchaft verlangt, ſo iſt die 
Konſequenz dieſer Auffaſſung die Forderung einer Staatshilfe, 
welche überall durch ſpezielle Intervention auf dem Gebiete 
der Volkswirtſchaft den geſellſchaftlichen Intereſſen zum Durch— 
bruche verhilft. 

Und während nach jener Auffaſſung durch die gleich— 
mäßige Entfaltung der Individualität und die gleichartige 
Einwirkung der äußeren Natur auf die wirtſchaftlichen Er— 
ſcheinungen jenes abſolut geſetzmäßige Verhalten der Menſchen 
in Verfolgung ihrer wirtſchaftlichen Ziele entſteht, dem 
gegenüber die ſtaatliche Intervention zu Gunſten der Wirt— 
ſchaft machtlos und daher unberechtigt iſt, betont der 
Kritizismus die Relativität aller ſogenannten wirtſchaftlichen 
Geſetze und fordert den Staat auf, ſeinerſeits für die Vor— 
ausſetzungen einzutreten, von deren Vorhandenſein jeweilig 
die Verwirklichung potenziell gegebener wirtſchaftlicher 
Funktionen und ihr Zuſammenſchluß zu einem geſetzmäßigen 
Verhalten abhängig ſei. 

Und aus dieſem verſchiedenen Standpunkte reſultiert 
denn auch die verſchiedenartige Formulierung des Rechts der 
ſtaatlichen Intervention. 

Die eine lautet: Staatshilfe zu Gunſten der Wirtſchaft 
iſt im allgemeinen ausgeſchloſſen; und nur da kann der 
Staat ausnahmsweiſe auch unmittelbar für die Wirtſchaft 
tätig werden, wo die Befriedigung eines Gemeinbedürfniſſes 
nur durch die Leiſtung eines Geſamtorganismus ermöglicht 


152 Das Recht der Staatshilfe in wirtſchaftlichen Krifen. 





wird, den die Wirtichaft durch ihre eigenen Impulſe nicht 
zu Schaffen vermag (Maß- und Gemwichtsordnung, Geldweſen, 
Poſten u. ſ. w. u. ſ. w.). 

Dagegen iſt eine vielſeitige Einmiſchung des Staates 
in das Wirtſchaftsleben immerhin aus rein politiſchen Motiven 
gerechtfertigt und geboten, wobei jedoch nie vergeſſen werden 
darf, daß ſolche Einmiſchung zumeiſt eine Störung der rein 
wirtſchaftlichen Ordnung, nicht eine Förderung derſelben 
iſt; daß durch die ſtaatliche Intervention den Bürgern zu— 
meiſt Opfer und Verluſt an wirtſchaftlichen Gütern auf— 
erlegt werden, welche dieſelben im Intereſſe der ungehinderten 
Durchführung der Staatszwecke aus politiſchem Sinne auf 
ſich nehmen, obwohl ſie wiſſen, daß ihnen aus ſolchen Opfern 
ein wirtſchaftliches Aquivalent, eine Stärkung ihrer wirt— 
ſchaftlichen Kraft und eine Förderung ihrer wirtſchaftlichen 
Beſtrebungen wenigſtens unmittelbar nicht erwachſe. 

Die andere Faſſung aber verlangt eine beſtändige, 
ſpeziell wirtſchaftliche Hilfe für die Geſellſchaft, um dem 
gemeinnützigen ethiſchen Charakter, den alles wirtſchaftliche 
Verhalten der Einzelnen an ſich tragen ſolle, zum Durch— 
bruche zu verhelfen und ſo die Intereſſen der Geſamtheit 
auf allen Punkten gegen die Tendenzen einer egoiſtiſchen 
Ausbeutung der wirtſchaftlichen Kräfte der Nation ſicher 
zu ſtellen. Zugleich aber ſei eine beſtändige Intervention 
des Staates notwendig, um nicht im Staatsleben einſeitige 
wirtſchaftliche Tendenzen und Beſtrebungen überwuchern zu 
laſſen und dadurch etwa die ungehinderte Verfolgung der 
politiſchen Ziele des ſtaatlchien Lebens zu gefährden. 

Wir glauben aber, daß für die wirtſchaftliche Politik 
der Ausgangspunkt überhaupt nicht von der Wirtſchaft, 
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jondern vom Staate genommen werden müſſe. Der Staat iſt 
eine Notwendigkeit für das Kulturleben und ſein Kultur— 
beruf erſchöpft ſich nicht. indem er bloß allen Kultur— 
elementen freie Bahn ſchafft; er hat die Verpflichtung, die— 
ſelben zu pflegen und ihrer Entfaltung eine ſolche Richtung 
zu geben, daß feine Eriftenz vor allem geſichert, und die 
Bahn für die Verfolgung feiner Staatszwecke offen bleibt. 
Der Staat erkennt die Wirtfchaft als eines der wichtigften 
Gebiete des ganzen Kulturlebens, aus dem ex felbft zum großen 
Zeile die Kraft feiner Erhaltung ziehen muß, und wird daher 
pflichtmäßig darauf bedacht jein müffen, daß die wirtfchaft- 
lie Entwickelung ſich jo geftalte, wie fie der harmoniſchen 
Geltendmachung der Staatszwecke am beften entipricht. 

Und zwar wird der Staat, der zwischen Vor- und Nach— 
welt ein unzertrennliches Band knüpfen ſoll (Rojcher), nie 
um momentanen Vorteils willen die ftetige Entwidelung der 
Wirtihaft unterbrechen, wie er auch nicht in jedem vor— 
übergehenden Konflikte der Intereſſen eine dauernde Gefähr- 
dung des Ganzen erbliden wird. Aber man wird von ihm 
nicht verlangen können, daß er über die Anerkennung des 
tosmopolitiihen Charakter? der Wirtihaft den national- 
ſtaatlichen vergefje; ex pflegt nicht die Wirtſchaft der Völker, 
jondern die Wirtſchaft feines Volkes. Iſt ex ſich auch be- 
wußt, daß die Politif der gegenjeitigen Ausbeutung der 
Völker ſich nicht ftichhaltig exwiefen habe, jo wird er deswegen 
doch nicht Verzicht leiſten auf jede pofitive Förderung der 
wirtichaftlihen Beftrebungen de3 eigenen Boltes in dem 
freien Wettfampfe der Nationen um die Herrfchaft über den 
größtmöglichen Anteil an dem Geſamtſchatze materieller Güter. 

Nicht bloß aus politifchen Motiven, auch aus rein wirt- 
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ichaftlichen Geſichtspunkten alfo wird der Staat eine pojitive 
Hilfstätigkeit für die Wirtſchaft entfalten müfjen; von der 
Wirtſchaft des Einzelnen wird er nicht bloß Opfer verlangen, 
iondern auch Opfer bringen, um dem Einzelnen die Erreihung 
ſeiner wirtſchaftlichen Ziele zu erleichtern. 

In Berfolgung feiner Aufgabe für die nationale Wirt- 
ihaft geht der Staat weder von der Theſis voller Selbit- 
genügjamfeit individueller Kräfte und harmoniiher Aus- 
gleihung aller entgegengejegten individuellen Intereſſen dur) 
das Walten unabänderlicher Geſetze des wirtichaftlichen Lebens 
aus, noch auch von der Anerkennung allgemeiner Unvoll- 
fommenheit und eine permanenten KRonfliktes der egotjtifchen 
Ginzelbeftrebungen mit dem gejelichaftlihen und ethijchen 
Grundgedanken der Volkswirtſchaft. Er acceptiert die Voll— 
fommenheit, wo er fie findet, und ftrebt die Unvollkommen— 
heit zu beheben, two fie die Gefahr einer Störung geſellſchaft— 
Yicher Sntereffen in fi) birgt. Aber für die Beitimmtheit 
und Sicherheit feiner wirtſchaftlichen Politik bedarf er eines 
NRechtsprinzips und findet dasfelbe in der Freiheit der Verſon 
und des Eigentums, jenen oberjten Grundlagen, auf melden 
die ganze Rechtsordnung der modernen Geſellſchaft aufgebaut 
it. Er anerkennt die Freiheit und verichafft ihr Anerkennung 
‚als dem mächtigften Hebel aller Kräfte des Volkslebens, der 
wirtichaftliden nicht bloß, ſondern vorzüglich auch der ſitt— 
lichen. Er ſchafft die allgemeinen äußeren Bedingungen der— 
jelben, und nur, wo aus Gründen, die nicht im Willen und 
den Fähigkeiten der Individuen gelegen find, die Freiheit 
faktiſch beſchränkt oder gar aufgehoben iſt, da beginnt die 
poſitive Mitwirkung des Staates an der Verfolgung der 
Privatintereſſen, ſoweit ſie in der Richtung der allgemeinen 
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Kulturziele der Geſellſchaft gelegen ſind. Immer aber haben 
dieſe Beſtrebungen des Staates das Ziel der Verwirklichung 
der Freiheit, die Freimachung latenter Volkskraft und ihre 
Erziehung und Heranziehung zu gemeinſamer Kulturarbeit. 
Dieſes Rechtsprinzip der ſtaatlichen Hilfstätigkeit waltet auf 
dem Gebiete des wirtſchaftlichen Lebens nicht mehr und nicht 
minder als auf allen Gebieten des geſellſchaftlichen Lebens. 
Denn es iſt die wirtſchaftliche Freiheit nicht wertvoller oder 
minder wertvoll als alle Freiheit menſchlicher Tätigkeit; ſie iſt 
aber auch im Wirtſchaftsleben ebenſo wenig eine Freiheit urſach— 
loſer Selbſtbeſtimmung, ſondern ebenſo wie überall von dem 
Walten geſellſchaftlicher Geſetze J— in denen der Genius 
des Volkes ſich widerſpiegelt. 

Das Rechtsprinzip der Freiheit alſo, in 1 Höberer Ordnung 
das Recht des Staates auf feine Eriftenz und auf jeine 
Führerſchaft in dem großen Ringen des Volkes um eine 
Kulturentwidelung: das find die ficheren Grundlagen, auf 
welchen die Staatsgewalt auch ihr wirtichafts - politisches 
Syſtem aufbauen muß; und das fpezielle Rechtsprinzip für 
die Gewährung ſtaatlicher Hilfe in wirtichaftlichen Krifen 
kann nur eine Konfequenz diejes allgemeinen Rechtsſtand— 
punktes ſein. Denn da jede Kriſis Verhältniſſe erzeugt, in 
welchen die freie Geltendmachung vorhandener wirtſchaft⸗ 
licher Kräfte für weite Kreiſe der Bevölkerung durch äußere 
von dem Willen der Betroffenen unabhängige Ereigniſſe be— 
Ihräntt oder aufgehoben wird, jo muß der Staat dem 
bedrohten Rechtsprinzip zu Hilfe kommen und die gebundene 
Tatkraft des Volkes wieder frei machen. Jede Außeracht— 
laſſung dieſer Pflicht rächt ſich durch immer weiter freſſende 
Störungen im Geſamtorganismus, und der Staat würde 
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feine Führerſchaft im wirtſchaftlichen Kampfe bedroht, ſich 
jelbjt von den Ereigniffen fortgerijjen ſehen und fo jchließ- 
id) immer die eigene Eriftenz gefährden, deren geſicherte 
Erhaltung ſtets feine oberſte Pflicht der Staatsgeſellſchaft 
gegenüber ilt. 


IV. 


Können wir nun auch nach dem Vorhergegangenen das 
Prinzip der Berechtigung einer Staatshilfe in wirtſchaftlichen 
Kriſen als feſtſtehend betrachten, ſo iſt doch darüber hinaus 
die Rechtsfrage weder vollkommen klargeſtellt, noch über- 
haupt genügend ventiliert. Aus den einzelnen verlorenen 
Außerungen, die bei Gelegenheit der Erörterung des Prinzips 
an die Oberfläche treten, tft nur eine grelle Verjchiedenheit 
der Auffaffung Über die Grenzen zu bemerken, in welchen 
fich dieſes Hilfsrecht des Staates bewegen muß und über 
die Grundzüge und Formen, in welchen e3 ausgeführt und 
gehandhabt werden joll. 

63 kann aber wohl gar fein Zweifel fein, daß jo reiche 
Lebenserſcheinungen, wie Staat und Wirtſchaft, melde, 
richtig verftanden, das prinzipielle Recht der Staatshilfe als 
ein notwendiges Boftulat ihres Zufammenlebens aufjtellen, 
auch die weitere Entwidelung dieſes Rechtes vorzeichnen; 
die Grundlagen und Bedingungen ihrer Eriftenz, die eigen— 
artigen Formen und Geftaltungen, in melden fie ihre Auf- 
gaben erfüllen, die ſpezifiſchen Mittel, welcher fie ſich dazu 
bedienen, das find ebenjo viele Richtpunkte für die Au3- 
geftaltung der Nechtstheorie von der Hilfe des Staates in 
wirtſchaftlichen Krifen. 

Wenn toir hierbei zunächſt wieder —— von der 
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Ausführung des wirtſchaftlichen Hilfsrechtes des Staates im 
allgemeinen, jo wird da3 wohl zur Genüge gerechtfertigt 
dureh das Bedürfnis, die jpezielle Frage immer in ihrem 
natürlichen Zufammenhang mit dem großen Problem der 
wirtſchaftlichen Bolitit zu erhalten; denn nur von diejem 
höheren Standpunkte aus kann es gelingen, die Richtpunkte 
zu überſchauen, nach) welchen die Unterfuchung des jpeziellen 
Gebietes jich beivegen muß, wie wir ja auch genötigt waren, 
die Erörterungen über die Brinzipienfrage von dem allgemeinen 
Ausgangspunkte alles ftaatlichen Rechtes im wirtichaftlichen 
Leben in Angriff zu nehmen. 

Wir konnten die immerhin erhebliche Divergenz der 
prinzipiellen Anfchauungen, welche doch auf dem gemein- 
ihaftlihen Grunde de3 modernen Staates fußen, zurückführen 
teils auf den einſeitig toirtichaftlichen Standpunkt, von dem 
aus eine Kechtsfrage in Angriff genommen wurde, teils auf 
eine unrichtige Formulierung als Konſequenz diefer Einjeitig- 
feit. Auf dem Gebiete der Spezialfragen zeigt ſich denn 
auch ſofort eine nicht unerhebliche Annäherung der entgegen- 
ftehenden Theorien, die und noch mehr zu dem Urteil be- 
rechtigt, daß die DBerfchiedenheit der Auffaſſung weniger 
das Prinzip, als nur die Ausführung desjelben berührt. 

Dad Prinzip der Unzuläffigfeit der Staatshilfe wird 
modifiziert mit dem Hinweis auf allgemeine Kalamitäten und 
auf bejonder® wertvolle mirtichaftliche Beftrebungen im 
Intereſſe der Geſamtheit, welche durch die Kriſis gefährdet 
find; e3 wird die Notwendigkeit einer Wahrung des durd) 
die Krifis gefährdeten Nechtszuftandes und einer Verant— 
wortlichkeit der Staatsgewalt für die wirtichaftlicden Folgen 
ihrer eigenen Einrichtungen betont und überhaupt das Recht 
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de3 Staates zu einer, die Förderung allgemeiner wirtihaft- 
licher Intereſſen bezwedenden, gejeglichen Ordnung der gejell- 
ſchaftlichen Beziehungen als jelbitverftändlih gar nit in 
Trage geftellt. 

Die prinzipielle Forderung einer Staatzhilfe anderſeits, 
die ſich alle wirtſchaftlichen Wechſelbeziehungen als all— 
gemeine Angelegenheiten der Geſellſchaft ſelbſt angelegen ſein 
läßt, iſt doch nicht in dem Sinne einer fortgeſetzten direkten 
Staatseinmiſchung in alle ſpeziellen Akte des Güterlebens 
aufzufaſſen. Es beſchränkt ſich dieſe Forderung doch der 
Hauptſache nach auf Äußerungen einer allgemeinen pfleg— 
lien Tätigkeit, wie fie der Staat zunächſt immer durd) 
die Herjtelung und Wahrung. der Rechtsordnung entfaltet, 
ohne daß man diejelbe als jpezielle Hilfstätigkeit für mwirt- 
ſchaftlich bedrängte Volkskreiſe oder für gefährdete fachliche 
Intereſſen der Volkswirtſchaft aufzufafien gewillt wäre. In 
der Hauptjadhe beiteht aljo die Differenz doch nur über das 
Maß von individueller Freiheit, welche mit den gejamt- 
gejellichaftlichen und ſpezifiſch ftaatlihen Intereſſen an der 
Wirtſchaft verträglih if. Die Einen gehen von dem jitt- 
lichen Werte freier Selbitbeftimmung und Selbftverantiwort- 
lichfeit und von dem fittigenden Einfluffe aus, der aus 
ſolchem Vertrauen auf die eigene Tatkraft für die ganze wirt— 
ichaftliche Haltung des Einzelnen wie der Geſamtheit rejultiert; 
den Mißbrauch der Freiheit halten fie für die Ausnahme, 
Die um jo weniger eine gefährlihe Bedeutung erlangen 
fönne, je mehr die Gejellichaft in freier Betätigung ihrer 
Fähigkeiten und Intereſſen das unberehtigte Überwuchern 
von Sonderinterefjen, eine faktiſche Vergewaltigung der 
Freiheit zu verhindern jchon naturgemäß den Willen und 
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die Macht habe. Eine bejondere rechtliche Beſchränkung der 
Freiheit in dev Wirtfchaft und eine Aufhebung der Selbit- 
veranttortlichleit des Einzelnen wie der einzelnen wirtichaft- 
lichen Kreife durch Übernahme der ungünſtigen Folgen ihres 
Derhaltens auf die Schultern des Staates lafien fie demnad) 
immer nur als Ausnahme zu, deren Borausfegung, das 
faktiſche Fehlen der Bedingungen der Freiheit und der 
Möglichkeit einer Selbitverantwortung, immer erft bewieſen 
werden muß. 

Auf der andern Seite wird aus dem tatſächlichen Mangel 
an Gemeinſinn im wirtſchaftlichen Verhalten der freien In— 
dividualität und aus den dieſem Mangel großenteils zur Laſt 
gelegten, unleugbar vorhandenen ſchweren Übelftänden in der 
Geſellſchaft Veranlaſſung genommen, die Hilfe des Staates 
unter Hinweis auf jeine legitimen Rechts- und Kulturauf- 
gaben überall aufzurufen, joweit dadurch nicht die Grund— 
und Lebensbedingungen der neuen Erwerbsgeſellſchaft bedroht 
werden. 

Im einen Falle aljo wird bei jeder fpeziellen Staats— 
einmiſchung die Borfrage geftellt, ob fie unerläßlich, im 
andern alle, ob fie ſchädlich fei, immer aber unter faktiſcher 
Anerkennung des prinzipiellen Rechtes des Staates auf Be— 
tätigung ſeiner Gewalt, und des prinzipiellen Rechtes der 
Geſellſchaft auf Betätigung der Freiheit auch auf dem Ge— 
ſamtgebiete wirtſchaftlicher Lebenserſcheinungen. 

Durch die ſpezielle Beſchränkung, in welcher wir die 
allgemeine Frage nach dem Rechte der ſtaatlichen Einmiſchung 
hier zu beantworten haben, wird nun, wie wir glauben, eine 
Verſtändigung über die Grundſätze der Anwendung dieſes 
Rechtes weſentlich erleichtert. Wirtſchaftliche Kriſen find 
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ſolche durch elementare, wirtjchaftliche oder ſozial-politiſche 
Greigniffe hervorgerufene Störungen des wirtichaftlichen 
Lebens ganzer Erwerbsgebiete oder Erwerbszweige, wodurch 
die freie Berwertung wirtſchaftlicher Kräfte und Verhältniſſe 
gehindert und die Erhaltung der Grundlagen unmöglich wird, 
auf melden die bisherigen Berfehrsbeziehungen und Ber: 
bindlichfeiten fir diefe Kreiſe beruhten. In dem Begriffe der 
Krifis Liegt alfo immer ſchon eine faktifche Beſchränkung jener 
individuellen Freiheit des Wirtſchaftens, welche die oberite 
Schranfe für das felbftändige Nedht des Staates zur An— 
wendung feiner Zwangsgewalt auf die Verhältnifje der Er- 
werbsgejellichaft bildet. Sp weit nun diefe Grund- und 
Lebensbedingung aller wirtſchaftlichen Entwidelung fehlt, und 
eine Hemmung in der naturgemäßen Wirkſamkeit wirtſchaft— 
licher Kräfte eingetreten ift, finden wir zugleich auch ſchon 
die erfte Vorausſetzung für dag Recht der Staatshilfe gegeben. 

Denn es kann fi nun nicht mehr darum handeln, ob 
die Einmiſchung des Staates unerläßlich ift, da die einzige 
Vorausſetzung, welche fie entbehrlich machen würde, Die 
raſche Befeitigung des Übels durch freie Entfaltung der 
vorhandenen wirtſchaftlichen Kräfte, eben meggefallen ift; 
noch auch wird gefragt werden können, ob die Einmiſchung 
ichädlich ift, da, ſoweit es fi nur um die Prinzipienfrage, 
nieht um die fpeziellen Heilmittel Handelt, eine Schädlichkeit 
der ſtaatlichen Einmiſchung doch nur mit Rückſicht auf Die 
intakte Erhaltung der in der Freiheit gelegenen Lebens— 
bedingungen der Erwerbsgeſellſchaft angenommen wird; diejer 
Rücficht aber kann in Zeiten der Krifis, welche eben durch) 
ihren Angriff auf diefe Lebensbedingungen ſich cdharakterifiert, 
niemal3 Raum gegeben werden. 
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Ein Hinweis auf die Tatſache, daß die Staatshilfe in 
Krijen oft ihren Zweck verfehle oder der Erfolg in feinem 
Verhältniffe zu den aufgewwendeten Mitteln ſtehe, muß für 
die prinzipielle Entſcheidung gänzlich unberüdfichtigt bleiben 
und wird nur eine Aufforderung zu einem vationelleven, den 
realen VBerhältnifjen beſſer angepaßten Eingreifen der ftaat- 
lichen Hilfe, aber gewiß nicht zum gänzlichen Verzicht auf 
diejelbe enthalten. Der Staat, dem die Wirtſchaft ſeines 
Boltes jo nahe am Herzen liegt, daß ex jeden Tranfhaften 
Pulsſchlag desſelben wie jeinen eigenen empfindet, wird nie 
darauf angewiejen werden können, die Bejeitigung der Krifis 
und ihrer Folgen dem langjamen Ausheilungsprozeffe der 
Natur zu üÜberlaffen; in feiner Perfünlichkeit und feinen 
Lebenszwecken liegt das Necht tief begründet, der Franken 
Wirtihaft feines Volkes Hilfe zu bringen, und follte es auch 
erfahrungsgemäß nur jelten gelingen, das Übel zu heilen oder 
auch nur zu lindern. 

Nun treten allerdings alle Kriſen zunächſt nur in ört— 
licher und ſachlicher Beſchränkung auf, und man könnte 
geneigt ſein, aus dieſer Tatſache ein Argument gegen die 
allgemeine Rechtspflicht des Staates zur Abhilfe herleiten zu 
wollen, da der Staat ſeine Mittel nur im Dienſte der Geſamt— 
heit gebrauchen dürfe. Aber wie jede Kriſis eine nähere und 
eine entferntere, eine ſpezielle und eine generelle Entſtehungs— 
urſache hat, ſo laſſen ſich auch nach jeder Kriſis engere und 
weitere, beſondere und allgemeine Folgen beobachten. Die 
Wirtſchaft iſt ja kein Aggregatszuſtand, keine bloße geordnete 
Maſſe einzelner Teile, welche wie die Aggregatsteile an— 
organiſcher Körper bloß nebeneinander exiſtieren, ohne ſich 
wechſelſeitig zu bedingen; es liegt vielmehr der a 
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eine Idee zu Grunde, ähnlich derjenigen, die ji) in der 
phyſiſchen Organiſation ausſpricht: Aufrechterhaltung einer 
individuellen Lebensexiſtenz durch planmäßiges Zuſammen— 
wirken heterogener Teile, welche hiermit ihren letzten 
Lebenszweck in der Konkurrenz zum Beſtehen des Ganzen 
haben und zuſammen eine Kette bilden, deren Glieder nicht 
bloß eines mit dem andern, ſondern jedes mit allen übrigen 
zuſammenhängt und von denen keines ausgehoben werden 
darf, ohne den Begriff des Ganzen zu ſtören. (Hyrtl.) Die 
analoge Anwendung dieſes naturwiſſenſchaftlichen Begriffes 
eines Organismus auf das menſchliche Geſellſchaftsweſen iſt 
auch für das Verſtändnis unſerer ſtaatsrechtlichen Frage 
nicht ohne Wert. Durch ihn werden wir zunächſt in un— 
mittelbarſter Weiſe aufmerkſam gemacht auf die im Wirt— 
ſchaftsleben tatſächlich vorhandene Solidarität der Intereſſen, 
vermöge welcher jede Kriſis immer ins Ganze hinübergreift, 
ſo daß eine Abhilfe immer auch, obſchon natürlich nicht 
ausſchließlich, von der Geſamtheit aus erwartet werden 
muß. Wir werden dadurch ferner erinnert, daß der Staat 
durch die mit jeder Kriſis entſtehende Gefahr für die Fort— 
dauer geordneter Rechtszuſtände, für die Sicherheit des Eigen— 
tums und der Forderungsrechte, insbeſondere für das öffent— 
liche Vertrauen und die ganze Sittlichkeit des Geſellſchafts— 
lebens ſelbſt in ſeinem eigenſten Weſen berührt wird, ſo 
daß jede Staatshilfe in wirtſchaftlichen Kriſen bis zu einem 
gewiſſen Grade ein Akt der Selbſterhaltungspflicht des 
Staates iſt. 

Endlich aber werden wir hierdurch auf den Gedanken 
geführt, daß, ähnlich wie im Organismus die naturgemäßen 
Funktionen der einzelnen Organe mit Beziehung auf die ge— 
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deihlide Funktion des gejamten Organismus planmäßig 
geordnet find, jo auch in den Organen des wirtſchaftlichen 
Lebens ſolche naturgemäße Funktionen planmäßig geordnet 
ſeien, wodurch dann das Recht der Staatshilfe zunächſt Maß 
und Richtung ſeiner Ausübung erfahre. 

Gewöhnlich allerdings iſt es mit einem ſolchen Hinweis 
auf die wirtſchaftlichen Organismen auf eine weitere, tief⸗ 
greifende Beſchränkung des ſtaatlichen Interventionsrechtes 
abgeſehen. Die genoſſenſchaftliche Selbſthilfe, welche der 
individuellen Selbſthilfe ergänzend zur Seite geſtellt wird, 
müſſe auch erſchöpft oder die Unmöglichkeit dieſer freien 
Betätigung im konkreten Falle bewieſen ſein, bevor ein 
Interventionsrecht, oder eine Hilfspflicht des Staates überhaupt 
auflebe. Es klingt dieſer Grundſatz an einen ſehr ähnlichen, 
aber gleichfalls irrigen Satz des öffentlichen Armenpflege— 
rechtes an, wonach eine prinzipielle Verpflichung der ſtaat— 
lichen Armenpflege mit dem Hinweiſe auf die individuelle 
ſittliche Pflicht zur Unterſtützung Hilfsbedürftiger beſtritten 
und eine ausnahmsweiſe Inanſpruchnahme ſtaatlicher Mittel 
durch Arme abhängig gemacht wird von dem Nachweis der 
Tatſache, daß dieſelben durch die freiwillige Armenpflege 
keine oder nicht genügende Unterſtützung erhalten haben. Aber 
wie die Privatwohltätigkeit neben der öffentlichen Armen— 
pflege beſteht, ihr aber, was die Verpflichtung anbelangt, in 
keiner Weiſe vorgeht, ſondern außer aller Beziehung zu 
derſelben ſteht, ſo wird der Staat auch in Kriſen der Selbſt— 
hilfe gegenüber ſich verhalten müſſen; hat ſie rechtzeitig in 
das gefährdete Getriebe der Wirtſchaft und mit den rechten 
Mitteln eingegriffen, ſo wird die Kriſis gar nicht zum Aus— 
bruche kommen und der Staat ſieht ſich dann einfach auf 

— 
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einem wichtigen Gebiete wirtjchaftlicher Pflege durch die Selbit- 
tätigfeit des Volkes entlajtet, was er allenthalben als Zeichen 
vorgefchrittener Neife des Volkes nur mit Befriedigung 
acceptieren wird. Aber der Staat wird beim Hereinbrechen 
einer wirtſchaftlichen Kalamität mit dem erfahrungsgemäß 
immer rapid auftretenden Charakter einer Kriſis nicht warten 
dürfen, bis alle möglichen Mittel genofjenihaftlicher Selbit- 
Hilfe erſchöpft find, noch eingeſchränkt werden dürfen auf die 
der GSelbfthilfe nicht zugänglichen Gebiete wirtichaftlicher 
Hilfstätigfeit. | 

63 liegt vielmehr ſchon im Weſen der prinzipiellen 
Pflicht des Staates, daß er, jobald nur der Tatbeftand einer 
wirtichaftlichen Kriſis zweifellos feititeht, ſofort auf die 
Anwendung von Heilmitteln bedacht fei; vorweg natürlich 
von solchen, über welche ex ausschließlich verfügt, da fie 
ipeziftsche Leiftungen des Staates find. Soweit ihre An- 
wendung überhaupt geboten ift und ihre Wirkfamteit veicht, 
iſt ja ohnehin jede Konkurrenz der Gelbfthilfe oder gar ein 
Vorrang derjelben ausgefchloffen und der Staat hat nicht das 
Recht, auf ſolche vorausſichtlich wirkſame Nittel aus Rüd- 
ficht auf andere möglicherweife wirkſam werdende Mittel der 
Selbfthilfe, wenn auch nur vorläufig, zu verzichten. 

Wo es gilt, nicht die Freiheit zu ſchützen, jondern fie 
wieder zu gewinnen, da kann auch nicht die Freiheit jelbit, 
ſondern nur die Grundlage der gejelihaftlichen Freiheit, die 
Macht der ftaatlichen Ordnung, den Ausgangspunkt bilden. 

Schädlih Könnte ein ſolches entſchiedenes und jelbit- 
bewußtes Gingreifen der Staatsgewalt, abgejehen von dem 
Falle unverftändiger Wahl dev Mittel, nur dann fein, wenn 
damit die leiftungsfähige und Leiftungsbereite Selbfthilfe 
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gänzlih lahm gelegt, gleichſam eine vorzeitige Bankerott- 
erklärung der Selbfthilfe erfolgen würde. 

In dieſem Sinne ift ſchon früher die Staatshilfe ala 
unmoraliſch und daher als unerlaubt bezeichnet worden, weil 
fie die beſte Heilkraft, welche im Volke jelber liegt, die auf 
der Selbſtachtung und auf dem fittlichen Vewußtſein der Ver- 
antwortlichkeit ruhende Tatkraft zur Selbftbefreiung von dem 
Drude einer wirtſchaftlichen Kriſis, nicht zur Entfaltung 
gelangen läßt. 

Gerade darin alſo wird das Recht der Staatshilfe feinen 
eriten pflichtmäßigen Ausdrud immer finden müfjen, daß 
durch die jpezifiichen Mittel des Staates die Selbfthilfe in 
Kriſen zu einer durch die äußeren Berhältniffe ungeginderten, 
möglichſt vollftändigen Entfaltung ihrer Heilkraft gelangen 
könne. | 
Freilich iſt das eine Pflicht des Staates, die nicht exft 
dann auflebt, wenn die Krifis bereits hereingebrodhen, die 
Erſchütterung de3 wirtſchaftlichen Zuftandes bereit3 erfolgt 
it. Die Organtjation und Sicherftellung der Selbfthilfe in 
normalen Heiten, mit bejonderer Rückſicht auf die Möglich- 
feit von Störungen der wirtſchaftlichen Ordnung, ift ſchon 
deshalb dringend geboten, um Krilen zu verhüten und um 
jelbjt beim Eintritte einer ſolchen möglichſt geräuſchlos ſo— 
gleich die Hilfsaktion einleiten zu können; denn jedes haftige 
Einjchreiten de3 Staates bei plößlich hereingebrochener Kata- 
frophe kommt, abgejehen von der naheliegenden Gefahr 
unüberlegter und fehlerhafter Anordnungen, immer einer Pro— 
klamierung des auperordentlihen Notjtandes gleich, welche 
nur zu leicht die Wirkung äußert, das Übel noch zu ver- 
größern, welchem jie jteuern jollte. 
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Immerhin aber wird eine noch jo einfichtige Geſetz— 
gebung nicht jegliche nötige Hilfe in Kriſen ſchon im voraus 
ficherftellen können; es wird der Staatsverwaltung nicht er— 
ipart bleiben, exit nad) dem Gintritt der Krifis hilfreiche 
Anordnungen zu exlaffen und insbeſondere organifatorifche 
Einrichtungen der Selbfthilfe zu treffen. Daß aber der Staat 
in Erfüllung feiner rechtlichen Verpflichtung zur Hilfeleiftung 
in Kriſen immer in exfter Linie die Organifierung der Selbit- 
hilfe als feine fpezifiiche Aufgabe aufzufaſſen und in Angriff 
zu nehmen habe, wird nad) dem bisher Gejagten weder von 
den Freunden noch don den Feinden einer ausgedehnten 
Staatshilfe beftritten werden können. Entſcheidend ift hierfür 
in erſter Linie die Tatſache, daß alle Krifen wenigitens in 
ihrem erſten Stadium in Iofaler und partieller Beſchränkung 
auftreten; ferner aber die Wahrnehmung, daß auch die durch 
dieſelben entſtehende Not nur relativ und individuell iſt; 
ſoll alſo hier rationelle Hilfe gebracht werden, ſo darf ſie 
nur von ſolchen zugeſprochen werden, welche jeden Einzelfall 
beurteilen und {überwachen können; alſo von jenen Kreiſen 
der Erwerbsgeſellſchaft, melde durch die Krifis ſelbſt un- 
mittelbar berührt worden find, wie das eben der Grund- 
gedanfe der Selbithilfe ift. 

Diefe Erwägung wird aber noch ganz bejonder3 unter- 
ſtützt durch eine gerechte Beurteilung zweier Umftände, welche 
fich auf das Verhältnis der beteiligten Kreiſe zu den Urſachen 
und den Folgen einer jeden Kriſis beziehen. 

Es iſt unverkennbar, daß faſt immer eine Mitſchuld 
der Beteiligten an der Entſtehung oder wenigſtens an der 
Schwere der Kriſis beſteht. Selbſt bei Kriſen, welche aus 
elementaren Unfällen hervorgehen, darf nicht überſehen werden, 
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daß die Ökonomische Lage eines Notſtandsbezirkes eine weſent— 
lic) leichtere wäre, wenn die Better bei Veranſchlagung 
ihres Beſitzwertes die Koften möglicher Notzeiten oder die 
Anlegung eines Reſervefonds nicht außer acht gelafjen hätten. 
Um tote vieles deutlicher aber tritt dag etwa bei einem 
Induſtriezweig hervor, den wegen unberückſichtigt gebliebener 
Beränderungen der Konjunktur eine Kriſis ereilte; oder gar 
bei einer Börfenkrifis, die das Reſultat einer unter allen 
Börjenbejuchern gleichermaßen beliebten und begünſtigten 
Spekulation mit filtiven Werten ift? 

Anderjeit3 aber Liegt es nahe, daß gerade die Selbit- 
hilfe, das folidarifche Einftehen der beteiligten Kreife für 
die Opfer der Krife, dieſer ſelbſt die Spike abbrechen oder 
wenigſtens die VBerlufte mildern kann, welche außerdem in 
immer ftärkerem Maße auf die Beteiligten und nun auch 
auf bisher fernftehende Kreiſe fallen würden. 

Und entjpricht es nicht der Gerechtigkeit, daß diejenigen, 
welche für ihre mwirtfchaftliche Freiheit ſolidariſch eintraten, 
nun auch diejelbe Solidarität für deren Wiedergewinnung an 
den Tag legen ſollen? 

Man werfe hier nicht ein, daß eine ſolche Staatshilfe, 
welche mit der ziwangsweifen Organiſation der Selbfthilfe 
den Anfang macht, von den unter den Folgen der Kriſis 
geidenden nicht als Hilfe, fondern vielmehr als eine Ver— 
mehrung ihrer ökonomiſchen Leiden empfunden werde. Die 
Staatshilfe, ſoweit fie nicht Armenpflege ift, darf in der Tat 
nicht dom Standpunkte des Gefühle ausgehen, fondern muß 
im Intereſſe der Gefamtheit, welcher fie dient, ruhig und 
umfafjend überlegen, welcher Weg zur Heilung des Ülbels 
überhaupt erlaubt und welcher unter den erlaubten der 
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geradefte und ficherfte zum Ziele jei. Sie wird auch durch 
eine Kriſis fich nicht abhalten laſſen dürfen, die Yolgen 
wirtfchaftlicher Unterlaffungsfünden denjenigen zuzumuten, 
welche fie jelbft verſchuldet Haben, wie fie auch nur gerecht 
handelt, wenn fie diejenigen in erſter Linie zur Hilfeleiftung 
heranzieht, in deven eigenem Intereſſe e3 gelegen iſt, daß 
überhaupt geholfen werde. 

Auch läßt ſich wohl nicht behaupten, daß eine jolche 
Drgantjation der Bedrängten ſelbſt zur Abhilfe der Bedrängnis 
wirkungslos bleiben müſſe. 

Keine Kriſis, und wenn fie auch mit elementarer Gewalt 
auftritt, fegt die auf dem betroffenen Gebiete begründeten 
wirtſchaftlichen Eriftenzen fo rein von der Erde weg, dab 
ihnen nichts mehr zu retten, nichts zu ſchützen übrig bliebe. 
Wo aber ein Antereffe beiteht, das von der Kataſtrophe zu= 
nächſt unberührte Vermögen gegen die noch immer dräuende 
Gefahr weiterer Verluſte zu Ihüßen, da kann auch die Ver— 
pflichtung nieht unwirkſam fein, einen Teil desjelben zum 
Schutze des übrigen zu verivenden. 

Übrigens darf auch nicht überjehen werden, daß, wenn 
auch die Staatshilfe immer mit dem Verſuche einer nötigen- 
falls zwangsweiſen Organifation der Selbithilfe beginnen muß, 
diefe ihre Tätigkeit mit der bloßen Konftituierung eines 
jolchen Hilfgorganes nicht auch ſchon abgeſchloſſen iſt. Der 
Staat muß in erfter Linie an die Selbſthilfe ſich wenden, 
weil das Rechtsprinzip aller ſtaatlichen Hilfstätigfeit Die 
Verwirklichung der Freiheit, die Freimachung gebundener 
Volkskraft und ihre Erziehung und Heranziehung zu gemein- 
jamer Aulturarbeit verlangt. Und er muß zuerjt dadurd) 
helfen, daß ex die Selbjthilfe organiftert, wo ihr die Neigung 
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oder die Kraft fehlt, dies aus eigenem Antriebe zu tum, 
weil die rechtliche Organiſation der Geſellſchaft für die 
einzelnen Kulturzwede eine ſpezifiſche Leiftung des Staates 
iſt, welche gleich vollfommen niemand an Stelle de Staates 
durchführen Tann. 

Aber daß der Staat die durch fein Dazwiſchentreten 
gebildeten Organe der Selbfthilfe nieht vollfommen fich felbft 
überlafje, liegt Schon im Wefen feiner ganzen Verpflichtung, 
welche ja jo lange fortbejteht, bis die Kriſis faktiſch über- 
wunden tft; welche fi nicht auf bloße Herftellung eines 
Hilfsorganismus beſchränken, jondern durch ihn faktifche 
Hilfe gewähren muß, und welche nicht ſchon mit Anwendung 
einzelner, jondern erſt mit Erſchöpfung aller zuläffigen und 
benötigten Mittel ſelbſt vollkommen erfüllt wird. 

Der vom Staate zur Hilfeleiftung in wirtichaftlichen 
Krijen gebildete Organismus der Selbfthilfe muß vielmehr 
für die Dauer diefer außerordentlichen Kulturaufgabe des 
Staates dem ftaatlichen Organismus angegliedert und mit den 
Kechten und Pflichten eines Selbftverwaltungsorganes aus— 
geftattet werden. Denn nur dann kann der Staat die mit dem 
Kechte der Staatshilfe erwachſende rechtliche Verantwortlich— 
feit für die Erfüllung feiner Pflicht tragen, wenn er aud) für 
dieſe ungmweifelhafte VBerwaltungsangelegenheit oberſtes Organ 
zur entjcheidenden Leitung und Beauffichtigung der ganzen 
Hilfstätigteit bleibt. Die Organifation der Selbfthilfe darf 
aljo nur nach den Grundſätzen der Selbftverwaltung ftaat- 
licher Angelegenheiten vor ich gehen. Sowohl der Organismus 
jelbit, als auch die leitenden Grundfäße, nach welchen er 
jeine Hilfsaktion einzurichten hat, unterliegen demnach) aus- 
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ſchließlich der Beſtimmung durch die Staatögewalt, die faktiſche 
Durchführung ihrer Aufgaben der beſtändigen Beaufſichtigung 
und Kontrolle derſelben. Dagegen hat dieſer Organismus 
auch die Rechte eines Selbſtverwaltungsorganes und wird vom 
Staate mit öffentlicher Autorität, mit Zwangsrechten gegen 
widerſtrebende Mitglieder des ſo organiſierten Intereſſenkreiſes 
und überhaupt mit allen jenen Befugniſſen ausgeftattet ſein 
müſſen, die zur Erfüllung feiner Aufgabe unerläßlid find; 
die Staatsgewalt muß ferner durch ihre Strafgewalt den 
berechtigten Anordnungen dieſes Organs Nachdruck und neben 
der moralifchen auch) materielle Unterjtüung in dem Grade 
angedeihen lafjen, in welchem dies zur Ergänzung der eigenen 
materiellen Leiftungsfähigfeit der Selbfthilfe notwendig tft. 
Das Recht Hierzu leitet die Staatsgewalt immer aus ihrer 
Berpflichtung zur Wahrung der Gefamtinterefjen ab, welche 
um fo mehr bedroht werden, je länger fi) die Heilung der 
Krifts verzögert. Ob aber insbefondere die Geldhilfe nur als 
Vorſchuß rechtlich zuläffig jei, ſcheint uns nicht allgemein 
entfchieden werden zu fünnen, denn die definitive Verwendung 
von Geldſummen zur Abwehr von Gefahren für die Gejamt- 
heit muß jedenfalls vechtlich erlaubt jein, wenn ſchon ander- 
jett8 die vom Staate immer in erjter Linie erftrebte Be— 
tätigung der GSelbfthilfe ſolcher Geldhilfe mehr den Charakter 
eines bloßen Vorſchuſſes zu verleihen jcheint. 

Eine ganz ähnliche Betätigung der prinzipiellen Rechts— 
pflicht des Staates ift die Heranziehung der Gemeinde zur 
Hilfeleiftung, welche bejonders da Anwendung findet, wo bie 
Krifis mehr örtlich als gegenftändlic) begrenzt, mehr eine 
allgemeine Ralamität einer beftimmten Gegend, al3 eine be- 
jondere Störung einzelner Erwerbsrichtungen tft, und eigene 
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Organe der Selbſthilfe aus irgend welchen Gründen nicht zu 
Gebote jtehen. 

Auch hier Liegt der Schwerpunkt auf dem Organ der 
Staatsverwwaltung, al3 welches die Gemeinde mit dem Rechte 
der Selbjtverwaltungsorgane tätig wird. Vielfach ift die 
Gemeinde ausfchließlich befähigt, für die notwendige lofale 
Pflege der kranken wirtſchaftlichen Zuftände eine eripießliche 
Wirkſamkeit zu entfalten. Sie wird daher oft auch zunächſt 
berufenes Organ der Staatshilfe fein Können, ohne daß 
doch daraus eine nur fubfidiäre Verpflichtung des Staates 
abgeleitet werden könnte. Ja die Gemeinde hat immer die 
Pfliht, mit den ihr zu Gebote jtehenden Mitteln für die 
durch Kriſen geftörte Ordnung der toirtfchaftlichen VBerhältniife 
ihres Bezirkes einzutreten; nicht nur weil fie ein Ion im 
Gange befindlicher Organismus ift, deſſen Wirkſamkeit nur 
auf dieſen beftimmten Punkt hingelenkt zu werden braucht, 
jondern weil fie das einzige Organ für die Geltendmachung 
allgemein gejellihaftliher und Kulturintereffen in lokalem 
Rahmen bildet, und mit einer ſolchen Wirtichaftspflege zu- 
gleich im Dienste anderer Aufgaben arbeitet, welche ihr’, wie 
insbefondere die öffentliche Armenpflege, um fo ſchwerer 
vollſtändig zu erfüllen gelingen werden, je weniger ſie für 
die Bekämpfung der einen großen Urſache, einer wirtſchaft— 
lichen Kriſis, getan hat. | 

Zum dritten aber muß der Staat aud) als Ganzes auf- 
treten, weil die Not unter allen Geftalten gewiſſe gleichartige 
Elemente hat (Stein), welche erfolgreich zu bekämpfen nur der 
Gejeßgebung und dev einheitlichen Regierungsgewalt gelingen 
kann. Sie darf e8 nie unterlaffen,, die vollitändigfte Einheit 
der Grundſätze herzuftellen, nach welchen die einzelnen Hilfa- 
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organe vorgehen müffen, und zugleich die gleichförmige An- 
wendung derjelben ficher zu jtellen; denn nicht nur iſt der 
Erfolg ihrer Wirkſamkeit weſentlich von folder Überein- 
ſtimmung bedingt, fondern e3 erfordert auch die Gerechtig— 
feit, daß bei der Gewährung von außerordentliher Hilfe 
nicht die Hilfsbedürftigkeit und der Wert der materiellen 
Unterftüßung ſelbſt mit verjchiedenem Maßſtabe gemejjen 
werden. 

Die möglichſt raſche und energiſche Durchführung diejer 
ganzen Organijation des ftaatlichen Hilfswejens ift für Die 
Zeiten einer Krifis nicht bloß die wertvollſte Leitung des 
Staates, jondern auch diejenige, durch welche er immer in 
erſter Linie jeiner rechtlichen Verpflichtung gegeniiber der 
Geſellſchaft ſowie gegen fich felbjt nachfommen muß, Denn 
da3 ift eine eigenartige Leiftung von größter Tragweite, 
welche feine Selbithilfe anftatt des Staates bieten Tann: 
die natürliche Selbitverantwortlichfeit der beteiligten Kreiſe 
auch in der Zeit der allgemeinen Erſchütterung der gejell- 
ſchaftlichen und rechtlichen Beziehungen durch die Macht der 
Inſtitution zu erzwingen, und den Befitenden der Notjtands- 
freie diejenigen Opfer im Intereſſe des Ganzen vorzufchreiben, 
welche fie ſchon in ihrem eigenen Intereſſe bringen müßten 
und aud bringen würden, wenn ſie zu rechnen und den Zu- 
jammenhang der wirtfchaftlichen Ausgleihungen zu verfolgen 
veritänden (Prince-Smith). 

Untergeoxdnet bleibt daneben alles, was der Staat an 
direkter materieller, beſonders Geldhilfe zur Befeitigung der 
Ralamität bietet. Sa, wenn er unterlaffen hat, die Hilfe 
glei bei dem erſten akuten Auftreten der Kriſis in ent- 
iprechender Weife zu gewähren, dann ift jelbft eine an ſich 
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jehr bedeutende Verwendung von Geldhilfe doch nur von ver- 
Ihwindender Wirkung. Wie ſolche direkte Hilfe zu verwenden 
ſei, das hat die wirtſchaftliche Politik mit genauer Berück— 
ſichtigung des Charakters der jeweiligen Kriſis zu beurteilen; 
ſie legt den Standpunkt der Verwaltung innerhalb des 
Rahmens der geftattenden Geſetze dar, indem fie ihn an der 
verjchiedenartigen Natur wirtſchaftlicher Kalamitäten und 
Krijen entwickelt. Das Verwaltungsrecht, dem unſere Unter- 
ſuchung angehört, hat nur dieſen Rahmen jelbft und den 
notwendigen Inhalt gebietender und verbietender Rechtsſätze 
feſtzuſtellen. 

Dieſem Standpunkte muß es genügen, das allen Kriſen 
gemeinſame Weſen, gleichſam die begrifflichen Merkmale 
einer Kriſis zu beſtimmen, weil von ihrem tatſächlichen 
Vorhandenſein die Pflicht der Staatshilfe jelbit und der recht- 
liche Umfang diefer Pflicht bedingt wird. Und von hier 
aus kann es fein Zweifel fein, daß die Gewährung einer 
direkten materiellen, beſonders einer Geldhilfe auch zur Heilung 
von Spezialkriſen ebenjo erlaubt ift, ja geboten fein kann, 
wie zur Belämpfung von Gefahren, melde ganz allgemein 
die Intereſſen der Gejellfchaft und das Leben des Staates 
bedrohen. Der vielgebrauchte Sab, daß die Gelder der Steuer- 
träger nicht dazu da feien, um ſpeziellen Intereſſen zu dienen, 
befagt in feiner Anwendung auf den Modus der Staatshilfe 
in der Tat gar nichts. Denn find in Wirklichkeit nur ſpezielle 
Intereſſen im Spiele, fo fehlt überhaupt jeder Staatshilfe 
Grund und Berechtigung; ſteht aber über den Ipeziellen 
Intereſſen noch ein höheres, allgemeinereg, das eben der 
Staat dur feine Hilfe zu ſchützen und zu wahren berufen 
ift, jo kann nicht abgefehen werden, worin der Mißbrauch 
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mit den Staatsgeldern gelegen ſei, welche nur deshalb zur 

Heilung lokal oder partiell auftretender wirtſchaftlicher 
Übel verwendet werden, um dag Ganze vor der aus jolchen 
Störungen drohenden Gefahr zu bewahren. Als ob der Staat 
nicht fortwährend auf den verfchiedeniten Punkten Gelder 
der Steuerträger für fpezielle Intereſſen verwendete, weil er 
den Nutzen überſchaut, den, wenn auch) nur mittelbar, Die 
Geſamtheit aus folder Verwendung zieht. Und tft es nicht 
geradezu ein Grundgedanke vieler Staatseinrihtungen, und 
der jpeziellen organifatoriichen Befähigung des Staates vor- 
behalten, die für den Augenblick unerträgliche Laft auf eine 
Reihe von Fahren, gerade durch die Beiteuerung, zu verteilen 
und auf diefe Weife auch jpätere Zeiten zu Gegenleiftungen 
dafür zu verhalten, daß er dur raſches Eingreifen Die 
Kriſis an ihrem jpeziellen Entjtehungsorte überwunden und 
die folgende Zeit dadurch vor unabjehbaren wirtſchaftlichen 
Berluften bewahrt hat? 

Das Recht der Staatshilfe enthält aljo in Betreff der 
ipeziellen Geldhilfe feinerlei gebietende oder verbietenvde 
Norm, Sondern ift Hier, abgejehen von dem allgemeinen 
Budgetrehte, ein durchaus geftattendes Recht, welches Maß 
und Art jeiner Anwendung, jei es num durch die Organe der 
Selbithilfe oder die eigenen Organe der zentralifierten Staats- 
verwaltung, immer aus den tatjächlichen en der 
Kriſis ſchöpfen muß. 

Außer der Organiſation der Selbſthilfe, — Ausſtattung 
mit ſtaatlicher Autorität und mit den Befugniſſen der Selbſt— 
verwaltungsorgane des Staates einerſeits, und der direkten 
Unterſtützung mit materiellen Gütern, beſonders dargeliehenen 
Geldſummen andererſeits, hat der Staat noch über ein 
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weiteres Hilfsmittel zur Bekämpfung von Krifen zu verfügen: 
die Abänderung des beftehenden Rechts-, bejonders Geſetzes— 
zuſtandes. Die formelle Derechtigung Hierzu, in Fällen 
drängender Not in der Form der Notverordnung und des 
Notrechtes ift überhaupt nicht im Zweifel; die materielle Be- 
rechtigung aber wird beſchränkt bleiben müſſen auf ſolche 
Geſetze und Rechte, deren Beſtand unzweifelhaft die Kriſis 
herbeigeführt oder ihre Entwickelung wenigſtens entſchieden 
begünſtigt hat, welche demnach überhaupt in einem innern 
Kauſalzuſammenhange mit der Kriſis ſtehen. Denn eine Auf— 
hebung beſtehender Rechte bloß um der wirtſchaftlichen 
Vorteile willen, welche einzelne von der Kriſis betroffene 
Kreiſe daraus ziehen können, iſt, abgeſehen von dem pflicht— 
mäßigen Schutze wohlerworbener Rechte, ſchon deshalb un— 
bedingt verwerflich, weil ſie die Grundlage beſeitigt, auf 
welcher die Wirtſchaft des ganzen Volkes ſeine Berech— 
nungen angeſtellt und ſeine Verbindlichkeiten eingegangen 
hat, und eine allgemeine Rechtsunſicherheit erzeugt, welche 
dem Verkehre die ärgſte Feſſel anlegt, anſtatt den durch 
die Kriſis Gefeſſelten ſo raſch als möglich wieder zu 
befreien. 

Und auch hinſichtlich ſolcher allgemeinen Rechtsbe⸗ 
ſtimmungen, deren urſachlicher Zuſammenhang mit der Kriſis 
unverkennbar iſt, bleibt es doch immer höchſt zweifelhaft, 
ob eine bloße Aufhebung den Bedürfniſſen der kranken 
Wirtſchaft entſpricht. Denn der Verkehr verlangt eine in 
allen Teilen wohl durchgebildete rechtliche Ordnung der 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe und verträgt es ſchlecht, wenn 
an Stelle eines wenn auch immerhin drückenden Rechtsſatzes 
ein bloß faktiſcher Zuſtand tritt, der je nach dem Beſitze der 
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Macht ins Unbegrenzte zu Gunften einzelner Geſellſchafts— 
gruppen auf Koften anderer mißbraucht werden Tann. 

Endlich Liegt wohl auch die Verpflichtung der Staats⸗ 
gewalt nahe, jene Schuldigen der verdienten Strafe zu— 
zuführen, welche zur Entſtehung und Verſchärfung der Kriſis 
durch gewiſſenloſen Leichtſinn oder gar verbrecheriſches Handeln 
weſentlich beigetragen haben. Denn die Staatstätigkeit ſoll 
nicht bloß materiellen Nutzen bringen, ſondern auch immer 
den ſittlichen Standpunkt wahren; wenn aber die Beſtrafung 
der Schuldigen als ein weſentliches Mittel der Staats— 
Hilfe bezeichnet wurde, jo iſt dag eine Auffaffung, ähn— 
lich derjenigen, welche in der polizeilichen Berihubung ein 
vorzügliches Mittel der Armenpflege erkennt. Die Ab- 
ſchreckungstheorie hat auch im Bereiche der wirtſchaftlichen 
Verbrechen ihr Anſehen verloren und der Staat muß ſeinen 
ethiſchen Standpunkt und das ethiſche Moment der Wirt— 
ſchaft anders betätigen und wahren als durch Kriminalſtrafen 
und Polizeizwang. 
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Die nationaldfonomijche Cigenart von Grund und Boden 
hat ſich zu allen Zeiten auch im Rechtsſyſtem ausgeprägt. 
Sp groß auch immer in diefer Hinficht der Unterfchied des 
römischen und des deutjchen Rechts ift, jo wäre es doc) 
jehr einjeitig, nur in dem letzteren eine Anerkennung der- 
jenigen wirtſchaftlichen Momente erblicken zu wollen, dur) 
welche ji der Grundbeſitz von den übrigen Vermögens— 
formen unterſcheidet. Bekanntlich bewegen ſich ſchon im alten 
Griechenland die fortwährenden Parteiſtreitigkeiten zwiſchen 
Oligarchie und Demokratie in erſter Linie immer um die 
Agrargeſetze; dort war Unteilbarkeit und Unveräußerlichkeit 
zur Stärkung des materiellen Übergewichts der Beſitzenden, 
hier die Tendenz nach Ausgleichung der Gegenſätze im Aus— 
maß des Landbeſitzes, doch ohne dieſe Schranken einer freien 
Verfügung die Signatur. Auch in Rom hat man von den 
älteſten Rechtsanſchauungen über den ager publicus bis zu 
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den jpäten Kaiferkonftitutionen doch nie überjehen — Die 
Licinius und Grachus hatten ſchon dafür geforgt — welch' 
einſchneidende Intereſſen der Staat am Grundbeſitz geltend 
zu machen habe und wie ganz anders fi) die jozial-dfono- 
mijchen Probleme formulierten, jobald Grundbeſitz und nicht 
nur Mobiliarvermögen in Frage ftand. In neuerer Zeit aber 
haben bejonders Gefichtspunfte des öffentlichen Rechts, wir 
erinnern nur an die Enteignung und Grundentlaftung, dahın 
geführt, diefen Gegenfaß zu betonen, und haben es dadurd) 
aud) verhindert, daß im Privatrechte das Bewußtſein des— 
felben verloren ging, obwohl diejes, unter dem Einflufje des 
rezipierten ſpätrömiſchen Rechts, allerdings die Neigung hatte, 
die im Leben immer vollauf vorhandenen Unterjchiede für Die 
Rechtsentwickelung zu ignorieren. 

Auch für unjere Zeit ift das neuerdings mit großer 
Beitimmtheit auftretende und teitverbreitete Verlangen nad) 
einem agrariſchen Sonderrechte durch die Natur jeines Gegen- 
ftandes wohl begründet. Die Einwendungen, welche dagegen 
vom Standpuntte dev Einheit des Privatrechts erhoben 
werden, find durchaus hinfällig. Es wird faum zu bejtreiten 
fein, daß fie zum Teile wenigſtens auf die beſchränkten 
Boritellungen einer allzu einfeitig römiſch-rechtlichen Doktrin 
zurüczuführen find. Aber doch möchten wir nicht das Haupt- 
gewicht dieſer Gegnerſchaft beimefjen, jo wenig wir jchlecht- 
hin das römische Recht für die ganze nivellierende Rechts— 
entwicelung der legten Jahrhunderte verantwortlich machen 
fönnen. Biel mehr noch jcheint uns die geringe national- 
ökonomiſche Schulung der Juriſten und Nichtjuriften, welche 
in diefer Frage da3 Wort ergreifen, daran die Schuld zu 
tragen, wenn die tiefgreifenden und auch für die Geſtaltung 
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der Privatrechtsverhältniſſe folgenſchweren Verſchiedenheiten 
überſehen werden, welche zwiſchen Grundbeſitz und beweg— 
lichem Vermögen im allgemeinen beſtehen. Aber auch unter 
den Juriſten iſt dieſe Gegnerſchaft weder an Zahl noch an 
Gewicht bedeutend. Ebenſowenig brauchte man vom Stand— 
punkt des öffentlichen Rechts ſich gegen ein beſonderes Agrar— 
recht zu ſtemmen. Handelt es ſich von hier aus darum, 
die Staatseinheit, die ſtaatsbürgerliche Gleichheit und All— 
gemeinheit in Freiheiten, Rechten und Pflichten zu ver— 
teidigen, ſo droht doch dieſen wertvollen Errungenſchaften der 
Neuzeit von der Seite des Agrarrechts keinerlei Gefahr. 
Der Standpunkt der Staatseinheit verlangt allerdings ein 
gemeines Öffentliches Recht und gibt nur mit Widerjtreben 
gewifje Gegenftände desjelben dem Rechtzpartifularismus der 
einzelnen Staatsteile preis. Aber daß er die einzelnen Lebens— 
verhältniffe dev Gefellfchaft, deren Ordnung zum Inhalt des 
öffentlichen Rechts wird, verichieden geftaltet, das liegt doc 
geradezu in der Natur diefer Aufgabe. Der Standpunkt der 
ſtaatsbürgerlichen Nechtsgleichheit aber widerſtrebt wohl einem 
ſtändiſchen oder Klaſſen-Sonderrechte und hätte auch feine 
gute Berechtigung, wenn ein bejondereg Bauernrecht oder 
Dauernprivilegium in Frage ftünde; aber fo wenig da3 
Ipezielle Handels- und Wechſelrecht ein ſtändiſches Sonder- 
recht, jondern nur ein befonderes Necht einer befonderen 
Gruppe von Wwirtjchaftlichen Borgängen und Inſtitutionen 
it, ebenjowenig ift in dem angeftrebten Agrarrecht eine 
Händiihe oder Klaſſenordnung zu ſuchen. Auch wird der 
Staatsmann nie zu überjehen Haben, daß Fozialpolitifche 
Strebungen, joweit fie naturgemäß innerhalb der Geftaltungen 
des Privatrechts verfolgt werden müſſen, nie anders Ausficht 
19* 
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auf Erfolg haben, als wenn ſich die einzelnen Privatrechts— 
inſtitute an die Verſchiedenheiten der geſellſchaftlichen Exiſtenz— 
grundlagen anſchließen, daß ſie alſo eine naheliegende und 
ganz berechtigte Tendenz in der Richtung der ſogenannten 
beſonderen Privatrechte in ſich tragen müſſen. 

Läßt ſich nun in dieſer Weiſe ein agrariſches Sonder— 
recht auch als Privatrecht wohl rechtfertigen, ſo iſt doch nicht 
in derſelben Weiſe ein ſolches Recht der Landgüter als 
gemeines beſonderes Privatrecht zu begründen. In der Tat 
zeigen auch Literatur und Geſetzgebung ein ganz anderes 
Verhalten, wenn es ſich um die Frage des Rechtspartikularis— 
mus für dieſe Materien handelt, als wenn die Ausbildung 
eines agrariſchen Sonderrechts in Frage ſteht. Das letztere 
iſt, wenn auch nicht unwiderſprochen, ſo doch zumeiſt zu— 
geſtanden und ſeine Verwirklichung unbedenklich in Angriff 
genommen worden. Aber die Vorſchläge, ſowie die praktiſchen 
Verſuche der Realiſierung gehen doch vielfach von dem Stand— 
punkte aus, daß die Rechtsnormen des Agrarrechts, mögen 
ſie nun in einfacher Anerkennung beſtehender Rechtsgewohn— 
heit oder in Formulierung neuer Rechtsverhältniſſe beruhen, 
nur als partikulares Recht auftreten können. Und doch ſind 
die Motive, welche ſchon vor Jahrhunderten zur Rezeption 
des römiſchen Rechts führten, welche im abgelaufenen und 
gegenwärtigen Jahrhundert den Anſtoß zur Kodifikation 
des Zivilrechts gaben, auch jetzt ja vielleicht noch in viel 
ſtärkerem Maße vorhanden, im Bereiche der landwirtſchaft— 
lichen Lebensverhältniſſe nicht minder wie auf anderen Ge— 
bieten. 

Schon eine rein politiſche Erwägung drängt dazu, daß 
jede partikulare Rechtsbildung im Staate mehr trennend als 
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verbindend wirkt und daher überall von vorneherein Bedenken 
in ſich trägt, befonders too ohnehin der trennenden Momente 
mehr als genug vorhanden find. Aber auch die reinen 
Intereſſenfragen derjenigen Kreife, fin welche in erſter Linie 
dieſe Rechtsbildung beftimmt ift, teilen darauf hin. Nur 
darf dabei nicht von den Kleinften Sonderintereffen der Indi— 
viduen oder auch nur der Gemeinden, der Bezirke aus— 
gegangen werden; das große Zweckprinzip im Recht muß 
dabei in erſter Linie ausſchlaggebend ſein; und dieſes Prinzip 
verweiſt doch dahin, das Leben der Menſchen im Staate, 
ihre Beſtrebungen und Erfolge dadurch zu feſten und zu be— 
fördern, daß jeder über das, was Rechtens iſt, ſich leicht 
und ſicher Gewißheit ſchaffen kann, und daß er nicht an 
jedem Punkte, wo ſeine wirtſchaftliche Tätigkeit einſetzt oder 
wo er Akte ſeines perſönlichen Lebens entfalten will, wie 
in einer fremden Welt erſt den Rechtsboden aufzuſuchen 
hat, auf dem er ſich bewegen ſoll. Dieſe Sicherheit und 
Klarheit des Rechtszuſtandes iſt eine der hervorragendſten 
Leiſtungen der Rechtsordnung überhaupt und ihre Bedeutung 
ſteigert ſich natürlich in dem Maße, in welchem überhaupt 
das Leben weniger örtlich oder auch nur provinziell abge— 
ſchloſſen iſt. 

Freilich beginnt hier immer ſofort die Schwierigkeit 
jeder gemeinrechtlichen Ordnung, weil die nach Einheit des 
Rechtsſatzes drängenden Intereſſen des beweglichen Volks— 
elements mit den nach engſter partikularer Geſtaltung ſtreben— 
den Intereſſen der dauernd ſeßhaften Volkselemente und 
der in örtlicher Begrenzung bleibend verknüpften Lebensver— 
hältniſſe in Konflikt geraten und Verſöhnung verlangen. 
Und dieſe Aufgabe ſtellt die gemeinrechtliche Kodifikation vor 
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eine jehr bedeutfame Alternative; entweder fie wird auf 
einige wenige ganz allgemeine Säbe zurücdgedrängt, während 
alle innerhalb diefer Normen möglichen Rechtsgeftaltungen 
der partitularen Rechtsbildung überlafjen bleiben; oder jte 
wird felbft in eine Meitläufige Kafuiftif gedrängt, melde 
immer die Gefahr in ich trägt, troßdem unvollftändig zu 
jein und die allgemeinen Normen zu verdunfeln, wenn nidt 
gar aufzuheben. Es ift nur ſcheinbar ein dritter Ausweg, in 
Wahrheit aber eine Verbindung einzelner Übeljtände der 
beiden bezeichneten, wenn die einheitliche Gejeßgebung die 
partikularrechtlich zuläffigen Änderungen der dispofitiven Be— 
ſtimmungen kaſuiſtiſch zu formulieren verſucht. 
Schwierigkeiten dieſer Art wird übrigens die Kodifikation 
des gemeinen Zivilrechts auf allen Gebieten begegnen; ſie 
müßte wohl zum guten Teile ihre Arbeit einſtellen, wenn 
die örtliche Verſchiedenheit von Lebensverhältniſſen oder Rechts— 
gewohnheiten ohne weiteres ein durchſchlagendes Argument 
gegen die Zuläſſigkeit einer gemeinrechtlichen Norm wäre. 
Vielmehr ſcheint es zum mindeſten ein Poſtulat der Logik 
zu ſein, überall, wo aus der Natur der Lebensverhältniſſe 
für eine ſpezielle Geſtaltung eines Privatrechtsgebietes argu— 
mentiert wird, zugleich die Möglichkeit einer gemeinrecht— 
lichen Norm zu vermuten und die Verhältniſſe demnach 
ſpeziell daraufſhin weiter zu unterſuchen. Iſt Grund und 
Boden ein von der Natur ſo beſonders qualifizierter Beſitz, 
daß ſein Recht von dem Recht des beweglichen Beſitzes ab— 
weichen kann, ja wohl abweichen muß, ſo wird dieſe Natur 
des Grundbeſitzes doch am Rhein ebenſo wie an der Donau, 
an der Oſtſee ſo gut wie in den Alpen ſich geltend machen 
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und gleihen, oder doch verwandten Rechtsgejtaltungen überall 
in gleicher Weiſe zugänglich fein. 

Für diefe allgemeinen Betrachtungen bilden die in neuerer 
geit in einigen deutſchen Staaten geichaffenen oder vor- 
bereiteten Geſetze über das Yandwirtichaftliche Grunderbrecht 
eine inftruktive Folie. Durch die Schrift von Dr. Bärn- 
reither: „Stammgüter-Syftem und Anerbenredt 
in Deutſchland“ (Wien, Manz 1882) find wir in jehr 
anſchaulicher und ziemlich vollftändiger Weife über diefe 
legislativen Verſuche unterrichtet worden. Als eine wertvolle 
Ergänzung hiezu können die „VWerhandlungen der am 
9. und 10. Dftober 1882 in Frankfurt a. M. abge- 
haltenen Generalverfammlung de3 Verein für 
Sozialpolitik über Grundeigentumdpertlilung 
und Erbrechtsreform“ angejehen werden, welche überdies 
dureh ein überaus grümdliches und reichhaltiges Referat von 
Prof. Dr. A. von Miaskowski „Das Erbrecht und die 
Grundeigentumsverteilung im Deutſchen Reiche” 
1. Abt. (Leipzig, Dunder u. Humblot 1882) eingeleitet worden 
find. Über die erſte PBrinzipienfvage, inwieweit überhaupt 
ein vom gemeinen Zivilvecht abtweichendes finguläres Erb— 
recht für Landgüter notwendig und berechtigt jet, ſprechen ſich 
allerdings weder die beiden Gewährsmänner, Bärnreither 
und Miasfomsfi, noch auch die mitgeteilten Materialien 
zur deutſchen Höfegefeßgebung, ebenfowenig aber die Ber- 
Handlungen in Frankfurt des näheren aus; aber es ift immer- 
hin ſchon bemerkenswert, daß das für entbehrlich gehalten 
wurde. Auch muß es als eine charakteriftiiche Tatjache gelten, 
daß die preußifche Regierung, welche in den Verhandlungen 
über die provinzielle Höfegejeßgebung anfänglich den Stand- 
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punkt des gemeinen, beziehungsweiſe preußtichen Landrechts 
ftreng feithalten wollte, im Laufe der Zeit wenigſtens teil- 
weile zu einem Anwalte einer fingulären Erbrechtsreform 
für Landgüter geworden if. E3 wäre im höchſten Maße 
Iehrreich, aus den Akten der über Dezennien bereit3 ſich er- 
ſtreckenden Berhandlungen über diefe Fragen des Anerben- 
vecht3 mehr zu erfahren über die prinzipielle Auffaſſung des 
Gegenjates zwiſchen allgemeinem und fingulävem Erbrecht; 
aus den wenigen Andeutungen, welche Bärnreither aus 
den Materialien gibt, tritt die große Bedeutung dieſer Frage 
keineswegs ſcharf genug hervor, obwohl fie ihm ſelbſt Feines- 
wegs entgangen war; ift ex doc jelbft der Meinung, daß 
die induftive Unterfuchung erſt Licht zu verbreiten habe über 
die Notwendigkeit befonderer Maßregeln überhaupt. Ungleich 
geſprächiger ſchon find unjere Vorlagen in Bezug auf die 
zweite Prinzipienfrage, inwieweit die finguläre Regelung 
des landwirtſchaftlichen Grunderbrechts als eine Angelegen- 
heit der gemeinrechtlichen Kodififation oder der partifularen 
Rechtsbildung zu fallen jei. Am beredteſten zunächſt der Tert 
und die ganze Haltung der Gejege jelbft, welde Bärn- 
veither mitteilt. 

Das bayriſche Geſetz über die landwirtſchaftlichen Erb— 
güter von 1855, das älteſte in der ganzen Reihe der modernen 
Singulargeſetze für beſtimmte Verhältniſſe des Immobiliar— 
eigentums, nimmt ebenſowenig wie die ſpäteren verwandten 
Geſetze von Heſſen und Braunſchweig Anſtand, allgemeine 
Rechtsſätze für das ganze Staatsgebiet zu formulieren, alſo 
in diefem Sinne gemeine Recht zu ſchaffen, obgleich Die 
agrarifchen Zuftände in Bayern, ja jelbit in Heſſen, keines— 
wegs als gleichförmig bezeichnet werden können. Auch die 


Zur Reform des Agrarrechts, befonders des Anerbenrehts. 185 





Anerbengejebgebung von Lippe, Oldenburg und Bremen ift 
in dieſem Sinne eine gemeinvechtliche. Ebenſowenig nahm 
das ältere weſtfäliſche Gejeß von 1836 über !die bäuerliche 
Erbfolge auf die große Mannigfaltigfeit der gutsherrlich— 
bäuerlichen Berhältniffe befondere Rückſicht, Sondern ftatuiexte, 
allerdings unter Aufrechterhaltung einer fehr weitgehenden 
Dispofitionsbefugnis, ein gemeines Inteſtaterbrecht an allen 
Bauerngütern mit einer vom gemeinen Erbrecht abweichenden 
Succeſſionsordnung, ſowie an denjenigen, die der Eigentümer 
freiwillig dem Geſetze unterwirft. Vom Standpunkte der 
preußiſchen Geſetzgebung aus war allerdings dieſes weſt— 
fäliſche Recht ſchon ein Partikularrecht, und die ſpätere 
preußiſche Geſetzgebung in Hannover, Lauenburg und Weſt— 
falen iſt zum Teil ſogar eine direkte Schmälerung des 
Geltungsbereichs des preußiſchen Landrechts; ja der Rechts— 
partikularismus hat ſogar in der jüngſten Landgüterordnung 
für Weſtfalen vom 30. April 1882 einen weiteren Sieg zu 
verzeichnen, indem auch einzelne Kreife der Aheinprovinz in 
die Wirkſamkeit diefes Geſetzes eingejchloffen, alfo ſogar das 
Prinzip der provinziellen Einheit de3 fpeziellen Privatrechts 
durchbrochen und überdies in diejem Geſetze ſelbſt fir gewiſſe 
Landgerichts- und Amtsgerichtsbezirke von Weſtfalen eine 
andere als die ſonſt übliche Majoratserbfolge für zuläſſig 
erklärt wurde. Und da wir, wenigſtens vom Standpunkte 
eines angeſtrebten und anzuſtrebenden gemeinen deutſchen 
Zivilrechtes, auch der bayriſchen, noch mehr der heſſiſchen, 
braunſchweigiſchen, oldenburgiſchen, lippeſchen und bremiſchen 
Geſetzgebung doch nur den Wert einer partikularen Rechts— 
bildung zuerkennen können, ſo gewinnt es den Anſchein, als 
ſei praktiſch die Frage, ob gemeine oder partikulare Regelung 
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der prinzipiellen Punkte des landwirtſchaftlichen Grund- 
erbrechts, bereits zu Gunften der leßteren entichieden. Doc 
zeigt die Entwickelung, welche die Höfegejeßgebung in den 
preußifchen Provinzen genommen hat, deutlich die Tendenz 
der preußifchen Regierung tie der Legislative nad) einer 
gewiſſen Gleichförmigfeit der Grundzüge, insbeſondere durch) 
£onfequente Ablehnung eines bejonderen Inteſtaterbrechts an 
Sandgütern und Begünftigung des Inſtituts der hannöverſchen 
Höferolle, wie ſie auch jüngſt in den Verhandlungen des 
preußiſchen Landtages über ein Höferecht für die Provinz 
Brandenburg wieder zum Ausdrucke gekommen iſt. 

Über das Verhältnis dieſer ſpeziellen Fragen der Zivil— 
geſetzung zu der im Zuge befindlichen Ausarbeitung eines 
gemeinen deutſchen Zivilrechts enthalten die Protokolle der 
Frankfurter Verhandlungen des Vereines für Sozialpolitik 
manch bemerkenswerte Außerung. Der Referent, Prof. Dr. 
v. Miaskowski, hatte vorgeſchlagen: „Die Kommiſſion fir 
die Ausarbeitung eines deutjchen Zivilgefeßbuches möge neben 
dem allgemeinen Erbrechte, welches für das ſämtliche Mobiliar- 
vermögen und ebenjo für das jtädtifche Jmmobiliarvermögen 
in Anwendung zu kommen hätte, für das land- und forit- 
wirtichaftlich benützte Grundeigentum das Anerbenrecht in 
doppelter Geftalt einführen: nämlich einmal in der Geltalt 
eines von Geſetzeswegen geltenden Inteſtaterbrechts und ſodann 
eineg erſt durch Eintragung in die Höferolle zur Anwendung 
gelangenden Höferechts. Den einzelnen Ländern und Yandes- 
teilen (Provinzen, Kreifen, Bezirken) wäre dann anheimzu- 
geben, ſich für das eine oder andere der beiden Erbſchafts— 
ſyſteme zu entjcheiden”. Dagegen zeigten die anderen Redner 
diefer Verſammlung, welche fih auf die Frage einließen, 
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geringe Neigung, für eine gemeinxechtliche Faſſung dieſes 
Sondererbrechts. Prof. Degenkolb hielt es keineswegs für 
ein Ergebnis, das man von vorneherein abzulehnen oder zu be— 
klagen hätte, wenn die Geſetzbuchskommiſſion ſich beſcheide, 
eine einheitliche Regelung dieſer Frage ſei nicht in das deutſche 
Geſetzbuch aufzunehmen. Und Prof. Schulze (Heidelberg) 
ſprach fi) ganz direft dahin aus, daß das bäuerliche Erb— 
vet nicht in das allgemeine Zivilgeſetzbuch gehöre. „Ich 
halte dies für einen Punkt, wo trotz alles Einheitsdranges 
auf dem Gebiete des Rechts der Bartikularismus vollitändig 
berechtigt ift. Dieſem hat hier dag Zivilgeſetzbuch nur Raum 
zu gewähren, indem es nicht nur die beſtehenden bäuerlichen 
Erbrechte ſowie das Stammgüterſyſtem anerkennt, ſondern 
auch jedem Staate überläßt, das bäuerliche Erbrecht ſeinen 
ſpeziellen Verhältniſſen gemäß geſetzgeberiſch fortzubilden. 
Größere Staaten werden dasſelbe nicht einmal für ihr ganzes 
Gebiet vegulieven dürfen, fondern die Geſetzgebung wird auch 
hier oft in noch kleinere Kreiſe hinabfteigen müſſen, um fich den 
jo unendlich verſchiedenen Lebensverhältnifien anzuſchmiegen.“ 
Miaskowski entgegnete: „Ich wünſche, daß das Reich in 
dieſer wichtigen Frage der Erbrechtsgeſetzgebung die Zügel 
nicht aus der Hand fallen laſſe, daß es die Leitung dieſer 
Angelegenheit in der Hand behalte, und ich wünſche damit die 
Rückſichtnahme auf die große Mannigfaltigkeit der beſtehen⸗ 
den Verhältniſſe zu verbinden. Mir ſcheint, daß dieſe beiden 
Geſichtspunkte am beſten zum Ausdrucke gelangen, wenn das 
Zivilgeſetzbuch auf dem Gebiete des Erbrechts ähnlich ver— 
fahren würde, wie auf dem des ehelichen Güterrechts, indem 
es verſchiedene Typen des Erbrechts aufſtellt und es dann 
der Landesgeſetzgebung überläßt, ſich für dieſen oder jenen 
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Typus zu enticheiden.“ Näheres und Beſtimmtes ift über 
das künftige Verhalten des deutſchen Zivilrechts zu Der 
Frage noch nicht bekannt geworden; es ift aber wohl be— 
rechtigt, anzunehmen, daß ſich dasſelbe einer prinzipiellen 
Normierung des Grunderbrechts nicht wird entſchlagen können, 
wenn es ein ſolches Bedürfnis für das eheliche Güterrecht an— 
erfennt. 

In Öfterreich endlich ift die Trage bekanntlich Thon von 
der Joſephiniſchen Gejeßgebung im gemeinvechtlichen Sinne 
angefaßt worden; das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch Hat 
die Beftimmungen über das Recht des Bauernftandes mit 
Grund als Teil des Öffentlichen Rechts betrachtet, und konnte 
das um So leichter, al eben auch in Bezug auf bie privat 
rechtlichen Teile einer ſolchen Geſetzgebung exit vor furzem 
die Zofephinifche Gejeßgebung dem bis dahin meift geltenden 
ungejchriebenen Rechte zur Seite getreten mar und die Be— 
fürchtung eines Mangel? an klaren Gejegen daher mit Recht 
als befeitigt gelten konnte (Chorinsty bei Stein, Bauern- 
gut und Hufenrecht, ©. 78). Das Gejeb vom 27. November 
1868 (R.-Gbl. Nr. 79) hat zwar eine gemeintehtlihe Faſſung; 
im übrigen find e3 aber doch fpezielle Landesgeſetze, welche 
fich eingehender über diefe Materie verbreiten. In der vor 
Sahresfrift eingeleiteten umfaffenden Umfrage find zwar, ſo⸗ 
viel bisher bekannt geworden, wieder manch gewichtige Stimmen 
zu Gunſten einer ausſchließlich partikularrechtlichen Ordnung 
der Verhältniſſe aufgetreten, welche ihre Argumente aus der 
tiefgreifenden Verſchiedenheit des kulturellen und gewohnheits⸗ 
rechtlichen Zuſtands der Landbevölkerung in den einzelnen 
Teilen der Monarchie ſchöpfen; und in der Tat läßt es ſich 
nicht verkennen, daß beſonders die nationalen Unterſchiede 
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einem gemeinen Agrarrechte außerordentliche Schwierigkeiten 
entgegenjtellen. Aber mit demjelben echte könnte man in 
Sſterreich faſt alle gemeinrechtliche Gejeßgebung in Trage 
ftellen, ohne daß doch diefer Standpunkt bisher durch die 
Erfahrung als bevechtigt oder gar ala notwendig fich er- 
geben hätte. Die Regierung jcheint vorläufig wenigſtens noch 
entjchteden auf dem Boden des gemeinen Redht3 fich zu be- 
finden, indem ihre legislativen Vorbereitungen in dev Richtung 
eines Reichsgeſetzes fich bewegen; und fie wird darin jogar 
von Gejeßgebungsförpern der Länder unterftüßt, wie das bei 
Stein a. a. O. ausführlich mitgeteilte Gutachten des jalz- 
burgifchen Landesausſchuſſes beweiſt. Daneben zeigt aber 
auch die Literatur immerhin eine Geneigtheit, die Zuläſſigkeit 
einer prinzipiell einheitlichen Normierung dieſes Sonderrechts 
anzuerkennen, wie 3. B. Unger, Syftem VI 8 44a die 
Regierung auffordert, mit der jo wichtigen Regelung der bäuer- 
lichen Berhältniffe nicht noc länger zu jaumen, und Stein 
(Bauerngut und Hufenrecht) ohne weiter von dem Gedanken 
einer gemeinrechtlihen Ordnung auf dem ganzen Gebiete aus— 
geht. Daß ich ſelbſt diejer Auffafjung keineswegs abgeneigt 
bin, mag aus dem vorftehenden jehon entnommen werden; 
ic) will aber im folgenden verſuchen, das kurz anzudeuten, 
was in der Hauptſache Gegenjtand gemeinrechtlicher Satzung 
jein kann, und inwieweit die partifulare Rechtsbildung und 
die freie Dispofition des Eigentümers notwendig ericheint. 
Dabei wage ich e3 allerdings, die Trage prinzipiell zu fallen 
und mehr aus der Hiltoriih erkennbaren Natur der Sade, 
al3 aus den für die praftiihe Ausgeftaltung eines ſolchen 
Rechts mehr oder weniger zwingenden Tatfachen Iofaler und 
nationaler Bejonderheiten in Kultur und Recht des landwirt— 
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ichaftlichen Befites zu argumentieren. Dabei entfteht aller- 
dings, wie mir wohl bewußt, eine Diskordanz zwiſchen Lehre 
und Leben, welche behoben werden muß; aber für ein volles 
Beritändnis der Frage wird e3 doch nicht unfruchtbar jein, 
wenn auch einmal die volle Konjequenz jener grundjäß- 
lichen Auffaffung gezogen wird, welche ja überhaupt zur 
Forderung eines Sonderrechtes der agrariſchen Verhältniſſe 
geführt hat. | 


Il 


63 kann wohl fir ein weites Gebiet der europätjchen 
Kultur gleichmäßig angenommen werden, daß die fozialen 
und wirtſchaftlichen Zuftände und Lebensverhältniſſe der 
landbautreibenden Bevölkerung jeit der Zeit unferer großen 
Zivilrechtskodifikationen eine radikale Umwandlung erfahren 
haben. Die Veränderung der Produktionstechnik ift allerdings 
auf dem Gebiete der Induftrie noch einjchneidender geweſen; 
aber dafitr hat die Landwirtſchaft umjomehr eine Anderung 
ihrer ganzen Hkonomik erfahren. Aufs tiefite ift ſie berührt 
worden von den Fortſchritten der nationalen Arbeitsteilung; 
auch das Bauerngut genügt ſich Heute nicht mehr jelbit. 
Indem e3 genötigt ift, die Gewerbsprodufte, ja jelbjt Roh— 
ftoff mancher Art auf dem Markte zu faufen, ift ihm aud) 
die Notwendigkeit erwachſen, marktgängige Güter über den 
eigenen Bedarf hinaus zu produzieren und dabei. den wechjeln- 
den Bedürfniffen und Lagen diejeg Marktes Rechnung zu 
tragen. Damit ift die Geldwirtſchaft eingezogen in die Ofonomif 
der Bauerngüter; und num rückt die amerikaniſche Getreide-, 
die auftralifche Fleiſch- und Mollproduftion immer näher 
heran und fteigert alle diefe Momente ins unabjehbare, welche 
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die alten Eigentümlichkeiten der bäuerlichen Birtihaftsführung 
aufheben und die „Bauern“ als „Landwirte“ den übrigen 
nit bäuerlichen Landwirten gleichitellen. 

Die Bedingungen des ökonomischen Gedeihens des Bauern- 
ſtandes find damit ganz anders gelagert. Intelligenz und eine 
gewiſſe Kapitalmacht fpielen eine ungleich größere Rolle als 
früher; richtig angewendet bürgen fie aber auch für ein gutes 
Gedeihen der Bauernwirtſchaft der Zukunft. Niemand kann 
heutzutage wünſchen, daß gerade der Bauer in patriarchaliſcher 
Einfalt verharre, wo alle anderen Schichten der Bevölkerung 
den freieren geiſtigen Horizont teilen, den unſere Ziviliſation 
eröffnet hat. Das wäre der ſicherſte Ruin des Bauern; um 
ſo raſcher und gewiſſer iſt er ökonomiſch verloren, je mehr 
er von den allgemeinen Fortſchritten abgeſchnitten iſt, ab— 
geſehen davon, daß es eine traurige Staatsraiſon wäre, den 
Bauer auf dem niedern Niveau der allgemeinen Bildung und 
Lebenshaltung zurückzuhalten, um die traditionelle Abgeſchloſſen— 
heit der bäuerlichen Wirtſchaft in ihrem ſchon mehr als 
problematiſchen Werte für den allgemeinen Wohlſtand zu er— 
halten. 

Nicht im Feſthalten der beſtehenden bäuerlichen Zuſtände, 
ſondern in Pflege energiſchen Fortſchritts iſt hier das Ziel 
zu ſehen. Nicht die Stabiliſierung einer gewiſſen Größe der 
Bauerngüter, die nur unter der Vorausſetzung eines beſtimmten 
genau und gleichförmig feſtgehaltenen Betriebs richtig war 
oder richtig bemeſſen werden kann, iſt im Intereſſe der Land— 
wirtſchaft und der nationalen Produktion überhaupt. Nicht 
in Fernhaltung des Kapitals und der Kreditbenützung liegt 
die Sicherheit des Beſtandes der landwirtſchaftlichen Güter und 
der nationalen Verſorgung mit Bodenprodukten, ſondern in 
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reicher Beweglichkeit auch des Grundbeſitzes und in ausgiebiger 
Möglichkeit, bewegliches Kapital mit Grund und Boden in 
Verbindung zu ſetzen und dadurch die Bodenproduktion jeder⸗ 
zeit auf dem Markte konkurrenzfähig zu erhalten. 

So weit hat die Geſetzgebung richtig geſehen, welche die 
verſchiedenen Formen einer aus veralteten Anſchauungen ent— 
ſpringenden Gebundenheit des Grundbeſitzes und ſeiner Wirt— 
ſchaftsführung beſeitigte. Indem dieſe Geſetzgebung ſich aber 
darauf beſchränkte, die Hinderniſſe zu beſeitigen, welche 
einer zeit- und bedürfnisgemäßen Entwickelung und Umge— 
ſtaltung der Bauerngüter im Wege ſtanden, hat ſie doch nur 
einen Teil ihrer Aufgabe gelöſt. Sie beförderte die Teilung. 
der Güter, den Beſitzwechſel und die Belaftung, aber fie bot 
feine Handhabe, um Teilung, Peräußerung oder Belaftung 
ferne zu halten, wo dieſes weder im Intereſſe des wirtichaft- 
lichen Betriebs noch) im Intereſſe der Beſitzer lag. Sie machte 
Son Ländlichen Beſitz frei von den veralteten Feſſeln der 
Gutsuntertertänigkeit, des Beſtiftungszwanges und der An— 
erbenfolge, aber ſie unterwarf ihn mit um ſo größerer Strenge 
dem Zwange, der in den Konſequenzen der allgemeinen Exb- 
folge und der gemeinrechtlichen Ordnung der Schuldverhältnifje 
fich über ihn ausbreitete. Mit einem Worte: es fehlte dem 
negativen Inhalte dieſer Geſetzgebung die unentbehrliche pojttive 
Grgängung; ſprach Die Gefeßgebung aus, daß der Beſitzer 
das Gut teilen, veräußern, belaſten könne, wenn er das für 
gut fand, ſo mußte ſie auch ihre Hilfe bieten, mit der es 
dem Beſitzer möglich war, eine Teilung, Veräußerung oder 
Belaſtung zu verhüten, wo ſie nicht einfach als Konſequenz 
ſeines eigenen wirtſchaftlichen oder unwirtſchaftlichen Ver— 
haltens ſich einſtellten, ſondern durch äußere vom Willen und 
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der wirtjchaftlichen Lage des Gutes unabhängige Verhältniffe 
herbeigeführt zu werden drohten. 

Gerade hier aber tritt die Bedeutung eines befonderen 
nationaldfonomijchen Moments neben der gewährten Freiheit 
des Grundbefites für die Erfolge der landwirtichaftlichen 
Okonomie ſehr entſcheidend auf. Es iſt längſt zum Be— 
wußtſein gekommen, daß zur Stetigkeit und Sicherung eines 
ſteigenden Anteils an dem Ertrag der nationalen Wirtſchaft 
die Größe des ſtehenden Kapitals ebenſo, wie für die Ver— 
wertung momentaner Vorteile, für den Anteil an den 
Konjunkturengewinnen die Perſönlichkeit und das bewegliche 
Kapital entſcheidend iſt. Dieſes ſtehende Kapital ſpielt nun 
in der Landwirtſchaft eine ganz andere Rolle wie in den 
übrigen Erwerbsarten. Es iſt abſolut wie relativ größer; es 
kann hier nicht ſo einfach wie dort aus beweglichem Kapital 
gebildet werden, iſt nicht ſo teilbar, übertragbar, der Aſſoziation 
fähig u. ſ. w. Allerdings iſt es auch in der modernen Land— 
wirtſchaft nicht ſo unabänderlich wie früher, und darum iſt 
das Prinzip freier Verfügung des Eigentümers viel mehr als 
früher gerechtfertigt. Aber es kann doch nicht beliebig einer 
Veränderung unterworfen werden, ſondern nur unter reiflicher 
Überlegung aller Momente, welche insbeſondere die Verhältnis— 
mäßigkeit des ſtehenden Kapitals zu dem vorherrſchenden 
Betriebszweig der Wirtſchaft betreffen. Umſomehr muß es 
daher bedenklich erſcheinen, es aus dem ganz äußerlichen An— 
laſſe eines Erbgangs einem gewaltſamen Angriff auf Beſtand 
und Wirkſamkeit auszuſetzen. 

Um nun alle die Bedingungen zu erſtellen, durch welche 
die öffentliche Gewalt an ihrem Teile zur gedeihlichen Ent— 
wickelung der Landwirtſchaft beizutragen vermag, freilich 
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der ganze Komplex der fogenannten Landeskulturgejege zu— 
ſammen mit den privatrechtlichen Beftimmungen über Eigen- 
tum und Beſitz, Schuld- und Erbrechtsverhältnifie einheitlich 
durchdacht und einheitlich gehandhabt werden müſſen. 

Arrondierung und Gemeinheitsteilung, Waſſerbenützung 
und landwirtſchaftliches Genoſſenſchaftsweſen, Grundbuds- 
und Hypothekenweſen, Exekutions- und Konkursordnung be⸗ 
zeichnen die Hauptmomente, auf welche ſich die Adminiſtrativ— 
Geſetzgebung zu beziehen hat. 

Einen anderen Beſtandteil dieſer Reformgeſetzgebung und 
zwar einen ſehr wichtigen bildet die Geſetzgebung über die 
Erbfolge in Landgüter; und da gerade auf dieſem Punkte die 
Geſetzgebung über die Negation älterer Beſchränkungen bei 
ung noch nicht hinausgekommen iſt, jo erſcheint die Inangriff— 
nahme einer gejeglihen Regelung diefer Verhältniſſe jehr 
gerechtfertigt. Wie weit hiefür einheitliche Grundgedanten 
zu gewinnen find, welche auch als Motive einer gemeinrecht- 
lichen Geftaltung eines agrariſchen Sondererbrechts dienen 
fönnen, joll im folgenden dargelegt werden. 

Grund und Boden mit feinen Inveſtitionen und jeinem 
eifernen Inventar bildet das ftehende Kapital der Landwirt— 
ſchaft. Dieſes kann zwar unter Umſtänden ohne Schaden der 
Volkswirtſchaft verteilt, umgewandelt und übertragen werden, 
wenn entweder eine andere Hauptkultur oder eine andere 
Betriebsweiſe eingeführt oder dieſelbe Kultur- oder Betriebs— 
weiſe veränderten Marktverhältniſſen angepaßt werden ſoll; 
und es muß im allgemeinen angenommen werden, daß jeder 
überhaupt Dispoſitionsfähige darüber ein Urteil habe, welches, 
in den allgemeinen Rechtsnormen verwirklicht, die Geſamt— 
intereſſen des Staates und der Volkswirtſchaft nicht gefährdet. 
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Die freie Verfügung über Landgüter ift alſo in derfelben 
Weiſe wie über fonftiges unbewegliches Vermögen unter 
Lebenden wie auf den Todesfall zu geftatten. 

Aber es kann dieſes Kapital in feiner volfswirtichaft- 
lichen Wirkſamkeit ſehr gejchädigt werden, wenn es aus 
äußeren Urſachen aus feiner Verbindung geriffen oder auch 
nur belangreich vermindert wird. ine ſolche äußere Urſache 
iſt insbeſondere in den nach der geſetzlichen Erbfolge ein— 
tretenden Erbteilungen zu ſehen; und dieſe Urſache vielfacher 
Schädigung aufzuheben, liegt durchaus in der Macht der 
Geſetzgebung; ja es findet dieſelbe auf dieſem Punkte ein 
weitgehendes Entgegenkommen von ſeiten der Kreiſe der 
landwirtſchaftlichen Bevölkerung ſelbſt, welcher das Prinzip 
des Anerbenrechts und damit der Gedanke einer eigentüm— 
lichen Erbfolge in die beſondere Kategorie der landwirtſchaft— 
lichen Güter keineswegs ferne liegt. Die geſetzliche Be— 
ſtimmung des einen Anerben iſt alſo allerdings der Natur 
des Grundbeſitzes ganz allgemein entſprechend, weil ſie nur 
die Befreiung vom Zwang widriger Umſtände, und nur die 
Anerkennung bedeutet, daß die bisher als rationell befundene 
wirtſchaftliche Einheit des Gutes aus dem Anlaſſe des Erb— 
ganges nicht zerriſſen werden ſoll; eine geſetzliche Beſtimmung 
über Güter- oder Stückſchluß dagegen wäre nicht entſprechend, 
weil ſie bedeuten würde, daß die Geſetzgebung oder Verwaltung 
beſſer wiſſe wie der Landwirt ſelbſt, wie groß ſein Gut ſein 
müſſe, um der Volkswirtſchaft die beſten Dienſte zu leiſten, 
und weil ſie die einmal gefundene Größe auch unter ver— 
änderten Verhältniſſen aufrecht erhalten wollte. | 

Ein aus ſolchen ökonomischen Erwägungen entfpringendez 
Sondererbrecht darf aber nun nicht eine vermögensrechtliche 
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Benachteiligung der Miterben involvieren. Eine ſolche Benach— 
teiligung kann ſich als lokaler Rechtsbrauch eingelebt haben 
und als ſolcher ertragen werden; zu einem gemeinrechtlichen 
Grundſatze wird ſich die differente Behandlung der Erben in 
Bezug auf den Vermögens wert der Erbſchaft in unſerer Zeit 
nicht mehr eignen. Gerade darin unterſcheidet ſich das ſoziale 
Prinzip der modernen Anerbenfolge von dem unſozialen der 
früheren Epoche. Die Miterben werden, um den mit der An⸗ 
erbenfolge beabſichtigten Zweck zu erreichen, weder überhaupt 
jedes Erbrechtes am Gute verluſtig erklärt werden müſſen, 
noch werden ſie mit kleineren Erbportionen zufrieden zu ſtellen 
ſein, noch ſich eine abſichtlich zu niedrige Schätzung des 
Gutes gefallen laſſen müſſen, um dem Anerben einen Vorteil, 
ein praeeipuum, zu ſichern. Das aber ſetzt voraus, daß das 
Geſetz ſelbſt ſich klar ift über das eigentliche Objekt der 
Erbſchaft und fernen Wert, und daß es, entſprechend dem 
nationalöfonomifchen Charakter diefer Art von Erbſchaften, 
beftimmt zum Ausdrud bringe, daß und in welcher Weiſe 
der Rechtsanſpruch des Anerben und der übrigen Miterben 
zwar wertgleich aber formungleich jein ſoll. 

Der Anerbe wird kraft Erbrechts Eigentümer des Gutes, 
weil das Eigentum die unerläßliche Vorausſetzung für die 
fortgeſetzte energiſche Betätigung der Wirtſchaft iſt und meil 
die befondere nationalökonomiſche Charakteriftif der Bewirt— 
ichaftung eines, zumal Kleinen, Landgutes, nur das Einzel- 
eigentum al3 die anwendbare Herrjchaftg- und Unternehmungs— 
form erſcheinen läßt. Demgemäß Tann dann aber der au? 
dem Synteftaterbrehte dem Miterben erwachſende Rechts— 
anſpruch an dag Gut weder ein Anfprud auf einen realen 
Teil der Sache (Subftanz) noch auf einen realen oder idealen 


Zeil de3 Wertes der Sache fein, d. h. es kann weder die 
Realteilung des Gutes noch die Veräußerung zum Zwecke 
der Wertteilung noch die Herauszahlung des entfallenden 
Wertteiles verlangt, noch ein Miteigentum an der ungeteilten 
Sache geltend gemacht werden. 

Dagegen wird es nicht nur keinem Bedenken unterliegen, 
ſondern ſogar einzig und allein aus der Natur des Erbſchafts— 
objektes ſich rechtfertigen, wenn die Miterben ſolche Anteile 
an den Gutsrenten erhalten, wie ſie ihrem legalen Anteile 
an der Erbſchaft überhaupt entſprechen. Eine ſolche Ver— 
weiſung der Erbanſprüche auf die Renten iſt ſchon durch den 
Hinweis darauf zu rechtfertigen, daß ein Landgut eben doch 
nur unter der Vorausſetzung der Integrität denſelben Wert 
nach wie vor dem Erbfalle hat, und daß es zu Leiſtungen, 
welche aus dem Kreiſe der eigenen Gutswirtſchaft hinaus— 
treten, nur in Rentenform im ſtande iſt. Die Geſtaltung der 
Erbanſprüche der Miterben zu Rentenanſprüchen iſt aber weiter— 
hin dadurch gerechtfertigt, daß ja auch der Anerbe, welcher 
das Gut als Eigentum erhält, ſo lange er es beſitzt, nur 
Renten aus dieſer ſeiner Erbſchaft bezieht, alſo den übrigen 
Miterben in der Art des Vermögenswertes, den er genießt, 
gleich ſteht. Es wird ſich alſo, um den Gedanken eines bloßen 
Rentenbezuges der Miterben vollauf zu rechtfertigen, nur um 
zweierlei handeln; es wird zunächſt auf eine richtige Er— 
mittelung des Vermögenswertes der geſetzlichen Erbteile 
der Miterben, und dann darauf ankommen, das gemeine 
kapitaliſtiſche Erbrecht dann aufleben zu laſſen, wenn der Anerbe 
ſelbſt nicht mehr und auch keiner der übrigen Miterben das 
alte wirtſchaftliche Verhältnis des Gutes aufrecht zu erhalten 
gewillt oder in der Lage iſt. 
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Eine zutreffende Wertſchätzung eines Landgutes wird immer 
von deſſen mittlexem effektiven Reinertrage aus genommen 
werden müſſen. Diejer Reinertrag aber beſteht aus zwei unter- 
ichetdbaren und in ihrer Bedeutung für das Ergebnis jehr 
verschiedenen Elementen. Cinesteil® find es die objektiv ge- 
gebenen Momente, welche einem jeden Gute eine mittlere 
Grtragsfähigfeit geben, und andernteils ift es die perjönliche 
Leiftung des Eigentümers, beziehungsweiſe Bewirtichafters, 
welche das Gut zu einem mittleren effektiven Reinertrage zu 
bringen vermag. Die mittlere objektive Ertragsfähigkeit des 
Gutes ift die ftabile Baſis des effektiven Wertes; die wirt: 
ichaftlihe Leiftung des Eigentümers, beziehungsweiſe Land— 
wirt erzeugt die variable Quote desfelben, welche zu der 
objektiven Ertragsfähigkeit hinzutretend, den effektiven Rein— 
ertrag ergibt. Jede Vermögensihäßung eines Landgutes auf 
Grund ſeines Ertrages muß dieſe beiden Elemente ftet3 im 
Auge haben. Das jeßt aber voraus, daß einerjeitS die Be— 
Ichaffenheit der objektiven Momente, auf welchen die Ertrag3- 
fähigkeit de Gutes beruht, tie anderjeit3 das jubjektive 
Moment in der Wirtichaft unverändert in der bisherigen 
Weile fortbeitehen. 

Nur ein Landgut einer gegebenen feſten Beſchaffenheit 
hat eine gegebene mittlere Ertragsfähigkeit; und nur ein ge- 
gebenes Maß perjönlichen Einjates bei der Wirtihaftsführung 
verbürgt einen gegebenen mittleren effektiven Reinertrag für 
die Zukunft. | 

Eine Vermögensſchätzung, welche ſich auf die bisher 
gegebenen Faktoren jtüßt, wird zur Ungerechtigkeit, ſobald 
diefe wegfallen. Die Teile eines zerjtüdelten Landgutes 
bieten feine Bürgſchaft für einen gleich großen Gejamtertrag, 
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toie er früher aus dem ungeteilten Gute zu erzielen tar. 
Die Hinauszahlung von Teilen des Gutswertes, welche auf 
Grund einer Vermögensſchätzung nad) Maßgabe der bisher 
bejtandenen Berhältniffe des Gutes erfolgte, führt in der Regel 
zur Verkürzung desjenigen, der anftatt eines entſprechenden 
Geldkapitals das Landgut ſelbſt erhalten hat. Das in Mit— 
eigentum mehrerer tretende Gut verliert dadurch in der Regel 
einen Teil des Wertes, den es unter der Herrſchaft eines 
Einzeleigentümers gehabt hat u. ſ. w. Darum iſt die unge— 
ſchmälerte Erhaltung des Gutsbeſtandes und der Einheit des 
Eigentums die Vorausſetzung einer richtigen Bewertung des 
Gutes. Dieſe Bewertung zum Zwecke der Auseinanderſetzung 
der Miterben muß dann aber von den objektiven Momenten 
ausgehen, auf denen die mittlere Ertragsfähigkeit des Gutes 
beruht; das ſind die einzigen derzeit bekannten Wertelemente. 
Was der kommende Eigentümer aus dem Gute erzielt — 
der mittlere effektive Reinertrag —, das iſt vorläufig abſolut 
unbeſtimmbar. Und darum iſt für die Auseinanderſetzung der 
Erbſchaft bei Eintritt des Erbfalles auch nur der Vermögens— 
wert der objektiven Ertragsfähigkeit als Grundlage zu nehmen, 
d. h. der Anerbe übernimmt das Gut zu dieſem Werte und 
den übrigen Miterben wird ihr Anteil an diefem Werte in 
der Form eines dinglichen Rechts am Gute — eines Renten- 
anjpruches — ſicher geftellt. 

Als Grundlage für eine Bewertung der Erbſchaft und 
Beſtimmung der Nentenanteile exweift fi) in Ländern mit 
geordnetem Grumdfteuerkatafter der Kataftral-Reinertrag in 
jeder Hinfiht relativ am beften. Denn er ift 1. auf Grund 
ſehr jorgfältiger und individueller und doch für die ver- 
ſchiedenen Gegenden gleichmäßiger Erhebung feſtgeſtellt; 2. mit 
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Rückſicht auf die mittlere objektive Ertragsfähigkeit des 
Gutes angenommen, aljo jener Wertbaft3, welche allein für 
die Bewertung des Objektes als ſolchen ohne Rückſicht auf 
die größere oder geringere Tüchtigkeit des beiwirtichaftenden 
Subjefte8 maßgebend jein kann; 3. beftändig forrigierbar 
und periodilcher Reviſion unterworfen, jo daß er ſich immer 
möglihft genau den realen Berhältnifien des Gutes und 
feiner Wirtſchaft anſchließen kann. Daß der Kataftral-Rein- 
ertrag durchgehend niedriger ift als der effektive mittlere 
Reinertrag, läßt ihn gerade für die Beftimmung der Erbe3- 
renten jehr geeignet erjcheinen; die Differenz geht zu Gunften 
des Anerben, durch deſſen wirtſchaftliche Tätigkeit ja aud) 
überhaupt der faktifhe Neinertrag gewonnen wird, während 
den Miterben ein arbeitzlofes Einkommen zufließt und ihnen 
ihre ganze Arbeitskraft frei bleibt. Dadurch aber, daß der 
Katafjtral-Reinertrag nit als Minimalertrag, fondern als 
mittlerer Reinertrag aus den im Gute als joldem enthaltenen 
Güterquellen bemefjen iſt, erſcheint er zugleich als geeignet, 
aud) dem an fich berechtigten Gedanken Rechnung zu tragen, 
dag auch das, was der Wirtichafter durch feinen jubjektiven 
Einſatz tatjählid an Ertrag gewinnt, nur mit Hilfe des 
Güterfapital3 zu erzielen ift. 

Wir fallen aljo als eigentliches Objekt der Erbſchaft 
den mittleren (Kataftral:) Reinertrag, beziehungsweije defjen 
Kapitalwert auf; dieſer Neinertrag jelbft muß unter Die 
Erben verteilt werden, da es ganz fraglich ift, ob der Rein- 
ertrag auch fernerhin fich einjtellen würde, wenn das Gut 
oder jein Kapitalwert geteilt wiirde, bei einer Veränderung 
de Reinertrages aus dem Anlafje der Exbteilung auch) der 
Kapitalswert, von dem man ausging, ein anderer würde. Die 
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Teilung des Reinertrages erfolgt aber gleihmäßig unter die 
Miterben, weil das gleiche gejehliche Erbrecht der Miterben 
derjelben Linie ein jo durchgreifendes Prinzip des bürgerlichen 
Rechts ift, daß es au) um der Ipeziellen Intereſſen willen, 
melde mit einer befonderen Regelung der Erbfolge in Land- 
güter verfolgt werden jollen, nach) Möglichkeit gewahrt werden 
muß. Allerdings bleibt bei diefem Kentenprinzip ein Inter: 
Ihied der MWertformen beftehen, in denen die prinzipiell 
Gleichberechtigten ihre Anteile beziehen; wohl erhält der 
Anerbe ein reales Wertfapital, die Miterben nur Renten ; 
aber dem Werte nach jollen die Erbteile gleih jein, d. h. 
der fapitalifierte Wert der Renten fol gleich fein demjenigen 
Werte de3 Gutes, welcher fi) aus der Kataftralihäßung 
ergibt. Wollte aber auch darin eine Bevorzugung des Anerben 
gejehen werden, jo ift andererſeits doch der Umſtand geeignet, 
ausgleihend zu wirken, daß der Anerbe feine ganze Arbeit3- 
kraft auch in den Dienst der Miterben (zur Produktion der 
ihnen zuftehenden Renten) ftellen muß, während die Miterben 
jelbft ihre ganze Arbeitskraft — gleich wie einen Rentenfonds — 
frei haben. Der Effekt eines praecipuum wird dadurch gleich- 
falls erreicht; die Begründung desfelben ſcheint uns aber nur 
in der oben gegebenen Weije möglich. Eine Bevorzugung des 
Anerben bei der Berteilung der Erbſchaft auf der Bafız 
des Berkaufsmwertes, oder in der Weife einer abſichtlich zu 
niedrigen Schäßung des Gutes ift dagegen eine zwar in 
twohlmeinendfter Abſicht, aber doch ſehr partetiih erſonnene 
Willfür, die fich weder dadurch rechtfertigen läßt, daß der 
Übernehmer auf dem Gute wohl beftehen können muß, noch 
durch Analogie mit dem Familien- Fideikommiß, two der 
Fideikommiß-Erbe zugleich als Haupt der Familie und Träger 
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ihrer Intereſſen mit einer Menge fozialer Berpflihtungen 
belaftet wird. 

Aber auch noch eine weitere nationalökonomiſche Er- 
wägung führt fich hier ein. Ein landwirtſchaftliches Gut be- 
hält die Elemente feines Wertes, auch die objektiv gegebenen, 
doch nur unter dev Vorausſetzung unverjehrt, daß fie fort- 
während gepflegt werden. Dur unrichtigen Gebrauch wie 
durch Nichtgebrauch gehen fie verloren, und es iſt der aller- 
dings unverrechnete, ja underrechenbare Betrag der Produktions— 
£often, welchen jeder Landwirt hiefür beifteuert. So wird im 
Laufe der Zeit von den wertvollen objektiven Elementen des 
Gutes ein immer größerer Teil durch) die normale Benützung 
des Gutes verbraucht und durch die Leiftungen und Inveſtitionen 
des Landwirts reproduziert; die Miterben, welche nicht jelbft 
zur Bewirtſchaftung und baulichen Inftandhaltung des Gutes 
beitragen, fönnen immer weniger vom Gutswerte für ſich 
auf Grund ihres Erbrechts beanſpruchen; ihr Recht wird 
durch den naturgemäßen Prozeß, der ſich mit jedem land- 
wirtichaftlichen Gute vollzieht, ammtifiert. Da nun nad) 
dem früher Dargelegten das Recht der Miterben nur in einem 
Anspruch auf Renten aus dem Gute zum Ausdrude kommen 
kann, jo ergibt fih, daß dieſe Renten ihrer Natur nad) 
Tilgungsrenten jein müffen, bei welchen es nur eine Frage 
der Berechnung ift, in wie langer Zeit jte zur Tilgung des 
Anſpruches führen oder mit anderen Worten, welche Amorti— 
jterungsrate angenommen werden joll. 

Sp weit reichen, wie e8 ſcheint, die aus dem national- 
ökonomiſchen Charakter des landwirtichaftlichen Beſitzes ge= 
twonnenen Geſichtspunkte für eine prinzipielle gemeinrecht- 
liche Konftruftion ihres befonderen Erbrechts. Es ift dann 
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aber nur eine Konſequenz desfelben, wenn im Geſetze auch 
dafür gejorgt wird, daß das fo gefchaffene Verhältnis der 
Miterben zum Gute nicht durch den einjeitigen Willen des 
Anerben oder dev Miterben twieder zerftört werden kann. Das 
aber könnte in jedem Augenblicke eintreten, wenn der Anerbe 
das Gut während der Dauer der Kentenverpflichtungen beliebig 
verkaufen, verteilen oder jonft in feinen Rechtsverhältniſſen 
verändern könnte, wodurch das Verhältnis der Miterben zum 
Gute eine grundſätzliche Verſchiebung erfahren würde. Ebenſo 
aber würde die ökonomiſche Lage des Anerben dadurch alteriert, 
wenn den Miterben eine vollkommen freie Dispoſition über ihre 
Rentenanſprüche zuſtünde. Denn ein Geſetz, welches unter 
prinzipieller Anerkennung des gemeinrechtlichen Grundſatzes 
gleicher Erbberechtigung ſämtlicher Miterben derſelben Linie 
dennoch, aus nationalökonomiſchen Erwägungen, das Anerben— 
recht ſtatuiert, geht dabei doch immer von der Vorausſetzung 
einer ſubſidiären Berufung aller Miterben zum Anerbenrechte 
aus, welche dann auflebt, wenn der zuerſt berufene Anerbe 
aufhört, das zu ſein, wozu er nach der Idee des Geſetzes 
berufen iſt, — der Produzent der Gutsrenten für die ganze 
Familie. Die Stellung nun, welche dem Anerben als alleinigen 
Eigentümer des Gutes gegeben wird, führt zwar mit Not— 
wendigkeit dahin, ihm auch die Veräußerungsbefugnis zu— 
zuſprechen; das aber ſchließt doch keineswegs aus, daß den 
Miterben nach der Reihe ihrer Berufung ein Vorkaufsrecht 
zugeſtanden werde, durch deſſen Ausübung ein anderer Mit— 
erbe genau in die Stellung des Anerben eintritt; und ebenſo— 
wenig hindert es zu beſtimmen, daß beim freien Verkaufe 
des Gutes an andere der Erlös aus dem Verkaufe zur 
kapitaliſtiſchen Hinauszahlung der Rentenberechtigten verwendet 
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werde. Damit wiirde dann eben nur der durch das finguläre 
Erbrecht geihaffene Zuftand definitiv aufgehoben und der 
Zuftand de3 gemeinen Erbrechts würde eintreten, wie ev auch 
fonft ohne Dazwiſchentreten des Anerbenrechts eingetreten 
wäre. Analog ließe fich dann aber auch den Rentenanſprüchen 
der Miterben die rechtliche Beſchränkung anfügen, daß ſie 
nur an Miterben und deren Deszendenz veräußert oder ſonſt 
übertragen werden dinfen, wobei dem Anerben zum Zwecke 
der Konsolidierung wieder ein Borkaufsrecht einzuräumen wäre. 
Daß das Geſetz mit ſolchen Beftimmungen auch den Gedanken 
eines fefteren jozialen Zuſammenhaltes dev Familie pflegen 
würde, joll nur nebenher angedeutet werden. Jedenfalls können 
die Rentenanſprüche dev Miterben nicht wie irgend welche 
Geldforderungen dritter Perfonen betrachtet werden. Den 
Miterben kann e3 nicht gleichgültig fein, wer Eigentümer 
des Gutes ift, von dem fie Renten beziehen follen, und dem 
Anerben kann e3 nicht gleihgültig jein, wer Renten vom 
Gute zu beziehen hat. Praktiſch twird gerade das bejondere 
perjönliche Dertrauensverhältnis, das ja doch unter nahen 
Verwandten die Kegel bilden wird, die Regelung und gedeih- 
liche Abwickelung des ganzen Nentenverhältnifjes unendlich 
erleichtern. Ja es ift vielleicht nicht zu viel gejagt, wenn 
wir in diefer Ordnung der landwirtichaftlichen Erbfolge ein 
wichtiges Stück der jo notwendigen Organijation des land- 
wirtſchaftlichen Kredits erblicken; injofern der Kredit eben 
die Mobilifierung der geielichaftlichen Vertrauensverhältnifie 
ift, über welche der Kreditnehmer verfügt, wird gewiß Die 
Summe der in den Familienbeziehungen liegenden Vertrauens— 
momente am erfolgreichiten als Grundlage der Kreditbenügung 
dienen können; zum mindeften jo weit, als die normale Be— 
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lajtung der Landgüter aus dem Titel der Erbſchaften reicht: 
und Überdies wird diefer Kredit dem Landwirte, wenn er 
gleich grundbücherlich fichergeftellt ift, in jeinen Wirkungen 
ähnlich dem Perfonalfredite zur Berfügung ftehen. 

Denn e3 ift doch Klar, daß bei einer ſolchen familien- 
haften Geftaltung des aus dem Familienbande entjprungenen 
Schuldverhältniffes Forderung und Leiſtung im ganzen viel 
weniger auf die ftrengen Zwangsmittel des formalen Rechts 
gejtelt jein werden, wenn auch immerhin jelbitverftändlich 
die Ordnung des Anerbenrecht3 keinerlei Anlaß zu Sonder- 
beftimmungen über Erefution und Konkurs im Gefolge haben 
fann. In der grundbücherlichen Eintragung der Renten- 
anjprüche iſt mindeitens das Mittel geboten, um den Mit- 
erben im umvermeidlichen Falle der exefutiven Yeilbietung 
jenen Vermögenswert zu fichern, den fie bei einer ohne 
Dazwijchentreten des Anerbenrechts ſofort erfolgten Ver— 
äußerung des Anweſens zu erhalten Hoffen konnten. 


II. 


Wir haben im vorftehenden abſichtlich und mit Bewußt— 
ſein die ganze Frage nur prinzipiell und in gewiſſem Sinne 
abſtrakt aufgefaßt. 

Es iſt aber nicht bloß der Reiz, welcher für den Theoretiker 
in der Verfolgung eines Grundgedankens in ſeine Konſe⸗ 
quenzen liegt, der uns dabei geleitet hat. Es iſt vielmehr 
ein Vorrecht, ſagen wir eine Pflicht des Theoretikers, die 
Probleme prinzipiell zu faſſen und zu zeigen, wohin das 
Prinzip führt. Die praktiſche Welt iſt eine Welt der Kom— 
promiſſe; keine Inſtitution unſeres öffentlichen Lebens iſt 
konſequent nach allen Seiten ausgebildet; denn hart im Raume 
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ftoßen fich die Dinge. Am Ende aber mag doc) der Theoretiker 
Recht behalten; die Dinge entwideln ſich unter Schmerzen 
ichließlich doch nach dem Geifte, der in ihnen wohnt. Wohl 
treten oft Greigniffe in diefe Entwidelung ftörend ein und 
ichaffen neue Situationen und neue Bedürfniſſe. Aber mit 
iolchen können wir nicht rechnen und es ift dem Theoretiker 
jederzeit zu verftatten, von der Prämifje auszugehen, daß die 
Kräfte, welche eben jetzt die Welt bewegen, in fonjequenter 
Weiſe weiter wirken werden. 

Aber eben darum darf der Theoretiker au) nicht er— 
warten, daß feine fonjequent aus der Natur der Lebensver— 
hältniſſe entwickelten Rechtsſätze einfach von der Legislative 
acceptiert werden. Ja e3 ift in gewiſſem Maße jelbitverjtänd- 
lich, daß ſie unpraktiſch find; denn es find eben feine Kom- 
promiffe, die allein praktiſche Geftaltungen erzeugen. Das 
zeigt fi) vor allem ſchon an der Bedürfnisfrage. Wir können 
von dem Bediürfniffe einer prinzipiell bejonderen Behandlung 
des Smmobiliareigentums gegenüber dem Mlobiliareigentum 
noch jo überzeugt fein, für die Legislative wird doc immer 
zuerſt die Frage entjtehen, ob der bejtehende Zuftand ſich 
nicht eben doch) fo eingelebt habe, das Leben ſich dem be- 
ftehenden Rechte jo affomodiert oder umgelehrt der Rechts— 
jat eine jolhe Anwendung gefunden habe, daß ernſte Ge- 
fahren für den Augenblick und die nächfte Znkunft aus dem 
Beitande des geltenden Rechts nicht zu beforgen jind. Und 
müßten diefe Fragen bejaht werden, jo verlangt die Öfonomie 
der Gejeßgebung, nicht jtörend in diefen Anpafjungsprozep 
einzugreifen. Denn jede Zeit hat ihre Aufgaben und die einge- 
lebte Geſetzgebung ift wie eine eingelebte Steuer immer im 
Borteile gegenüber einer neuen, mit der ſich Volksleben 





und Staat allmählich erſt wieder auseinanderjegen und ab- 
finden müſſen. 

Bon diefem Standpunkte aus ift aber die Frage des 
Anerbenreht3 feinesiwegs jo Elar, wie von dem oben ver- 
tretenen prinzipiellen Standpunkte aus. Denn vor allem 
fehlt die fichere ftatiftifche Unterlage, welche ung belehrt, wie 
im großen und ganzen wenigſtens die alte, beſchränkende und 
die neue, freiheitliche Geſetzgebung gewirkt Hat. Und jo weit 
fie vorhanden ift, ſpricht fie auch keineswegs deutlich für die 
Dedürfnisfrage. Sa es ließen fich nicht eben wenig Argumente 
aufbringen, welche gegen das Vorhandenſein eines fo dringen- 
den Bedürfnifjes ſprechen. Ohne an diefer Stelle einen ein- 
gehenden Beweis hiefür anzutreten, fol nur furz erwähnt 
werden, daß nah Miaskowskis umftändlichen und ſehr 
gewiſſenhaften Unterſuchungen der deutſche Grundbeſitz im 
ganzen Nordweſten und Südoſten, aber auch noch immer auf 
großen Strecken des Nordoſtens und Südweſtens günſtige 
Verhältniſſe zeigt, wenn er auch eine gewiſſe Tendenz der 
Verſchlimmerung weit verbreitet finden will. Und von Hſterreich 
belehrt ung ein Vergleich der Kataſter von 1857 und 1879, daß 
die Zahl der Parzellen in den meiften Kronländern abgenommen, 
die der Beſitzeinheiten in den Steuerbezixken aber überall zu⸗ 
genommen habe, gewiß eine im ganzen zufriedenſtellende 
Entwickelung der Verhältniſſe, da ſie zeigt, daß einerſeits die 
Kommaſſation zugenommen hat, anderſeits einer größeren 
Menge von Menſchen Grundbeſitz zugänglich geworden iſt, 
ohne daß eine beängſtigende Parzellierung der Beſitzſtände 
eingeriſſen wäre, da ja noch immer auf einen Beſitzſtand 
über 10 Parzellen entfallen. Und eben dieſes relativ günſtige 
Bild, welches die Verhältniſſe im ganzen zeigen, weiſen die 
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einzelnen Kronländer auf mit Ausnahme von Küftenland, 
Galizien und Bukowina. Sollte nun alfo jhon etwa die 
Bedürfnisfrage darnach entjchieden werden, jo könnte fie nur 
fir die letztgenannten Länder — und etwa einzelne Zeile 
anderer Kronländer — bejaht werden. Wie aber wäre es 
möglich, jpeziel für dieſe das Prinzip des deutſchen An- 
erbenrechts gejeglich aufzuftellen, deren fast durchaus flavijches 
Agrarweien gar feine Anfnüpfungspunkte für ſolche In— 
jtitutionen bietet! 

Allerdings haben wir nun auch) gehört, daß der Schulden- 
stand der landwirtſchaftlichen Anweſen in den legten Dezennien 
ipeziell aus Anlaß von Erbteilungen und Vermächtniſſen jehr 
ftark gewachſen jet, und Rodbertus hat fogar in bekannter 
Übertreibung das geometrifche Anwachſen diefer Schulden als 
etwas Invermeidliches bezeichnet, während doch ſchon Rau 
gezeigt hat, daß dieſes Anwachſen ſich nicht raſcher al3 das 
Wachstum der Bevölkerung vollziehen könne. Die Zunahme 
der Grbteilungsfhulden in Hſterreich ift aber auch feines- 
wegs jo evident, als e3 vielfach behauptet wird, und es ift 
wichtig, darauf beſonders hinzuweiſen, da in neuerer Zeit 
unsere Hypothefarftatijtit gleichjam internationale Bedeutung 
erlangt hat, indem in den verjchiedenften Gegenden allgemeine 
Schlüſſe aus diefen bejonderen Verhältniſſen gezogen werden. 
Die 11 Prozente nun von der Gejamtmenge der neuen 
Schulden des in den Grundbücdern (ohne Landtafeln, Stadt- 
und Bergbücher) vorgetragenen Grundbefiges in Ofterreich, 
welche ſpeziell auf Exbteilungen und Vermächtniſſe zurüd- 
zuführen find, gehören ja keineswegs dem jogenannten bäuer- 
lichen Beſitze allein, ſondern zugleich dem Induſtrialbeſitz und 
den ftädtifchen Realitäten, ſoweit diefe nicht in eigenen 
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Stadtbüchern vorgejchrieben find. Und wer dürfte überſehen, 
daß das Anwachſen der jährlichen Belaftungsziffer in Ofter- 
rei (die eben nur eine Ziffer der Grundbuchzeinträge ift) 
zum Zeil ſchon dadurch allein erklärt wird, daß eben all- 
jährlich eine ftattliche Reihe von Grundbüchern ihre Tätigkeit 
und damit ihre Ausweiſe eröffnen in Gegenden, aus welchen 
bisher bei dem Mangel von Grundbüchern eben überhaupt 
feine Nachrichten Famen! Auch die Tatſache, daß ſich ein 
ſtrammer Bauernftand fein altes Anerbenrecht in Weftfalen 
und Oldenburg, ebenjo wie in Kärnten und Ober- wie Nieder- 
öſterreich, trotz des Mangels einer Geſetzgebung darüber, ſo 
wohl behaupten konnte, ſpricht eben nicht zu Gunſten der 
Bedürfnisfrage. 

Und wird dann weiter geforſcht, ob ein geſetzliches An— 
erbenrecht unter den gegebenen Verhältniſſen die beabſichtigte 
Wirkung haben werde, ſo iſt auch hier die Antwort mindeſtens 
zweifelhaft. Wir ſehen ganz davon ab, daß die ſlaviſchen 
und wohl auch die romaniſchen Gebiete HOſterreichs einer 
ſolchen Inſtitution wenig oder gar keine Vorausſetzungen 
entgegenbringen; aber wir wiſſen doch anderſeits, daß die 
Erfolge der deutſchen Anerbengeſetze mit und ohne Höferolle 
gerade keine glänzenden ſind; wiſſen, daß in England trotz 
Anerbenrechts ſich recht ungünſtige agrariſche Zuſtände ent— 
wickelt haben, während der franzöſiſche Kleinbauer trotz weit— 
gehender Freiteilbarkeit und gleicher Vererbung ſich leidlich 
wohl befindet. Und der Schwerpunkt der Frage, wenigſtens 
wie ſie gewöhnlich geſtellt wird, als Frage der Verſchuldung, 
wird ja doch durch das Anerbenrecht nur inſoferne berührt, 
als man eine direkte vermögensrechtliche Begünſtigung des 
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einer ſozialpolitiſchen Idee beabſichtigt; es iſt das aber eine 
Frage, die am Ende doch wieder viel tiefer geht als alle die 
Erwägungen, welche über den Geſichtspunkt der Erhaltung 
eines leiſtungsfähigen Bauernſtandes nicht hinausſehen. 

Und doch, wie kurzſichtig wären wir, ließen wir uns 
durch ſolche Rückſichten den Blick trüben für die großen 
Aufgaben, welche es hier zu löſen gibt! Denn nicht um die 
zkonomiſche Zukunft unſerer Landwirtſchaft allein handelt 
es ſich, ſondern um die ganze ſoziale Zukunft unſerer Land— 
bevölkerung, mittelbar der Staatsgeſellſchaft ſelbſt. Und dafür 
bauende Arbeit zu unternehmen, iſt es immerhin ſchon Zeit; 
mag ſie auch dieſe oder jene Form annehmen. Die Geſetz— 
gebung darf nicht warten, 58 die Schäden der Geſellſchaft 
den Sinn für die gefeßliche Ordnung geraubt haben; und 
je mehr es berechtigt iſt zu jagen, daß wir noch nicht Die 
nötige Vorbereitung für eine ſolche geſetzliche Aktion haben, 
um jo dringender ift die Aufgabe der Wiſſenſchaft, dieje Vor— 
bereitung zu ſchaffen. Denn die Wiſſenſchaft ift die oberite 
Kontrolle der Gefeßgebung; eine wirkſame Kontrolle Tann 
aber nicht nur repreffiv, fie muß auch präventiv wirken. 





9. 
Erwerbfreiheit amd genoſſenſchaftliche Bindung. 


(Dorns volfswirtfchaftliche Wochenſchrift 1903, Nr. 1000.) 


Mit Recht ift die Befreiung der Bevölkerung aus den 
Feſſeln der wirtſchaftlichen Gebundenheit durch Geſetzgebung 
und Verwaltung des 19. Jahrhunderts als einer der größten 
Fortſchritte bezeichnet worden, welche die Ordnung der volks— 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe in dieſer Zeit gemacht hat. Durch 
die Aufhebung der Reſte der Leibeigenſchaft, der Grundherr— 
ſchaft und Gutsuntertänigkeit hat der Bauer erſt die Voraus— 
ſetzungen für einen freien Erwerb auf freier Scholle erlangt; 
erſt mit der Aufhebung des Zunftverbandes iſt der Hand- 
werker in Die Lage verjeßt worden, jein technisches Können 
und jeine wirtſchaftlichen Mittel ſchrankenlos zur Erzielung 
größter Erträge auf dem freien Markte zu verwerten; mit 
dem Wegfall ftaatliher Benormundung im Syitem Der 
Privilegien und Konzeffionen, der Preis- umd Lohntaren ift 
erſt die Bahn frei geworden, auf welcher jede ſelbſtändige 
wirtſchaftliche Leiſtung zu einer entſprechenden Gegenleiſtung 
zu kommen hoffen konnte. 

Es entſprach dieſe vor allem auf die Freiheit der in— 
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grundlagen des Wirtſchaftslebens auch vollftändig der all- 
gemeinen Geiftesrichtung des Zeitalters, welches dieje Reformen 
verlangt und durchgeführt Hat. Recht und Sitte, Staat und 
Geſellſchaft, Philofophie und Kunft, die ganze Weltanihauung 
insbeſondere der erſten Hälfte des 19. Sahrhundert3 meijen 
einheitliche Züge einer individualiftiichen Geiſtesrichtung auf- 
Auf den Gebieten des praktiſchen Geſellſchaftslebens treten 
ſie in der Forderung möglichſt unbedingter perfönlicher rei: 
heit auf; die Zerftörung aller Art von Zwangsverbänden 
innerhalb des Staates iſt ihre notwendige Folge. Aller Halt, 
den die Einzelnen in dieſen Verbänden gefunden hatten, galt 
für nichts gegenüber dem hohen Werte, den die individuelle 
Freiheit beſaß. Auf ihrer Grundlage hoffte man das Leben 
ungleich reicher, vielgeſtaltiger aufbauen und entfalten zu 
können, frei von geſchichtlichen Traditionen und von geſell⸗ 
ſchaftlichen Rückſichten. 

Aber nur allzubald zeigte ſich, daß der ökonomiſche 
Liberalismus, der, die Poſtulate des Individualismus ver— 
wirklichend, die Feſſeln der wirtſchaftlichen Gebundenheit 
löſte, nur halbe Arbeit getan hatte. Nun ſtand jeder für ſich 
da, auf ſeine ſubjektive Kraft angewieſen; Selbſthilfe war die 
Formel, mit der jede Förderung des Einzelnen durch die 
Geſamtheit abgelehnt wurde; Selbſtverantwortlichkeit die 
Sentenz, mit der jeder Mißerfolg wirtſchaftlicher Bemühung 
auf den Urheber zurückverwieſen wurde. Aber doch konnte 
der Einzelne keineswegs alles aus eigner Kraft vollbringen, 
wozu er in der Geſellſchaft berufen war, noch konnte er ſich 
ſelbſt helfen, wo die Verhältniſſe, in denen er ſtand, ſtärker 
waren als er ſelbſt; noch am wenigſten konnte er eine Selbit- 
verantmwortlichkeit tragen für alles das, was ihm die Er— 
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füllung jeiner Aufgaben unmöglich) machte und die Früchte 
jeinev Mühen vorenthielt. Denn auch der freie Mann war 
nicht fein eigener Herr im Bereiche der Volkswirtſchaft, fo 
wenig als es früher der unfreie Bauer oder der zünftige 
Handwerker getvejen war. Nur die Form änderte fich, in der 
der Zwang des Lebens auf dem Einzelnen laftete, nicht die 
Sade jelbit. Schon die öffentlichen Zwangsverbände, vor 
allem Staat und Gemeinde felbft, nahmen einen immer 
größeren Anteil an den Erträgen der Wirtſchaft. Hatte 
früher der Gutsherr oft bis zu einem Dritteil von der wirt- 
Ihaftlichen Leiftung des Bauern für Giebigkeiten und Robott 
in Anipruc genommen, jo beliefen ſich bald die Steuern und 
fonftigen Abgaben eben fo hoch. Aber auch abgejehen davon 
bildeten jih immer mehr Mächte der Volkswirtſchaft aus, 
welche den Ertrag der einzelnen Wirtſchaft, bald auch die 
Einrichtung derſelben ſelbſt beftimmend beeinflußten. Gin 
nationaler, in der Folge ein internationaler Getreidemarft 
tete die Weizenpreife feit, denen fein Bauer mehr entrinnen 
fonnte. Dem Rübenbauer ſetzte die Zucerfabrit Maß des 
Anbaues und Preis der Ernte feſt. Der europäiſche Erz: 
bergbau erſchöpfte jich in vergeblichem Ringen gegen die ge: 
waltige Konkurrenz der überjeeifchen Metalle. Das Hand- 
werk jah den goldenen Boden Schritt für Schritt an die 
Fabrikinduſtrien und an die Verlagsunternehmungen verloren 
gehen; mit der Kundſchaft ſchrumpfte der Markt, mit diefem 
Kapital und Kredit des Handwerker immer mehr zufammen. 
In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts vor allem ent- 
ſtehen auf allen Gebieten der Volkswirtſchaft die freien 
Organijationsformen der großen Betriebe und der großen 
Einrichtungen des Güterverkehrs; in ihren Händen vereinigte 
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— ein gut Teil der volkswirtſchaftlichen Macht, welche früher, 
unter ganz anderen ſozialen Vorausſetzungen, bei den oberen 
Gliedern der ſtändiſchen Organiſation des Volkes vereint ge= 
weſen war. Die abſtrakte Freiheit des Beſitzes, des Erwerbs 
und Verkehrs kam doch vor allem dieſen kräftigſten Wirt— 
ſchaften zu gute; und wenn auch ſie im Laufe der Zeit noch 
ſtärkeren Faktoren des Wirtſchaftslebens unterworfen wurden, 
ſo bot ſich doch ihnen allen die moderne Form der Aſſoziation 
des Kapitals und des Kredits als ein Mittel dar, um wenig⸗ 
ſtens einen Anteil an der Machtſtellung der großen freien 
Organiſationen der Volkswirtſchaft zu erlangen. 

Nur diejenigen, um derenwillen in erſter Linie die 
neueren wirtſchaftlichen Geſetze der Erwerbsfreiheit erſtritten 
worden waren, die Bauern, die Handwerker und kleinen 
Händler, die Arbeiter aller Erwerbszweige, konnten dieſer 
Freiheit nicht froh werden. Immer mehr fühlte die große 
Maſſe der kleinen Leute ihre wirtſchaftliche Schwäche in dem 
geſteigerten wirtſchaftlichen Kampfe; bald kam es zum all— 
gemeinen Bewußtſein, wie ſtark die rechtlich gewährleiſtete 
Erwerbs- und Verkehrsfreiheit von den harten Tatſachen des 
Erwerbes und Verkehrs kontraſtierte. Was half die Freiheit 
in der Wahl des Erwerbszweiges auf einem von der Groß⸗ 
unternehmung immer mehr eingeengten Gebiete? Was die 
Freiheit des Arbeitsvertrages gegenüber den Diktaten der 
Fabriksordnungen, die Freiheit der Preisfeſtſetzung gegenüber 
den Kurſen der Weltmärkte, ja jelbft die Freiheit de3 Zinſen⸗ 
nehmens gegenüber der autoritär feſtgeſtellten Zinsrate der 
großen Geldinſtitute? Überall Zwang und Unterordnung 
unter die großen Mächte der Volkswirtſchaft, an deren Vor— 
handenſein gar nicht gedacht worden war bei der Verkündigung 
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der alleinjfeligmachenden Kraft der freien Konkurrenz und der 
Harmonie der volfswirtichaftlichen Intereſſen. 

Unter ſchmerzlichen Enttäufhungen vollzogen ſich gewiſſe 
Wandelungen in der Volfzfeele. Die individualiftiihe Auf- 
fafjung der geſellſchaftlichen Ordnung hatte jene jubjektiviftische 
Sozialpolitik hervorgebracht, welche die perjünliche Freiheit 
auf die höchſte Stufe der ſozialen Werte emporhob. Diefe 
Wertſchätzung der Freiheit begann nun allmählich ſich ab- 
zuſchwächen; unter ſchwerem materiellen Drude verlor ich 
damit auch der Idealismus, der die Lehre von der wirtſchaft— 
lichen Freiheit durchzog. Man jah die wirtichaftlichen Er- 
folge von der Summe der Macht abhängig, über welche der 
Einzelne oder die Gruppe verfügte. Maijeninftinkte bringen 
aber immer nur einſeitige Urteile hervor, die eine einzige 
Formel als den Gejamtausdrud ihres Denkens und Empfindens 
brauden. | 
Sobald aljo die großen Mafjen der Ermwerbtreibenden 
gewahr wurden, daß fie mit der wirtjchaftlichen Freiheit 
nicht auf ihre Rechnung famen, daß die Freiheit nur denen 
nüße, welche die Macht Hatten, fie zu gebrauchen, jchob ſich 
auch Sofort dag Berlangen nad) Macht über die Forderung 
nad) Freiheit hinauf und erlangte in der Sfala der jozialen 
Werte zunähft vom Standpunkte jubjektiviftiicher Sozial— 
ethik aus die Überhand. Diefer Standpunkt war gegenüber 
dem auf Gleichberechtigung aller wirtichaftlichen Intereſſen 
beruhenden Freiheitsideale der vorangegangenen Zeit wohl 
eine unverfennbare Verrohung des fozialen Empfindens und 
Wollens, etwa wie ein brutaler Impreſſionismus in Der 
Kunft gegenüber dem romantijchen Idealismus; aber er war 
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ein Kind der Not, die nad) Ausdrud rang und zunächſt nichts 
Xannte al3 ihre Quelle. 

Am einfachften, elementarften famen diefe Maſſeninſtinkte 
zum Ausdrude in den älteren fozialiftiichen Programmen und 
ihrer Vertretung. Die „marſchierenden Arbeiterbataillone”, die 
„NRejervearmee”, die „Herrſchaft des Proletariat3”, dad waren 
die Fräftigen Argumente einer wirtihaftspolitiiden Richtung, 
welche die Macht als das Ziel ihrer Wünfche aufgeftellt, ihr 
die höchſte Stelle in der Reihe der ſozialen Werte eingeräumt 
hatte. Der Sozialismus jelbft war von diefem Standpunkte 
aus nur eine Machtfrage (Mary). 

Aber jo ſchlecht hatte der ökonomiſche Liberalismus die 
Welt nicht gemacht, daß fie wie ein tönerner Kolog dem An- 
ſturme fozialiftiicher Jdeen fofort zum Opfer gefallen wäre. 
So klug waren, bei aller Bedrängnis, in der fie Jich befanden, 
doch auch die kleinbürgerlichen und die bäuerlichen, ja jelbft die 
Arbeitexrkreife, daß fie dag Gute, was ihnen die individualiftijche 
liberale Epoche an Freiheit gebracht hatte, nicht leichthin 
in den Wind fehlugen. Bei ruhiger Überlegung erwies ſich 
doch gerade dieje Freiheit als die erſte Borausfegung, um zu 
der begehrten Macht zu gelangen. Was ihr dazu fehlte, war 
nur die Zufammenfaffung der zeriplitterten Einzelfräfte im 
Volke, deren Organifation die liberale Ökonomie allerdings 
nicht jo eifrig betrieben hatte als den Abbruch der veralteten 
Snftitutionen der ftändiichen Gejelichaft. Wieder war e3 zu- 
erſt die ſozialiſtiſche Arbeiterſchaft, beziehungsweiſe ihre Führer, 
welche dieſem Gedanken näher traten, das Programm der Macht 
in ein Programm der Organiſation umprägten (Lafjalle). 
Aber faſt gleichzeitig traten auch in den Kleinbürgerlichen 
Kreifen die erſten Anfänge einer Sozialiſierung des Erwerbs— 
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leben auf; Schulze von Delitzſch warb mit Erfolg für feine 
Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. Freilich waren die 
beiden Richtungen diejer Bewegung in ihren Ausgangspuntten 
ebenjo verjchieden wie in ihren Sielen. 

Den Arbeiterorganifationen war es von Anfang an nieht 
darum zu tun, dem Einzelnen eine Förderung feiner indivi- 
duellen wirtſchaftlichen Intereſſen zu bieten, ihm den Kampf 
um jeine Eriftenz zu erleichtern; nicht darum handelte e3 fich, 
tote der Einzelne fich leichter ſelbſt Helfen, feine Selbftverant- 
wortlichkeit wirkſamer auf fi) nehmen könne. Berbefferung 
der Klaſſe im Lohn- und Griftenztampfe war das Ziel, das 
nur durch einheitliche Kraftäußerungen derfelben erreicht werden 
konnte. Die Freiheit des Einzelnen mußte gebeugt werden 
unter die Diktate der Organifation. Zwang zum Eintritt in 
die Fachvereine, Zwang zur Beitragzleiftung an die gemein- 
ſchaftliche Kaſſe, Zwang des Streiks, der Vergnügungen, der 
Überzeugung. 

Es iſt gar fein Zweifel, daß die Jozialiftiiche Arbeiter- 
Ihaft mit dieſer „Organiſation“ vieles und bedeutendes er- 
reicht Hat. Ein gut Teil der neuen Arbeiterſchutzgeſetzgebung, 
der arbeiterfreundlichen Sozialpolitif und Verwaltung fann ſie 
auf ihre Rechnung jchreiben. Auch die nicht Foztaliftische 
Arbeiterichaft, die organifierte wie die nicht organifierte, folgt, 
wenigſtens in Bezug auf die eigentlich wirtſchaftspolitiſchen 
Ziele, ihren Spuren, und jelbjt in die neueren Verſuche einer 
öffentlich-rehtlihen Organijation der Erwerbszweige in den 
Zwangsgenoſſenſchaften ift durch die organiſatoriſche Kraft 
der Gehilfenichaft ein belebendes Terment gefommen. Sp darf 
man fich nicht wundern, wenn auch heute noch die große Maſſe 
der Arbeiter nichts Höheres kennt als die „Organiſation“, die 
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ichon jo manches Gute gebracht Hat und noch immer die Aus= 
ſicht auf das höchftbewertete Gut eröffnet, auf die Macht der 
Arbeit. 

Aber es geht mit diefem derzeit höchſten Gute auf der 
Stala der jozialiftifchen Werte ebenjo wie mit weiland der 
Freiheit: formale Prinzipien, deren Wert doch erſt durch 
ihren Inhalt beſtimmt wird. Auch die Ära der wirtſchaft— 
lichen Freiheit hat ja recht viel Gutes gezeitigt, aber doch 
nur, weil viele Keime einer Beſſerung der volkswirtſchaftlichen 
Verhältniſſe ſchon vorhanden waren, die nun in der friſchen 
Luft der Freiheit ſich entwickeln konnten, ähnlich wie die 
Dispoſition zur Verbeſſerung der Lage der arbeitenden Klaſſen 
auch in der bürgerlichen Geſellſchaft günſtig war, ſo daß ſie 
bei der kräftigen Anregung durch die „Organiſationen“ auch 
alsbald zur Wirkſamkeit gelangten. 

Anders geartet waren von Anfang an der Ausgangspunft 
und die Ziele der Genoffenjhaftsbewegung. Auf der Grund- 
lage der wirtſchaftlichen Freiheit des Einzelnen wollten fie 
mweiterbauen; die Genofjenjhaften follten eine freie Tat der 
Selbſthilfe fein, die Selbſtverantwortlichkeit des Einzelnen in 
der Genoſſenſchaft nicht abgeſchwächt, ſondern gefteigert werden. 
Die verſchiedenen Hauptrichtungen des Intereſſes der einzelnen 
Wirtſchaften jollten durch die verjchiedenen Genoſſenſchaften 
gefördert werden; der ſchwache Kredit der Einzelnen in der 
Vorſchußkaſſe durch das ſolidariſche Eintreten der Genoſſen 
füreinander; die ſchwache Poſition des einzelnen Käufers durch 
genoſſenſchaftlichen Einkauf von Rohſtoff und Verbrauchs— 
gütern; die ungünſtige Lage des Verkäufers durch gemein— 
ſchaftliche Magazinhaltung und Abſatzgenoſſenſchaften. Alles 
zielte auf ganz konkrete einzelne materielle Intereſſen ab; keine 
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Genoſſenſchaft jollte die Mitglieder ftärker ergreifen und ver— 
binden, als diefer nächfte Zweck e3 verlangte. Und immer 
follte nur die Einzelwirtſchaft den Vorteil des genoſſenſchaft— 
lichen Verbandes haben; kein Aufgehen derjelben in einen Ge- 
famtbetrieb, nicht einmal der Wegfall der Konkurrenz unter 
den Genofjen auf dem freien Markte lag in dev Richtung der 
genofjenihaftlichen Ziele. Das formale Prinzip der Organt- 
jation tritt hier alfo ſehr zurück gegenüber den konkreten, 
materiellen Zielen; die Genofjen verbinden ſich nicht, um in 
ihrer Gefamtheit ein Machtfaktor im wirtichaftlichen Leben 
de3 Volkes zu jein, jondern damit jeder Einzelne von ihnen 
beſſer beftehen könne. Es ift taufendfältig wiederholte Klein- 
arbeit zu Gunften der Einzelnen, welche in diefen Genojjen- 
ichaften verrichtet wird; aber es find doch zunächft immer nur 
wirtichaftliche Effekte, welche erzielt werden, nicht ſoziale. Die 
wirtſchaftlich Schwachen werden den wirtichaftlih Stärkeren 
mehr genähert, gleichiwertiger in Behauptung ihrer wirtjchaft- 
lichen Freiheit, in Erringung wirtichaftlicher Erfolge; aber 
wenig wirkt zunächſt die Genoſſenſchaft auf das Gemeingefühl, 
auf Standes- oder Klafjenbewußtfein ein. Trifft das ſchon für 
die älteſte Form der Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften 
nah Schulzeſchem Syſtem zu, als noch das Prinzip der 
Solidarhaftung unangefochten aufrecht jtand, das doch einen 
gewiſſen perjönlichen Zufammenhalt der Genofjen vorausſetzte 
und nährte, fo haben ſich die jozialen Wirkungen der Genoijen- 
Ichaften noch mehr verflacht, jeit die bejchräntte Haftung 
zur überwiegenden Haftungsart für alle jene Zweige des Ge- 
nofjenfchaftswejens geworden war, bei denen die Rolle des 
Kapitals immer mehr gegenüber der perfönlichen Leiſtung der 
Genofjenichafter für die Ziele der Genoſſenſchaft hervortrat. 
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Wenn fie trogdem eine ungleich raſchere und weitere Ver— 
breitung in der Bevölkerung fanden, jo ift das ihren viel 
fonfreteren Zielen zu verdanken, ihrem Wirken für unmittel- 
bar praftifche Aufgaben und klare reale Intereſſen, ihrem viel 
engeren Anſchluſſe an da3 Leben und jeine wirtjchaftlichen 
Einrichtungen. i 

Ungezählte Einzelwirtſchaften find ſchon in diejer erſten 
Periode de3 Genoſſenſchaftsweſens aus der Bereinzelung, 
in welche fie durch die Auflöfung der alten Verbände verjeßt 
waren, wieder in wechſelſeitige wirtſchaftliche Beziehungen 
geſetzt worden, die früher nicht beftanden. Ordnung in der 
eigenen Wirtichaftsführung, reelles Geſchäftsgebaren, Disziplin 
und Unterordnung in der Teilnahme an der genofjenjchaftlichen 
Berwaltung find damit großgezogen worden — Eigenjchaften, 
welche in hohem Maße geeignet waren, das Bolt auch für 
größere Schöpfungen Eolleftiviftiiher Wirtſchaftsführung vor— 
aubereiten, welche die Zeit gebieterifch verlangt. 

Einen neuen Einſchlag erhielt diefe Genoſſenſchafts— 
bewegung durch die raſche Ausbreitung und Mannigfaltigfeit, 
welche die Genofjenihaften insbeſondere im legten Jahrzehnt 
in den Kreifen der landwirtſchaftlichen Bevölkerung erfahren 
haben. An den Raiffeifenkafjen und verwandten Organtjationen 
de3 Perſonalkredits hat die Idee der wechjeljeitigen, genojjen- 
ichaftlichen Kredithilfe eine neue Ausprägung erfahren. Be— 
ſchränkung der Wirkjamkeit diefer Vereine auf Kleine örtliche 
KRreife, auf reine, furzfriftige Betriebsfredite unter der wechjel- 
feitigen Kontrolle der geſamten Vermögenslage der Genoſſen 
und ſolidariſcher Haftung für die Verbindlichkeiten der Kaſſe 
— mit dieſen Grundſätzen kehrten die Darlehnskaſſenvereine 
zwar ſtreng genommen nur zu dem Ausgangspunkte der Ge— 
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nofjenfehaftsbildung zurück, bewirkten aber doc) ‚durch die 
ſtrengere Auffaſſung der auf der perfönliden Vertrauens— 
würdigkeit der Genoſſen beruhenden Kreditfähigfeit der Kaſſe 
jelbjt eine viel jtärfere Bindung des Willens der Genojjen 
durch die Anftitution und eine Berhütung gemeinſchädlichen 
Eigennutzes und leichtfertigen Gebaren2. 

Mit den vielen jonftigen landwirtichaftlichen Genoſſen— 
Ihaften für Viehzucht, Stierhaltung, Verwendung von Ma— 
ſchinen und Motoren, Beihaffung von Kunftdünger und 
Sümereien, mit Molkerei» und Milchverwertungsgenofjen- 
ſchaften, Verkaufs- und Lagerhausgenofjenfchaften u. ä breiteten 
ſich ſodann eine Menge von Formen genoſſenſchaftlicher Organi— 
ſation des landwirtſchaftlichen Betriebes aus, welche einen 
tiefergehenden Einfluß auf Betriebseinrichtung und Betriebs— 
ausſtattung, auf das Verhältnis der Landwirte zum Markte 
und zur Konkurrenz, ja ſelbſt auf Verbrauch und Lebens— 
haltung ausübten. Überall machte ſich damit der Wille einer 
wenn auch der Zahl nach beſchränkten Gejamtheit den egotiti- 
ſchen Intereſſen der einzelnen Genofjen gegenüber geltend; jede 
Genoſſenſchaft diefer Art beſchränkt die Betriebsfreiheit der 
Genofjen, um den Preis eines höheren wirtſchaftlichen Erfolges 
für alle. Jede Genoſſenſchaft diszipliniert aber auch die Mit— 
glieder in ihrem wirtſchaftlichen Verhalten und zwingt fie in 
der Richtung eine von der Gefamtheit im Dienfte derjelben 
aufgeftellten Zieles zu marjchieren, mag e3 ji) dabei bloß 
um die obligatoriiche Benutzung des Genoſſenſchaftsſtieres oder 
um den vollen Verzicht auf die eigene Milchverwertung, um 
die bloße Lagerung der Exrntevorräte im genofjenshaftlichen 
Lagerhaus oder um den vollen Abjaß der landwirtichaftlichen 
Produkte durch die Genofjenihaft Handeln. 
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Mährend auf diefen Wegen die Kreife der Eleineren Land— 
wirte auf dem beten Wege find, ihre wirtjchaftliche Schwäche 
zu überwinden und damit auch den beherrſchenden Einfluß 
der großen Kapitalmächte des freien Marktes zu beſchränken, 
hat ſich ein gleiches auf dem Gebiete der gewerblichen Pro— 
duktion bisher nur in ſehr beſcheidenem Maße verwirklicht. Die 
gewerbliche Produktivgenoſſenſchaft hat ſchon Schulze-Delitzſch, 
obwohl ſie den Schlußſtein ſeines genoſſenſchaftlichen Syſtems 
bilden ſollte, doch ſelbſt immer ſehr ſkeptiſch beurteilt, und 
die wenig günſtigen Erfahrungen, welche mit dieſer Genoſſen— 
ſchaftsform gemacht worden ſind, gaben ihm vollkommen recht. 
Für eine ſo weitgehende Beſchränkung der perſönlichen Frei— 
heit in der Produktion iſt unſere Zeit, auch abgeſehen von 
allen ſonſtigen Schwächen dieſer Genoſſenſchaftsform, noch 
nicht reif, und es iſt ſehr die Frage, ob die Produktivgenoſſen— 
ſchaft überhaupt ein geeignetes Gefäß für die Idee einer ge— 
noſſenſchaftlichen Bindung des Einzelwillens auf dem Gebiet 
gewerblicher Produktion iſt. Auch die Magazin— und Ver— 
kaufsgenoſſenſchaften der Handwerker, welche am eheſten ge— 
eignet erſcheinen könnten, genoſſenſchaftlichen Einfluß auch auf 
die Herſtellung der Gewerbserzeugniſſe und damit eine ein- 
heitliche Leitung der Produktion, wenigſtens in Bezug auf 
ihre Richtung zur Geltung zu bringen, ſcheinen bisher ohne 
größere Erfolge unternommen zu fein. Wenigitens it von 
ihnen noch fein merkbarer Einfluß auf den Markt und feine 
Preisbildung ausgegangen, und von einer Zurüddrängung 
grokfapitaliftiider Konkurrenz auf dem von gewerblichen: 
Magazingenoffenjchaften bejegten Gebiete der gewerblichen 
Produktion ift feine Rede. Soweit aber ihr Einfluß reicht, 
liegt doch auch bei den Magazin- und Rohſtoffgenoſſenſchaften 
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eine genoffenjchaftliche Beſchränkung individueller Betriebs— 
freiheit vor, ein teilweifer Verzicht auf gewerbliche Freiheit 
um eines höher bewerteten Gutes willen, das Die Genoſſen 
in dem Anteil an der Machtſtellung eines dem Großbetriebe 
ähnlichen Genoſſenſchaftsverbandes erblicken. 

Ebenſo ſchwierig wie die Übertragung der auf die Ver— 
beſſerung der Produktionsſtellung der Genoſſen abzielenden 
Genoſſenſchaftsformen auf den Boden des Handwerks und der 
Hausinduſtrie ſcheinen ſich auch die Verhältniſſe für eine 
analoge Anwendung der Grundſätze der Darlehnskaſſenvereine 
auf gewerbliche Kreiſe anzulaſſen. Der Individualismus ſitzt 
eben doch gerade in den komplizierteren Lebensverhältniſſen 
der gewerbetreibenden Bevölkerung tiefer als in den einfachen, 
offen zu Tage liegenden Verhältniſſen des flachen Landes; und 
überdies iſt ſpeziell in den großen Städten die Schulzeſche 
Vorſchußkaſſe eine für das Kreditbedürfnis dieſer Kreiſe relativ 
brauchbare Inſtitution. Und doch wird auch das „notleidende 
Handwerk“ wie die Heimarbeit auf dem Wege nach einer 
reicheren Ausbildung des Genoſſenſchaftsweſens vor allem eine 
Beſſerung ihrer ökonomiſchen Geſamtlage ſuchen müſſen, mehr 
als durch eine Reihe gewerberechtlicher Vorſchriften, durch 
welche das Handwerk verſucht, einen Einbruch der Fabrik— 
induſtrie und der Verlagsunternehmungen in ihre angebliche 
Domäne abzuwehren. 

Es iſt gerade von dieſem Standpunkte aus ſehr inter⸗ 
eſſant, zu beobachten, wie verſchieden die volkswirtſchaftliche 
Organbildung auf dem gewerblichen und auf dem landwirt— 
ſchaftlichen Boden bisher verlaufen iſt. Dort hat man es 
zuerſt mit der geſetzlichen Wiederbelebung des alten Innungs— 
gedankens verſucht, und Zwangsgenoſſenſchaften des öffentlichen 
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Nechtes gebildet, welche ſich mit gemwerblichem Unterricht, 
fozialer Hilfe, Intereſſenvertretung und gewerbebehördlicher 
Kleinarbeit befaſſen jollten. Ein Einfluß zur Förderung der 
Bildung von Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften durch 
diefe Zwangskörperſchaften ift erſt in allergüngiter Zeit und 
nur in ſchüchternem Auftreten bemerkbar. Auf dem landiwirt- 
Ichaftlichen Boden find die Erwerb3- und Wirtſchaftsgenoſſen— 
Ichaften xafch zu bedeutender Entwidelung gelangt, während 
die Öffentlich - rechtlichen Zwangsverbände landwirtichaftlicher 
„Bezirksgenoſſenſchaften“ nur langjam einer Entwidelung ent- 
gegenreifen und bei dem Mangel eines klaren und inhalt3- 
reihen Programms ihrer Wirkſamkeit noch einer ſkeptiſchen 
Beurteilung ihrer Beredhtigung überhaupt begegnen. | 

Und doch liegt, wenn nicht alles täufcht, die nächſte Zu= 
kunft mindeſtens aller Kleinbetriebe landwirtichaftlicher wie 
gewerblicher Art in der Richtung einer Fonjequenten Aus— 
bildung beider Arten von Genofjenfhaften. Für die große 
Mafje der eriwerbtreibenden Bevölkerung bedarf die mühſam 
errungene Bejit- und Erwerbsfreiheit eines alljeitigen, tat= 
kräftigen Schußes gegenüber der exdrüdenden Macht der groß- 
fapitaliitiihen Unternehmung. 

Die allgemeinen Rechtsſätze der modernen Berfafjungen 
gewähren diefen Schuß feineswegs in zureihendem Maße. In 
den freien Erwerbs- und Wirtichaftsgenofjenihaften, mit denen 
die Selbſthilfe homogener Erwerbskreiſe ſich Schutzdämme 
gegen die Ausbeutung und Vernichtung ihrer Freiheit auf— 
richtet, iſt zwar ein kräftiger Anſatz volkswirtſchaftlicher 
Organbildung vorhanden, wie er den Größen- und Macht— 
verhältniſſen des modernen volkswirtſchaftlichen Lebens ent— 
ſpricht; aber von einer planmäßigen, allumfaſſenden Wirkſam— 
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feit im Dienfte der wirtſchaftlich Schwachen ift dieſes Ge- 
noſſenſchaftsweſen doch noch weit entfernt. Soll es ſich jo 
entwideln, wie es unjere Zeit zu verlangen jcheint, jo muß 
es über die Zufälligkeit und Lückenhaftigkeit emporgehoben 
werden, wie ſie die freie Initiative, die fich ſelbſt überlaſſene 
Verwirklichung des Grundgedankens notwendigerweiſe mit ſich 
bringt. 

Soll der genoſſenſchaftliche Zuſammenſchluß auf allen 
Gebieten des Erwerbslebens und in allen Richtungen ſeines 
Bedürfniſſes zu einer grundlegenden Inſtitution der Volks— 
wirtſchaft werden, ſo bedarf es eines gewiſſen Maßes von 
rechtlichem Zwang und ſtaatlicher Hilfeleiſtung, ähnlich wie 
ja auch die Arbeiterverſicherung erſt mit der Rechtsverpflichtung 
zur Teilnahme verwirklicht werden konnte. Es iſt derſelbe 
Gedanke, der die ganze Sozialpolitik durchzieht, daß das, was 
an ſozialen Einrichtungen unbedingt für nötig erkannt iſt zur 
Hebung des Wohles, zur Sicherung freien Beſtandes der breiten 
Volksklaſſen, als öffentliche Angelegenheit erklärt wird. 

Damit werden auch die Genoſſenſchaften des öffentlichen 
Rechts erſt an jene Stelle gerückt, von der aus ſie eine 
ſyſtematiſche und erſchöpfende ſozialwirtſchaftliche Funktion 
erfüllen können. Da ihnen alle angehören müſſen, welche in 
dem gleichen räumlichen und gegenſtändlichen Erwerbskreiſe 
ſtehen, erfüllt ſich auch erſt in ihnen die erſte Vorausſetzung 
für eine lückenloſe und wirkſame Ausgeſtaltung des Syſtems 
der Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. Da ſie die 
berufenen Vertreter der Erwerbsintereſſen ihrer Angehörigen 
ſind, treffen auch alle Klagen und Wünſche, alle Beſtrebungen 
und Veranſtaltungen hier auf gemeinſamem Boden zuſammen 
und führen zu einem Üüberblick der beſtehenden N au 
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einer Erkenntnis ihrer Bedürfniffe, zu einem Urteil über die 
geeigneten Mittel. Und da diefe Genoſſenſchaften zugleich be- 
rufen find, Unternehmer und Arbeiter, Meifter und Gehilfen, 
Bauern und Gefinde in ihrer Organifation zu umfaſſen, find 
fie zugleich die einzigen iozialpolitifchen Organe, in denen 
der Pulsſchlag des wirtſchaftlichen Leben einheitlich em— 
pfunden wird. 

Genoſſenſchaftliche Anwaltſchaft, Zentralſtelle für In— 
formationen und Anleitung, Zentralkaſſe und Kontrollinſtanz, 
Initiative bei der Gründung und Organiſation von Erwerbs— 
und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, Vermittelung zwiſchen ihnen 
und der ſtaatlichen Genoſſenſchaftsförderung — das ſind die 
weſentlichſten Funktionen, welche dieſen Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts in bezug auf den Ausbau des Syſtems 
genoſſenſchaftlicher Organiſation des Erwerbslebens zufallen. 

Als ein neues, aber wichtiges Gebiet wirtſchaftlicher 
Selbſtverwaltung müſſen dieſe Funktionen erfaßt werden, 
gleichmäßig dazu beſtimmt, die latenten Kräfte innerhalb der 
Bevölkerung für den Dienſt der gemeinſamen Sache lebendig 
zu machen und zu verhüten, daß ſie ſich zerſplittern und in 
einſeitiger Geltendmachung von Sonderintereſſen gegenſeitig 
aufreiben. 

Sp erſcheinen dieſe öffentlich-rechtlichen Verbände der 
erwerbtreibenden Klaſſen gewiſſermaßen als das Schlußglied 
der Kette von genoſſenſchaftlichen Einrichtungen, an denen 
die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts unabläſſig gearbeitet 
hat, um die Lücken zu ſchließen, welche das individualiſtiſche 
Syſtem der Wirtſchaftspolitik gelaſſen hat. 

Maan wird nicht erwarten können, daß der planmäßige 
Ausbau eines ſolchen genoſſenſchaftlichen Syſtems ſich raſch 
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und erihöpfend in dem Wirtichaftsleben unferer Kulturwelt 
durchſetzen werde; geiftige Trägheit und Schelfucht werden 
Ihon dazu beitragen, daß die Schwierigkeiten der Begründung 
dieſes Syſtems nicht zu gering werden, Formalismus und 
parteiiiche Kurzſichtigkeit werden feine Erfolge ſchmälern. 
Aber den Glauben an die Richtigkeit und den endlichen Sieg 
des Gedankens brauchen deshalb diejenigen nicht zu verlieren, 
welche in der Genoſſenſchaftsbewegung eine große, das ganze 
nationale Denken und Empfinden durchziehende dee erkannt 
haben, die, in der gejellichaftliden Natur der Menſchen be- 
gründet, in die höchiten Bereiche joztaler Ethik ihre werbende 
Kraft erjtredt. 

Freilich die wirtſchaftliche Freiheit des Einzelnen, die 
man jo oft als ſchrankenloſe Geltendmahung des wirtichaft- 
lihen Eigennutzes verftanden und die dann zu einem bedenf- 
lichen Mangel an gejelihaftliher Disziplin und an Gemein- 
finn ausartete, dieje Freiheit kann in dem genofjenshaftlichen 
Syitem der Wirtihaft nicht beitehen. Aber wenn dieſes 
Syftem die Erfolge zeitigt, welche es verjpricht, wenn die 
großen Volksmaſſen für ein gewiſſes Opfer an individueller 
Bewegungsfreiheit eine größere Sicherheit und Stetigfeit der 
wirtichaftliden Exiſtenz, eine Freiheit von der brutalen 
Macht der Stärkeren, einen Yortichritt in der ganzen Per— 
ſönlichkeit eintauſchen, dann werden fie dies Opfer auch nicht 
zu hoch finden, das ihnen dieſe hHöherwertigen Güter de3 ge- 
ſellſchaftlichen Lebens erwirbt. 

Aber nicht um einen Verzicht auf die Freiheit handelt 
es ſich, und nicht um ein Vreisgeben der großen wertvollen 
Errungenſchaften, welche die modernen Staaten als volkswirt— 
ſchaftliche Fundamentalrechte an die Spitze ihrer Verfaſſung 
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geiehrieben haben. Nur das Maß und die Art der Geltend- 
machung diefer Freiheit fteht in Frage, und hierfür ijt ent- 
icheidend der unendlich) veichere Inhalt unſeres heutigen 
Staatslebens und unferer heutigen fozialen Ordnung, welche 
vom Einzelnen verlangen, daß er ſich auf jedem Punkte als 
Glied de3 Ganzen fühlt, mit Selbſtbeherrſchung und Ge— 
rechtigkeit für Andere an die Ausübung jeiner Nechte wie an 
die Erfüllung jeiner Pflichten herantritt. 

Gin Auswirken dieſes Gedankens wird ſchließlich auch 
dem Staate zum Segen werden; gegenüber der geradezu ab⸗ 
ſtoßend wirkenden Zerſetzung der Parlamente wird er ein von 
Pflichtgefuhl und genoſſenſchaftlichem Selbſtbewußtſein ge— 
tragenes Volkstum als poſitiven politiſchen Faktor, eine ge— 
läuterte und durch die Erfahrung geſtärkte ſoziale Ethik als 
die Grundlage auch einer veredelten politiſchen Auffaſſung 
des Staates und ſeiner Miſſion bereit finden. 


10. 
über Statistik. 


Bortrag gehalten im Niederöfterreihifchen Gewerbevereine 1886. (Aus der 
„Wochenschrift des Niederöfterreihifchen Gemerbevereines“.) 





erden Sie mir nicht zürnen, verehrte Antvejende, daß 
ih Ihnen zumute, mir heute auf das dürre Gebiet der 
Statistik zu folgen, anftatt daß ich in das volle Leben 
hineingreife und Ihnen über irgend eine der großen Tragen 
des Öffentlichen Lebens Beſcheid gebe, welche heute die Welt 
bewegen ? 

Ich weiß es wohl, verehrte Herren, e8 gäbe manches, was 
angenehmer, intexeffanter wäre für Sie und fir mid); mandes, 
was vielleicht den Reiz des Augenblickes für ſich hätte, manches, 
was und mehr befriedigen würde vom Standpunkte der Ber- 
mehrung unferer pofitiven Kenntniffe Und nun gar, wenn 
ich Ihnen den Vorſchlag mache, nicht auf dieſes oder jenes 
konkrete Gebiet der Statiftit mir zu folgen, jondern wenn id) 
Shnen proponiere, einen Gang in das Gebiet der Statiftik 
im allgemeinen zu maden, wenn ich Sie einlade, mir zu= 
zuhören über die Statiftif in abstracto! 

Abſtrakte Gedanken, verehrte Anweſende, find wie Die 
Grundriſſe eines Bauez. Für den Fachmann find fie von . 
dem höchſten Intereſſe. Wer aber ein Gebäude nur mit dem Auge 
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des Aſthetikers betrachtet, oder wem es bei einem Gebäude 
nur zu tun iſt um das Behagen des Wohnens, der wendet 
gerne ſeinen Blick wieder weg von dem Grundriſſe und ſchaut 
nach der Faſſade, er ſchaut nach der inneren Einrichtung, die 
ihm Vorteile oder Genuß zu bieten verſpricht. Und doch 
bleibt der Grundriß die Hauptſache; da, wo der Grundriß 
nicht gut iſt, wird auch das äſthetiſche Bedürfnis nicht be— 
friedigt werden können, da wird auch das Wohnen nicht recht 
behaglich ſein. 

Und ſo wird es vielleicht auch möglich ſein, Ahnliches 
von dem Grundriſſe der Statiſtik zu ſagen. In dieſem Sinne, 
verehrte Anweſende, geſtatten Sie mir nun, daß ich heute 
etwas über den Grundriß der Statiſtik ſpreche. Ich hoffe, 
Sie damit doch einigermaßen zu intereſſieren, indem ich Ihnen 
zeige, daß wir es hier zu tun haben nicht mit einer be— 
ſonderen Fachwiſſenſchaft, ſondern mit etwas gänzlich All— 
gemeinem, mit einem Bau, der ſo ziemlich das ganze Leben 
umſpannt. 

Am Ende iſt das keine Neuigkeit. Es vergeht kein Tag, 
an dem nicht unſere Tagesblätter ſtatiſtiſche Daten bringen, 
und das allgemeine Intereſſe ſcheint vielleicht gar keinem 
anderen Zweige der Wiſſenſchaft ſo zugewendet zu ſein, wie der 
Statiſtik; wenigſtens iſt der Ruf nach Statiſtik überall laut 
und ſelbſt in den Höhen des Parlaments findet gerade die 
Poſition „Statiſtiſche Zentralkommiſſion“ ſtets eifrige Redner; 
wenn es nur auch immer eifrige Fürſprecher wären! — 

Aber nicht von dieſer Äußerlichkeit allein möchte ich 
ſprechen. Die Statiſtik, meine Herren, liegt dem Menſchen 
im Blute. Mein verehrter Freund Riehl hat vor einigen 
Jahren der Welt mitgeteilt, er habe eine ſtatiſtiſche Krankheit 
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entdeckt. Wenn das wahr ift, jo muß es wohl eine fonftitutionelle 
Krankheit fein, eine Krankheit die eben auch im Blute liegt. Es 
ift Ahnen vielleicht nicht befannt, daß jogar die Sage fid) der 
Statiftit bemächtigt hat. Einer unferer bedeutendften Ethno— 
graphen hat eine ftatiftiiche Sage entdeckt über das Gleichgewicht 
der beiden Geichlechter in der Bevölkerung. Auch die pofitive 
Geſchichtsſchreibung zeigt una, daß fich die Völker immer mit 
Statiftik abgegeben haben, die entwideltften am meijten. — Wir 
Hören von einer altchineſiſchen Statiftik, wir wiffen, daß die 
Bibel eine ganze Reihe von Angaben ftatiftifcher Natur enthält, 
daß fie ung von Zählungen berichtet, fo daß es und gar nicht 
mehr beſonders wundernehmen darf, wenn Kollege Karabatet 
einen Papyrus Rainer entdeckt, der eine wohlgeordnete Volks— 
zählungstabelle dev Agypter enthält. 

Doc genug folder Hiftorifcher Reminiszenzen. Das ſteht 
feft, daß die Statiftif immer geübt worden ift; in jeiner 
Meile hat jedes Volt davon Gebrauch gemadt. Es ift ein 
io innerliches Bedürfnis der Menſchen, Statiftik zu treiben, 
daß es ung eher wundernehmen müßte, wenn wir bei einem 
Volke feine Spur davon finden würden. Aber freilich, die 
Art und Weile, wie e3 gefchehen, ift nicht immer diejelbe 
geweſen; ſie ift auch nicht mehr zu vergleichen mit der Art 
und Weife, in welcher heute die Statiftit betrieben wird. 
Lange Zeit hindurch war dag, was man Statiſtik nannte, 
nur ein zufammenhanglojes Wiſſen von verſchiedenen einzelnen 
Dingen, die man mit größerer oder geringerer Genauigteit 
wußte, oder zu wiſſen vorgab. Wenn wir heute in den Be— 
griffsbeftimmungen über Statiftik älterer Zeit Umſchau halten, 
jo fehen wir, wie fi} die Gelehrten ängſtlich bemühten, ihre 
Definition möglihft weit zu Halten, damit ja alles, was 
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über Zuftände des Volks- und Staatslebens Poſitives gewußt 
werden kann, unter Unftänden auch in den Begriff der Statiftik 
hineinpaßt. Auch das, meine Herren, ift ſymptomatiſch, auch 
das zeigt, daß die Anficht beftand, es fei die Statiftik eine 
Art von Univerjalwifjenihaft, eine Wiſſenſchaft von jo ziem— 
fi allem, was das Leben angeht, nur daß man die Formel 
dafür nicht finden fonnte. 

Dann hat fi) die Wiſſenſchaft allerdings raſch emanziptert 
von einer Behandlungsmweije, welche nur in dem Anhäufen 
von unzufammenhängendem, pofitivem Wiſſen bejtand. Ste hat 
dh die Aufgabe geftellt, den Zuſammenhang der Dinge zu 
ergründen, oder, wie fie es zu formulieren beliebte, ſie hat jich 
die Aufgabe geftellt, die Geſetze des menſchlichen Lebens zu 
ergründen. Nun will ic hier an dieſer Stelle nicht darüber 
rechten, inwiefern eine ſolche Formel in der Zeit, in welcher 
fie aufgeftellt wide, überhaupt nur Ausficht auf Verwirk— 
lichung hatte; aber das ift jedenfalls Klar, daß das jtatiftijche 
Material, welches damals zur Verfügung ftand, für eine 
jolche Aufgabe abjolut ungenügend war. Man wurde ſich 
deffen alsbald bewußt und es beginnt nun eine rücdläufige 
Bewegung in dem Sinne, daß man zuerjt darauf bedacht 
nimmt, die pofitiven Daten der Statiftif zu vermehren, ihre 
Srhebungsarten zu verbeffern, um dann vielleicht mit mehr. 
Glück und Erfolg neuerdings auf dieſes höchſte Ziel der 
Wiſſenſchaft loszuſteuern, um die Hände neuerdings aus— 
zuſtrecken nach den Kränzen, welche der Wiſſenſchaft doch nur 
in jeltenen Fällen gejlochten werden. — 

Dieje Bemühung, das ſtatiſtiſche Material zu erweitern, 
erwächſt in erfter Linie mit der Verwaltung. Der Staat 
nimmt fich diefer Aufgabe an; wir fünnen jagen, die Statiftik 
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iſt heutzutage eine ftaatliche Funktion geworden. Nicht mehr 
die Gelehrten in ihren einfamen Stuben find es, welche der 
Statiftif neue Wege gewiejen haben; die Wiſſenſchaft ift in 
diejem Sinne in den Dienft der Verwaltung getreten; aber 
andererjeits ift die Statiftit als Wiſſenſchaft doch auch be— 
rufen, den Staat ſelbſt in feiner Funktion zu fördern, ihn 
auf jeinem Wege zu geleiten, und durch diefe Wechjelwirkung 
von Wilfenihaft und Verwaltung wird fortwährend an der 
Statiſtik gebeſſert, und Fortſchritte find, wie ich glaube, un— 
verfennbar. — 

Die Statiftil ift, wie gejagt, eine ſtaatliche Funktion 
geworden; e3 liegt in der Natur der Dinge, daß ihr Zuſammen— 
Hang zuerft da klar gejehen wird, wo die Fäden der Erkenntnis 
in einem Knotenpunkte zufammenlaufen, und das iſt doc 
zunächſt in der ſtaatlichen Verwaltung mit ihrem reich ent- 
widelten Organismus, der wie ein Neb von Beobachtungs— 
Htationen über dem ganzen Gebiete ausgebreitet if. Der 
Staat iſt ji) auf diefe Weife verhältnismäßig frühzeitig 
bewußt geworden, daß ex alle diefe Einrichtungen nicht bloß 
Ihaftt, um dieſen oder jenen konkreten Verwaltungszweck zu 
erfüllen, ſondern daß ſie ſchließlich alle zufammen dazu da 
find, um einen Überblick über die Gefamtheit der Gejellichaft, 
der politiihen und adminiftrativen Verhältniffe zu gewinnen, 
und die Einrichtungen, welche der Staat demgemäß feinen 
Behörden gibt, die Funktionen, welche er ihnen aufträgt, 
find Ihon alle mehr oder minder von dem Gedanken durch— 
drungen, daß ſie zugleich auch berufen find, auf dem Wege 
der ftatiftiichen Verzeichnung zu allgemeinen Überfichten über 
den Stand und die Örundbedingungen feiner Exiſtenz bei- 
- zuftragen. — 
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Damit habe ich jo ziemlich bezeichnet, was die Statiftik 
jetzt iſt. Es ift aber das, Wie ich glaube, noch bei weiten 
nicht genug. Der Staat ift mit feiner Leiftungsfähigfeit auf 
dem ftatiftifchen Felde doch jehr bald zu Ende; er Hat jeine 
Organe zur Verfügung und jeine Organe verzeichnen Dazjenige, 
was Schließlich durch ihre Hand geht, aber nicht mehr und 
nicht weniger. Es fällt ihnen ſchon ſehr ſchwer, ſich in den 
Verhältniſſen, die nicht unmittelbar vom Staate adminiſtriert 
werden, überhaupt zu orientieren, geſchweige denn, daß es 
ihnen möglich wäre, in dieſe Verhältniſſe einzudringen und 
nun von innen heraus, wie der Staat das in ſeiner eigenen 
Verwaltung macht, die Statiſtik zu ſchaffen. 

Und darum geſtatten Sie mir, verehrte Herren, daß ich 
den ganz kurzen Satz hinſtelle: für die Statiſtik iſt es nicht 
genug, wenn ſie nur eine ſtaatliche Funktion iſt, ſie muß eine 
geſellſchaftliche Funktion werden; die ganze Geſellſchaft wird 
ſchließlich aufgerufen werden müſſen, um Statiſtik zu machen. 
Damit wir aber diefen Satz richtig verftehen und damit Sie 
mi) nicht der Übertreibung zeihen, geftatten Sie mir, daß 
ich etwas aushole. 

Das, was wir in der Statiftif erfahren wollen, iſt nie 
etwas einzelnes, das ift immer etwas Generelleg. Das, was 
der Einzelne darftellt innerhalb der Geſellſchaft, innerhalb der 
Bevölkerung, innerhalb dev Menſchheit, ift Schließlich für Die 
Statiftit ganz gleichgültig. Wir werden die Statiftif weder 
nach dem individuellen Leben des Einzelnen fragen, noch nad) 
ſeiner Gejundheit, feiner Bildung und Dergleihen, noch auch 
werden wir fie befragen nad) dem individuellen Buftande, 
nach der Entwickeluug feiner Wirtfhaft. Für uns iſt der 
Ginzelne nur ein Element deſſen, mas wir wiſſen wollen, 
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nämlih der Gefamtheit. Jedes Moment in dem Leben des 
Einzelnen ift nur eine Zahl, aus deren Summe wir die 
Größenverhältniſſe der Mafje fonftruieren wollen. Für uns 
it aljo nur wichtig zu willen, wie fich jene Gejamtheit, die 
wir als Einheit uns denken, verhält, und auf diefem Wege 
verſuchen wir, in der Statiftif zur Erkenntnis der großen 
Bewegungen in der Gejellihaft zu fommen. Nun begreifen 
Sie ja, meine Herren, alle Individuen in der Gejelichaft 
find ja doch untereinander mannigfach verbunden. Keiner 
ſteht für ſich allein; jeder gehört nicht nur einem, ſondern 
vielen Kreifen zugleid) an; er iſt zualeih Mitglied einer 
Familie, Mitglied einer Gemeinde, eines Staates, er iſt An— 
gehöriger eines Berufes, ex gehört einer gewiſſen Bildungs— 
ſchichte an. Alles das gibt gleichartige Intereſſen, gleich- 
artige Strebungen. Sp finden Sie, daß jeder Menſch, auf 
jedem Punkte jeines Lebens, fortwährend beeinflußt iſt von 
der Gemeinſchaft. Das, was er tut, unternimmt ex wohl 
aus freiem Willen, aber unter gleichen Umftänden und aus 
den gleichen Beweggründen wie viele Taufend andere neben 
ihm. Und fo entjteht das, was wir Mafjeneriheinung nennen, 
von welcher wir Eigenſchaften ausſagen können, die nicht au) 
in derfelben Weile von dem Einzelnen ausgejagt werden fünnen. 

Wenn wir jagen, die Sterblichkeit der Kinder im erſten 
Lebenzjahre ift jo und jo jtark, jo wird niemand behaupten 
wollen, daß das einzelne Kind in diefem beitimmten Zeit- 
raume ſtirbt; und wenn wir jagen, daß ein gewiljer Beruf 
eine gewilje Sterblichkeit mit fi) bringt, jo wird niemand 
folgern, daß derjenige Einzelne, der diefem Berufe angehört, 
diejer jo gearteten Sterblichkeit verfallen ſei. 

Wenn wir nun aber diejes Ziel feſt im Auge haben, jo 
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ift e8 außerordentlich einfach zu fehen, daß bie Statiftif bei 
weiten nicht genügend gepflegt ift, wenn fie nur von jeite 
der ftaatlichen Organe in Bezug auf jene Verhältniſſe geführt 
wird, welche der ftaatlichen Einwirkung direkt oder indirekt 
unterliegen, denn wir find ja doch nicht auf dem Punkte an- 
gefommen, two wir das Wohl und Wehe, wo wir die Summe 
unſerer Bedürfniffe und Intereſſen in die Hände unferer Regierung 
gelegt hätten. — Wir erfennen es ja doch zweifellos ala 
unfer wichtigſtes Beſitztum an, daß wir von den ſtaatlichen 
Einflüſſen im allgemeinen befreit ſind, daß wir befreit ſind 
von der adminiſtrativen Bevormundung, daß wir das Selbit- 
beſtimmungsrecht haben, das uns geſtattet, unter ganz gleichen 
ſtaatlichen Bedingungen nach den konkreten Bedürfniſſen unſeres 
eigenen Ich zu leben. — 

Wollen wir nun aber dieſen Gedanken bis zu Ende führen, 
ſo iſt es unzweifelhaft, daß dazu vorerſt notwendig iſt, daß 
ſich jeder ſeiner eigenen Stellung in der Geſellſchaft bewußt 
iſt, daß jeder ſich genau Rechenſchaft geben kann über alle 
geſellſchaftlich bedeutſamen Momente ſeines eigenen Lebens, 
daß jeder ſich klar iſt über die Ordnung, in der er ſteht und 
über das Maß der Bedeutung, die ihm in dieſer Geſellſchaft 
zukommt. 

Die Ordnung, in welcher der Einzelne ſich bewegt, iſt die 
geſellſchaftliche Ordnung, deren Vielſeitigkeit ich kurz an— 
gedeutet habe. Ebenſo vielſeitig aber wie die Geſellſchaft 
muß auch die Orientierung des Einzelnen über ſein eigenes 
Leben ſein, in ſeinem eigenen und im Intereſſe der Statiſtik, 
welche aus der maſſenhaften Einzelbeobachtung zur Erkenntnis 
der Maße ſelbſt gelangt. Denn das Maß für ſeine eigene 
Bedeutung innerhalb der geſellſchaftlichen Ordnung findet 
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jeder nur dadurch, daß er einen Maßjtab hat, daß er im 
jftande ift, verfchiedenartige Verhältniffe, die aber doch ein 
Gemeinjames haben, unter einander zu vergleihen. Sowohl 
die Quantitätz- als die Qualitätsunterfchiede der gejellichaft- 
lien Ordnung find für jeden einzelnen, der überhaupt dentend 
in der Gejellichaft lebt, von der größten Wichtigkeit; für die 
Statiftit der Gejelihaft im ganzen aber gewinnen wir diejes 
Maß für die Beurteilung ihrer VBerhältnifje in feiner anderen 
Weife, als dadurch, daß wir die Größen nebeneinander 
ftellen, in denen die verichtedenen gejellichaftlichen Kreiſe, 
die verichiedenen gejelljchaftlichen Intereſſen auftreten, und 
dieſe Größenverhältniffe gewinnen wir wieder nur da— 
dur), wenn wir jene Funktion vornehmen, die jchlieg- 
li immer zur Erkenntnis von Maffeneriheinungen führt, 
nämlich), in rein formeller Hinficht bezeichnet, das Verzeichnis 
und die Rechnung. Dieje ganz elementaren Borgänge find 
es, welche Schließlich die größten ſozialen Effekte hervorbringen; 
fie gewähren zunächft einen Überblick über alle Faktoren, 
welche das gejellihaftliche Xeben erzeugen, und bilden damit 
die unerläßliche Borausfegung, daß in unferer vielverfchlungenen 
Gejelihaft Ordnung und Ebenmaß herrſche. Verzeichnis 
und Rechnung find aber zugleich die elementaren Borgänge 
der Statiftif, und jo dürfte es nun zunächſt klar jein, was 
es bejagen will, daß die Statiftik eine gejellfehaftliche Funktion 
fein muß. Seder muß feinen Teil dazu beitragen, ſie zu 
führen. Nur in der ausnahmslojen Mitwirkung aller an 
der Beſchaffung des Urmaterials, wie wir fie für einen 
einzelnen Zweck in der Volkszählung ja bereit3 aufrufen, tft 
die Möglichkeit einer vollftändigen Erfaffung der geſellſchaft— 
lichen Mafjenverhältnifje und damit die Erhaltung feiler 
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Ordnung und Ehenmäßigfeit der gejelipaftlichen Bewegung 
gegeben. 

Und nun geftatten Sie, verehrte Herren, daß ich Ihnen 
das an einigen draftiichen Beifpielen illuftriere. 

Das Einfachfte, was jedenfalls innerhalb der gejamten 
gejelichaftlihen Ordnung geleiftet wird in Bezug auf Die 
Gewinnung eines Überblides und eines Maßftabes für die 
Bedeutung der eigenen Verhältniffe, das ift, wie mir jcheint, 
das einfache Rechenbuch der Hausfrau. Das Rechenbuch der 
Hausfrau hat zunähft den Zweck, fi) darüber Rechenſchaft 
zu geben, ob jede Ausgabe, die verbucht ift, auch wirklich 
gemacht wurde, beziehungsweije ob die Rechnung jtimmt. Es 
hat andererjeit3 dieſes Nechenbuch die Aufgabe, eine gewiſſe 
Sicherheit über den Einklang von Einnahmen und Ausgaben 
jederzeit zu bieten und damit, fünnte man am Ende jagen, 
ift die unmittelbarfte Funktion diefes Rechenbuches zu Ende. — 
Tatfächlich ift dies nicht der Fall. Denn jede denfende Hauz- 
frau wird Sich nicht damit begnügen, daß Einnahmen und 
Ausgaben ftimmen; fie wird fich fragen, ob auch in diejem 
Rechenbuche jene Verhältnigmäßigkeit der verjchiedenen Aus- 
gaben vorwaltet, welche die Beruhigung dafür bietet, daß 
fie gut gewirtjchaftet hat. Die Überſicht über die Gruppen 
der Einnahmen und der Ausgaben gibt ihr eine Art von 
Siejerheit dafür, daß Ordnung in ihrem Haushalte herricht, 
und wenn eine joldhe Verhältnismäßigkeit ſich nicht einftellt, 
io ift das wie die Stimme des böfen Gewiſſens für die 
Hausfrau. Es ift fein Zweifel, daß fie, wenn fie ihr Rechen— 
buch führt nad) den Hauptrubriken des Bedarfes und die ver- 
ſchiedenen Bedarfsgrößen untereinander vergleicht, eine ele- 
mentare ftatiftiiche Funktion ausübt. Sie vereinigt ebenjo 
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wie der größte Statiſtiker eine Maſſe von Einzelerſcheinungen 
in gewiſſe größere Gruppen, um dadurch einen Überblick her— 
zuſtellen. Sie bildet aus den elementaren Tatſachen Maſſen— 
erſcheinungen, und dieſe ſind es, welche ſie nun intereſſieren, 
nicht mehr die einzelnen Poſitionen. In derſelben Weiſe 
aber, wie wir es hier mit ganz elementaren Vorgängen zu 
tun haben, vollzieht ſich nun in der ganzen Welt fortwährend 
eine Summe von ſolchen Beobachtungen. 

Sie wiſſen gewiß, verehrte Herren, welche Bedeutung 
vom Standpunkte der wirtſchaftlichen Statiſtik aus dem 
Haushaltungsbudget beigemeſſen wird. Es wird Ihnen be— 
kannt ſein, wie viele Verſuche dieſer Art ſchon gemacht worden 
ſind, und wie wenig Erfolge dieſe Verſuche gehabt haben. 
Es erſcheint unglaublich, iſt aber tatſächlich der Fall, daß es 
unendlich ſchwer iſt, ein korrekt aufgeſtelltes Haushaltungs— 
budget von dritten Perſonen zu erhalten. Und doch, was 
bedeutet dieſe Aufſtellung von Haushaltungsbudgets? Nicht 
mehr und nicht minder als den Überbli über die geſamte 
ökonomiſche Lage der Gejellichaft. 

Sn dem Haushaltungsbudget ift dasjenige, was ung 
vom Standpunkte der Wirtſchaft intereffiert, die Verhältnis— 
mäßigkeit. Wir wollen ja eben jehen, wie ſich zu dem 
Gejamteinfommen des Mannes feine Miete, jein Nahrung3- 
bedarf, fein Mleidungsbedarf verhält, und wenn wir das in 
einer genügenden Anzahl von verbürgten Fällen vor uns 
haben, jo können wir bis zu einem gewiſſen Grade jogar jo 
weit gehen und jagen: Nun Haben wir ein Normalbudget für 
eine gegebene Bevölkerungsklaſſe, für eine gegebene Volksſchicht, 
mit einem gegebenen Einkommen, und ter diejes Normal- 
budget nicht einhält, von dem fann man mit ziemlicher 
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Sicherheit jagen, daß ex in ungeordneten Berhältnifien 
lebt. Überaug bedeutfam ift dies für den Arbeiter. Gerade 
die Verſuche, Arbeiterbudgets aufzuftellen, find in größerem 
Umfange betrieben worden, und fie haben uns einen lehr- 
reihen Einblick eröffnet, obwohl die Schwierigkeiten unglaub- 
lich groß find, wirklich verläßliche Arbeiterbudget3 in der 
genügenden Anzahl zu erhalten. Man toird wohl jagen, die 
Arbeiterbudget3 kennt man ohnehin, denn der Arbeiter braucht 
ioviel als jein Einfommen ausmadt. Es ift nun wohl richtig: 
da der Arbeiter nicht mehr hat, als er unbedingt zum Leben 
braucht, jo wird auch der Spielraum in ben einzelnen 
Pofitionen jeines Ausgabenbudgets außerordentlich gering 
ſein. Aber, meine Herren, ich glaube doch aufmerkſam machen 
zu dürfen, daß, wenn auch nur fünf Prozent des Einkommens 
eines Arbeiters nicht von den dringendſten Bedürfniſſen auf— 
gebraucht werden, gerade dieſe fünf Prozent es ſind, welche 
ſein Lebensglück begründen können, welche ihn erheben können 
über das Elend des täglichen Lebens. 

Wenn nun das, meine Herren, eine wichtige Angelegenheit 
iſt, daß wir uns Klarheit verſchaffen über die Größengruppen 
des Bedürfniſſes in den einzelnen Geſellſchaftsklaſſen, ſo werden 
Sie mir gewiß auch beiſtimmen, wenn ich ſage, hier iſt jeder 
in der Lage ſeinen Teil beizutragen; die Vorausſetzung iſt ja 
nur die, daß das Haushaltungsbuch in der Ordnung iſt, daß 
es jo angeordnet iſt, daß demſelben ſtatiſtiſche Daten ent= 
nommen werden können, und ich halte es daher durchaus für 
wichtig, daß bejonders in jenen Schulen, in welden bie 
Mittelflaffe unterrichtet wird, auch die Haushaltungstunde 
al3 ein Lehrgegenftand eingeführt wird. 

Sie fehen, meine Herren, ſchon diefer eine Punkt greift 
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ſo tief in das geſellſchaftliche Leben ein, daß wir bis zu 
einem gewiſſen Grade ſagen können, man kann ſogar die 
ſoziale Frage damit löſen. 

Und nun geſtatten Sie, daß ich von hier aus einen Schritt 
weitergehe, um Ihnen die Bedeutung meiner Theſe vor Augen 
zu führen. Wenn die Statiſtik eine geſellſchaftliche Funktion 
iſt, ſo muß dies in noch höherem Maße als von der Haus— 
wirtſchaft von der Nationalwirtſchaft gelten. Ihnen, verehrte 
Herren, brauche ich kein Wort zu ſagen über die Bedeutung 
einer guten Buchführung. Eine gute Buchführung, wie ich 
ſie mir vom geſellſchaftlichen Standpunkte denke, muß 
ſo geartet ſein, daß ſie auch einer ſtatiſtiſchen Funktion zu 
entſprechen vermag. Führt denn der einzelne Geſchäftsmann 
nur Buch, damit er weiß, ob ſeine Einnahmen und Ausgaben 
ſtimmen? Führt er nicht vielmehr Buch, damit er ſich voll— 
kommen Rechenſchaft geben kann über die Situation ſeines 
Geſchäftes? Und kann er ſich vollkommen Rechenſchaft 
darüber geben, wenn er nicht jene Gruppen von Einzel— 
erſcheinungen bildet, welche dann als Maſſenerſcheinung ihm 
entgegentreten? Ich glaube, meine Herren, das iſt ſchon vom 
ganz einſeitigen Standpunkte des Privatintereſſes aus geboten. 
Aber iſt denn der Einzelne nur für ſein Privatintereſſe vor— 
handen? Iſt er nicht zugleich Glied der Geſellſchaft? Hat 
er nicht das größte Intereſſe daran, daß neben ihm auch 
andere gedeihen? und wie wird dieſem Bedürfniſſe, das in 
dem geſellſchaftlichen Leben des Menſchen, in dem geſellſchaft— 
lichen Leben des denkenden Menſchen begründet iſt, entſprochen? 
Doch nicht dadurch, daß jeder ſich von dem andern hermetiſch 
abſchließt und nur bedacht iſt, daß der andere nichts von 
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er nach Möglichkeit dazu beiträgt, daß aus dieſen vielen Er— 
ſcheinungen der Einzelwirtſchaften ſich ein möglichſt weites 
Geſamtbild der Volkswirtſchaft ergibt. 

Jeder intelligente Induſtrielle legt ſich ja heute 
eine Hausſtatiſtik an, in welcher nicht nur die Daten ſeiner 
eigenen Wirtſchaft, ſondern auch andere zur Vergleichung 
brauchbare Zahlenverhältniſſe verzeichnet werden. Wir haben 
auch ſchon große, von Privatunternehmungen geleitete ſtatiſti— 
ſche Berichte über dieſe oder jene Vorkommniſſe des wirtſchaft— 
lichen Lebens, über einzelne Produktionszweige und Handels— 
verhältniſſe. 

Iſt es denn da eine ſo große Sache, wenn Induſtrielle, 
wenn die Geſchäftswelt überhaupt zuſammentritt und aus 
ihrem Kreiſe eine Vertrauenskommiſſion beſtellt, welche, ge— 
ſtützt auf die aus den Büchern der einzelnen Unternehmungen 
gewonnenen elementaren Daten, eine Induſtrieſtatiſtik macht? 
Wollen Sie denn alles vom Staate erwarten? Wollen Sie 
dem Staate zumuten, daß ex in Ihre privaten Verhältniſſe 
Einblick nimmt? und anders iſt es ja doch nicht möglich, eine 
Statiſtik zu machen, als daß wir aus der Zuſammenfaſſung 
der Einzelfälle das Bild der Maſſe und ihrer Verhältniſſe 
entwerfen. Ich glaube, es liegt im lebhafteſten Intereſſe der 
Geſchäftswelt, daß ſie ſelbſt Hand anlege und — wenn Sie 
mir geſtatten, daß ich dieſen privatwirtſchaftlichen, dieſen 
Standpunkt der Sonderintereſſen etwas beiſeite ſetze — jeder 
iſt ja auch geſellſchaftlich verpflichtet, und in dieſer geſell— 
ſchaftlichen Verpflichtung liegt, wie mir ſcheint, die Auf- 
forderung, auch das beizutragen, was zur Klarſtellung der 
gejellfchaftlichen Verhältniſſe dient. Jeder wird ſchließlich 
dabei ſeine Rechnung finden. Warum verlangt denn jedermann 
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nach ftatiftiihen Daten? Weil er weiß, daß er durch die 
befjere Erkenntnis der Verhältniffe der Geſellſchaft auch beſſer 
im ſtande ift, fich jelbft in diefer Geſellſchaft zu orientieren 
und ſeine Bofition zu ftärken. 

Jeder tft ja in feinem Gedeihen von allen anderen be- 
dingt. Für Leinen befteht ein gefondertes Syſtem von Urſachen 
und Wirkungen. Hier tritt die Statiftit voll in ihre Rechte 
ein. Wie die Buchführung die Menſchen erzogen Hat zur 
Genauigkeit und ſorgſamen Zuratehaltung im Einzelhaushalt 
und Geſchäft, jo muß die Statiftik fie erziehen zur gejell= 
ichaftlichen Ordnung und zum Bewußtfein ihrer Eingliederung 
in da3 Syſtem der geſellſchaftlichen Kräfte und Intereſſen. 

Sa, meine Herren, Sie werden jagen, daß zu joldem 
Behufe die Buchführung ganz anders eingerichtet fein müſſe; 
dieje Antwort erhält man fortwährend, wenn man den Ver— 
ſuch macht, die ftatiftiiden Aufnahmen zu erweitern. Die 
moderne Gejetgebung fängt allerdings an, bet jolchen Unter- 
nehmungen, welche zu öffentlicher Rechnungslegung verpflichtet 
find, darauf hinzuwirken, daß dieſe Rechnungslegung in einer 
ſolchen Form geboten wird, welche zugleich auch geitattet, 
eine ftatiftifche Ausbeutung vorzunehmen. Allein Sie werden 
mir Recht geben, wenn ich ſage, daß e3 nicht gut iſt, auch 
Hier wieder den Staat zu Hilfe zu rufen; aber umjo wichtiger 
ift e8 dann zu betonen, daß ſich die Geſchäftswelt jchon bei 
der Einrichtung ihrer Buchführung daran erinnere, daß fie 
in den Dienst der Statiſtik geftellt werden muß. 

Sp kommen wir denn, wie mir jceheint, von allen Seiten 
auf den einen Punkt, daß die Gtatiftif von jo allgemeinem 
Wert ift für jede einzelne Eriftenz, für jedes einzelne Geſchäft, 
für jede Betätigung gejelichaftlicher Sen DC eben 
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auch nur eine ganz univerjelle Leiftung im jtande ift dem zu 
entſprechen. Wir können jagen, die Statiftif iſt die Er— 
tenntnis der Größenverhältniffe der gefellſchaftlichen Zuftände 
und Vorgänge. Am Bereiche der Wiſſenſchaft führt dieje 
Erkenntnis zur Aufſtellung der Kaujalität, im Bereiche des 
Lebens führt diefe Erkenntnis der Größenverhältnifje zur 
Ordnung und zum Maße der Dinge. Es wirkt num hier, 
wie Sie jehen, die Wirkung wieder als Urſache. Wenn wir 
urfprünglich die Geſellſchaft in Anſpruch genommen haben, 
daß fie ſtatiſtiſch funktioniere, jo jagen wir nun, die Statiſtik 
funktioniert gefelichaftlich, fie wirkt darauf Hin, daß in der 
gefamten Gejellichaft viel befjere Ordnung, beſſeres Maß, 
beſſeres Gleichgewicht der Kräfte befteht, ala wenn der Über- 
blick noch nicht vorhanden ift. — 

Damit, meine Herren, habe ich Ihnen im wejentlichen 
den Grundriß der Statiftit erläutert. Es ift aber damit 
zugleich auch ſchon die Grenze gegeben, über welche hinaus 
die Bedeutung der Statiftit nicht reiht. Man verlangt 
vielfach don der Statiftif viel zu viel; man erwartet aber 
auf der anderen Seite wieder viel zu wenig. Man erivartet 
zu viel, wenn man glaubt, daß fich alles ſtatiſtiſch beweiſen 
läßt, wenn bei jeder Gelegenheit der Ruf nach ſtatiſtiſchen 
Daten laut wird. In dieſer Unficyerheit der Beurteilung des 
Könnens der Statiftit liegt auch die Ungerechtigkeit, welche 
der Statiftit widerfährt. Mean vertraut ihr auf der einen 
Seite zu viel, auf der anderen zu wenig. Man: bezeichnet 
fie einerjeit3 als die exaftejte Methode, um zur Erkenntnis 
der Wahrheit zu gelangen und mißbraudt fie auf der anderen 
Seite in jeder möglichen Weile. Es ift ebenjo, meine Herren, 
wie mit dem, wa3 ich früher angedeutet habe. Die Statiftik 
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iſt unendlich populär, injofern ſtatiſtiſche Daten in jedem Tage- 
blatte Aufnahme finden. Die Statiftik ift gleichſam die ftete 
Begleiterin der übrigen dem Volke gebotenen geiftigen Nahrung, 
und doch iſt die ftatiftiiche Literatur die gemiedenfte, jo daß 
die Regierungen ſich entſchließen mußten, die Yiterarijche 
Produktion der Statijtif falt ganz auf ihre Rechnung zu 
übernehmen. Man betrachtet die Statiftit als unentbehrliche 
und untrüglide Wegweiſerin in allen Fragen des öffentlichen 
Leben, und doch werden immer wieder Gejete nad) Partei- 
Programmen entworfen und beraten, bei denen die Statiftif 
niht an der Wiege gejtanden. — 

Das, meine Herren, iſt wieder auf denjelben Umftand 
zurüdzuführen. Man fennt die Grenze der Statiftif nit. 
Die Grenze der Statiftit läßt fih nah dem, was id 
früher gejagt habe, unſchwer ziehen. Die Statiftif ift die 
Erkenntnis der Größenverhältnifje der Geſellſchaft. Nur da, 
wo wir Größen haben, die fi) mefjen laffen mit dem Maß— 
jtabe, der un3 allein zu Gebote fteht, mit der Zahl, können 
wir von der Statijtif Gebrauch machen. Aber e3 gibt Dinge, 
die ſich nicht meſſen laſſen, und das find nicht die un— 
bedeutendjten. Der Geiſt der Geſchichte ift jo fein, daß er 
ih jeder Mefjung entzieht; und bei weitem nicht alles, was 
das Leben der Gejellichaft bewegt, ijt in fo feiten Größen- 
verhältnifjen ausgeprägt, daß es der ſtatiſtiſchen Meſſung 
zugänglih wäre Ihr Verfahren kann vielmehr zumeift nur 
die Außerlihen Zuftände und Vorgänge erfaſſen. Gerade die 
am tiefften liegenden und daher am allgemeiniten wirkenden 
Urſachen jind ſelbſt in Mafjenwirkungen einer Zeit noch nicht 
genügend erfennbar. Wir werden daher das jtatiftiiche Ver— 
Tahren im allgemeinen da al3 anwendbar bezeichnen, wo feit- 
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ſtehende Grundſätze eine neue Geſtaltung erhalten ſollen, weil 
hier der ſtatiſtiſche Nachweis des Widerſpruchs der tatſächlichen 
Verhältniſſe mit dem Grundjake geliefert jein muß, um die 
Reform wirklich motivieren zu können. 

Wenn 3. B. der Grundjaß feftiteht, daß jeder nad) Maß— 
gabe ſeines Einkommens beſteuert werden ſoll, dann wird die 
Statiſtik ſagen, ob dieſer Grundſatz in der Steuergeſetzgebung 
richtig angewendet iſt, und eine neue Vorlage über Steuer— 
geſetze, bei welcher das Prinzip der Einkommenbeſteuerung 
unerſchüttert geblieben iſt, wird ſich auf eine ſtatiſtiſche Unter— 
lage ſtützen müſſen. — Wenn aber ein neuer Grundſatz, wenn 
ein neues Größenprinzip eingeführt werden ſoll in die Geſetz— 
gebung, in das Leben, da fehlt uns Statiſtikern der Maßſtab; 
denn wir haben biher für die zu beobachtenden Erſcheinungen 
keine gleiche Baſis gehabt, wir können alſo nicht vergleichen. 
Hier bricht ſich der Gedanke mit elementarer Macht ſeine 
Bahn und niemandem fällt es ein, nach der Statiſtik zu 
fragen. Als man im Jahre 1848 die Grundentlaſtung ver= 
langt hat, glauben Sie, daß jemand gejagt Hat, zuerſt wollen 
wir ftatiftifch bewiefen haben, daß es dem Bauer ſo ſchlecht 
geht, daß wir die Untertänigkeit aufheben müſſen? Hier, 
meine Herren, iſt die Statiſtik zu Hein, um an die Bedeutung 
ſolcher Prinzipienänderungen heranzureichen. Ob fie nun 
Nuten oder Schaden ftiften, die Statistik ift dann an beiden 
unſchuldig. 

Aber, meine Herren, gar zu häufig wechſeln die großen 
Grundſätze, nach welchen ſich das Leben richtet, nicht. Es 
iſt nicht möglich, daß man in jedem Augenblicke von neuen 
Prinzipien ſpricht, von Geſtaltungen des öffentlichen Lebens, 
die gar nichts Vergleichbares bisher gehabt hätten und darum 
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geftatten Sie mir zu jagen, daß e3 mir als eine Leichtfertigteit 
vorkommt, daß man ohne eine genügende Unterlage an neue 
gejeßgeberifche Verſuche herantritt, bei welchen es ji im 
weſentlichen darum handelt, auf bereit3 prinzipiell vorgezeich- 
neten Bahnen Weiter zur gehen, eine beſſere Gleihmäßigteit, 
eine beffere Verhältnismäßigkeit der Dinge herbeizuführen. 
Überall dort, wo folches in Frage fteht, ift das Verfahren 
der Meſſung der Größen, da3 ftatiftifche Verfahren das einzige, 
das ung zum Ziele führt, das uns ficher geleiten fan, und 
wer e3 hier außer acht läßt, der verfteht überhaupt die ſoziale 
Funktion desſelben nicht. 

Es ift aber noch eines, was mir auf dem Herzen liegt 
und womit ich Sie noch Kurze Zeit behelligen möchte. Man 
vindiziert wohl der Statiftik die Fähigkeit, jo ſicher wie fein 
anderes Verfahren die Größenverhältniffe der gejelichaftlichen 
Erſcheinungen feftzuftellen, aber man traut ihr nit, man 
fieht in ihr ein Verfahren, das jeder Art von Mißbrauch 
zugänglich ift. 

63 ift für mich hier freilich etwas ſchwer, die Objektivität 
der Statiftit verteidigen zu wollen. Sie könnten vielleicht 
geneigt jein zu jagen, daß pro domo geſprochen wird, daß 
es fich nur darum Handelt, Ihr Wohlwollen für die Pflege 
der amtlichen Statistik zu Faptivieren. Sie können überzeugt 
jein, daß ich das zu ſchätzen weiß, daß e3 ſich aber um eine 
ganz ernsthafte und wichtige Frage handelt. 

Die Objektivität des ftatiftifchen Verfahrens ift ſchon 
damit angezeigt, daß jo viele Organe an ihrem Zuftande- 
fommen mitwirfen. Wenn die Statiftik jo funktioniert, wie 
ich fie mix ideal vorftelle, dann ift ja niemand objeftiver als 
eben die Lieferanten der ſtatiſtiſchen Daten, nämlich die Ge- 
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jellichaft jelbit; und was die Bearbeitung anbetrifft, jo möchte 
ich betonen, die Bearbeitung der ſtatiſtiſchen Daten beiteht 
darin, daß man das Mannigfachſte, das Zerftreutefte unter 
einen Geſichtswinkel bringt, den Zujammenhang aller 
Dinge fih klar macht. Der Statiſtiker jteht bejtändig in— 
mitten des maſſenhaften, aus den verichiedenartigften prafti- 
ſchen und wiſſenſchaftlichen Bedürfniffen, aus den verjchieden- 
artigiten Lebensgebieten ermittelten Stoffes; von dem erhöhten 
Standpunkte des pflihtmäßig zur Sammlung, Ordnung und 
Verwertung desſelben beftellten Vertrauensmannes aus über- 
ſchaut und ordnet er fortwährend die ganze Fülle der tat- 
jächlichen Beobachtungen. Die Univerfalität des Blickes, die 
gleihmäßige Berükfihtigung aller ftatiftiih erfaßbaren Er- 
ſcheinungen, die fortwährende Rüdfiht auf die Beziehungen 
und Zufammenhänge der Erjcheinungen der verſchiedenſten 
auch ſcheinbar heterogenften Art charakterifieren jeine Auf- 
faffung und fein Wirken. Ungeſucht, ja unvermutet jtellen 
fich hier Beziehungen, dort Unterfchiede ein und jtören be- 
ſtändig die Zirkel des Statiſtikers, der, nad) vorgefaßter 
Meinung, die Reihen interpretieren wollte. Es bedürfte einer 
koloſſalen Fälſchung, die wieder faum der größte Meijter der 
Statiftif zu ftande brächte, um die ftatiftiichen Reihen zur 
Beweisführung jo zu verändern, daß fie doch alle unter- 
einander in Übereinftimmung blieben. 

Die Gefahr des Mißbrauch mit Statistik Liegt nit in 
diefer Richtung. Es ift nur eine Gefahr für die Objektivität 
der Statiftif, das ift die Einfeitigfeit derfelben. Sobald fie 
einfeitig wird, kann jie nicht objektiv fein, weil ihr eben all 
dasjenige fehlt, was fie zur Vergleichung, zur Feſtſtellung des 
Berhältnifjes aller einzelnen Größen braudt, und darum jage 


Über Statiftik. 249 








ih, je unvollfommener die Statiftif ausgebildet tft in ihrem 
geſamten Verfahren, defto leichter kann fie mißbraucht werden. 
Je mehr fie ſich einbürgert, als geſellſchaftliche Funktion aller, 
jo daß jeder daran teilnimmt in feiner Weife, jeder mit 
jeinem Intereſſe, und je einheitlicher ihr Verfahren, je kon— 
zentrierter ihre Bearbeitung ift, defto weniger tft zu bejorgen, 
daß fie mißbraudt wird. Gerade darin Liegt die Korrektur, 
daß wir das Intereſſe an der Statiftif verallgemeinern; und 
jo fommen mir denn zu dem Ergebnis, daß die Statiftik 
wirklich eine alle Geſellſchaftskreiſe, alle Intereffen berührende 
Wiſſenſchaft ift. Nicht eine Fachwiſſenſchaft, nicht eine be- 
jondere Disziplin, die neben anderen einhergeht, jondern eine 
allgemeine, eine grundlegende. Allerdings, eine Dienerin ift 
die Statiftif, wie etiva die Uhr in den Dienft der Menfchen 
gejtelt ift. Gehen wir aber nicht nad) der Uhr? Warum 
jollen wir nicht aud) einmal nad) der Statiftit gehen? 


10. 
Geſchichte und Statiſtik. 


(Statiſtiſche Monatſchrift. Jahrgang 1882.) 


68 dürfte in der ganzen Literatur, welche Die Theorie 
der Statiftit aufzuweiſen hat, faum ein Schriftjteller zu 
finden fein, welcher ſich nicht auch über das Verhältnis der 
Statiftit zur Geſchichte ausgejprochen hätte. Allerdings gehen 
die Nrteile über dieſes Verhältnis mindeftens eben jo jehr 
auseinander, wie die Grundanſchauungen über Begriff und 
Weſen der Statiftik ſelbſt. Von der vollftändigen Bermengung 
beider Gebiete big zum abjoluten Gegenjaß finden wir alle 
Abſtufungen vertreten, welche überhaupt in diejem Verhältniſſe 
beſtehen können; ja bei demſelben Schriftſteller iſt nicht 
ſelten in einem Atem die Forderung geſtellt, daß die Statiſtik 
die Urſachen der geſellſchaftlichen oder ſtaatlichen Zuſtände 
aufdecken ſolle, und doch zugleich auf das beſtimmteſte be— 
tont, daß ſie ſich nur mit der Gegenwart zu beſchäftigen habe, 
als ob ausgemacht wäre, daß die Urſachen aller in den 
Bereich der ſtatiſtiſchen Forſchung fallenden Zuſtände ſicher 
in den umgebenden gleichzeitigen Verhältniſſen zu finden 
ſeien. Die ganze Unſicherheit und Verſchwommenheit der 
Auffaſſung über das Weſen und die Aufgaben der Statiſtik, 
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die jo lange die Literatur der theoretiſchen Statiſtik zu einer, 
„wunderlichen“ Erſcheinung gemacht hat, fpiegelt jich gerade 
in der Frage vom Berhältnis der Geſchichte zur Statiſtik 
am deutlichſten; denn Hier ſpeziell ſpitzt ich die Frage zu 
dem vielbeiprochenen Punkte zu, ob die Statiſtik eine felb- 
ſtändige Wiſſenſchaft, eine ſpezifiſche wiſſenſchaftliche Methode 
oder nur ein Verfahren zur Sammlung praktiſcher Kennt— 
niſſe ſei. 

Wir haben keineswegs die Abſicht, unſere Leſer mit Vor— 
führung und Gegenüberſtellung all der Urteile zu ermüden, 
welche über das Verhältnis der Statiſtik zur Geſchichte aus— 
geiprochen worden find. Auch liegt e3 ung ferne, den alten 
theoretifchen Streit über den Begriff der Statiftit wieder 
aufzugreifen. Nach unjerem Dafürhalten find vielmehr die 
Akten hierüber geſchloſſen und das Urteil ift gefällt. Den 
Regierungen der modernen Kulturftaaten ift inmitten des 
gelehrten Streites ein volles Verſtändnis aufgegangen über 
da3, was die Statiftif bedeutet für eine fihere und plan— 
mäßige Verwaltung; gleich weit entfernt von der engherzigen 
Begrenzung der Statiftit auf die bloße Kunde von denjenigen 
ſtaatlichen Zuftänden, auf welde die Verwaltung bei der 
Durchführung ihrer täglichen Aufgaben angewieſen ift, wie 
von jener doftrinären Übertreibung, welche aus der Statiftit 
eine Enchflopädie alles Wiſſens vom öffentlichen Leben machen 
wollte, haben ſie der amtlichen Statistik die exakte Feititellung 
aller geſellſchaftlichen Mafjenericheinungen zur Aufgabe ge- 
jeßt;, fie haben damit ebenjo beftimmt markiert, daß der 
Schwerpuntt der ftatiftifchen Arbeiten immer auf der zahlen- 
mäßigen Feſtſtellung gejellichaftlicher Verhältniffe beruhe, wie 
fie andererjeit3 die Ginfeitigfeit vermieden, der Statiſtik Die 
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unüberſchreitbare Grenze da zu ziehen, wo die Quantitäts- 
beftimmung der Erſcheinungen aufhört und die bejchreibende 
Darlegung der Qualität, die erläuternde Beitimmung der 
näheren Verumftändungen eines Zuftandes oder Vorganges 
naturgemäß eintreten muß. Grleuchtete StaatSmänner haben 
diefer amtlichen Statiftif in den großen Zentralbureaug die 
Werkftätten geſchaffen, welche allein im jtande jein fonnten, 
den prattifchen wie den wiſſenſchaftlichen Anforderungen der 
exakten Maſſenbeobachtung gerecht zu werden. Dieje Bureaux 
haben eine nun ſchon mehr als halbhundertjährige Wirkſam— 
feit entfaltet; ſie haben alle Gebiete des öffentlichen Lebens 
ihrer Beobachtung und ſpezifiſchen Arbeitsmethode unter- 
worfen; ganze Bibliothefen haben fie mit ihren Werken er- 
fült und das ganze politifche und foziale Leben hat fich 
daran gewöhnt, nach diefen Werken der Statijtit als dem 
unentbehrlichen Hilfsmittel exakter Erkenntnis der gejellichaft- 
lichen Zuftände und ihres Entwidelungsganges zu greifen und 
jedes neu auftretende Postulat der Erkenntnis jofort an die 
Adreſſe dieſer wohlorganifierten jozialpolitifchen Objervatorien 
zu richten. Angeſichts diefer Tatſachen gehörte wirtlidh ein 
verbiffener Doktrinarigmus, ja noch mehr, eine geradezu ver- 
ſchränkte Denkweiſe dazu, nicht einjehen zu wollen, daß Die 
Welt der praftiichen Betätigung der Statijtif längſt über 
Begriff und Ziele der Statiftif übereingefommen und über den 
Streit der Gelehrten zur Tagesordnung übergegangen tft. 
Wenn wir e8 dennoch unternehmen, denjenigen Teil der 
allgemeinen theoretii hen Erörterungen über den Begriff der 
Statiftit, welcher ihr Verhältnis zur Gefchichte betrifft, wieder 
aufzugreifen, jo fol daS keineswegs in der Weije jener 
„wunderlichen“ Literatur geſchehen; uns liegt es heute ob, 
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die praktiſchen Konfequenzen zu ziehen, welche fich aus der 
grundſätzlichen Auffaffung vom Weſen und den Aufgaben der 
Statiftil ergeben, wie fie fi) mit der Ausbildung der amt- 
lien Statiftit in dem Bewußtjein aller an der ftatiftifchen 
Arbeit beteiligten Kreife feftgefeßt Hat. Gerade die Auf- 
fafjung aber, von welcher die amtliche ftatiftiiche Maſſen— 
arbeit heutzutage allenthalben getragen ift, berührt auch) 
auf das allerinnigite das Verhältnis der Statiftit zur Ge- 
ſchichte. 

Was der modernen Statiſtik ihren hohen Wert verleiht, 
vom Standpunkte der wiſſenſchaftlichen Erkenntnis nicht 
minder wie vom Standpunkte des praktiſchen Staatsmannes 
aus, das iſt nur zum Teil ihre Leiſtung, objektive Gewiß— 
heit über die numeriſch meßbaren geſellſchaftlichen Zu— 
ſtände unſerer Zeit zu ſchaffen. Solche Erkenntnis iſt aller— 
dings bedeutſam für die Verwaltung des Staates, welche 
ſich bei dem Vollzuge von geſetzlichen Beſtimmungen, bei der 
Organiſation und Gliederung ihrer Behörden, dei der Ver— 
teilung ihrer Kräfte und ihrer materiellen Mittel vielfach 
darauf ſtützen muß. Sie iſt wichtig für die Geſchäftswelt, 
welche den Kalkül ihrer Produktion und ihres Abſatzes auf 
die Kenntnis der Maſſen und ihrer Verteilung begründet, mag 
ſie die Verhältniſſe des Marktes oder die Vorteile der Er— 
zeugung nützen. Sie iſt unentbehrlich für den Politiker, mag 
er Geſetzgeber oder Theoretiker ſein; aus der Kritik der be— 
ſtehenden Zuſtände erhält er den erſten Anſtoß zu — 
Streben nach Verbeſſerung derſelben. 

Aber mit dieſer einen Leiſtung würde die Statiſtik nicht 
auf der Höhe ihrer Aufgabe ſtehen. Wohl gehen wir ebenſo, 
wie das ſchon die ältere Schule der Statiſtik mit richtigem 


254 Geſchichte und Statiftif. 








Takte geltend gemacht Hat, bei /aller ftatiftifchen Arbeit von 
der Gegenwart aus; den Zuftänden unferer Zeit zugemwendet 
Suchen wir ein Bild von den faktiſchen Lebensverhältnifien 
zu gewinnen, welche uns umgeben, mit denen wir rechnen 
müffen in unſerem Privatleben ebenſowohl, wie in allen 
fozialen und politifchen Beſtrebungen. Aber wir find doch 
weit davon entfernt, in ſolcher Beſchreibung allein die Auf: 
gabe der Statiſtik zu exbliden. Fir nicht mehr als das 
exfte vorbereitende Stadium gilt ung diefe Arbeit. Ya fie 
könnte in diefer Beſchränkung auf fich jelbit nieht einmal für 
eine vorläufige Orientierung auf dem Gebiete der ſozialen 
Tatſachen genügen; ſchon die bloße Frageſtellung an das 
Leben erheiſcht ein reiches Maß von Einſicht in die Ent— 
ſtehungsgeſchichte und damit in die innere Struktur der Er— 
ſcheinungen. Die Statiſtik des Zuſtändlichen wird daher zu— 
nächſt ergänzt und vervollſtändigt werden müſſen durch die 
Gewinnung von Entwickelungsreihen der einzelnen ſozialen 
Tatſachen; wir ſuchen jede Erſcheinung nach rückwärts zu 
verfolgen in die Zeit, in welcher ſie entſtanden oder wo ſie 
wenigſtens noch frei war von den gerade jetzt herrſchenden 
ſozialen oder politiſchen Einflüſſen. Denn jeder Zuſtand iſt 
zum kleinen Teile nur ein Produkt gerade der ihn umgeben— 
den gleichzeitigen Verhältniſſe; zum weitaus größeren Teile 
iſt er eine Außerung des Geſamtlebens und Wirkens der 
geſellſchaftlichen Kräfte einer früheren Zeit. Zur Gewinnung 
ſtatiſtiſcher Entwickelungsreihen drängt uns alſo jenes Streben, 
welches auch der älteren Schule theoretiſch wohl ſchon in 
gewiſſem Grade als unentbehrlich erſchien, praktiſch aber 
nicht zum Ausdrucke kam: das Streben, zu den Urſachen der 
Erſcheinungen vorzudringen, die kauſalen Verknüpfungen der 
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einzelnen Phänomene zu ergründen, um endlich die Lonftante 
Maſſenwirkung fozialer Kräfte zum Ausdrude zu bringen in 
der Formulierung von Geſetzen der Entwicelung des Gefell- 
ſchaftslebens. 

So iſt die Statiſtik mit Notwendigkeit zu einer hiſtoriſchen 
Disziplin geworden, nicht im Sinne einer eigentümlichen Art 
der Darſtellung der neueſten Geſchichte, wie man wohl ge— 
meint hat, ſondern im Sinne einer pragmatiſchen Darlegung 
des Entwickelungsganges, welcher zu den gegenwärtigen Ver— 
hältniſſen und Zuſtänden des Geſellſchaftslebens geführt hat, 
mit den ſpezifiſchen Mitteln der Quantitätsbeſtimmung und 
der exakten, d. h. alle konkurrierenden Umſtände vollſtändig 
und gleichmäßig berückſichtigenden Maſſenbeobachtung, in 
letzter Linie, in ihrer höchſten Ausbildung die Lehre von 
den Geſetzen der Evolution des geſellſchaftlichen Geiſtes der 
Menſchheit, ſoweit er ſich offenbart in meßbaren Maſſen— 
erſcheinungen. 

Die Statiſtik vollzieht damit im weſentlichen dieſelbe 
Wandlung, welche alle Disziplinen der großen Gruppe der 
Sozialwiſſenſchaften, insbeſondere auch die Rechts- und Staats— 
wiſſenſchaften mit der Volkswirtſchaftslehre durchgemacht und 
noch zu vollenden haben. Ja, es iſt zu wundern, daß die 
hiſtoriſche Grundauffaſſung nicht gerade bei der Statiſtik ſchon 
längſt zum Durchbruch gekommen iſt. 

Das Objekt der ſtatiſtiſchen Forſchung und ihre ſpezifiſchen 
Erkenntnismittel weiſen in gleicher Entſchiedenheit darauf 
hin. Staat und Geſellſchaft ſtehen im Fluſſe der Zeit, ſind 
beſtändiger Entwickelung und Umbildung unterworfen. Und 
das vornehmlichſte Mittel der ſtatiſtiſchen Beobachtung, die 
laufende Anſchreibung (Regiſtrierung) der Einzelvorkommniſſe 
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im geſellſchaftlichen und ftaatlichen Leben geftattet nicht bloß 
die Anwendung Hiftorif er Geſichtspunkte, jondern fordert 
gerade dazır auf. So lange alfo der Statiftil nur die Auf— 
gabe zugejprochen wurde, beftehende Zuftände zu ſchildern und in 
ihren Maffenverhältniffen zu analyfieren, war eine auffallende 
Ankongruenz von Objekt und Methode ftatuiert ; ein Objekt, Das 
wir nur als hiſtoriſches Produkt aller geſellſchaftlichen Kräfte 
wiſſenſchaftlich auffaſſen können, und eine Methode, die von 
dex Hiftorifchen Entwidelung abjieht und die Erſcheinungen 
auffaßt wie Phänomene des Naturlebens, die feiner oder 
einer fo langjamen Umbildung unferorfen find, daß wir fie 
für die Erfenntnis des Zuftändlichen überjehen dürfen; Die 
das einzelne gejellfehaftliche Phänomen erfaßt wie die Natur- 
wiſſenſchaft irgend einen Körper der phyſikaliſchen oder 
chemiſchen Analyje unterwirft, während fie ſich doch ins— 
gefamt dem Experimente entziehen und unter den Händen 
des Beobachter jchon wieder geändert find. 

Ohne daß es notwendig wäre, an dieſer Stelle eine voll- 
ſtändige Aufzählung aller einzelnen ftatiftiihen Probleme zu 
geben, wird ſchon der Hinweis auf einige ganz befonders markante 
Aufgaben der modernen ftatiftiihen Forſchung genügen, um 
den hiftorifchen Charakter derfelben in volles Licht zu jtellen. 
Die ganze Reihe von Unterfuhungen, welche zur Entwidelung 
des Geſetzes der Volksvermehrung führen jollen, find doch im 
eminenten Grade hiſtoriſcher Natur; wie ift es möglich, das 
Zuwachsprozent oder die Verdoppelungsperiode mit einiger 
Sicherheit zu beftimmen, wenn nicht beträchtlich lange Jahres- 
reihen, gewonnen auf der Örundlage oft wiederholter Zählungen, 
zur Verfügung ftehen? Wie kann man wagen, über die jo- 
genannte Gejehmäßigfeit der Polarität der Geſchlechter ab- 
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zujprechen, jo lange wir nur über das Gejchlechtsverhältnis 
der Bevölkerung unjerer eigenen Zeit und in der Hauptſache 
derjelben Geſittungsſtufe unterrichtet find? Ob das ange- 
näherte Gleichgewicht der Geſchlechter, wie wir e8 jebt zu 
fonjtatieren in der Lage find, ein Produkt dev menſchlichen 
Natur oder aber ein Ergebnis menſchlicher Kultur jei? Nicht 
minder fordert da3 große Problem der Mortalität und 
Vitalität der Bevölkerung die Hiftoriihe Auffallung heraus. 
Gerade die Unficherheit und weitgehende Verſchiedenheit, welche 
fih bei der Beantwortung der Trage zeigt, ob die mittlere 
Lebensdauer des Menſchen im Abnehmen oder Zunehmen be= 
griffen fei, ob die Steigerung der Allgemeinkultur die Veblich- 
feit eines Volkes ſtärke oder ſchwäche, ob im allgemeinen die 
Kaffe degeneriere oder ſich vervollfommme, diefe eminent 
ftatiftiichen Probleme vermögen wir ohne Yurüdgreifen auf die 
Mafjenerfcheinungen vergangener Zeiten ja gar nit in An- 
griff zu nehmen. Und dann gedenfen wir noch aller jener vielen 
Wechſelbeziehungen zwiſchen einzelnen ſtatiſtiſch meßbaren 
geſellſchaftlichen Tatſachenreihen, aus deren kombinierter Be— 
trachtung wir zur Ergründung der konſtant wirkenden Ur— 
ſachen ſozialer Erſcheinungen vordringen wollen. Der Ein— 
fluß der Ernten oder der Preiſe, z. B. auf die Frequenz der 
Trauungen, Geburten und Sterbefälle; die Wechſelbeziehungen 
zwiſchen Getreidepreiſen, Schulbeſuch und Kriminalität, die 
Relationen zwiſchen Wohnung, Einkommen und Sittlichkeit 
des Volkes und wie ſie alle heißen die tauſend Probleme der 
Moralſtatiſtik; wahrlich es iſt nicht nötig, die Beiſpiele zu 
häufen, wo fie fi) jo ungeſucht, jo mafjenhaft auf allen 
Gebieten ftatiftiiher Forſchung einstellen. 

Die Objekte der Statiftit, das ift deutlich, Hm durch⸗ 
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aus hiſtoriſcher Natur; nicht minder aber wie im Objekt 
liegt auch in der Natur des ſtatiſtiſchen Materials die Auf— 
forderung zu einer hiſtoriſchen Auffaſſung der Statiſtik. So— 
weit dasſelbe den laufenden Anſchreibungen dev einzelnen 
ſtatiſtiſchen Daten, der eigentlichen Regifterführung entnommen 
wird, haben wir es ja überhaupt mit einer chronikartigen 
Quelle der Statiſtik zu tun, deren Wert naturgemäß in dem 
Maße ſteigt, in welchem die ee über mehrere Jahre 
fortlaufend ſich erſtrecken. 

Man denke nur z. B. an die für die Statiſtik wichtigſten aller 
dieſer fortlaufenden Verzeichniſſe, an die Zivilſtandsregiſter. 
Und hier ſpricht es doch entſchieden zu Gunſten der hiſtoriſchen 
Auffaſſung, daß die moderne Richtung der Statiſtik, melde 
ſich die Erforſchung der Urſächlichkeit in den geſellſchaftlichen 
Maſſenerſcheinungen zum Ziele ſetzt, eben an dieſe Art der 
ſtatiſtiſchen Quellen auf das allerinnigſte ſich anſchließt. 
Schon die erſten Anfänge derſelben, die ſich ſelbſt noch lange 
nicht der ganzen Tragweite ihrer Verſuche bewußt waren, die 
Arbeiten von Graunt und Petty und ganz beſonders von 
Süß milch ſtützen ſich ganz vornehmlich auf dieje Regiſter, 
ja fie haben uns zum erſtenmale darüber belehrt, welch' un— 
erſchöpfliche Quelle ſtatiſtiſcher Erkenntniſſe gerade in der 
hiſtoriſchen Kontinuität dieſer Regiſter enthalten iſt. 

Und Jahrhunderte lang bevor die erſte wiſſenſchaftliche 
Ausnützung dieſes Urmaterials zu den Anfängen der heutigen 
Bevölkerungsſtatiſtik führte, iſt dasſelbe in den Kirchenbüchern 
für alle wichtigen Momente der Bevölkerungsbewegung mit 
größter Vollſtändigkeit niedergelegt, des Tages harrend, an 
welchem man beginnt, das Verſäumnis früherer Geſchlechter 
nachzuholen und das Siegel von dieſen wichtigſten Büchern 
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zur Erkenntnis der Entwickelungsgeſchichte des Mtenfchen- 
geſchlechtes zu löſen. 

Aber auch auf anderen Gebieten der Statiſtik ſpielt die 
Regiſterführung eine ſehr bedeutende Rolle; ja ſie iſt wohl 
zu einer noch ungleich großartigeren Entwickelung berufen, als 
fie bisher gefunden hat. Auf allen Gebieten, wo ſie fehlt, 
macht fih eine durchgreifende Unficherheit der ftatiftiichen 
Beurteilung öffentliher Zuitände geltend. Periodiſche Er- 
hebungen, Engueten, felbft die großartig angelegten Zählungen - 
find ihr gegenüber unvollfommene Mittel; und mögen fie 
aud in mander Hinjicht bejondere Vorzüge aufweisen, welche 
mwenigjtens vorläufig durch fein anderes Verfahren zu er- 
zeichen find, jo fällt doch, wo die Wahl zwiſchen bejonderer 
Erhebung und fortlaufender Anſchreibung offen jteht, dieſe 
ganz überwiegend zu Gunften der leßteren aus. Je mehr 
aber die Regiſter in den Dienft der Statiftik geftellt werden, 
um jo gewiſſer wird die Hiftoriiche Behandlung der Statiftif 
niht bloß möglich, jondern jelbftverftändlid. Denn die 
periodiihen oder gar die einmaligen Erhebungen, welche im 
Dienjte der Statiftif vorgenommen werden, liefern zunächſt 
doch immer nur ein Augenblidsbild; e3 fehlt ihnen ſowohl 
die fihere Anknüpfung an die Bergangenheit, wie die Gewiß- 
heit der Fortſetzung in der Zukunft; und jelbjt wo fie von 
Zeit zu Zeit wiederholt werden, iſt doch an fich feine Sicher- 
heit der Vergleichbarkeit für die Ergebnifje zweier Erhebungen 
gegeben; ja es ift im Gegenteile wahrſcheinlich, daß bei 
jpäteren Erhebungen andere Intereſſen und Bedürfniffe maß— 
gebend fich geltend machen und zu einer Anderung in der 
Zorm und dem Inhalte derjelben führen. Und hier kann es 
dann wieder als eine entjcheidende Betätigung der hiftorijchen 
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Auffaffung der modernen Statiftit bezeichnet werden, daß 
das Streben nach Vergleichbarkeit der Ergebniffe jolcher Er— 
hebungen nicht bloß innerhalb der einzelnen ftatiftifchen Be— 
hörden lebendig ift, jondern aud) die Kreiſe der internationalen 
Statistik aufs mächtigfte berührt. Die vielen und ernſt an- 
gegriffenen DVerfuche, durch internationale Vereinbarungen zu 
vergleichbaren und in vergleichbarer Weife fortgejeßten Er- 
hebungen zu gelangen, erſcheinen unter dieſem Geſichtspunkte 
nicht bloß im höchſten Maße wünſchenswert, ſondern geradezu 
unerläßlich; die Preisgebung der kaum gewonnenen inter— 
nationalen Organiſation der amtlichen Statiſtik ſtellt ſich als 
eine Gefährdung des ganzen wiſſenſchaftlichen Fortſchritts dar 
und muß naturgemäß im weiteren Verfolg dazu führen, die 
Bedeutung der Statiſtik für die Politik der Geſetzgebung wie 
der Verwaltung zu mindern; gerade für die großen Fragen 
der bürgerlichen Geſellſchaft tritt damit wieder die alte ſtaat— 
liche Iſolierung an die Stelle eines ſozialen Gemeinbewußt— 
ſeins der Nationen, das politiſche Experiment an die Stelle 
einer wohlberechneten und ſicher ſich bewegenden politiſchen 
Aktion. 

Neben dem aber, was die Statiſtik in den Regiſtern 
an hiſtoriſchen Elementen bereits in reichem Maße beſitzt 
und was ihr durch Gleichförmigkeit und Stetigkeit der 
periodiſchen Erhebungen dazu gewonnen werden ſoll, ſteht ein 
reicher Schatz ungehobenen, ja faſt ganz ungekannten ſtatiſtiſchen 
Materiales. 

Für die Bevölkerungsſtatiſtik kommen hier neben den für 
Jahrhunderte zurückzuverfolgenden Kirchenbüchern beſonders die 
Materialien älterer Volkszählungen und ähnlicher Aufſchreibung 
populationiſtiſcher Momente in Betracht; ſeit dem 15. Jahr— 
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Hundert find fie vereinzelt, von dev Mitte des 18. Yahr- 
Hundert3 an aber in ziemlicher Neichhaltigfeit auf uns ge= 
fommen, aber nur ganz fragmentarijch ausgebeutet worden. 

Für die wirtiehaftliche Statiftik jpielen die Grundbücher, 
Zins- und Gültregifter eine Hauptrolle; Zunftrollen, Gemwerbe- 
regiſter, Verkehrsausweiſe "ind in nicht zu unterichäßender 
Vollſtändigkeit und Neichhaltigkeit vorhanden, Preizliften 
und Rechnungsbücher aller Art dienen zu erwünſchter Er- 
gänzung. 

Und auch das Gebiet der Moralſtatiſtik entbehrt keines— 
wegs jeden Hijtorifch-ftatiftiihen Matertald. Die Statiſtik 
des Schulbejuches, der Verbrechen und Selbftmorde vermögen 
wir für mande Staaten wenigſtens ziemlich weit in da3 
vorige Jahrhundert hinein zu verfolgen. Und diejes ganze 
zeihhaltige Material ift in vollfommen authentifcher Weiſe 
durch amtliche Anjchreibung oder Erhebung gewonnen, er- 
ftreckt fich über ganze Länder oder wenigſtens größere Gebiet3- 
und Volksabſchnitte und befitt überdies in der Hauptſache 
auch den unfhäßbaren Wert Hiftoriiher Kontinuität. 
Zur Ergänzung tritt dann nad) hinzu die Fülle ftatiftifcher 
Nachrichten verjchiedeniten Inhalts, welche uns jeit der zweiten 
Hälfte de3 Mittelalters teils in den gefandtichaftlichen und 
kaufmänniſchen Relationen über Länder und Völker, teils in 
den Schriften der älteren Topographen erhalten ift. Und 
ſchließlich weiß jeder Kundige, welch’ reicher Schaf ſtatiſtiſcher 
Detail3 in der gefamten Reihe der öffentlichen und Privat- 
urkunden eines jeden Landes niedergelegt tft. 

Freilich können dieſe letzteren Quellen weder auf Authenti- 
zität noch auf Vollſtändigkeit oder gar auf Hiftoriiche Kon- 
tinuität ihrer ſtatiſtiſchen Daten Anſpruch erheben; vielfach 
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fehlt ihnen auch das ſpezifiſch Statiftijche ihrer Angaben, die 
Maſſenbeobachtung, und ein Zuſammenfaſſen vieler zufälliger 
Ginzeltatfachen tritt an deren Stelle ein; aber jo weit wenigjtens 
die Graftheit der einzelnen Angaben nicht in Frage ſteht, 
iind fie doch zum mindeften für die Beleuchtung und Kritik 
anderweitig auf ſtatiſtiſchem Wege gewonnener Beobachtungen 
nieht ſchlechthin zu verwerfen. 

Sobald num aber daran gegangen werden till, diejes 
verichiedenartige Hiftorifch-ftatiftiiche Material für die Ge— 
winnung glei hförmiger Entwidelungsreihen ſtatiſtiſcher Ber 
Hältniffe zu verwerten, fo ergeben ſich ſofort einige Schwierig— 
teiten, welche vielleicht gerade in den Augen der Statiſtiker 
vom Fach den ganzen Wert der Herbeiziehung diejes Materials 
zur Erweiterung und Vertiefung ftatiftifcher Einficht in Frage 
zu ftellen geeignet fein fünnen. Schon bei dem authentijchen 
Material der älteren amtlichen Statiftik ift vielfach) anzunehmen, 
daß die Angaben auf bloßer Schäßung beruhen; in noch viel 
höherem Grade ift das der Fall mit den ſtatiſtiſchen Quellen 
der zweiten Art und bejonders fpielen hier die „runden“ 
Zahlen eine für ihre Zuverläffigkeit jehr bedenkliche Rolle. 
Nun unterliegt es ja gewiß nicht dem geringiten Zweifel, 
daß bei der Verwertung von Schätzungsergebniſſen, ja ſelbſt 
bei den auf exakter Grundlage berechneten ftatiftiigen An- 
gaben die größte Vorſicht am Plate iſt; auch ift e3 gewiß 
ein wohl empfohlener Grundjaß, runde Zahlen vom ftatiftiichen 
Kalkül auszufchließen. Aber etwas anderes iſt es, eine 
ftatiftifche Tabelle aus runden und aus exakten Zahlen 
kritiklos zuſammen zu jeßen, und etwas anderes, jonft wohl 
beglaubigte ftatiftii de Zahlen zur Gewinnung von Vor— 
ſtellungsreihen über ftatiftifche Verhältniffe zu benüßen. Wir 
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wenden ja doch auch jetzt noch die runde Zahl um der Ein— 
fachheit und um des Vorteils der Gedächtnishilfe willen an, 
auch wo uns die exakte Ziffer zu Gebote ſteht; und wir ent— 
wickeln andererſeits bei Mittelwerten oder Verhältniſſen nicht 
jede mögliche Dezimale, verzichten alſo auch hier wieder im 
Intereſſe der leichteren Verſtändlichkeit auf ein größeres Maß 
von Genauigkeit. Diejenige Genauigkeit aber, welche bei fünf— 
und mehrſtelligen ganzen Zahlen einer auch nur in ganzen 
Zahlen ausgeſprochenen Prozentziffer zukömmt, kann doch auch 
vielen von den „runden“ Zahlen nicht abgeſprochen werden, 
welche uns in den Relationen der Geſandten oder den Werken 
der älteren Topographen begegnen. Und überdies wird der 
Troſt der gleichmäßigen Wirkſamkeit der Fehlerquellen, welcher 
auch heutzutage noch über ſo manche Inkongruenz hinweg— 
helfen muß, auch den älteren „Schätzungen“ der amtlichen 
Erhebungsorgane nicht ganz verweigert werden können. 

Eine andere gleichfalls ſchwer zu überwindende Schwierig— 
keit Liegt für die Verwertung dieſes hiſtoriſch-ſtatiſtiſchen 
Materiales zur Löfung der modernen ftatiftiichen Probleme 
in der grundverſchiedenen Auffaffung der geſellſchaftlichen und 
ſtaatlichen Zuftände; diefelbe hat in der ganzen Anordnung 
des ftatiftifchen Stoffes ſchon bei der Erhebung und ebenjo 
bei der Darftellung ihren harakteriftiichen Ausdruck gefunden 
und unterscheidet fich jo vielfach und jo weſentlich von den 
jetzt herrſchenden Kategorien, daß eine Vergleihung gar nicht 
oder nur in wenigen Punkten durchführbar ericheint. Und 
damit wäre wieder der Zweck vereitelt, dev mit Heranziehung 
der Hiftorifch-ftatiftiichen Daten überhaupt erreicht werden 
ioll, die Verlängerung der Beobachtungsreihen nad) rückwärts, 
um die Ergründung der Kaufalitäten und der konſtanten 
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Wirkung fozialer Kräfte dadurch zu erleichtern. Nun iſt es 
natürlich gänzlich ausgeſchloſſen, die in diefem Material jelbit 
Liegenden Geſichtspunkte durch jolhe der modernen Statiftit 
zu erfeßen und demgemäß Modififationen in der Gruppierung 
eintreten zu laſſen; das ſtatiſtiſche Material, welches irgend 
eine Zeit bietet, muß vielmehr eben im vollen Zujammen- 
ange mit den Anſchauungen diefer Zeit erhalten und ver- 
wertet werden. Die Infongruenz des älteren und de3 modernen 
Materials aljo ergibt zweifellos auch die Inkompatibilität, 
wenn wir die Kategorien der modernen Statiftit als etwas 
Unabänderliches hinnehmen wollten. 

Aber die Aufgabe der Statiftit wird Hier eben darin zu 
iehen fein, daß fte einesteils Gebrauch macht von den reichen 
Kombinationen, denen das Detail unjerer modernen ftatiftiichen 
Erhebungen zugänglich ift, um dasfelbe den älteren Kategorien 
konform zu geftalten; und andernteils wird te fi) der Auf- 
gabe nicht verſchließen dürfen, zu prüfen, ob nicht durch Auf- 
nahme ſolcher hiſtoriſcher Gefichtspunfte auch die ftatiftiichen 
Daten der Gegenwart xeicähaltiger geftaltet und pieljeitiger 
beleuchtet werden können. In der Tat ift ja mande Seite 
des Geſellſchaftslebens durch die in der Statiftit unjerer Zeit 
poriviegend angemwendeten Kategorien nicht entjprechend dar— 
geftellt und gewürdigt, für welche die Vorzeit ein offenes 
Auge gehabt Hat; es ſei nur beifpielweife an all’ die mit 
dem Familien- und Gemeindeleben zufammenhängenden ſozialen 
Momente erinnert. 

Eine dritte, vielleicht die Hauptſchwierigkeit endlich liegt 
in der mangelnden Kenntnis der die Hiftorijch-jtatiftiichen 
Daten begleitenden Umftände, welche doch zur Kritik der 
Zahlen und zu ihrer ftatiftifchen Verwertung unentbehrlich 
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it. Wir jeden ung ja auch bei den ſtatiſtiſchen Arbeiten der 
Gegenwart fortwährend veranlaßt, jolche Momente heranzu— 
zuziehen, die ſich nicht wieder als ftatiftiiche Daten im 
eminenten Sinne darftellen. Wir müfjen 3. B., um die Be— 
wegung der Bevölkerung eines Zeitabſchnittes entſprechend zu 
erklären, auf einen Krieg, eine Epidemie, eine wirtſchaftliche 
Kriſe verweiſen; oder wir geben die Handelsbewegung und 
müſſen geänderte Geſetze, Verträge, Tarife u. dgl. zur Er— 
klärung der ſtatiſtiſchen Daten mit heranziehen. Ebenſo kann 
es der wiſſenſchaftlichen Verwertung hiſtoriſch-ſtatiſtiſcher 
Daten nicht erſpart bleiben, ähnliche Erklärungen aus den be— 
gleitenden Zeitumſtänden zu geben. Ja ſie ſind hier um ſo 
notwendiger, je lückenhafter im übrigen das ſtatiſtiſche Material 
ſelbſt iſt, je weniger wir die Urſachen aus korreſpondierenden 
Zahlenreihen klarzulegen im ſtande ſind. 

Iſt nun aber auch der Statiflifer von Fach berufen, jo 
weit Kenntnis von den begleitenden Umftänden eines ſtatiſtiſch 
erfaßbaren Ereignifjes zu haben, als das zum Verſtändnis 
der Veränderungen der letzten Zeit notwendig iſt Jo fann 
von ihm doch nicht eine ſolche geichichtliche Detailkenntnis 
verlangt werden, daß er jedes ſtatiſtiſche Datum älterer Zeit 
in das ganze Gefüge des geſellſchaftlichen Lebens derſelben 
einzureihen oder aus demſelben zu erklären vermag. Hier 
wird nun der Fachhiſtoriker aufzurufen ſein mit ſeiner 
ſpeziellen Kenntnis des Zuſammenhanges der Ereigniſſe und 
mit dem ganzen kritiſchen Apparate ſeiner Disziplin. Und 
zwar iſt hierzu weniger der Geſchichtsſchreiber ganzer Epochen 
oder des Geſamtlebens der Menſchheit berufen, als der 
hiſtoriſch geſchulte Spezialiſt auf den einzelnen Gebieten des 
geſellſchaftlichen Lebens; der Rechtsgelehrte für die ältere 
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Statiftif der Verwaltungseinrichtungen, der Nationalökonom 
für die Statiſtik älterer Wirtſchaftszuſtände; der Technologe für 
die Statiſtik der Verkehrsanſtalten und Einrichtungen (ſpeziell 
3. B. der Numismatiker für das ältere Münzweſen), der Mtedi- 
ziner für die ältere Statiftil der Krankheitsformen u. 1. w. 
Damit ift zweifelsohne die Pflege der Hiftorijchen Statiſtik 
in erſter Reihe an die ſpezifiſchen Gelehrtenkreiſe verwieſen. 
In jedem Gebiete der Wiſſenſchaften, welche ſich mit den Ein— 
richtungen und dem Leben der menſchlichen Geſellſchaft be— 
faſſen, ſoll ihr eine Stätte bereitet ſein. Beſonders die Auf— 
findung, Sammlung und Bearbeitung zerſtreuter einzelner 
Angaben ſtatiſtiſcher Natur iſt ihre eigentliche Domäne. 
Auch denjenigen Kreiſen der gelehrten Welt, welche ſich 
ſpeziell der Pflege der Statiſtik zugewendet haben, fällt ein 
beſonderer Teil der ganzen hier zu bewältigenden Aufgabe 
naturgemäß zu. Man hat es noch jüngſt öffentlich beklagt, 
daß mit der neueren Ausbildung der Statiſtik in den amt— 
lichen Bureaux die wiſſenſchaftliche Statiſtik, wie fie von den 
Univerfitäten ausgegangen ift, immer mehr in den Hinter= 
grund trat, daß die nicht offizielle Statiftik faft ganz in die 
Hände von Dilettanten gevaten jei. Wenn dem fo iſt, ſo 
ſind gewiß die Vertreter der wiſſenſchaftlichen Statiſtik nicht 
frei von jeder Mitſchuld zu ſprechen. In der Mitteilung 
und Verarbeitung des ſtatiſtiſchen Materials unſerer Zeit 
konnten die Gelehrten freilich nicht Schritt halten mit den 
ſtatiſtiſchen Bureaur. Umſomehr mußten fie ihre Aufgabe 
darin ſehen, das zu leiſten, was dieſe gar nicht oder doch 
nur ſehr fragmentariſch leiſten: die Pflege der hiſtoriſch⸗ 
vergleichenden Statiſtik, mit der doch erſt der wiſſenſchaftliche 
Charakter der Statiſtik ſichergeſtellt iſt. Und gerade die 
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Univerſitäten mit ihrer glücklichen Verbindung von Lehre und 
Forſchung ſcheinen dazu in erſter Linie berufen. Die Zeiten, 
in welchen die Auditorien einer berühmten Hochſchule zu 
klein waren für die Vorleſungen über Statiſtik, können und 
werden wiederkommen, wenn der hiſtoriſche Geiſt, der durch 
jene Hörſäle zog, ausgerüſtet mit dem reichen ſtatiſtiſchen 
Wiſſen unſerer Zeit, wieder ſeinen Einzug in dieſelben hält. 
Aber allerdings wird es, ſelbſt mit dieſer Beſchränkung, die 
freilich auch in anderem Sinne eine Erweiterung bedeutet, 
dem akademiſchen Lehrer der Statiſtik nicht gelingen, des 
ganzen ſtatiſtiſchen Stoffs zur hiſtoriſch-vergleichenden Dar— 
ſtellung Meiſter zu werden, ſo lange ihm nicht wenigſtens 
ein kleines wiſſenſchaftliches Inſtitut mit einigen Hilfskräften 
eingerichtet iſt, in dem er, als in ſeinem Laboratorium, die 
älteren ſtatiſtiſchen Daten zu Tage fördert, ſie für: Die Be- 
arbeitung zurecht legt und mit den Ergebnifjen der großen 
statiftiichen Staatsanftalten in innige wiſſenſchaftliche Ver— 
bindung bringt. Darin liegt die Zukunft der Statiſtik an 
den Univerſitäten, darin ein gut Stück der Zukunft der Statiſtik 
als Wiſſenſchaft überhaupt. 

Aber auch die großen Zentralanſtalten der amtlichen 
Statiſtik dürfen ſich nicht länger den Konſequenzen ver— 
ſchließen, welche ſich aus dem prinzipiell feſtgeſtellten Ver— 
hältniſſe zwiſchen Geſchichte und Statiſtik ergeben. Man iſt 
längſt zur Überzeugung gelangt, daß die Pflege der wiſſen— 
ſchaftlichen Statiſtik unmöglich der privaten Gelehrſamkeit 
allein überlaſſen ſein kann. Nicht bloß die Originalerhebungen 
und die laufenden Anſchreibungen ſtatiſtiſcher Daten bedürfen 
zumeiſt der pflichtmäßigen Tätigkeit amtlicher Organe im aus— 
gedehnteſten Maße; auch die Bearbeitung und Veröffent— 
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lichung der Exgebniffe ift in der Regel nur von den Zentral⸗ 
Bırreaur der amtlichen Statiſtik in erfolgreicher Weiſe durch— 
zuführen. 

An keinem anderen Punkte ſtrömt das ſtatiſtiſche Material 
ſo reich und ſo authentiſch, ſo ſelbſtverſtändlich und notwendig 
zuſammen; das Intereſſe der Staatsverwaltung an der Statiſtik, 
wie das Intereſſe der Statiſtik an der Staatsverwaltung 
wirken in gleicher Weiſe nach dieſer Richtung; die authen— 
tiſchen Daten der Statiſtik ſollen vollſtändig und in erſter 
Reihe der Verwaltuug für ihre Zwecke zu Gebote ſtehen; 
und die Reſultate der Statiſtik ſollen nicht bloß durch das 
Medium der Wiſſenſchaft, ſondern ganz unmittelbar auf die 
Entſchlüſſe der Staatsregierung beſtimmend einwirken. 

Die Aufgabe und die ſpezifiſche Eignung der großen 
ſtatiſtiſchen Zentralbureaux für ſtatiſtiſche Arbeiten iſt aber 
damit noch nicht erſchöpfend bezeichnet. Die Sammlung, wie 
die Bearbeitung des ſtatiſtiſchen Materials erheiſcht eine 
wohlgegliederte Organiſation und eine bedeutende techniſche 
Durchbildung eines großen Arbeitsperſonals, und beides iſt 
außerhalb des Organismus der Staatsverwaltung nicht nur 
nicht zu finden und auch gar nicht herzuſtellen; es iſt viel— 
mehr gerade innerhalb der Staatsverwaltung ſchon wie von 
ſelbſt gegeben, hat ſich jedenfalls aus der vorhandenen Organi— 
ſation der Staatsverwaltung organiſch herausgebildet und 
könnte nur zum Schaden der Verwaltung wie der Statiſtik 
aus dieſer Verbindung geriſſen werden. 

Dieſe notwendige Konzentration des ſtatiſtiſchen Materials 
und der ſtatiſchen Arbeit bringt es nun auch mit ſich, daß 
die amtlich-ſtatiſtiſchen Zentralbureaux nicht nur den laufen— 
den Bedürfniſſen der Staatsverwaltung gerecht werden müſſen, 
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ſondern, daß ſie auch die eigentlichen Pflegeſtätten der 
ſtatiſtiſchen Wiſſenſchaft geworden ſind. Sie haben damit 
nicht etwa eine neue, ihrem Weſen und ihrer urſprünglichen 
Beſtimmung fremde Aufgabe übernommen; ſie treten damit 
nicht etwa hinaus aus dem Rahmen von Staatsverwaltungs— 
organen und greifen über in das Gebiet, welches der freien 
gelehrten Forſchung überlaſſen bleiben ſolle; ſie mißbrauchen 
damit nicht etwa die Autorität oder die Mittel des Staates, 
um gelehrte Liebhabereien zu betreiben; ſie gefährden auch 
nicht die Unabhängigkeit oder Objektivität der Wiſſenſchaft, 
welche weder durch die Rückſichten politiſcher Klugheit be— 
ſchränkt noch durch den Stempel offizieller Kundgebung das 
allgemeine Urteil befangen machen ſoll. Die amtlichen ſtatiſti— 
ſchen Zentralbureaux, welche ſich der Pflege und Förderung 
der wiſſenſchaftlichen Probleme der Statiſtik mit hingeben— 
dem Eifer widmen, ſie erfüllen auch hierin nur ihre Pflicht 
gegen den Staat, der ſie eingeſetzt hat, als Zweig der 
Staatsverwaltung zur Pflege der Intereſſen des Staates. 
Denn die Erkenntnis der Zuſtände des öffentlichen Lebens, 
welcher die Staatsverwaltung bedarf, erwächſt eben nicht 
aus der elementaren Betrachtung des auf amtlichem Wege 
geſammelten Urmaterials, ganz abgeſehen davon, daß eine 
erfolgreihde Sammlung desjelben ſelbſt jchon ohne Be— 
herrſchung der wiſſenſchaftlichen Geſichtspunkte nicht gelingen 
würde. Wer die Zahlen zum Spreden bringen will, muß 
felbft ihre Sprache verjtehen; wie aber die Sprache der ab- 
geflärtefte Ausdruck der Ideen ift, welche in einem Wolfe 
leben, fo ift die Sprade der Zahlen des Volkslebens nur dem 
verſtändlich, der diejes Volksleben ſelbſt veriteht. Die Statiftit 
dient daher der Staat3verwaltung immer in dem Maße, in 
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welchem fie die Maſſe der jtatiftiihen Daten geiſtig durch— 
dringt und beherrſcht. Mit der Sammlung, Yujammen- 
jtellung und überfihtlichen Gruppierung der Urzahlen ift ja 
erſt ein erſter Schritt nad dem Ziele gemacht, das, aus- 
ſchließlich vom Standpunkte der praltiiden Bedürfniſſe der 
Staatöverwaltung aus, erreicht werden joll. Die Beltimmung 
des relativen Wertes der einzelnen ziffernmäßig feftgejtellten 
Maſſenerſcheinungen, ihres Berhältnifjes, ihrer Abweichung 
oder Snklination zu dem normalen Fall iſt ein zweiter, aller- 
dings aber noch immer vorbereitender Schritt; erſt mit der 
Darlegung der Entwieelungstendenzen, welche jeder ftatiftijchen 
Reihe innewohnen, beginnt jene höhere Einficht in die Mafjen- 
ericheinungen der Geſellſchaft und des Staates, von denen ſchon 
der alte Achenwall gejagt hat, daß fie uns dazu führen, 
den Staat nit nur anzuſchauen, jondern auch einzufehen. 

MWird es darnach noch einer Rechtfertigung bedürfen, 
wenn wir die amtlihen Zentralbureaur für Statiftil aud) 
für berufen und verpflichtet Halten, für die Ausbildung der 
hiſtoriſchen Statiftif einzutreten? 

Niemand zweifelt ja, daß es zu den Aufgaben der amt- 
lichen Statiftif gehöre, 3. B. die Bewegung der Bevölkerung 
au verfolgen und darzuftellen; und doch wiſſen wir alle, daß 
der kurze Zeitabjchnitt, über welchen ſich dermalen die exakt 
ausgeführten ſtatiſtiſchen Arbeiten der Bureaux erſtrecken, bei 
weitem nicht zureiht, um über irgend welche Probleme der 
großen Frage nad) dem Werden und Vergehen der Bevölkerung 
eine befriedigende Auskunft zu geben. Mit wahrem Heißhunger 
greift alle Welt nad) den ſchwediſchen Daten, weil ſie den 
Statiftifern die zeitlich) ausgedehntejten Beobachtungen ge= 
statten. Es ift nicht zu erfinden‘, warum die Aufgabe der 
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ſtatiſtiſchen Bureaux juft an dem Punkte ihr Ende finden 
jollte, über welchen hinaus zu ſchauen ung bisher durch die 
Lüdenhaftigkeit des amtlich vorliegenden Materials verwehrt 
it. Wenn es frühere Zeiten nicht der Mühe wert fanden, 
fh Auszüge aus den Kirchenbüchern und Standesregiftern 
liefern zn laſſen, jo braucht doch dieſes Verſäumnis nicht fata- 
liſtiſch ein- für allemal als unabänderlich hingenommen zu 
werden, umſoweniger als ja das Urmaterial für lange Zeit 
hinauf in der Hauptſache noch intakt vorliegt. Oder es 
handle ſich um die ſo überaus lehrreiche Statiſtik der Preiſe 
und Löhne; auch hier iſt es nicht verborgen, daß nur lange 
Jahresreihen jene durchſchlagenden Bewegungstendenzen der 
Volkswirtſchaft zu erkennen geſtatten, auf welche die wirt— 
ſchaftliche Geſetzgebung und Verwaltung des Staates be— 
ſtändig, bewußt oder unbewußt, reagiert. Wir ſetzen alle 
möglichen Organe der Verwaltung in Bewegung, um die 
Fluktuationen des Preiſes marktgängiger Güter ſtatiſtiſch 
verfolgen und darſtellen zu können; die Verwaltung muß 
ihre Legalwerte, ihre Gehaltsnormen, ihre dauernden Geld— 
leiſtungen, ihr ganzes Strafenſyſtem darauf begründen; aber 
unſere geſamte mit den Mitteln der amtlichen Statiſtik 
gewonnene Einſicht in dieſe Verhältniſſe beginnt mit dem 
ganz zufälligen Momente, von dem an es beliebt wurde, 
regelmäßige Anſchreibungen der Marktpreiſe für die Zwecke 
der Zentralverwaltung einzufordern. Nun kann aber gerade 
die Staatsverwaltung mit einer ſo engen zeitlichen Be— 
grenzung, wie ſie im großen und ganzen noch immer der 
amtlichen Statiſtik gezogen iſt, ſich nicht zufrieden geben. 
Die Kontinuität in der Entwickelung iſt es ja gerade, deren 
Pflege den wahren Staatsmann von dem politiſchen Partei— 
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führer unterjcheidet. Gegenüber dem ungeftümen Verlangen 
nach Fortſchritten oder wohl auch Rückſchritten wird jich der 
praktiſche Leiter eines jeden Verwaltungszweiges alsbald klar 
jein, daß alle Pflege de Staatswohl3 nur in ſchonender 
Weiterbildung des Betehenden zu verwirklichen tft. Dem 
idealen Fluge de3 Reformers fteht die ſicher aber auch in 
traditionell geregelter Weife fortwirkende Staatsmajchine wohl 
unter Umftänden als Hemmſchuh entgegen, aber unter allen 
Umftänden als wirkſames Korreftiv gegen unhiftoriiche, Iprung- 
weile Verſuche zur Seite und zwingt ihn bei dem, was er 
Schafft, zu forgen, wie e8 an das Bejtehende angefnüpft werden 
und aus deſſen Entjtehungsgefhichte jeine Rechtfertigung finden 
fönne. Sp ift jede Staatsaktion Verwirklichung einer er— 
fannten hiſtoriſchen Entwickelungstendenz und gerade als 
folche allein gerechtfertigt. Die Statiftit aber, welche ſolcher— 
art der Staatzgewalt dient, indem fie ihr den Bid in 
die Vergangenheit weitet und an die Gtelle eine uns 
gefähren Erfaſſens der Zeitftrömungen exakt gewonnene Ent- 
wickelungsreihen jeßt, fie dient in eminentem Sinne der 
Staatsverwaltung. 

Nun läßt ich allerdings einwenden und jagen, die 
Staatöverwaltung verachte ja auch keineswegs die Gejdichte 
al3 ihre Lehrmeifterin; aber fie Habe ja doch auch nicht nötig, 
fh die Geſchichte durch ein eigenes Staatsinftitut zurecht 
legen zu lafjen; die freitätige Wiſſenſchaft, unterftüßt durch 
die Unterrichtsverwaltung des Staates und die reichen Mittel 
wiſſenſchaftlicher Geſellſchaften, arbeite zugleih im Dienjte 
diefer ftaatlichen Intereſſen für den Staat, aber nicht durch 
den Staat; und fo ſei es auch Hinfihtlic) der begehrten 
hiſtoriſchen Statiftik zu halten. 
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Gewiß, es gibt eine Hiftorifche Statiftik, deren Pflege 
an die Kreife privater Gelehrſamkeit veriviefen werden muß. 
Wir haben fie oben genau genug bezeichnet. Es ift all jene 
ſtatiſtiſche Arbeit, welche eine Maſſenerſcheinung vergangener 
Zeit nahträgli auf den ftatiftiichen Ausdruck von Maß 
und Zahl zu bringen verſucht, wo es die Zeitgenoſſen unter— 
laſſen haben, die numeriſchen Verhältniſſe dieſer Maſſen— 
erſcheinung ſelbſt in allen ihren ſtatiſtiſchen Elementen zu 
verzeichnen. 

Die Herſtellung einer ſtatiſtiſchen Reihe oder eines 
ſtatiſtiſchen Bildes aus überlieferten einzelnen Angaben über 
individuelle Vorkommniſſe oder Erſcheinungen iſt immer Sache 
der Studierſtube; auf dieſem Punkte, unterſcheidet ſich die 
Reihung und geiſtige Verknüpfung geſchichtlicher Nachrichten 
von nicht ſtatiſtiſchem Inhalte nicht weſentlich von der ſo⸗ 
genannten ſtatiſtiſchen Arbeit. 

Es iſt das aber anderſeits auch keineswegs eine Be— 
ſonderheit gerade der hiſtoriſchen Statiſtik. Es gibt eine 
Menge ſtatiſtiſcher Arbeit, deren Ziel die Erforſchung der 
Gegenwart iſt und die dennoch nicht von den großen amt— 
lichen Zentralbureaux geleiſtet werden kann, ſondern auch 
wieder an die ſpezifiſchen Gelehrtenkreiſe zu verweiſen iſt. 
Die vielfachen Verſuche, z. B. die Geſchlechtsregiſter der eng— 
liſchen Peerage, die Hof- und genealogiſchen Kalender u. dgl. 
ſtatiſtiſch auszubeuten, ftehen gewiß im Dienfte der modernen 
Bevölkerungsſtatiſtik; aber ebenjo gewiß fallen fie der ſtatiſti⸗ 
ſchen Privatarbeit zu; denn immer ſind es Verſuche, Reihen 
ganz individueller Fälle, welche nicht durch Maſſenbeobachtung 
feſtgeſtellt ſind, hinterher einer ſolchen zu unterziehen. 


Und das gilt im Grunde genommen von aller ie 
v. Jnama-Sternegg, Staatswifjenihaftl. Abhdlgn. 
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Arbeit, bei welcher das Urmaterial von dem Statiſtiker exit 
aus einer Reihe einzelner beglaubigter Tatſachen zu einer Art 
nachträglicher Maſſenbeobachtung gewonnen werden muß. 
Umſomehr iſt aber dann jene hiſtoriſch-ſtatiſtiſche Arbeit 
den großen amtlichen Zentralbureaur zuzuweiſen, bei der 
eben nur die ſtatiſtiſche Bearbeitung eines in früherer Zeit 
ſchon durch methodiſche und ſyſtematiſche Maſſenbeobachtung 
gewonnenen Urmaterials in Frage ſteht. Denn vor allem 
iſt ſolches Urmaterial ganz überwiegend ſelbſt ein amtliches, 
in amtlichem Gewahrſam, alſo inſoferne wenigſtens noch 
immer als ein Beſtandteil der Akten der Verwaltung zu 
betrachten; die Kirchenbücher, die Grundbücher tragen einen 
öffentlichen Charakter nicht nur während einer gewiſſen Reihe 
von Jahren, ſondern fortwährend an ſich. Es iſt alſo ſchon 
gar nicht daran zu denken, daß dieſe Akten eines Staates im 
Ganzen oder auch nur in einzelnen Teilen einem Privaten 
zu beliebigem wiſſenſchaftlichen Gebrauche ausgefolgt oder 
zur Verfügung geſtellt werden. Sie müſſen unbenützt, die in 
ihnen niedergelegten Zuſtände der Vergangenheit müſſen un— 
bekannt bleiben, wenn nicht die Organe der Verwaltung 
ſelbſt Hand an ihre Ausbeutung legen. Dann aber handelt 
es ſich hier um ein Urmaterial von ſolcher Maſſenhaftigkeit 
und Schwierigkeit der Benützung, daß der private Gelehrte 
ſchon aus materiellen Gründen nicht daran denken kann, 
dasſelbe zu bearbeiten. Und ſelbſt wenn eine gelehrte Geſell— 
ſchaft die Mittel zu bieten geneigt wäre, die eine ſolche Arbeit 
erheiſcht, ſo würden doch wieder eben die Maſſenhaftigkeit 
und anderſeits der amtliche Charakter des Urmaterials zu— 
ſammen mit der Zerſtreutheit desſelben in allen Teilen des 
Staates unüberſteigliche Hinderniſſe bilden. Auch wäre die 
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Bearbeitung desſelben ohne Mitwirkung der äußeren Organe 
der Verwaltung, der politifchen, Finanz-, und Kirchenbehörden 
ganz undenkbar; und eine ſolche Mitwirkung ift wohl auf 
Grund einer amtlichen Anordnung, aber nie in genügender 
Weile durch ein wenn auch Entlohnung verheißendes Erfuchen 
von Privaten zu erreichen. 

Dazu kommt aber nun, daß die Bearbeitung dieſes 
hiſtoriſch-ſtatiſtiſchen Urmaterials genau diefelben qualifizierten 
Anforderungen der Sachkenntnis und der ftatiftifchen Technik 
an die Arbeiter ftellt, wie fie überhaupt bei ftatiftiicher 
Mafjenarbeit auftreten und eben darum zu der Einrichtung 
der großen ſtatiſtiſchen Zentralbureaux und zur Konzentration 
aller ſtatiſtiſchen Arbeit wie zur gleichzeitigen Pflege der 
adminiſtrativen wie der wiſſenſchaftlichen Geſichtspunkte in 
deren Schoße geführt haben. Und wenn wir dann, last not 
least, noch einmal betonen, daß die moderne Statiſtik nad 
den Enttoidelungstentenzen der Geſellſchaft und nach den 
ihnen zu Grunde Tiegenden Geſetzen forſcht — im Dienfte 
der praftilchen Staatsverwaltung ebenjogut wie im Dienfte 
der theoretiſchen Wiſſenſchaft — fo ift damit, wie wir glauben, 
alles gejagt, was zur Begründung des Poftulats gejagt 
werden muß, daß auch die großen amtlichen Zentralbureaur 
der Statiftik ich nicht länger den Anforderungen der hiftori- 
ſchen Statiſtik verſchließen dürfen. 

Die praktiſche Ausführung dieſes Gedankens erfordert 
allerdings ein planmäßiges und energiſches Zuſammenwirken 
aller Organe der Verwaltung. Den Anfang muß jedenfalls 
eine generelle Weiſung der Regierung an die äußeren Amter 
machen, fortan 6i3 auf weiteres feine wie immer gearteten 


Kegifter, Inventarien, Urbarien, Grundbücher u. dal. zu ver- 
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nihten. Zugleich find genau bejchreibende Verzeichnifje über 
die bei jedem Amte vorhandenen ftatiftiichen Quellen diejer 
Art einzufordern, durch die Zentralftelle für Statiftit zu 
prüfen und zu ordnen, nötigenfalls in bejonder® wichtigen 
Fällen durch den Augenſchein nah ihrem Gehalte zu be= 
itimmen. Daraufhin können die Yormulare für die Extra— 
hierung des Inhalts, je nad) der Beichaffenheit der Duelle 
Liſten oder Zählkarten, entworfen werden; die Ausfüllung 
wird in vielen Fällen den betreffenden Regiſterbehörden 
(Pfarrämtern, Grundbuchämtern ꝛc.) ſelbſt übertragen, in 
anderen Fällen zweckmäßiger im ſtatiſtiſchen Bureau vor— 
genommen werden können. Doc fann alle diefe Arbeit immer 
nur als Nebenbeichäftigung der betreffenden Beamten gedacht 
und muß in den meiften Fällen wenigſtens bejonders ver- 
golten werden. Schon diefer Umſtand aber zwingt, mit großer 
Sorgfalt in der Auswahl der zu bearbeitenden Quellen und mit 
genauefter Berücfihtigung der Wichtigkeit der einzelnen Gegen— 
itände Hinfichtlich der zeitlichen Aufeinanderfolge der Arbeiten 
vorzugehen. Solche Arbeiten können nicht dringend gemacht 
werden und jie drängen auch wirklich nicht; denn ihr Stoff 
ift ja nicht dem Veralten ausgejegt; dem Verluſte nur ift 
vorzubeugen und es wird den Anforderungen der hiſtoriſchen 
Statiftit vollauf Genüge geleiftet, wenn nur überhaupt durch 
ſolche Einrichtungen die Sicherheit gewährt wird, daß die 
Hebung diefer Schätze ununterbrochen fortichreitet. Raſch 
weitet ji) ja auf ſolche Weiſe doc) bald der Blid des 
Statiftifers; jedes neue Jahr bringt uns nur einen neuen 
Jahrgang der Bevölferungsbewegung unjerer Tage; aber jedes 
Sahr kann uns leicht ein neues Jahrzehnt nach rückwärts 
erſchließen, aus dem wir für die Entwicelungstendenzen der 
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Bevölkerung dann eben doch zehnmal mehr Erfahrung ge- 
toinnen. Und darauf eben fommt es ja an. 

Um nun aber endlich diefen Gedantengang zu Ende zu 
denten, jo ift es ja wohl Klar, daß wenige Staaten der Gegen— 
wart in der glücklichen Lage ſein werden, die für eine ſo große 
und weitausſehende Arbeit nötigen Mittel vollſtändig aus 
Eigenem aufzuwenden. Denn eine ſtändige Vermehrung der 
Arbeitskräfte der amtlichen Bureaux und ein nicht un— 
beträchtlicher Aufwand für Gratifikationen an die Gehilfen 
ſolcher Arbeit iſt damit verbunden. Aber es beruhigt uns 
darüber nicht bloß der Gedanke, daß dieſer Aufwand für ein 
einzelnes Jahr doch nicht allzu beträchtlich iſt, alſo durch eine 
gute Verteilung leichter zu tragen iſt; es beruhigt darüber 
noch vielmehr die Wahrnehmung, daß die modernen Kultur— 
ſtaaten trotz ſtarrender Waffenrüſtung ſich den Pflichten nicht 
entziehen, welche die geſteigerte Allgemeinbildung der modernen 
Geſellſchaft auch dem höchſten Gemeinweſen auferlegen. Man 
wendet ja doch auch an die Beobachtung ſeltener aſtronomiſcher 
Phänomene nicht unbeträchtliche Summen und geizt nicht, 
wo die Erhaltung wertvoller Baudenkmale früherer Zeit in 
Frage ſteht. Der Staat iſt in ſolchen Fällen der ſelbſtloſe 
Gönner und Vertreter rein wiſſenſchaftlicher oder künſtleriſcher 
Forderungen; um wie viel mehr wird er da Opfer zu bringen 
geneigt ſein, wo eigenſte Intereſſen einer eindringlichen Er— 
kenntnis ſeiner Lebensgrundlagen auf dem Spiele ſtehen! 
Und ſollte ſchließlich die Hoffnung ganz vergeblich ſein, daß 
unſere großen gelehrten Körperſchaften, vorab die Akademien, 
wie ſie ihre Mittel einſetzen für die Entdeckung und Erhaltung 
epigraphiſcher Denkmäler, für die Herausgabe der „Kirchen— 
väter“ und der Weistümer des Bauernvolkes, auch ſich ein— 
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mal brüderlich mit dem Staate in die Koften zu teilen geneigt 
jein werden, wenn e3 ſich darum handelt, die Wirkſamkeit 
der geſellſchaftlichen Lebensgeſetze in den Maſſenerſcheinungen 
der Bevölkerung vergangener Zeiten für immer der Ver— 
geſſenheit zu entreißen. 

Die Wiener Weltausſtellung 1873 hat mit ihrer addi— 
tionellen Ausftellung zur Gejchichte der Preife mächtige An— 
regung in diefer Hinficht gegeben und große Hoffnungen 
allenthalben geweckt. Die Permanenzkommiſſion des inter- 
nationalen ftatiftiichen Kongrefjes, der in Wien tagende 
volkswirtſchaftliche Kongreß haben im Sinne einer ftaatlichen 
Förderung preisgeſchichtlicher und überhaupt hiſtoriſch-ſtatiſti— 
ſcher Arbeiten Reſolutionen gefaßt. Es ift Zeit, wieder ein- 
mal daran zu erinnern. Noch immer gilt für die Regierung, 
was ich jchon damals am Schluffe des offiziellen Berichtes 
iiber dieſe additionelle Anzftellung betonte, fich die Ehre nicht 
entgehen zu laſſen, die erfte unter den Regierungen der Kultur- 
ftaaten zu jein, welche auch den Sozialwiſſenſchaften die 
Wege exakter Forſchung ebnet. 





12. 
Geographie und Statiftif. 


Statiſtiſche Monatsſchrift 1891.) 


Friedrich Ratzel, der hochbegabte Vertreter der Geo— 
graphie an der Leipziger Univerſität, hat in dem ſoeben er— 
ſchienenen 2. Bande ſeiner Anthropo-Geographie unter dieſem 
Titel eine Reihe wertvoller bevölkerungsſtatiſtiſcher Be— 
trachtungen angeſtellt, welche nicht nur durch den Reichtum 
der poſitiven Daten und durch die Vielſeitigkeit der Geſichts— 
punkte den Anſpruch auf höchſte Beachtung erheben können, 
ſondern auch durch die hier entwickelten Beziehungen zwiſchen 
Geographie und Statiſtik das beſondere Intereſſe des Fach— 
mannes zu erwecken geeignet ſind. Das „ſtatiſtiſche Bild der 
Menſchheit“, das er zeichnet, ſoll zugleich die Ausführung 
ſeiner Gedanken über die geographiſche Behandlung der 
Statiſtik oder die ſtatiſtiſche Behandlung der Geographie 
fein. Es verlohnt der Mühe, diefen Gedanfen etwas nach— 
zugehen, um zu jehen, welche Förderung das Problem durch 
diefe Behandlung erfährt, welche Züge des ſtatiſtiſchen Bildes 
von dem Geographen herrühren. 

„Die Zahl der Menſchen in einem bejtimmten Gebiete 
der Erde feſtzuſtellen, iſt Sache der Statiftif. Darüber kann 
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fein Zweifel jein in allen jenen Fällen, wo eine genaue 
Zählung möglich iſt, denn die Aufgabe der wiſſenſchaftlichen 
Bevölkerungsſtatiſtik bejteht in der methodischen Gruppierung 
und Unterjuchung der Tatjaden, die fi aus der exakten 
Maſſenbeobachtung der allgemein bedeutſamen Lebensmomente 
der menjhlihen Individuen ergeben. Man könnte aber 
fragen, ob auch da noch von wiſſenſchaftlicher Bevölkerungs— 
ftatiftit gefprochen werden könne, wo nur von Schäßungen 
die Rede ift, wie bei der Aufgabe, die Bevölkerung der Erde 
au bejtimmen?“ 

Die ältere Statiftif, die Staatenfunde, meint Nabel, 
würde ſich ſolchem Beginnen nicht widerſetzen. Aber in ihrer 
jpäteren wiſſenſchaftlichen Entwickelung habe fich die Statiftik 
ganz von dem geographiichen Boden entfernt, dem fie ent- 
ſproſſen war, um teil3 eine praftijche Dienerin der Staat3- 
verwaltung zu werden, teil$ auf jene Gebiete fi} zu be- 
Ihränfen, wo mit exakter Methode zu arbeiten tft. 

So jei denn der Geographie, die von allen Willenichaften 
das größte Intereſſe an den Ergebniffen der Bevölkerungs— 
tatiftif hat, ganz von ſelbſt die Aufgabe zugefallen, jene 
Zahlen jelbjt aufzuſuchen und, wenn nötig, zu beftimmen, 
für welche die Bevölkerungsſtatiſtik, jo wie fie fich entwickelte, 
fein Intereſſe haben konnte. Es lagen aber auch) die Vor- 
bedingungen zur Gewinnung diefer Zahlen auf dem Telde 
der Geographie günftiger; nur allein die Geographie konnte, 
fraft der in ihrem Wefen liegenden Tendenz zu erdumfaſſender 
Erkenntnis, mit voller Kraft der Arbeit ſich widmen, Die 
Bevölkerungsverhältniffe ſolcher Gebiete zu erforſchen, welche 
ein ftatiftiiches AIntereffe weder im Sinne der Staatskunde, 
noch im Sinne der ftatiftiichen Methode aufwieſen. 
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Dieſe Borftellung von dem beſchränkten Intereſſe der 
Statiſtik an den Bevölkerungszahlen der ganzen Erde und 
aller ihrer Teile bedarf doch eine Richtigſtellung. Das un— 
beſtrittene Objekt der Statiſtik iſt die menſchliche Gemein— 
ſchaft. Allerdings iſt die Statiſtik nicht die einzige Disziplin, 
welche ſich mit dieſem Objekte beſchäftigt; alle unter der ge— 
meinſamen Bezeichnung der Geiſteswiſſenſchaften zuſammen— 
gefaßten und zu den Naturwiſſenſchaften in Gegenſatz ge— 
ſtellten Disziplinen haben ihren Anteil an der Erforſchung 
der menſchlichen Gemeinſchaft. Aber jedem dieſer Zweige der 
Geiſteswiſſenſchaften fällt eine beſondere Aufgabe in Bezug 
auf die Erkenntnis des menſchlichen Gemeinlebens zu. Un— 
verkennbar iſt hierbei die verſchiedenartige Weiſe, in welcher 
die Lebensäußerungen der menſchlichen Gemeinſchaft auftreten, 
das unterſcheidende Moment für die einzelnen Wiſſenſchaften; 
durch dieſe charakteriſtiſchen Formen der Lebensäußerungen 
wird das Objekt jeder dieſer Disziplinen näher beſtimmt. 

Die Statiſtik hat nun in dieſem Kreiſe der Geiſtes— 
wiſſenſchaften eine eigenartige Stellung ſtets dadurch be— 
hauptet, daß ſie ſich die Klarſtellung derjenigen Zuſtände 
und Vorgänge des menſchlichen Gemeinlebens zur Aufgabe 
geſetzt hat, welche ſich als Maſſenerſcheinungen von beſtimmter 
zähl- und meßbarer Größe darſtellen. 

Iſt auch im Laufe der Zeit noch ſo manche andere Auf⸗ 
gabe von der Statiſtik in Angriff genommen worden, ſo iſt 
doch immer gerade die Quantitätsbeſtimmung der Maſſen— 
erſcheinungen des Geſellſchaftslebens, gleichſam das dimen— 
ſionale Erkennen derſelben, die ſpezifiſche Funktion der Statiſtik 
geweſen. 

Die eigentümliche Natur dieſes wiſſenſchaftlichen Objektes 
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brachte e8 aber auch mit ſich, daß die Statiſtik eine ganz 
eigenartige Methode der Forſchung ausbildete, welche natür- 
lich noch weiter zur Unterfcheidung der Statiſtik von den 
fonftigen Ziweigen der Staat3- und Geſellſchaftswiſſenſchaften 
wie überhaupt von den Geifteswifjenfchaften beitrug. Es iſt 
eben in der Natur diefer zähl- und meßbaren Mafjen- 
erſcheinungen des Gejellihaftslebens begründet, daß jie im 
ganzen nur al® Summen einzelner Tatſachen ausgedrückt und 
ihre Struftur nur durch Auszählung der gleichartigen Einzel— 
fälle erkannt werden Tann, während ihnen al® Ganzes doch) 
befondere Eigenſchaften und Attribute zufommen, die bei 
den Einzelfällen, aus denen die Maſſenerſcheinungen gebildet 
find, gar nicht oder nicht in derfelben Weiſe vorhanden jein 
fünnen. 

Aber doch ift die Anwendbarkeit diefer ſpezifiſchen Methode 
nieht allein entjcheidend für die Abgrenzung von Umfang und 
Anhalt der Statiftif. Ebenſo wie eine Reihe von Disziplinen 
ſelbſt der Naturwiſſenſchaften ſich der ſtatiſtiſchen Methode, 
wenigſtens einzelner in ihr enthaltener Verfahrensarten und 
neben anderen Methoden bedienen, ſo iſt auch die Statiſtik 
unter Umſtänden darauf angewieſen, andere Wege zu wandeln, 
als ſie mit der ſpezifiſch ſtatiſtiſchen Methode zu betreten 
ſind, um ihren ſpezifiſchen Wiſſenskreis von den quantitativ 
meßbaren Maſſenerſcheinungen des menſchlichen Gemeinlebens 
auszufüllen. | 

An die Stelle der Auszählung der Jndividualfälle einer 
Mailenericheinung tritt die ſummariſche Feltitellung ihrer 
Größe, welche aus der empirischen Kenntnis möglichſt Kleiner 
Einheiten von komplexer Natur ſchöpft; und an die Stelle 
ſolcher ſummariſcher Erhebungen tritt die Berechnung oder 
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die Schäßung, ſoferne überhaupt no genügend zahlreiche 
zähl- und meßbare Ginheiten für die Beobachtung einer 
großen Mafje ſich darbieten. Jenſeits diejes Kalkuls Hört 
zwar noch nicht das Intereſſe, wohl aber die Arbeit der 
Statiftit auf; fie wird darauf angetwiejen, bon anderen 
Disziplinen, deren Einfiht und Verfahren dem der Itatifti- 
ihen Methode überhaupt nicht mehr zugänglichen Objekte 
nod immer Geſichts- und Angriffspunfte abzugeiwinnen ver- 
mag, Reſultate zu übernehmen, mit denen dann eine eigentlich 
Tatiftiiche Arbeit unternommen werden fann. 

Es begreift fich leicht, daß Diele Selbſtbeſchränkung der 
Statiſtik mit fortjchreitender Spezialifierung der Wiflen- 
haften zugenommen hat; feit die Statiftif ihren alten Sinn 
und Zweck, die Beichreibung der Staatsmerkwürdigfeiten, 
aufgab und ſich eine viel felbftändigere und tiefere Aufgabe 
legte, als fie der alten Statiftif je zu eigen war, ift fie auch 
immer mehr davon abgefommen, die Arbeit anderer Disziplinen 
verrichten zu wollen. 

Speziell trifft das auch zu bezüglich der Geographie, deren 
Berhältnis zur Statiftif noch zu Büſchings Zeiten voll- 
fommen unbeftimmt war. 

Aber auch die Geographie hat Anteil an diefer Speziali- 
ferung der Wiſſenſchaften und hat fi) immer mehr in die 
Darjtellung der Natur des Landes und endgültig der Exde 
vertieft, und die Pflege des Anthropo-Geographiichen ver- 
nachläſſigt. Aber doch verlangt die Schule wie das Leben 
fortwährend von der Geographie Antwort auf die Fragen 
der Bevölkerung der Erde, welche die Statiftit aus eigenem 
Willen zu geben nicht vermag. Künftig wird vielleicht daraus 
die Lehre gezogen werden dürfen, daß die beſte Darftellung 
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eines Landes nur in Verbindung der geographiſchen und 
ſtatiſtiſchen Methode zu erreichen iſt, wobei der Statiſtik die 
genaue Ermittelung der Bevölkerungstatſachen für möglichſt 
kleine geographiſche Einheiten innerhalb der Kulturwelt, der 
Geographie aber für alle anderen Gebiete der Erde die be— 
ſchreibende Vorarbeit zufällt, die Anhaltspunkte für die 
Schätzung der Bevölkerung zu entwickeln. 

Dieſe der Geographie vindizierte Aufgabe, die Statiſtik 
in Feſtſtellung der Bevölkerungszahlen für Gebiete, in welchen 
nicht gezählt werden kann, zu erſetzen, wird ſich doch erſt da— 
durch rechtfertigen, daß dargetan wird, über welche beſonderen 
wiſſenſchaftlichen Hilfsmittel die Geographie für dieſen Zweck 
verfügt. Denn auch der Statiſtik wird nicht jede Berechtigung 
zur Aufftellung von Schäßungen abgejprochen werden können. 

Beruht auch ihre Methode, in voller Strenge angewendet, 
auf der Auszählung aller gleichgearteten Fälle einer Maſſe, 
um die in derjelben vorkommenden charakteriſtiſchen Momente 
aufzufinden und ihre Quantitätsverhältniffe zu bejtimmen, 
jo ift doch überall da, two dieſe Auszählung nicht ausführbar 
eriheint, die Gewinnung von Näherungsmwerten mittels der 
methodologijch ausgebildeten Symptomatologie niht minder 
ein der Statiftif vollkommen homogenes DBerfahren. 

Wie die exakt arbeitende Naturwiſſenſchaft fi der Hypo— 
theje zur Auffindung von Beziehungen bedient, welche jid) 
nicht direkt durch Experiment oder Beobachtung des Zuftänd- 
lichen ermitteln laſſen, jo iſt auch der exaft arbeitenden 
Statiftif ein analoger Weg nicht verſchloſſen, auf welchem fie 
ihrem Ziele, die Struktur und die Funktionen der gejelliaft- 
then Zuftände auf dem Wege der quantitativen Analyje zu 
ergründen, näher fommen Tann. 
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Wenn nun aber die Statiftit einmal den Boden der 
exakten Volkszählung verlafien muß, um eine Antwort auf 
die Frage nad) der Volkszahl irgend eines Gebietes au er- 
halten, jo find ihr von jeher zwei Wege mit abnehmender 
Sicherheit des Ergebniſſes offen geftanden. Der eine, näher 
der exakten Methode liegende Weg ift die Berechnung, welche, 
von zwei Bekannten ausgehend, die dritte Unbekannte ſucht. 
Solcherart iſt insbeſondere die Ermittlung der Volkszahl für 
die Jahre, in welchen nicht gezählt wird. Aus dem letzten 
Zählungsergebniſſe + Geburtenüberſchuß, + Wanderung 
läßt ſich mit annähernder Genauigleit Jahr für Jahr die 
Volkszahl berechnen. Für Gebiete, von welchen Zählungs⸗ 
ergebniſſe überhaupt nicht vorliegen, wird ſich dieſes Ver— 
fahren allerdings ſelten anwendbar erweiſen, weil eben ohne 
Zählung kaum zwei bekannte Verhältniſſe über die Bevölke— 
rung ſich ermitteln laſſen, aus denen die dritte Unbekannte 
zu berechnen wäre. Die ältere Statiſtik, welche ſolche Be— 
rechnungen aus der Ziffer der Geburten oder der Todesfälle 
mittels eines Geburten- oder Sterblichkeitskoeffizienten anzıı= 
ftellen Liebte, hat doch ftrenggenommen nur mit einer Be- 
fannten und zwei Unbefannten rechnen wollen, da eben die 
Koeffizienten die Kenntnis der Volkszahl, alfo das, was exft 
berechnet werden jollte, zur Vorausſetzung gehabt hätten. 

Ähnlich verhält e3 ſich mit Berechnungen der Bevölkerung 
auf Grund der Häuferzahl und Behaufungsziffer, da au) 
dieſe leßtere ftreng genommen die Auszählung der Bevölke— 
rung nad) Häufern vorausſetzt. 

In Wahrheit jind diefe Berechnungen nur Schäßungen, 
in welchen die zweite zur Berechnung nötige Größe hypo— 
thetiich als bekannt vorausgefeßt wird. Die Genauigfeit 
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dieſes Schäßungsergebnifjes wird aljo immer davon abhängig 
jein, mit weldhen Gründen fich die hypothetiſche Zahl recht— 
fertigen läßt. Diefe Gründe find einer ftatiftiichen Feſt— 
ftellung in der Regel nicht weiter zugänglich, und da bei der 
Trage der Volkszahl eines nicht gezählten Gebietes begreif- 
licher Weife immer die Geographie de3 Landes in eriter 
Linie in Betracht genommen werden muß, jo ericheint aller- 
dings auch diefe Disziplin zunächſt berufen, zur Gewinnung 
von Andhaltspunften für die Einführung ftatiftiiher Hypo— 
thejen Dienfte zu leiften. 

Als ſolche ſpezifiſch geographiſche Elemente der Bevölke— 
rungsſchätzung kann aber weder die Konſtatierung der Zahl 
der Wohnſtätten eines Gebietes und der durchſchnittlichen 
Bewohnung desſelben gelten, noch die Ausdehnung der ein— 
zelnen Kulturen des Bodens oder die Stärke des Viehſtandes. 
Denn überall, two eines diejer Verhältniffe mit annähernder 
Genauigkeit, wie fie al3 Grundlage für eine Bevölkerungs— 
ſchätzung nötig ift, ermittelt wird, liegt eben ſchon eine 
jtatiftifche Funktion vor, mag fie nun don einer Behörde 
oder von einem Keifenden geübt jein. 5 

Eine eigentliche geographiſche Bevölkerungsſchätzung hat, 
wie Natel richtig hervorhebt, die Auffaflung eines Kultur- 
bildes im Auge, fie erfaßt die Bevölkerung als ein Element 
der Kulturlandſchaft. „Man geht den Spuren der Menfchen 
nad, ob fie dünner, ob fie dichter find. Darin liegt der 
gengraphiiche Zug, darin auch der Vorzug der Wohnftätten- 
zählung, welche der geographiſcheſte von allen bisher verſuchten 
Wegen iſt.“ Darin erblidt er auch) den Grund, warum nicht 
die Statijtifer, fondern die Geographen die Methode der Be- 
völferungsihäßung wiſſenſchaftlich zu entwickeln gejucht haben. 
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Aus dem, was man Kulturformation genannt hat, was man 
aber umfaſſender und treffender hiſtoriſche Landſchaft nennen 
wird, ſucht aljo der Geograph die Elemente der Bevölkerungs— 
ſchätzung zu gewinnen. Häuſer, Dörfer, Städte, Denkmäler, 
Straßen, Eiſenbahnen, Kanäle, Brücken, durchſtochene Meer— 
engen und abgegrabene Flüſſe, abgeleitete Seen und aus— 
getrocknete Sümpfe, Äcker, Wieſen, Gärten, abgeholzte Flächen 
und angepflanzte Wälder — das alles gibt Zeugnis von den 
Menſchen, die da weilen. In der Frage nach den Urſachen 
der differenten Bevölkerungsdichtigkeit kommt nicht bloß das 
menſchliche, bewegliche, ſondern auch das irdiſche, ſtarre Ele— 
ment zur Geltung, das auf den Menſchen zurückwirkt, und 
es ſtellt ſich heraus, daß die Geographie gegenüber den Er— 
gebniſſen der ſtatiſtiſchen Zählungen viel mehr zu tun hat, 
als deren Zahlen neben ihre Flächenzahlen zu ſetzen. 
Freilich, inſoferne damit nichts anderes gemeint iſt, als 
daß die großen Durchſchnittszahlen der Bevölkerung der 
wiſſenſchaftlichen Erkenntnis nicht Genüge tun, iſt die Statiſtik 
ſelbſt mit dieſer Einſicht ſchon vorangegangen. Ihre moderne 
Analyſe iſt vor allem eine geographiſche, d. h. die Bevölke— 
rungsdichtigkeit wird für möglichſt kleine geographiſche Ein— 
heiten feſtgeſtellt, und in dem „Anhäufungsverhältniſſe“ hat 
die Statiſtik einen prägnanten Ausdruck für die „hiſtoriſche 
Landſchaft“ gefunden, ſoweit dieſelbe der ſtatiſtiſchen Be— 
trachtung der realen, nicht bloß ſchematiſchen, Verteilung der 
Bevölkerung auf einem beſtimmten Gebiete zugänglich iſt. 
In den neueren ſtatiſtiſchen Karten der Bevölkerung, 
welche die Dichtigkeit nach Art der Höhenſchichten in Kurven 
darſtellen, wird von den kleinſten geographiſchen Einheiten, 
den Gemeinden, ausgegangen, und durch Beifügung der irgend 
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belangreihen Ortſchaften zugleih der Tatſache der Agglome- 
ration Rechnung getragen. Es wird ji daher nit wohl 
lagen laſſen, daß das Ergebnis einer Durchſchnittsberechnung 
der Bevölkerung für den Statiſtiker umjo reiner erjcheine, 
auf je größere Flächen der Erdkugel fie ji) ausdehne Auch 
der Statijtifer denkt, wenn er von der geographiſchen Methode 
der Statiftif jpricht, feinesiwegs zunächſt immer an die karto— 
graphiiche Darjtelung der Ergebnifje ftatiftiiher Zählungen, 
fondern vielmehr an die geographiihe Analyfe der großen 
Zahlen, al3 dem Mittel, um die örtlichen Urſachen der Be— 
völkerungserſcheinungen aufzufinden. 

Aber trotzdem bleibt für die Geographie eine große Auf= 
gabe auf diefem Gebiete zu löfen übrig. 

Für den Statiſtiker ift die Dichtigfeit der Bevölkerung 
die Beziehung zwiſchen der Flächenausdehnung eines Gebietes 
und der Zahl feiner Bewohner. Sie ilt ein Berhältniz, 
welches in einer einzigen Zahl ausgedrüdt werden kann; er— 
gänzend tritt dazu das Anhäufungsverhältnis, das zwar 
feinen jo einfachen Ausdruck zuläßt, Jondern immer nur in 
Gruppenzahlen der Wohnpläße und der Bevölkerung gegeben 
werden kann, aber immer noch im Zahlenausdrude auftritt. 
Für den Geographen ift die Dichtigkeit der Bevölkerung der 
Zuftand eines Gebietes, welcher hervorgebracht wird durch die 
Zahl der auf demfelben wohnenden Menſchen. Dieſer Zujtand 
fann gezeichnet und bejchrieben, aber niemal3 in einer Zahl 
vollftändig zum Ausdrucke gebracht werden. Natürlich tritt 
dieſe geographiiche Aufgabe da bejonders bedeutjam auf, two 
die Statijtik fehlt, in den weiten Gebieten der unziviliſierten 
Erde, wo jedes Willen über die Bevölkerung nur durd) Schluß— 
folgerungen aus dem ganzen Kulturbilde des Gebietes zu ge= 
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winnen ift. Denn in Ländern mit wohlausgebildeter Statiftif 
find jelbft die feineren Methoden der Dichtigkeitsbeftimmung, 
welche in der Ausicheidung der unbeiwohnbaren oder der un- 
produftiven Flächen gefehen werden, durchaus im Bereiche 
fatiftifcher Leiftungsfähigkeit. Aber auch) hier mag die Geo- 
graphie durch Herftellung von Beziehungen zwiſchen der 
Volksmenge und dem geologifchen Bau, dem Relief, der 
Hydrographie, dem Klima und fo manchen anderen Momenten 
Erhebliches zu einer den realen Berhältniffen des menjchlichen 
Dafeins entjprechenden Bereicherung der Bevölkerungskunde 
beitragen. Die Ergebniſſe dieſer ſpezifiſch geographiſchen Er— 
faſſung des Problems der Erdbevölkerung find von Ratzel 
in ebenſo beſtimmter und anſchaulicher, wie erſchöpfender 
Weiſe dargeſtellt. 

In den großen Zügen der Verteilung der Bevölkerung 
über die Erde ſind zuvörderſt die klimatiſchen Wirkungen 
ſichtbar. Vier Gebiete dünner Bevölkerung umzirkeln die 
Erde; es ſind die kälteſten und trockenſten Regionen. Damit 
ſind auch die dichtbevölkerten Gebiete zu zonenartiger An— 
ordnung zwiſchen dieſen Gürteln dünnerer Bevölkerung ge— 
zwungen. Nur mäßige Wärme und hinreichende Niederſchläge 
laſſen dichte Bevölkerungen über weite Räume ſich ausbreiten. 
Der ſtarke Einfluß größerer Erhebungen auf die Bevölkerungs— 
dichtigkeit iſt ebenfalls weſentlich klimatiſcher Natur. 

Beziehungen zwiſchen Wärme und Dichtigkeit der Be— 
völkerung vermittelt am wirkſamſten die Bodenkultur. Daher 
ind die Zonen charakteriſtiſcher Kulturen zugleih Zonen 
differenter Volksdichtigkeit und die Berbreitungsgrenzen der 
hervorragendften Kulturpflanzen zugleich Grenzen einer ge- 
wiſſen Marimalhöhe der Devölferungsdichtigfeit. Innerhalb 
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der gemäßigten Zone ift diefe wohl am höchſten in den Wein- 
baugegenden; die dDichteften, auf weiten Gebieten vom Ackerbau 
lebenden Bevölkerungen kommen innerhalb der Grenzen des 
Reiſes vor. Jenſeits der Weizengrenze gibt es nirgends eine 
dichte Bevölkerung und jenſeits der Gerſtengrenze überhaupt 
nur ganz ſchwach bevölkerte Gegenden. 

Noch deutlicher als die Abhängigkeit der Bevölkerungs— 
dichte von der Wärmeverteilung iſt ihre Abhängigkeit von 
der Niederſchlagsmenge zu erkennen. Denn gegenüber dem 
Waſſermangel ſind auch die Kulturmittel faſt machtlos, 
während der Wärmemangel weithin durch die Akklimatiſation 
und die Schutzmittel der Kultur überwunden werden kann. 

Auch die Bodenerhebung hat ihr klimatiſches Element 
und wird durch dasjelbe in Verbindung allerdings mit 
fonftigen Wirkungen des Reliefs zur Urſache einer differenten 
Volksdichtigkeit. Wie es neben einer polaren Wald- und 
Baumgrenze aud) eine Höhengrenze des Waldes und des 
Baumwuchſes gibt, jo gibt e8 auch Höhengrenzen der Menſch— 
heit, und es wiederholen ji) die unbewohnten Räume um 
Nord- und Südpol in den um die höchften Gipfel der Ge- 
birge gelegenen Zandräumen. Höhen- und Bevölkerungskarte 
verhalten jich daher im allgemeinen umgekehrt, indem mit 
zunehmender Höhe die Dichtigkeit der Bevölkerung ſinkt. Im 
einzelnen allerdings durchbrechen die Eleineren Züge der Boden- 
geftaltung diefe Regel an unzähligen Stellen. Bejonders im 
Hochgebirge find die jonnigen Terrafjen vielfach Dichter be- 
völfert als die jchattigen, fühlen, nicht jelten verjumpften 
Talgründe. In den Tropen heben die Hochebenen weite 
Strihe in gemäßigtes Klima hinauf und hier fehren fi 
dann die Verhältnifie dev Bevölkerungsdichtigkeit um; die 
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größere Dichte findet fi in der höheren Lage, während in 
der üppigen Begetation der Tropennatur an den Flanken 
dieſer Höhen die Bevölkerung zum Üüberſehen dünn geſäet iſt. 
Aber im ganzen bauen ſich doch im gleichen Lande über 
gleichen Bodenverhältniſſen auch gleiche Dichtigkeitsſtufen der 
Bevölkerung auf. 

Und endlich iſt der Einfluß der hydrographiſchen Momente 
auf die Bevölkerungsdichtigkeit beſonders deutlich zu erſehen. 
Allerdings tritt hier das klimatiſche Moment ſchon ſehr 
zurück gegenüber den wirtſchaftlichen Elementen der Anſiede— 
lung; aber nichtsdejtomweniger handelt es fich doch auch hier 
um einen ſpezifiſch geographiichen Faktor der Bevölkerung, 
dem dann auch für die Schäßung der Bevölkerung und für 
die Kritik ihrer Aufftellungen eine wichtige Role zufält. 
Die Zufammendrängung dichter Bevölkerungen nicht nur an 
den Küften, jondern auch an Flüffen, Seen und Quellen ift 
eine bejonders häufige Erſcheinung. Nicht nur die nach— 
gewieſenen prähiftoriichen Funde beftätigen dieſe Regel; auch 
auf den höheren Stufen der Kultur begünftigt das Waffer 
die Bevdlferung; wenn wir ganze Länder vergleichen, find eg 
immer die Flußläufe, denen die dichten Bevölferungen fich 
anlagern. Die Küften aber find, insbeſondere für eine primi- 
tive Kultur, die begünftigteften Stätten der Anfiedelung und 
daher auch in der Regel vor dem Landinnern bevölkert. 
Nicht Bloß der Vorzug des Klimas kommt ihr zu ftatten, 
auch der Vorzug der Bewirtihaftung; in den Küften ver- 
bindet ſich die Fruchtbarkeit des Meeres mit der des Landes. 

Mit dem Hinweiſe auf dieje echt geographiichen Elemente 
iſt auch) die Prätenjion der Geographie vollkommen gerecht— 
fertigt, nit nur zu den a anlagen: fondern 
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auch zu der Bevölkerungskunde überhaupt einen jelbjtändigen 
und wertvollen Beitrag zu liefern. 

Und nicht minder ift diefe Berechtigung dargetan in den 
Ausführungen Ratzels über die geographiichen Elemente 
der Bevölferungsbewegung. Die Statiftif jtrebt in der Tat 
die Bewegung der Bevölkerung feftzuhalten, indem fie Diejelbe 
auf einen beftimmten Zeitpunkt gleichſam projiziert und das 
io gewonnene Bild unter der Vorauzfegung zeichnet, dasjelbe 
werde fich längere Zeit hindurch wiederholen. Sehr raſche 
und ungleiche Bewegungen können überhaupt nicht in Diejer 
Weiſe firiert werden; die Statiftik der Bevölferungsbewegung 
ift nicht bloß bezüglich ihrer Methoden ein Kind höherer 
Kultur, jondern fie fann auch nur auf Kultuwölfer an- 
gewendet werden. Die Aufgabe liegt alfo hier ähnlich tie 
in der Frage der Bevölkerungsſchätzung; dag Problem der 
Bevölferungsbewegung muß, joweit es außerhalb der Grenzen 
der Statiftik Yiegt, von dem geographiichen Boden aus gelöſt 
werden; die geographiiche Beratung ift auch hier un- 
- entbehrlich zur Vervollftändigung des ftatiftifchen Bildes der 
Menschheit. Auch dev Weg zu diefem Ziele ift derjelbe wie 
bei den Bevölkerungsſchätzungen; die Geographie fragt nad) 
den räumlichen Merkmalen der Erſcheinung und jucht Diele 
zu umgrenzen. Auch für fie ift der Bevölkerungswechſel eine 
Zeiterfcheinung, aber fie kann dieſelbe räumlich daritellen, 
indem fie da3 Gebiet umgrenzt, auf welchem jener Kultur- 
zuftand vorherrſcht, für welchen eine beftimmte Art des Be— 
völkerungswechſels charakteriſtiſch iſt. Und indem fie wieder 
die geographijchen Bedingungen der Vermehrung oder Ber- 
minderung der Bevölkerung aufzeigt, gibt fie wieder Anhalt3- 
punkte, um die möglichen Koeffizienten des Zuwachſes ab- 
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zuſchätzen, die dann in bie Bevölkerungsſchätzungen als Fat: 
toren eingeführt werden follen. 

Indem die Geographie alle Maſſenerſcheinungen der 
menſchlichen Gemeinschaft Iofalifiert, gibt fie dem ftatiftifchen 
Bilde der Menschheit erſt volle Realität, bietet weſentliche 
Elemente zur Kritik der ſtatiſtiſchen Aufſtellungen und zur 
ſchätzungsweiſen Beſtimmung ſolcher Größenverhältniſſe, welche 
ſich einer genaueren Feſtſtellung entziehen. Sie iſt damit zum 
Teile eine Hilfsdisziplin der Statiſtik, der ſie den Boden 
ebnet, um auch da zu ſtatiſtiſchem Wiſſen zu kommen, wo 
die Anwendung ſtrenger Methoden verſagt iſt. Aber ſie iſt 
der Statiſtik andererſeits koordiniert jenſeits der ſpezifiſchen 
Aufgabe der Statiſtik; denn auch die Statiſtik iſt keine voll— 
ſtändige Bevölkerungswiſſenſchaft. 

Aber es liegt auch der Statiſtik ferne, ſich ſelbſt für eine 
ſolche auszugeben; Geographie und Statiſtit, aber auch Anthro- 
pologie und Ethnographie haben die Bevölkerung zum Objekte 
ihrer Forſchung und müfjen zu einer allgemeinen Bevölke— 
rungslehre zuſammenwirken; verſchieden aber ſind ihre wiſſen— 
ſchaftlichen Ziele und verſchieden die Methoden, mit welchen 
ſie dieſelben zu erreichen ſuchen. 


Sind im vorausgehenden einige Punkte aufgewieſen 
worden, an denen die Geographie ſich anſchickt, wiſſenſchaft— 
liche Arbeit von ſtreng genommen ſtatiſtiſchem Charakter an 
Stelle der Statiſtik zu übernehmen, ſo laſſen ſich anderſeits 
auch Aufgaben von vorwiegend geographiſchem Charakter be— 
zeichnen, zu deren Löſung noch immer in erſter Linie die 
Statiſtik in Anſpruch genommen wird. Insbeſondere gehören 
hierher: 
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Die allgemeine und befondere adminiftrative 
Topographie, für welche das Material ohnehin vorwiegend 
von denſelben Organen beſchafft werden muß, welche auch 
zur Lieferung des ſtatiſtiſchen Materiales berufen ſind. So 
wurden früher die Materialien der Kataſterämter vielfach (in 
Frankreich ſeit 1798) durch die ſtatiſtiſchen Bureaur bearbeitet 
und veröffentlicht; ebenjo wurde die Herftellung der all- 
gemeinen Ortſchaftenverzeichniſſe in der Regel denjelben über- 
tragen und ift auch wegen der damit verbundenen Detail- 
nachweiſung der Bevölferungszahlen fortwährend als eine 
Aufgabe derjelben beibehalten. Doc kommen die topographi- 
ichen Arbeiten, joweit fie in neuerer Zeit nod) zu den Auf- 
gaben der ftatiftijchen Bureaur gehören, nur als Herjtellung 
von Hilfsmitteln der Statiftif in Betracht, für welche die 
ftatiftiichen Bureaux bei dem Mangel eigener Fachorgane der 
Verwaltung derzeit noch aufkommen müſſen. | 

Im allgemeinen ift die Aufgabe der amtlichen Topo— 
graphie wohl in den meiften Staaten ſchon auf befondere 
. Ämter übergegangen, unter denen die militär-geographiichen 
Inſtitute wohl die wichtigften find. Im einzelnen bleibt 
allerdings auch für die amtliche Statiftit noch gar manches 
topographiiche Problem jelbftändig zu löſen übrig. Die 
italienische Enquete über die fanitären Verhältniſſe des 
Staates hat gezeigt, daß eine Reihe von topographijchen 
Momenten, die Lage der Ortichaften an freien Stellen, in 
Tälern, Schluchten 2c., die Höhenlage, die Entfernung vom 
Meere von der allgemeinen Topographie nicht genügend be- 
rücfichtigt und für die Darftellung dev Bevölferungsverhält- 
niffe jehr wichtig find und daher berechtigterweiſe don der 
Statiftit bei ihrer Ermittlung der Sanitätszuftände erhoben 
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wurden. Auch die Anhäufungsverhältniffe der Bevölkerung 
werden ſich unter Umftänden erſt durch Spezialerhebungen, 
welche jich zweckmäßig an allgemein ftatiftiiche Aufnahmen 
anjchließen, eingehend und genau genug konſtatieren lafjen. 

Bon jpezieller Bedeutung ift die Feftjtellung der Größen- 
vberhältnijje des Staat3gebietes und feiner Teile. 
Die Kenntnis diefer Verhältniſſe gilt wohl allgemein als ein 
ſtatiſtiſches Wiffen und bildet eines der älteften und all- 
gemeinften Inventarſtücke der ftatiftiichen Lehr- und Hand- 
bücher. Trotzdem aber ift diefe Aufgabe nur in ſehr be- 
Ihränktem Umfange der amtlichen Statiftit zur felbftändigen 
Löſung gejtellt. Weder die theoretiſche Formulierung der 
Sandesvermeflung, noch die Methode derjelben ift von der 
amtlichen Statiftif zu verlangen; die Geodäfte ift vielmehr 
in ihrem vollen Umfange eine Disziplin der angewandten 
Mathematik. Auch die Organe, durch welche die öffentliche 
Gewalt diefe für das Wiſſen vom Staate fo hochtwichtige 
Aufgabe löſen läßt, find in feiner Weiſe ftatiftiiche Fach— 
organe oder auch nur Organe der allgemeinen Verwaltung, 
jondern durchaus ſpezifiſch techniſche Organe. Die Statiftif 
it aljo auch durchaus nicht in der Lage, auf die Gewinnung 
dieſer Daten einen Einfluß zu nehmen oder an denſelben 
Kritik zu üben; die einzige jelbjtändige Aufgabe, welche ihr 
auf dieſem Gebiete zufallen kann, beiteht in der Zuſammen— 
tellung der Detailvdermefjungsergebniffe für die verjchiedenen 
Arten adminijtrativ oder ſozial wichtiger Gebiet3abjchnitte, 
welche die eigentlichen topographiichen Behörden nicht berüc- 
fiehtigen. (So 3. B. für Hſterreich die Feftitellung des 
Flächeninhaltes der politifhen Gemeinden, während die Ver- 
mejjungsoperate de3 Grundſteuerkataſters nur die Katajtral- 
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gemeinden berücfichtigen) Das aber ift eine einfadhe Ad— 
ditiondarbeit ohne irgend einen bejonderen ſtatiſtiſch-metho— 
dologijchen Geſichtspunkt. Durchſchnitte oder Mittelwerte 
aber finden auf diefem Gebiete eine kaum beachtenswerte An- 
wendung, und nur al? Ausgangspunkte für eine Reihe der 
wichtigften ftatiftiichen Vergleihungen (Dichtigkeit der Be— 
völterung, des Eiſenbahnnetzes u. f. iv.) werden die Flächen— 
angaben von der Hand des Statiſtikers zu wertvollen ſtatiſti— 
ſchen Daten verarbeitet. 

Die Kenntnis der Flächengrößen ift alfo wohl als ein 
ſtatiſtiſches Hilfswiſſen, aber nicht als ein ſpezifiſch ſtatiſtiſches 
Wiſſen zu bezeichnen, und demnach iſt auch die Gewinnung 
dieſer Daten nicht eine ſtatiſtiſche Funktion, wie die Theorie 
und Methodik der Landesvermeſſung nicht zu den Gebieten 
der ſtatiſtiſchen Wiſſenſchaft gehört. 

Auch die allgemeine und ſpezielle Kartographie, deren 
Verbindung mit dem ftatiftiihen Bureau im allgemeinen aus 
den gleichen Gründen fich ergab, aus welchen auch die Topo- 
graphie mit der Statiftit vereinigt war, gehört dem Kreije 
der geographiichen Arbeiten der Statiftif an. Doch wurde 
dieje Verbindung zumeist jchon frühzeitig gelöft, insbeſondere 
jeit eigene Kataftralmappenämter und die militär-geographi- 
ichen Anftalten jich ausbildeten. So gab in Bayern das 
ftatiftiih-topographiihe Bureau ſchon im Jahre 1817 die 
Herftelung topographiiher Spezialfarten an das Kriegs— 
miniftertum ab. In Preußen hörten die jelbftändigen Farto- 
graphifchen Arbeiten des ftatiftifhen Bureaus bereit3 mit 
dem Jahre 1844 auf. Auch in Hſterreich finden ſich felb- 
ftändige kartographiſche Leiftungen des ftatiftiichen Bureaus 
nur in der erften Beriode desjelben und hören mit der wiſſen— 
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Ihaftlihen Vertiefung der Arbeiten der administrativen 
Statiſtik vollftändig auf. 

Dagegen find jelbftverftändlich ſpezifiſch ſtatiſtiſche Karten, 
ebenjo tie Diagramme und andere Formen der graphiichen 
Statiftit nicht nur immer in den ſtatiſtiſchen Bureaux ent- 
worfen und von denſelben veröffentlicht worden, ſondern 
haben auch mit zunehmender Anerkennung dieſes wichtigen 
Mittels der Veranſchaulichung an Umfang und methodiſch— 
techniſcher Durchbildung ſehr gewonnen. 

Die Unterſuchung und Darſtellung der natürlichen 
Bodenverhältniſſe iſt in ihrem ganzen Umfange nirgends 
als eine Aufgabe der amtlichen Statiſtik angeſehen worden. 
Allerdings finden ſich in der älteren Periode der ſtatiſtiſchen 
Bureauz in Überſichtswerken über die allgemeinen Grundlagen 
des Staat3leben3 auch vereinzelt die orographiichen und hydro— 
graphijchen, geognoftifchen und jonftigen naturwiſſenſchaftlichen 
Momente bei der Beſchreibung des Staatsgebietes berück— 
ſichtigt. Aber doch verwendet hier die Statiſtik durchaus nur 
die Ergebniſſe fremder Wiſſensgebiete und hat keinerlei eigene 
Leiſtungen aufzuweiſen. In neuerer Zeit iſt auch hiervon 
keine Rede; die naturwiſſenſchaftliche Beſchreibung des Staats— 
gebietes liegt durchaus außerhalb der Sphäre des amtlichen 
ſtatiſtiſchen Wirkens. 

Nur auf einem Gebiete läßt ſich auch noch in neuerer 
Zeit eine bemerkenswerte Ausnahme konſtatieren. Die Hhdro- 
graphie hat im Anjchluffe an die Statiftik des Verkehres auf 
den Wafferftraßen dur) die Arbeiten einiger ftatiftifcher 
Dureaur eine pofitive und fogar nicht unerheblidhe Förderung 
erfahren. 
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Die k. k. öſterreichiſche ftatiftiiche Zentralkommiſſion hat 
im Jahre 1867 (Mitteilungen, XIII. Jahrg., 4. Heft) eine 
große ſtatiſtiſche Monographie über Schiffahrt und Verkehr 
auf der Donau und ihren Nebenflüſſen veröffentlicht und in 
derſelben auch die hydrographiſchen Verhältniſſe des Donau— 
ſtromes eingehend berückſichtigt. Die tabellariſch angeordneten 
Nachweiſungen beziehen ſich auf die Flußlänge, Maximum 
und Minimum der Breite und Tiefe des Fluſſes, Fall und 
Geſchwindigkeit, Anderungen im Stromſtriche, hydrauliſche 
Werke und Schiffahrtshinderniſſe. Alle dieſe Angaben waren 
natürlich nur von den techniſchen Waſſerbauämtern zu er— 
langen und die Aufgabe des ſtatiſtiſchen Bureaus beſchränkte 
ſich der Natur der Sache nach auf eine einfache Zuſammen— 
ſtellung ohne Kritik und ohne weitere Bearbeitung. 

So wertvoll daher auch dieſe Hydrographie der Donau 
als Behelf für die Beurteilung der Statiſtik des Donau— 
verkehres iſt, ſo kann ſie doch in keiner Weiſe, weder dem 
Inhalte, noch der Methode nach, als eine ſtatiſtiſche Leiſtung 
angeſprochen werden. | 

Ähnliches läßt fich jo ziemlich von allen Hydrographiichen 
Arbeiten der verichiedenen Staaten jagen. In Italien werden 
diejelben teils von dem hydrographiſchen Amte des Marine- 
minifteriums, teil® von dem Minifterium der öffentlichen 
Arbeiten geliefert und nun im Auszuge auch im ſtatiſtiſchen 
Jahrbuche veröffentlicht. Eine ſelbſtändige Tätigkeit hat die 
amtliche Statiſtik Italiens auf dem Gebiete dev Hydrographie 
nur infofern entfaltet, ala e8 zur Ergänzung dev Größen- 
angaben über die Landſeen fich die Sammlung genauer Daten 
angelegen jein ließ und in feiner groß angelegten Enquete 
über die fanitären Verhältniffe des Landes (1886) mit den 
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topographiichen und klimatologiſchen Momenten auch die 
hydrographiſchen auf das fruchtbarſte verwertet hat. 

Die Waſſerſtandsbeobachtungen, welche vielfach mit der 
Statiftit de3 Flußverkehres verbunden veröffentlicht werden, 
gehen dod durchaus von technischen Organen aus; in 
Württemberg find hierzu die Pegelftationen beftimmt. In 
Baden funktioniert eine Zentralftelle für Meteorologie und 
Hydrographie, welche die wertvollen Beiträge zur Kenntniz 
der Rhein-Stromverhältniffe geliefert Hat und auch die Re— 
gierung von Eljaß- Lothringen Hat durch eigene hydro— 
technische Organe die Stromverhältniffe des Rheins zum 
Gegenftande eigener technifch-ftatiftiicher Studien gemacht. 

Häufig erſcheint unter den Aufgaben der amtlichen 
Statijtit Die Bearbeitung und Veröffentlichung meteoro- 
Iogijher Daten, welde andererfeit auch wieder von 
der modernen Geographie in Anspruch genommen werden. 
Die innere Begründung findet diefe Verbindung zum Teile 
darin, daß die Meteorologie zur Kenntnis der natürlichen 
Sandesbejchaffenheit beiträgt, alfo auch eine Stelle im Syſtem 
der älteren Staatskunde findet. Aber mindeſtens ebenſo 
maßgebend war dafür die Verwandtſchaft der Methoden und 
die darauf ſich ſtützende äußerliche Erwägung, daß im 
ſtatiſtiſchen Bureau am meiſten Übung und Erfahrung in 
jenen Rechenoperationen zu finden ſei, welcher ſich auch die 
Meteorologie bedient. 

Insbeſondere in Preußen iſt eine zeitlang eine ſehr 
innige Verbindung der Meteorologie mit dem ſtatiſtiſchen 
Dienſte hergeſtellt geweſen. Nachdem Auszüge aus den Witte— 
rungsbeobachtungen ſchon nach dem Programme Hoff- 
manns für die Tätigkeit des ſtatiſtiſchen Bureaus (1816) 
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eine Stelle unter den Aufgaben derfelben einnehmen jollten, 
praktiſch aber nicht zur Ausführung kamen, tft jpäter, unter 
dem Einfluffe von Al. v. Humboldt, ein eigenes meteoro- 
logiſches Inſtitut, in Verbindung mit dem ftatijtifchen 
Bureau, errichtet worden, und zwar in der Weile, daß bon 
dem Direktor des lebteren die Oberauffiht und die Leitung 
der geihäftlichen Arbeiten, von dem techniſchen Rate dagegen 
die mwifjenschaftlichen Arbeiten, die Prüfung, Ordnung, Be— 
arbeitung der monatlich eingehenden Beobachtungen, die Be— 
veifung der Stationen und die Vergleihung der dortigen 
Inſtrumente mit den Normalinftrumenten übernommen wurde. 
Dur) die Einbeziehung der Beobachtungen von einer Reihe 
von Stationen, welche anderen deutſchen Staaten angehörten, 
ift dag preußische ftatiftiiche Bureau ſchon jeit 1859 zu einer 
Art von deutfcher meteorologiſcher Zentralftelle geworden. 

In den Eleineren deutſchen Staaten ift die Meteorologie 
jelbftändig geftellt; die Publikationen der ftatiftiichen Bureaur 
(Bayern, Württemberg) enthalten nur eine Reproduktion der 
ſummariſchen Ergebniffe, welche von den meteorologiſchen 
Anftalten geivonnen werden. Ebenfo ftammen die in den 
württembergifchen ſtatiſtiſchen Jahrbüchern gelieferten Nach— 
weiſungen über die Erſcheinungen aus der Pflanzen- und 
Tierwelt (Datum der erſten und letzten Beobachtung, z. B. 
Ankunft der Schwalben, Blühen der Bäume u. ſ. w.) von den 
meteorologiſchen Stationen. Die Statiftit hat damit nicht 
zu tun. Übrigens find die Tierbeobachtungen feit 1886 weg— 
gelafjen, da diejelben für die ‘Meteorologie an ſich weniger 
von Wert, für die Zoologie ſelbſt aber ziemlich unzureichend 
waren. 

Ebenſo unabhängig von der amtlichen Statiftit funf- 
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tioniert die deutſche Seewarte (feit 1875), deren Beobadh- 
tungen doc zum guten Teile auf meteorologiſche Vorgänge 
gerichtet find!, 

In Italien werden alle meteorologijchen Daten von 
dem meteorologiichen Zentralamt in Rom (errichtet 1876) 
gejammelt und bearbeitet; die amtliche Statiftif beſchränkt 
ih) darauf, die weſentlichſten Ergebniffe diefer Arbeiten in 
dem Annuario di Statistiea zu reproduzieren, und bringt fie 
mit den allgemeinen Bevölferungsverhältniffen (Berteilung 
der Bevölkerung auf die Gebiete verfchiedener Klimate) in 
DBerbindung. Sehr viel Nuten hat fie insbefondere fir die 
Kenntnis der janitären Verhältniſſe daraus gezogen (Risultati 
dell’ inchiesta sulle condizioni igieniche e sanitarie nei 
communi del Regno. Rom 1886, 3 Bände), ohne daß doch 
dadurch die Klimatologie jelbft zu einem Zweige der Statiftif 
geworden wäre. 

In allen diejen Beziehungen verlangt die mit der wiſſen— 
Ihaftlichen Vertiefung Hand in Hand gehende Speztialifierung 
der fachmänniſchen Arbeit eine Loslöſung der geographiſchen 
Elemente aus dem Bereiche der ſtatiſtiſchen Arbeiten. Der 
Weg, auf welchem dieſe Differenzierung ſich zu vollziehen 
haben wird, iſt durch die bereits eingetretene Ausbildung 
ſelbſtändiger topographiſcher, hydrographiſcher und meteoro— 
logiſcher Zentralſtellen mit genügender Deutlichkeit vor— 
gezeichnet. Und jo iſt wohl auch nicht zu zweifeln, daß ſich 
eigene geographiiche Zentralftellen neben den analogen Zentral- 
ftellen zur Sammlung und Aufbereitung der Tatjachen de3 


! Dr. © Neumayer, Die Tätigkeit der deutſchen Seewarte 
während der erſten zwölf Jahre (1875—1886) ihres Beſtehens. Ham— 
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Volks- und Staatslebens als Bedürfnis erweiſen werden, 
wenn nur exit die Wichtigkeit eines umfafjenden geographi- 
chen Wiffens für die Verwaltung erfannt und die Klare 
Umfchreibung der geographiichen Aufgaben durch die junge, 
raſch und kräftig heranwachſende Wiſſenſchaft erfolgt jein 
wird. 


13. 
Zur Kritik der Moralſtatiſtik. 


(Jahrbücher f. Nationalöfonomie und Statiftif. Neue Folge Bd. VII. 1884.) 


DBelanntlih wird von „Moralftatiftif” gefprochen, 
jet Guerry im Jahre 1833 für eine Keihe ftatiftifcher 
Unterfuhungen, die ſich gleichmäßig auf fittlich bedeutfame 
Lebensäußerungen des franzöfiichen Volkes bezogen, dieje zu- 
jammenfafjende Bezeichnung erfand. Unterfuchungen über 
dieſe Gegenjtände find ja bei verfchiedenen Völkern ſchon feit 
lange gemacht worden; aber doch exit mit der Loslöſung diejer 
fatijtiichen Probleme aus dem Ganzen der Statiftif und mit 
dem Verſuche, alle Probleme diefer Art unter fich durch den 
Hinweis auf die Einheit de3 Unterſuchungsgebiets in eine 
engere wiſſenſchaftliche Verbindung zu jegen, ift die Prätenſion 
einer eignen ſtatiſtiſchen Disziplin entitanden, für welche dann 
die Bezeichnung „Moralftatijtif” eben als der adäquate Aus— 
druc nicht bloß des wiſſenſchaftlichen Objekt, fondern auch 
des erwachten Bewußtſeins von der relativen Selbftändigkeit 
diefer Disziplin angejehen und angewendet wurde. Bald 
war dieſe „Moralitatiftif” das interefjantefte, um nicht zu 
jagen das Mtodegebiet der Statiftit überhaupt; und gewiß 
verdankt jte dieſe Bevorzugung zunächſt dem Gegenftande, der 
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wie fein anderer innerhalb des weiten Bereichs ftatiftifcher 
Erkenntnis die größten Vebensintereffen des Volkes, die ftärk- 
ten Neigungen und Abneigungen, die höchften Gedanken der 
Menſchheit berührt. Daneben ift dann aber auch gewiß der 
Umftand für die raſch getwonnene Popularität von Einfluß 
geweſen, daß ji die Spekulation, die metaphyſiſche ſowohl 
als die naturaliftiiche, gerade dieſes Gebietes bemächtigte 
und es jo raſch zuwege brachte, wovor die berufsmäßigen 
Statiftifer inftinktiv zurücjchrediten, ein ganzes in fich ab- 
geſchloſſenes Gedankenſyſtem auf dem „moralftatiftifchen“ 
Material aufzubauen und jo mit feften, fertigen Ergebniffen, 
mit einem zahlenmäßig belegten Syitem fittlicher Lebens- 
betätigung der Menjchheit vor das erftaunte Publikum zu 
treten. Gerade das aber war es, was die durch die zer- 
freuten Hinweiſe auf eine mögliche exakt ftatiftifche Beweis— 
führung auf dem Gebiet der Moral begierig gemachte große 
Maſſe der Gebildeten verlangte. Die unfertige, Schritt für 
Schritt ihrem Ziele ſich nähernde Forſchung überläßt man 
nur zu gerne ſich ſelbſt, will nicht Teil haben an den mühe— 
vollen Berfuchen, an den taufendfältigen Berichtigungen und 
Irrtümern, welche der Forſchung nirgends erjpart bleiben. 
Reſultate will die Menge, die womöglich einen liebgewordenen 
Glauben mit wiſſenſchaftlicher Beweiskraft ſtützen oder einen 
mißliebig gewordnen erſetzen ſollen; die, wenn auch nicht 
gerade das Nachdenken erſparen, ſo doch der Denkarbeit der 
Menge ein feſtes Fundament geben ſollen, von welchem aus 
ſich auch eine weniger geſchulte Logik doch nicht mehr weit 
vom Ziele entfernen kann. 

Gegen eine Verwertung moralſtatiſtiſcher Daten für ein 
Syſtem der Moral oder der Sozialethik iſt nun im Grunde 
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heilih nicht das Mindefte einzuwenden. Wir haben ein 
Recht, am ienigften in dem gegenwärtigen Stadium der 
induftiven Sozialforſchung, eine Alleinberechtigung de ftatifti- 
ſchen Verfahrens zur Klarlegung geiftiger Zuſammenhänge 
de3 Gejellichaftslebens zu behaupten. Die Metaphyſik mag 
ihr Recht ebenjo tie die pofitive Philoſophie auch fernerhin 
geltend machen; und wir werden ung ebenjo aufrichtig zu 
freuen haben, wenn fie ung Gebiete erichließen, zu welchen 
die ſchwache Kraft der exakten induftiven Forſchung noch 
nicht hinreicht, wie wenn fie die Statiftit zu Hilfe rufen, 
um das methodijche Induktionsverfahren an die Stelle reiner 
Gedanfenevolution oder auch unbewußter und unmethodifcher 
Induktion zu jeßen. Beides ift in ausgedehnten Maße in 
neuerer Zeit in Ottingens vielverdientem Werke ber die 
Moralitatiftit der Fall. Er hat der philoſophiſchen Ethik oder 
beſſer der hriftlichen Sittenlehre in feiner überaus reihen und 
ſorgſamen Sammlung moraljtatijtifher Daten einen Boden 
bereitet, der für einzelne Fragen fchon genügend ficher fein 
mag, um die Spekulation überhaupt entbehrlich zu machen, 
für mande andere Fragen aber wenigſtens den Wert eines 
in das flutende Meer der Erſcheinungen geichlagenen Pfahl- 
baues hat, der num den Brüdenjchlag der Spekulation er- 
leichtert. 

Aber je rüchaltlofer wir das anerkennen, um jo not- 
wendiger ift e8, daß wir ung zunächſt mit dem doppelten 
Mißverſtändnis augeinanderjegen, welches fich durch das ganze 
Werk hindurchzieht, als kämen die Refultate, welchen die 
Formel ſozialethiſcher Geſetze gegeben ift, wirklich auf Rech— 
nung der „Moralftatiftif”, und als wäre es gleichſam etwas 
Selbftverftändliches, daß auch das moralftatiftiiche a 
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auf unbewieſenen oder unbeweisbaren Vorausſetzungen, auf 
unerſchütterlichen Glaubensjägen oder Weltanſchauungen ſich 
bewege. Es liegt ſchon ein gewiſſer innerer Widerſpruch in 
dieſen beiden Annahmen; während der „Moralſtatiſtik“ nach 
der erſteren doch die Kraft eines ſelbſtändigen Erkenntnis— 
mittels beigelegt wird, kann ihr nach der zweiten nur die 
Qualität eines ergänzenden Beweismittels zugeſchrieben 
werden. 

Dieſe Mißverſtändniſſe beſtimmen aber auch in hohem 
Grade den ganzen Charakter und Wert des Werkes und ſind 
andererſeits dazu angetan, der Moralſtatiſtik fernerhin falſche 
Bahnen zu weiſen; ſie ſind eben deshalb auch geeignet, inſo— 
fern ſie unaufgeklärt bleiben, als eigentliche Fehler des Buches 
genommen zu werden und dann zu einer abfälligen Be— 
urteilung desſelben zu führen, die es als Ganzes wohl nicht 
verdient; und ſie ſind endlich auch imſtande, eine irrige Be— 
urteilung des Wertes der „Moralſtatiſtik“ überhaupt wenig— 
ſtens in nicht fachmänniſchen Kreiſen zu erzeugen, indem ihr 
bald eine Schlüſſigkeit ihrer Tatſachenreihen zugeſchrieben 
wird, welche ſie nicht oder wenigſtens noch nicht beſitzt, und 
bald wieder mit Hinweis auf die ihr zugemutete Rolle im 
Dienſte einer theologiſchen Weltanſchauung eine weitgehende 
Skepſis entgegengebracht wird, die ihrer wahren Beweiskraft 
doch auch wieder nicht gerecht wird. 

Wir wollen im folgenden verſuchen, dieſe beiden, wie uns 
ſcheint, kardinalen Mißverſtändniſſe genauer zu formulieren. 
Dabei gehen wir zwar zunächſt von Öttingen aus; wir 
haben aber feineswegs ihn allein im Auge, jondern die ganze 
Richtung, deren bedeutendfter Repräjentant er allerdings gegen- 
wärtig iſt; ja es läßt ſich unſchwer dartun, daß auch die dem 
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Ottingenſchen Standpunkte ſcheinbar diametral entgegen— 
geſetzte naturaliſtiſche Richtung in Bezug auf die methodiſche 
Verwertung moralſtatiſtiſcher Daten unter der Herrſchaft der— 
ſelben Mißverſtändniſſe ſteht. 

Das Werk von Öttingen iſt zunächſt beeinflußt von 
ſeinem religiöſen Standpunkt. Bekanntlich iſt dies ein Haupt- 
einwand, der gegen basjelbe jeit feinem eriten Erſcheinen 
immer wieder erhoben wurde. Man ift aber dabei ſelbſt nicht 
unbefangen genug zu Werke gegangen, und hat dem Bude 
und jeinem Autor mehr als nur begründeten Tadel wider— 
fahren laffen: man ift ungerecht gegen ihn geworden, indem 
man bei der Beurteilung de3 Werkes von einem Standpuntte 
ausging, den der Verfaſſer ſelbſt ſeinerſeits nicht acceptieren 
zu können erklärte; der Standpunkt der Perfonalethik ſteht 
hier ebenſo wie der Standpunkt der Sozialphyſik und Anthro⸗ 
pologie dem theologiſch-teleologiſchen gleichermaßen unbewieſen 
entgegen, während doch eine gerechte Kritik der Reſultate 
Httingenscher „Moralſtatiſtik“ diefelben auf ihre eignen 
Prämiſſen zu unterfuchen hatte. 

In der Boriede zu feinem Werte hat Öttingen das 
Bekenntnis ſeines Standpunkts abgelegt. „Ich geſtehe noch 
heute, nicht ‚vorausſetzungslos“ an das mir vorliegende 
Unterſuchungsfeld herangetreten zu ſein. Mir ſcheint, daß 
alle diejenigen, welche wirklich ohne beſtimmte Weltanſicht 
an derartige Forſchungen zu gehen meinen, im beſten Fall 
ſich ſelbſt täuſchen.“ „Jedenfalls liegt mir die Abſicht fern, 
durch moralſtatiſtiſche Daten die chriſtliche Sittenlehre zu be— 
gründen oder die wahren Geſetze des Guten zu bemweijen. Ich 
liebe e3 nicht, fremdes Feuer auf meinen Altar zu tragen 
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die Glaubenswahrheit zu exrhärten. Das ift nur ein Geſchäft 
für die ‚Ruppler der Wahrheit‘, wie Leſſing fie nannte. 
Der ehrliche Forſcher verzichtet von vornherein darauf, aus 
der bloß äußeren Erfahrung die fittlichen Prinzipien, die die 
Welt erhalten, abzuleiten.“ 

Don diefem Standpunft aus aljo will das Werk be- 
urteilt jein; von diefem Standpunkt aus ift zuzufehen, tie 
er die Moral- ‚„Statiftif“ handhabt und wie die Rejultate 
beichaffen find, welche er aus derſelben gewinnt. Dabei tit 
es freilich nicht entbehrlich, diefen Standpunkt jelbit noch 
näher zu prüfen. 

63 muß zunädft unbedingt zugeftanden werden, was 
Öttingen von der Undenkbarkeit jagt, ohne beftimmte Welt- 
anficht an die Moralftatiftit Heranzutreten. Gewiß wird ſich 
jeder denfende Menſch, geftüßt auf die anerzogenen und durch 
eigene Beobachtung und eigenes Nachdenken (Selbftbefinnung) 
gewonnenen Vorftellungen eine Weltanjicht gebildet haben, 
und, erfüllt von ihr, tritt er an jedes neue Problem, das 
ihm das Leben ftellt, und jucht jedes neue Ergebnis der 
Forſchung mit derjelben in Einklang zu bringen. Aber diejer 
geiftige Prozeß vollzieht ſich doch in jehr verſchiedener Weile, 
je nachdem diefe Weltanfiht der Ausgangspunkt oder der 
Endpunkt der wiſſenſchaftlichen Forſchung tft. Jede Forſchung, 
die an die Lebensprinzipien heranreicht, ift an jich geeignet, 
jofern jie ein feſtes Ergebnis Hat, unjere Weltanficht zu 
modifizieren, und wahrlich, ohne daß wir dabei Gefahr laufen 
müßten, das ſittliche Fundament unſres Lebens darüber zu 
verlieren. Öttingen jelbit jagt, daß „die Beobachtung der 
und umgebenden Tatſachen menſchlichen Gemeinleben? von 
tiefgreifender Wichtigkeit jei, wie für die Theologen, jo für 
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jeden Menjchenkenner und Menſchenfreund. Er muß feine 
Weltanſchauung mit denfelben in Einklang zu bringen fuchen“. 
Es Liegt aber zunächft gewiß tief in der menſchlichen Natur 
begründet und ift vollftändig berechtigt, ja wohl ſelbſtverſtänd— 
lich, daß wir zuerſt verfuchen, dag neue Reſultat der Forſchung 
unſeren bisherigen Vorſtellungen einzureihen, und nicht ſofort 
eine Korrektur unſerer Vorſtellungen eintreten zu laſſen. Will 
das aber nicht gelingen, bleibt eine unlösliche Diskordanz von 
in uns herrſchenden Vorſtellungen mit den Forſchungsergeb— 
niſſen beſtehen, ſo mag vorerſt ein Zweifel an der Richtigkeit 
der letzteren mindeſtens ebenſo berechtigt ſein, als an der 
Haltbarkeit der erſteren. Soweit aber dann im Verlaufe der 
Forſchung und unter Anwendung aller Kautelen des wiſſen— 
ſchaftlichen Verfahrens die Forſchungsergebniſſe den Charakter 
unerſchütterlich feſtgeſtellter Realitäten des geſellſchaftlichen 
Lebens annehmen, als ein Beſtandteil des objektiven Tat— 
beſtandes der Geſchichte anerkannt werden müſſen, ſoweit tritt 
dann erſt, aber dann auch unabweislich die Korrektur unſerer 
bisherigen Vorſtellungen als eine Konſequenz des rückhaltloſen 
Strebens nach Wahrheit auf. 

Ebenſowenig aber wie ein Beſtand feſter Vorſtellungen, 
ja ſelbſt eine ganze Weltanſchauung, mit der wir an moral- 
Hatiftiihe Probleme Herantreten, die Reinheit und Freiheit 
der Forſchung irgendwie zu beeinträchtigen brauchen, ebenjo- 
wenig ift die Wirkſamkeit derjelben beeinträchtigt, wenn diefe 
Weltanſchauung zur Geltung gebracht wird jenjeit3 des Ge- 
bietes, welches der exakten Feſtſtellung der gefchichtlichen 
Wirklichkeit überhaupt oder nad) dem jeweiligen Stand der 
Forſchungsmittel untertoorfen werden Kann. Alle exatte 
Forſchung und jpeziell auch die ftatiftische ift vorerſt nur 
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bruchſtückweiſes Erkennen realer Phänomene des Gejellihaft3- 
(eben3; die Zufammenhänge, die Raufalitäten werden vielfach 
und notwendigerweije von der Spekulation hergeftellt. Dieje 
aber beruht auf der inneren Erfahrung und auf den Dent- 
gejegen. Mögen letztere diejelben jein für alle (mas aber 
noch zu beweiſen wäre), exftere ift jedenfalls ganz verjchieden 
für jeden, denn immer erfolgt dabei eine Ajfimilierung des 
aus der Außenwelt Abftrahierten mit dem, was wir als feite 
Vorſtellung ererbt, anerzogen oder uns jelbft erworben haben. 

Zu diefen feften Vorftellungen vom fittlichen Gemein- 
ichaftsleben, zu diefen Weltanfchauungen zählen num Die 
religiöſen Ideen und Süße des pofitiven Befenntnifjes ebenſo 
wie die Dogmen einer naturaliftiichen Philojophie, welche die 
zwingende Gewalt der elementaren Naturgejege auch im Ge— 
jelichaftsleben als eine nicht weiter zu beweijende Vorftellung 
in die Sozialforſchung hineinträgt. Keiner diefer Standpunkte 
icheint uns einer wiſſenſchaftlichen Moralſtatiſtik zu prä— 
iudizieren, fofern diefe eben nur ihren Ausgangspunkt hiervon 
nimmt; feiner aber auch jcheint ung unzuläffig, jofern es ſich 
um Spekulation über das Geſellſchaftsleben handelt, mögen 
fie ſich auch immerhin an ſtatiſtiſche Forſchung anlehnen oder 
auf ihr weiter bauen mollen. 

Denn da e3 an einem wiſſenſchaftlich haltbaren Grunde 
fehlt, ihre Berechtigung überhaupt zu beftreiten, jo kann aud) 
ihrer Geltendmachung überall da die Berechtigung nicht ver— 
jagt werden, wo eben die exakte Forſchung einen nicht weiter 
zu bezweifelnden Tatbejtand nicht vorzuweiſen vermag. 

Gin wiſſenſchaftliches Unrecht entfteht durch Geltend- 
mahung folder Standpunkte nur dann, wenn 1. religidje 
Vorſtellungen oder Glaubensſätze, philoſophiſche oder natur- 
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wiſſenſchaftliche Hypotheſen als unüberſchreitbare Grenzen der 
Forſchung aufgerichtet werden ſollen, wenn alſo dieſe aus— 
geſchloſſen wird, wo immer ſie mit jenen in Kolliſion gerät; 
2. aber auch da, wo die Alleinberechtigung dieſes Stand— 
punktes für alle Stadien des wiſſenſchaftlichen Prozeſſes be— 
hauptet und auf dieſer Grundlage eine ſpekulative Spzial- 
ethit aufgeführt wird, welche die von der Forſchung feit- 
geftellten jozialethiichen Tatſachen grundſätzlich ignoriert. 

Sprit ſich in diefen beiden Formen des wiſſenſchaft— 
lien Unrechts eine ungerechtfertigte Verachtung der eraften 
Forſchung oder wenigftens ein vollftändiges Verkennen ihrer 
grundjäglichen Bedeutung für alle Probleme des Geſellſchafts— 
lebens aus, jo handelt e3 fich bei der dritten Form, in welcher 
durch Geltendmachung der oben bezeichneten Standpuntte ein 
Unrecht an der Forſchung geübt wird, vielmehr um eine miß— 
bräuchliche Geltendmachung derjelben innerhalb der in ihrer 
Bedeutung anerkannten Forſchung. Das ift der Fall, wenn 
die tatjächlichen Exgebnifje der Forſchung entweder, bewußt 
oder unbewußt, in unkritiſcher Weife zu Induktionsſchlüſſen 
verivendet werden, um damit vorgefaßte Meinungen, Glaubens— 
ſätze oder Hypotheſen zu ftüßen, anftatt durch eine jorgfältige 
Analyje diejer Tatſachen fie vorerft auf ihre Beweiskraft zu 
unterſuchen; oder wenn die einzelnen von der Forſchung er— 
mittelten Tatſachenreihen zu Schlüffen verwendet erden, 
welche durch Einfchiebung eines dem Glauben, der Welt- 
anſchauung, oder dem philofophiichen Syſtem entnommenen 
Zwiſchengliedes entjtehen, wo die Natur der exakt feftgeftellten 
Tatjachen jelbjt jchon einen bündigen Induktionsſchluß ge- 
ftattet. 

Es wird fich nicht jagen laſſen, daß bei Öttingen alle 


>12 Zur Kritik der Moralftatiitik. 








drei Formen wiſſenſchaftlichen Unrechts gegen die Forſchung 
ſich ausgefprochenermaßen finden; er will fein Feind Der 
freien Forſchung fein; er Hält jogar, wenigſtens in der Bor- 
rede, dafür, daß wir unjere Weltanihauung mit den be- 
obachteten Tatſachen menſchlichen Gemeinlebend in Einklang 
zu bringen fuchen, fie alfo unter Umftänden auch modifizieren 
müffen. Aber es verträgt fi) ſchlecht damit, wenn er als 
„ehrlicher Forſcher“ von vornherein darauf verzichtet, aus der 
bloß äußeren Erfahrung die fittlihen Prinzipien abzuleiten, 
welche die Welt erhalten, und daß ihm die Abjidht ferne 
liegt, durch moralftatiftiiche Daten die Hriftliche Sittenlehre 
zu begründen oder die wahren Gejeße des Guten zu beweiſen. 
Er verfällt damit ausgejprochenermaßen in die zweite Form 
des wiſſenſchaftlichen Unrechts gegen die Forſchung, und un- 
willkürlich drängt fih die Frage auf, wozu denn dann die 
jog. Moralftatiftit dient, wenn es möglich ift, ohne ſie und 
unmöglich mit ihr die ganze chriftliche Sittenlehre zu be= 
gründen und die wahren Gejete des Guten zu bemeifen. Aber 
auch gegen die freie Forſchung verftößt er damit, wenn er 
ihr ſchlankweg die Fähigkeit abſpricht, zu ſicheren Urteilen 
auf dem Gebiete der Sozialethik zu gelangen, noch bevor nur 
der Verſuch gemacht ift, ihre Qualifikation hierfür zu er- 
weiſen; von diefem Standpunkte aus läßt fich eben an jedem 
Punkte der Forſchung ein Halt zurufen, jobald jie in Die 
Domäne de3 Glaubens oder der metaphyfiichen Voritellungen 
einzubrechen ſich anſchickt; jelbft die ftxengften Gegner der 
freien Forſchung argumentieren nicht ander, wenn fie der- 
jelben vorfchreiben wollen, ihre Hand von Dingen zu laſſen, 
die fie doch nie zu ergründen imftande fein werde. Öttingen3 
ganze Durchführung feiner „Moralftatiftif” ſteht freilich in 
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einem getoifjen Widerſpruch zu diefen glaubensſtarken Sätzen 
ſeiner Vorrede. Er ſelbſt formuliert eine Reihe allgemeiner 
Geſetze ſittlicher Lebensbewegung, die „auf dem Wege der 
Induktion“ gefunden ſind. Doch iſt eben die Art, wie er zu 
dieſen Geſetzen gelangt, geeignet, dieſen ſcheinbaren Wider— 
ſpruch aufzulöſen. Für ihn gilt keineswegs ausnahmslos, 
was für den Statiſtiker das erſte Erfordernis für die Ge— 
winnung geſicherter Schlußfolgerungen aus den einzelnen 
Tatſachenreihen erſcheint: die umſtändliche Analyſe komplexer 
Erſcheinungen, um dadurch ihre Beweiskraft zu ermitteln; 
wohl weiß Ottingen unter Umſtänden die kritiſche Sonde 
wohl zu handhaben; aber nicht ſeltener ſind die Fälle einer 
faſt blinden Benutzung ganz verſchieden konſtruierter Zahlen 
zur Herſtellung einer in ſeinem Sinne beweiskräftigen Ent— 
wickelungsreihe. Wenn er z. B. ein Geſetz der Kompenſation 
bei geſtörtem numeriſchen Verhältniſſe der beiden Geſchlechter 
aufſtellt, ſo iſt doch leicht zu ſehen, daß dasſelbe nicht aus 
den ſtatiſtiſchen Daten der Volkszählungen und der Zivil— 
ſtandsregiſter ſich ergibt, ſondern trotz derſelben aus apriori— 
ſchen teleologiſchen Vorſtellungen abgeleitet iſt. Denn ſelbſt 
zugegeben, daß die Berechnung eines großen Durchſchnittes 
aus den Zahlenreihen verſchiedener Völker für einen längeren 
Zeitraum einen Anhalt für die Annahme einer ſolchen Kom— 
penſation geben würde, ſo iſt es doch ganz unſtatthaft, die 
großen Unterſchiede der einzelnen Entwickelungsreihen in 
einem ſolchen Durchſchnitte zu verwiſchen, wo gerade die 
ausnahmsloſe Konſtanz der Erſcheinung als weſentliches Er— 
fordernis eines „Geſetzes“ angeſprochen werden muß. Daß 
aber gerade dieſe Unterſchiede in der Entwickelung des numeri— 
ſchen Verhältniſſes der Geſchlechter ein ſolches „Kompenſations— 
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geſetz“ ausſchließen, läßt ſich zur Evidenz dartun!. Der 
Verſuch, ein „Kompenſationsgeſetz“ trotz des in den Zahlen 
liegenden Widerſpruchs aufrecht zu erhalten, iſt aber hier um 
ſo mißlicher, wo es ſich nicht nur um einen mißlungenen 
oder einen ſtatiſtiſchen Scheinbeweis handelt, ſondern eben 
die Statiſtik direkt und ausreichend beweiſt, daß die Unter— 
ſchiede im numeriſchen Verhältniſſe der Geſchlechter bei den 
einzelnen Völkern ſehr konſtant ſind und in derſelben Weiſe 
wie gegenwärtig ohne irgend eine Tendenz zu einer „geſetz— 
mäßigen Ausgleihung“ jedenfalls jchon viel länger beftehen, 
als wir das ftatiftifch nachzumeifen vermögen. Und nicht 
minder bezeichnend ift für fein Verfahren die Eile, mit 
welcher ex jo oft den Tatjacjen das Wort entzieht, um jofort 
an ihrer Stelle den Faden des Syllogismus weiter zu |pinnen, 
bis er glücklich am Ende mit feiner „Weltanſchauung“ ver— 
fnüpft werden kann. Gerade darin aber zeigt e3 ſich, wie 
wenig für Öttingen die Statiftif rein als Forſchungsmittel 
in Betracht fommt. Er, der es nicht liebt, fremdes Teuer 
auf jeinen Altar zu tragen, der jeden Verſuch haßt, durch 
Trugſchlüſſe und Scheinbeweife die Glaubenswahrheiten zu 
erhärten, imputiert den Tatſachen der Statiftit durch von 
außen hineingetragene Ideen eine Schlüffigkeit, die fie nicht 
haben, und will es nicht Wort haben, wenn nicht bloß Tat- 
fachen, jondern auch viele Wirkungen diefer Tatjadhen auf 
exakt ftatiftiichem Wege fonftatierbar find, und injoweit aud) 
ein fittliches Urteil über diefelben als reiner Induktionsſchluß 
möglich ift. Auch hierfür können Ottingens Ausführungen 
über die Polarität der Geſchlechter als Illuſtration dienen. 


1 Vergl. Platter in der „Statiftifchen Monatsſchrift“ 1883, 2. Heft. 
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Warum verfolgt ex die ftatiftifch doch ſchon ganz ficher ge- 
jtellte Tatjache nicht weiter, daß an die Stelle des in Weſt— 
europa fait ausnahmsloſen Weiberüberjchuffes bei Italienern, 
Süpdjlaven, Griechen, noch mehr bei den Orientvölfern (Indern!) 
ein Männerüberſchuß als konſtante populationiftiiche Erſchei— 
nung tritt? Wird uns damit ein Fingerzeig gegeben, daß 
nationale Berjchiedenheiten (Raſſe, Kulturſtufe) auf dag Ver— 
hältnis einwirken, jo könnte die hiftorifche Bevölferungsftatiftif 
Doch auch ihrerjeit3 bereits ftatiftifche Beweiſe dafür beibringen, 
daß die heutzutage cum grano salis vorhandene Bolarität bei 
den Kulturvölfern mehr ein Kultur- als ein Naturphänomen 
ift. Aber bevor noch ſolche aus dem ftatiftiichen Material 
jelbjt fich ergebende Folgerungen zum Worte fommen, ift bei 
Öttingen ſchon die kauſale Verknüpfung des als „empiri— 
ſches Gejeg“ formulierten Phänomens mit der Beitimmung 
der Menſchen zur monogamen Ehe und mit den höchften 
Problemen der Ethik fertig. Kompenſationsgeſetz und Geſetz 
der Polarität ſind eben wichtige Elemente im Syſtem ſeiner 
theologiſchen Ethik, welche nicht erſt aus der äußeren Er— 
fahrung zu beweiſen ſind. Er glaubt ein Übriges zu tun, 
indem er ſeine Zahlenreihen auch noch für die Richtigkeit 
dieſer Geſetze ſprechen läßt. Eben das iſt aber die dritte 
Form des wiſſenſchaftlichen Unrechts an der Forſchung, der 
Mißbrauch derſelben in fremdem Dienſte. Mag auch immerhin 
Ottingen aufrichtig von ſich ausſagen, daß er als ehrlicher 
Mann der Wiſſenſchaft nie die Abſicht habe, den Tatſachen 
Gewalt anzutun oder ſie im Dienſte der Tendenz umzubiegen; 
aber er bricht durch ſein Verfahren die Keime der durch die 
ſtatiſtiſche Forſchung zu gewinnenden Erkenntnis ab und 
hindert ſie an ihrer natürlichen Entwickelung. 
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Die Induktionsſchlüſſe, welche nach den allgemeinen Ge- 
ſetzen des Denkens fi aus den feftgeftellten Tatjachenreihen 
ergeben, find die letzte Phaje auch der moraljtatiftiichen 
Arbeit; denn die Statiſtik geht nicht weiter ala eben thr 
wiſſenſchaftliches Verfahren anwendbar ift, und dieſes be- 
ſchränkt ſich auf die ſyſtematiſche Beobachtung von Maſſen— 
erſcheinungen und auf die Klarlegung ihrer inneren Struktur 
und ihrer Zuſammenhänge. 

Mag immerhin der Glaube, die Methaphyſik, die Natur— 
wiſſenſchaft auch fernerhin den Boden bilden, auf dem ſich 
die Wiſſenſchaft der Sozialethik zu entwickeln ſtrebt; mögen 
ſie immerhin Ideen der Ethik in ſyſtematiſchem Zuſammen— 
hange oder zur Ausfüllung der von der Moralſtatiſtik ge— 
laſſenen Lücken ausbilden; in das unbeſtreitbare Feld der 
ſtatiſtiſchen Forſchung ſollen ſie nicht eindringen. Gerade 
je mehr wir ihre Berechtigung anerkennen, um ſo berechtigter 
wird es auch erſcheinen, wenn wir eine reinliche Abgrenzung 
verlangen zwiſchen der Spekulation und der Forſchung. Die 
ſozialethiſchen Geſetze Öttingens aber find feine Reſultate 
der Forſchung — der Moralſtatiſtik. 





An-der Hand diefer Ausführungen läßt es fi wohl 
rechtfertigen, wenn wir jenen Partien des Ottingenſchen 
Werkes, welche der Formulierung ſozialethiſcher Geſetze ge— 
widmet ſind, den Charakter einer ſtatiſtiſchen Leiſtung ab— 
ſprechen, und ſie in das Gebiet der Spekulation verweiſen. 
Aber es bleibt doch auch dann noch ein reicher Inhalt rein 
ſtatiſtiſcher Ausführungen beſtehen, welche ebenſo durch die 
Fülle des geſammelten Materials wie durch die Vielſeitigkeit 
der Geſichtspunkte, welche dabei eröffnet werden, anregend 
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und belehrend genug wirkt, um für ſich noch eine wertvolle 
Bereicherung der ftatiftifchen Literatur zu bilden. Sa ir 
glauben mit der Annahme nicht fehl zu gehen, daß der be- 
deutende Erfolg des Werkes mindeftens ebenſo jehr darin zu 
ſuchen ift, daß die Statiftifer dankbar die geleijtete Herkules— 
arbeit einer ziemlich vollftändigen Sammlung und Analyje 
des mafjenhaften und zerftreuten moralſtatiſtiſchen Materials 
benußen, wenn ſie auch achtungsvoll an den theologiſchen und 
metaphyfiichen Diatriben des Autors vorübergehen, al3 darin, 
daß das Buch den Anhängern Ottingenſcher Weltanjhauung 
eine breite Unterlage bietet fir den Ausbau einer praftiichen 
Ethik und eine unerfchöpfliche Fundgrube fogenannt exakter 
Beweiſe für den Kampf mit dem AIndifferentismus und Deter- 
minismus, dem fozialiftiichen Atomismus und Naturalismus, 
dem Subjektivismus und Objeftivismus, den von Öttingen 
jelbft jo gekennzeichneten Feinden einer auf der chriftlichen 
Sittenlehre fußenden Sozialethik. 

Für eine gerechte Würdigung dieſes ftatiftiichen Teils 
de3 Werkes wird es aljo unabmweislich fein, das Material 
näher zu unterfuchen, welches Ottingen herangezogen hat, 
und die Art und Weife zu prüfen, in welcher er dasfelbe 
methodiſch verarbeitet hat. 

Öttingen endet durchgehends ein international ver- 
gleichendes Berfahren, wenn auch in jehr verſchiedener Weife 
an; er verſchmilzt entweder die aus der Statiftit der ver- 
Ihiedenen Staaten (auch Staat3teile) gewonnenen Reihen in 
eine Reihe oder zieht einen Geſamtdurchſchnitt und nimmt 
die ſo gewonnenen Mafjenverhältnifie al3 eine einheitliche 
Manifeitation gewiſſer allgemeiner geſellſchaftlicher Kräfte in 
Betrachtung, oder ex ftellt fie nebeneinander und ſchließt aus 
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der Gleichfürmigfeit oder Ahnlijfeit der Bewegung in den 
Zahlen auf eine derſelben innetwohnende Gejegmäßigteit. 
Daneben aber werden auch wohl die ftatiftifhen Daten über 
irgend eine ſozialethiſche Erſcheinung in einem Lande gleichſam 
als Typus vieler gleichartiger Vorkommniffe aufgefapt und 
ähnliche Angaben aus andern Ländern nur als Beltätigung 
des Schon durch die eine Tatjachenreihe fejtgeftellten Ergeb— 
nifjes herangezogen. 

Es ift im allgemeinen ſchwer zu jagen, welches von 
diefen Verfahren für die Erkenntnis der den Erjcheinungen 
innewohnenden Gejegmäßigteit beſſere Gewähr oder größere 
Gefahr in ſich Schließe. Es gibt ja zweifellos Erſcheinungen 
des Geſellſchaftslebens, welche die Statiſtik mwenigitens für 
die zivilifterten Staaten bereit3 mit Hinlänglicher Genauig- 
feit zu erfaſſen und darzuftellen vermag, und melde aud) 
einen genügend gleichmäßigen gejellihaftlichen Urſprung 
haben, um wirklich als Außerungen eines einheitlichen Volks— 
geiftes angejehen werden zu können. Damit ift dann für die 
politifche Arithmetik gleichjam der gemeinjhaftliche Nenner 
gegeben, mit dem fie ihre Rechnungen anjtellen Tann. 

Anderjeit3 mag wohl auch zugegeben werden, daß die 
Entwickelung gewiſſer geſellſchaftlicher Erſcheinungen wenig— 
ſtens innerhalb unſerer Kulturwelt einen geradezu typiſchen 
Verlauf hat, ſo daß aus der exakten Feſtſtellung desſelben 
mittels der Statiftif eines Staates eine beſtimmte empirische 
Gejegmäßigfeit abftrahiert werden kann. Aber ebenfo jelten 
wie jener erſte ift auch diejer zweite Fall gegenüber der un— 
überjehbaren Fülle von geſellſchaftlichen Zuſtänden und Ent- 
wickelungstatſachen, in welchen die Sicherheit der gleichmäßigen 
Feſtſtellung durch das ftatiftiiche Verfahren ebenſo zweifelhaft 
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oder poſitiv ausgejchloffen ift, tie die Gleichheit der Ver— 
urſachung oder gar der typiſche Verlauf der Entwickelung. 
Und jedenfalls geht es weit über die von der Statiſtik 
ſicher hergeſtellten Tatſachenreihen hinaus, wenn Öttingen 
das ganze Syſtem einer ſozialen Ethik, Lebenserzeugung, 
Lebensbetätigung und Tod im Organismus der Menſch— 
heit () mit einer international vergleichenden Moralſtatiſtik 
beleuchten und zum guten Teil doch auch beweiſen will. Iſt 
ja doch ſchon jenes Gebiet, auf welchem wir die Feſtſtellung 
der elementarſten Tatſachen der Geſellſchaft verſuchen, das 
Gebiet der Volkszählungen, noch keineswegs zu einer ſolchen 
Einheitlichkeit der ſtatiſtiſchen Durchbildung gekommen, daß 
auch nur die bloße Volkszahl abſolut vergleichbar wäre. 
Wir brauchen dabei keineswegs jenem Hyperkritizismus zu 
huldigen, welcher die natürlich überall, auch bei Anwendung 
aller Kautelen der adminiſtrativen Statiſtik, vorkommenden 
kleinen Ungenauigkeiten bei Ausführung der Zählungen und 
in der Aufbereitung des Materials als Hinderniſſe einer 
internationalen Vergleichung geltend machen will. Aber doch 
ſchon die noch immer ſehr verſchiedene Art des Depouille— 
ments, die differente Behandlung der Zivil- und Militär— 
bevölkerung, der faktiſchen, Wohn- und rechtlichen Bevölke— 
rung, dann der Gemeinden und der Ortſchaften und Orts— 
beſtandteile iſt eine ſo reiche Quelle von Ungleichheiten, daß 
ſchon hier der berechtigte Zweifel wenigſtens über die Ge— 
nauigkeit der Ergebniſſe entſteht, ſofern eben mit Volks— 
zählungsreſultaten ſchlechthin, ohne genauere Bezeichnung der 
Beſchaffenheit dieſer Ziffern operiert wird. Dieſer Umſtand 
iſt aber um ſo wichtiger, als eben die Volkszahl mit den 
meiſten Verhältniſſen des Geſellſchaftslebens in Relation ge- 
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jebt, eine Infongruenz jener alfo auf alle Gebiete der Statiftik 
übertragen wird. Und von bejonderem Belang werden dieje 
Bedenken, wo es ſich einerjeit3 um größere Hiftoriihe Rück— 
blicke handelt, da erfahrungsgemäß die Genauigkeit der Zäh- 
Iungen mit der Zunahme ihres Alter jehr abnimmt, und 
anderfeit3 um die ferneren Unterjuchungen der Bewegung 
fozialer Erſcheinungen in den Zwiſchenjahren zweier Zäh— 
lungen, two vielfach nicht nur überhaupt eine berechnete Be— 
völferung anftatt der Zählbevölferung zur Gewinnung rid)- 
tiger Berhältniszahlen angewendet werden muß, jondern e3 
nun doch auch jchon auf das Verfahren anfommt, nad 
welchem in den verjchtedenen Staaten diefe Berechnung aus— 
geführt worden iſt. 

Immerhin aber mögen die neueren Volkszählungsdaten 
der zivilifierten Staaten im ganzen genügende Bergleichbar- 
feit haben; die Gejihtspunfte, unter welchen eine ſolche Ver— 
gleihung mit Erfolg anzuwenden it, bleiben nichtsdeito- 
weniger jehr beſchränkt. Behalten wir zunädft das eine 
Verfahren im Auge, wonad) die Rejultate der Volkszählung 
in den verjchiedenen Staaten zu einer Reihe zufammengefaßt 
erden, um nun an dem großen europäijchen Durchſchnitte 
(wenn nit jogar noch darüber Hinausgegriffen wird) An— 
haltspunfte für den Beweis gewiſſer jozialethiiher Grund- 
verhältnifje zu gewinnen. | 

In ihren beiden Hauptrelationen zur Fläche als Be— 
völferungsdichte und zur letzten Zählung als Zuwachs oder 
Verminderung der Bevölkerung jagen die Volkszählungsdaten 
allerdings etwas ganz Pofitives, überall glei) Wichtiges 
und gleicher Beurteilung Unterliegendes über die eine Grund- 
macht der Staaten, dad Volk, aus; für die Fragen einer 
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allgemeinen Übervölferung, der möglichen Vermehrung des 
Devöllerungsitandes von Europa u. dgl. Können folche Durch— 
ſchnitte einen gewiſſen Wert haben, mögen die Urſachen der 
differenten Dichtigkeit und des ungleichmäßigen Wachstums 
der Bevölkerungen auch noch ſo verſchieden gelagert ſein. 
Aber doch wie nahe drängen ſich ſchon hier die Bedenken 
heran, welche aus der praktiſchen Unmöglichkeit einer all— 
gemeinen Bevölkerungsausgleichung geſchöpft ſind! Und ſchon 
wenn wir einen Schritt weiter gehen, hört dieſer Standpunkt 
auf, zum mindeſten für moralſtatiſtiſche Unterſuchungen 
Geltung zu haben. Was ſoll es für die Beurteilung der 
moraliſchen Weltordnung bedeuten, zu wiſſen, wieviel Weiber 
im großen Durchſchnitte der europäiſchen oder gar der Welt— 
bevölkerung auf 100 Männer kommen, wo uns doch ein ein— 
facher Blick auf die ganze Reihe belehrt, daß eben die Unter— 
ſchiede herrſchen und nicht die Übereinſtimmung. Ebenſo aber 
beim Altersaufbau der Bevölkerung, der noch dazu von der 
Bevölkerungsbewegung ſo außerordentlich beeinflußt iſt; bei 
der Statiſtik des Zivilſtands mit ſeiner Abhängigkeit vom 
Altersaufbau und den differenten Lebensbedingungen der Ge— 
ſellſchaft; bei der Berufsſtatiſtik mit ihrem außerordentlich 
weiten Spielraum ſubjektiven Urteils ſchon bei der Aufnahme 
und der weitgehenden Abhängigkeit ihrer Reſultate von der 
natürlichen Beſchaffenheit der einzelnen Länder und der 
ökonomiſchen Geſamtlage der einzelnen Völker. Wie die Be— 
tenntniffe, die Nationalitäten in ganz Europa verteilt find, 
das mag als Gegenftand der eigentlichen Demographie, mit 
einem ſolchen einheitlichen Ausdrucke gejagt, von Wert jein; 
aber auf allen Gebieten, die mit der Moralftatiftit zu tun 
haben, ift die Betonung der Unterjchiede und Gegenſätze 
21 
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wichtiger als die Vermiſchung derjelben in der „großen 
Zahl“. | 

Faſt noch ſchlimmer verhält es fi) mit dem zweiten 
Teil der Bevölkerungsſtatiſtik, der Bewegung der Bevölke— 
rung, obgleich auch fie gewiß zu den beftgepflegten Gebieten 
der Statiftif gehört und gewiß auch nicht minder allgemeinite, 
elementare Verhältniſſe des Geſellſchaftslebens berührt. 

An gewiffen Partien ift auch in der Tat die Statiftil 
der Bevölferungsbewegung mindeftens ebenjo verläßlich und 
internationaler VBergleihung zugänglich, wie die Reſultate 
der Volfszählungen ſelbſt. Die Statiftif der Geburten und 
Sterbefälle im allgemeinen rechnen wir hierher; die einzige 
größere Unficherheit, welche Hier durch Einbeziehung oder 
Weglaffung der Totgeburten entſteht, ift an der Hand der 
meiften modernen offiziellen Publifationen wenigſtens in der 
Hauptjache zu überwinden. Wie außerordentlid verichieden 
ift aber ſchon die Beurteilung dieſer Tatſachen vom Stand- 
punkte der jozialen Ethik! 

Wir alle willen, wie ſchon die Ziffer der allgemeinen 
Sterblichkeit beeinflußt wird von der Intenſität der Kinder- 
fterblichfeit, die ſpezielle Sterblichkeitsziffer der größeren 
Städte dur) Anhäufung von Kranken (Spitäler!) u. dgl, 
Ohne fortwährende Rückſichtnahme auf dieje bejonderen Ver— 
hältniffe ift die allgemeine Ziffer zu internationalen Ver— 
gleichen gar nicht verwertbar. Bei der Geburtenziffer ift nicht 
nur der Unterfchied der ehelichen zur unehelichen Progenitur 
immer von großem Belange für die Beurteilung des jozialen 
Wertes; fat mehr noch find hier die befonderen Urſachen der 
Frequenz ausjchlaggebend; hier handelt es ſich nicht mehr 
bloß darum, ob die Gejamterfcheinung mit Rückſicht auf die 
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ſittliche Zweckbeſtimmung des Volkes gut oder ſchlecht zu 
qualifizieren iſt, ſondern wie ſie zuſtande kommt, als Frucht 
ſittlichen oder unſittlichen Verhaltens. Daß die Beurteilung 
der unehelichen Progenitur ganz ähnlichen Erwägungen unter- 
liegt, ift wiederholt jehon hervorgehoben worden. Und was 
die Trauungsziffer als Ausdruck der allgemeinen „Matri— 
monialität“ betrifft, fo gelten nicht bloß ähnliche Geſichts— 
punkte, jondern ift auch noch auf bejondere Störungen in 
einzelnen Ländern wohl Bedacht zu nehmen, wie fie 3. B. 
aus Italien nad) Einführung der Zivilehe befannt geworden 
ſind, wo maſſenhaft rein kirchliche Trauungen nicht regiſtriert 
wurden, und, weniger bekannt, z. B. in Galizien vorkommen, 
wo die bloß rituellen Judenehen auch eine erſtaunliche De— 
preſſion der offiziell feſtgeſtellten Trauungsziffer im Gefolge 
haben. Bei Betrachtung der getrennten Ehen aber iſt nicht 
bloß auf den ungeheuren Unterſchied der eigentlichen Löſung 
des Ehebandes (divorce) und der Scheidung von Tiſch und 
Bett (86paration du corps) gerade für ſozialethiſche Folge— 
rungen zu achten, ſondern es iſt hier auch wohl zu prüfen, 
ob die aus den Zahlen ſich ergebende Trennungstendenz als 
eine Folge gelockerter Anſchauungen über das Eheband oder 
einfach als die beabſichtigte Wirkung einer veränderten Ge— 
ſetzgebung ſich darſtellt, welche die Trennung unter Umſtänden 
als ein Heilmittel beſtehender ſozialer Schäden zuläßt, wo 
früher um eines Prinzips willen die gleicherweiſe vorhandene 
Trennungstendenz ſtarr zurückgehalten wurde. 

Wir berühren damit auch ſchon jenes weite Gebiet der 
Moralſtatiſtik, auf welchem die internationalen Vergleiche 
wegen der wechſelnden Beſtimmungen des poſitiven Rechts, 


deſſen Verletzung in den Zahlenreihen der Moralftatiftit zum 
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Ausdrucke kommt, fi) von ſelbſt verbieten. Auch Öttingen 
erkennt dag an und hat e3 in Bezug auf Kriminalitatiftit 
wiederholt ausgefprochen. Ähnlich aber verhält es ich mit 
all jenen Zahlenreihen, deren Entwidelung von den jeweiligen 
Beranftaltungen der öffentlihen Verwaltung weſentlich be- 
einflußt wird, wie 3. B. mit der Statiftit der Kranken— 
anftalten, Srren- und Gebärhäufer, Tindel- und Armen- 
anftalten; aber auch) mit dem weiten Gebiete der polizeilichen 
Tätigkeit, wo die großen Zahlen ebenfowohl für gefährliches 
Verhalten der Bevölkerung wie für qute Polizei jprechen können. 

Unter allen diefen Berhältniffen wird ſich die Aufjtellung 
großer Zahlenreihen, welche jich aus den Differenten Angaben 
der einzelnen Staaten zuſammenſetzen, um nun gleichſam ein 
Geſamtbild einer ſozialethiſchen Erſcheinung zu geben, als der 
Weg erweiſen, welcher zu Scheinwahrheiten und Trugſchlüſſen 
führt. Der Glaube an das „Gejeß der großen Zahl” iſt da 
ein Aberglaube und was ein eraft geführter Induktionsbeweis 
zu fein jcheint, it in Wahrheit die vollftändige Verwiſchung 
des realen Untergrundes der Beweisführung, um aus dem 
Chaos unvermerft die Syllogismen aprioriſcher Logik empor- 
ſchießen zu lafjen. 

Sp zeigt ſich denn, daß die international vergleichende 
Statiftit als ſyſtematiſches Induktionsverfahren eine all- 
gemeine Anwendung nicht verträgt; troß des jcheinbaren Vor— 
teil3 für die wiſſenſchaftliche Erkenntnis, welcher aus der 
ungeheuren Ausdehnung des Beobacdhtungsfeldes über Hunderte 
von Millionen Menschen fi) zu ergeben jcheint, bleibt doch 
das Gebiet, auf welchem ſich wertvolle Durchſchnitte und 
Mittelwerte der international vergleichenden Statiſtik ge— 
winnen lajjen, ein jehr beichränftes. 
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Aber auch die vergleichswetje Gegenüberſtellung moral- 
Hatiftifher Daten aus den verjchiedenen Ländern verträgt 
nit die umfaffende Anwendung und noch weniger Ver— 
wertung, welche ihr Ottingen gegeben hat. Nicht als ob 
wir damit die internationale Statiſtik ſchlechthin über Bord 
werfen wollten. Die vielfachen Bemühungen der ſtatiſtiſchen 
Kongreſſe und der amtlichen wie privaten Statiſtiker zunächſt 
haben eine volle Berechtigung und verfolgen ein methodo⸗ 
logiſch höchſt wichtiges Ziel, nämlich die allmähliche Ge— 
winnung wirklich vergleichbarer Daten auf Grund der Gleich— 
artigkeit der Erhebungen, der Aufbereitung des Materials 
mit Zuhilfenahme der Ergebniſſe vergleichender Geſetzgebung 
und geſellſchaftlicher Einrichtungen. Aber doch zeigt ſchon 
das noch ſehr geringe Ergebnis, welches ſich als Ausführung 
des weitausgehenden und lange vorbereiteten internationalen 
Programms des ſtatiſtiſchen Kongreſſes darſtellt, welche 
Schwierigkeiten demſelben nicht bloß von Anfang an bewußt 
waren, ſondern wie ſie ſich im Verlaufe der Arbeit noch 
überdies gehäuft haben. 

Die vergleichsweiſe Gegenüberſtellung internationaler 
ſtatiſtiſcher Daten ſodann, wie fie regelmäßig in den analyti- 
ſchen Arbeiten der Landesftatiftif angewendet werden, tragen 
gleichfalls einen ganz anderen Charakter an fich, als fie in 
dem Berfahren von Öttingen gewinnen; fie haben zunächit 
wenigfteng, und wohl noch für lange Zeit, nur den Wert 
vorläufiger Orientierung; fie tollen und ſollen nicht mehr 
ausſagen, als jie fönnen, nämlich über die abfoluten Größen— 
verhältniſſe einer Erſcheinung und ihre Relation zu den ele- 
mentarjten jtatiftiie genau meßbaren Momenten des Volks— 
leben (zur Fläche, Bevölkerungszahl, Steuerleiftung u. dgl.). 
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In ihrer Verwertung bei Ottingen erſcheinen fie aber zu- 
meift mit der Prätenjion einer vollftändigen Orientierung 
über das Gewicht der Zahlen, wobei die Relationen derjelben 
zu den verjchiedenen gar nicht oder nur ungenau meßbaren 
Zebensverhältnifien der Geſellſchaft entweder ganz ignoriert 
oder als allenthalben gleih und gleichbleibend angenommen 
werden. Was ſoll un 3. B. die vergleichende Betrachtung 
des Berufs ohne die genaue Kenntnis der Bildung der Be— 
rufsgruppen, die Vergleihung der Sparkafleneinlagen ohne 
Gruppierung der Einleger nad) der Höhe ihrer Einlagen? 
Die Alternative, welche hier gejtellt ift, wird immer dazu 
führen, entweder die Vergleihung der aufgeftellten Reihen 
wegen Inkompatibilität doch nicht durchzuführen, oder troß 
der beſſeren Einfiht mit Durchbrechung der der jtatijtiichen 
Beweisführung gezogenen Grenzen doc) zu unternehmen. Im 
erſten Fall bleibt denn der Vergleich, wie wir ſchon oben 
jagten, eine vorläufige Orientierung, im zweiten alle aber 
führt die Spekulation oder beifer gejagt das Vorurteil, das 
große Wort. 

Koch Schlimmer aber jteht e3 mit jener Art internatio- 
naler Statiftif, welche Lebensgejege der Gejellihaft aus den 
Erſcheinungen einzelner Völker oder Volkskreiſe ableiten zu 
fönnen glaubt. Bald diejes, bald jenes Bolt als Beweisſſtück 
eines allgemeinen Satzes heranziehend, zeugt dieſes Berfahren 
zunächſt von einer gänzlich unhiſtoriſchen Auffaſſung des Ge- 
ſellſchaftslebens, welche vergißt, daß jedes Wolf eine aus- 
geprägte Jndividualität ift, und unterliegt überdies allen 
Gefahren einer vorjchnellen Generalifierung. Mean unterihäßt 
oder ignoriert vollfommen die entgegenftehenden Beobad)- 
tungen bei anderen Völkern, wenn die Entwidelung bei dem 
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einen ausgewählten (eben wegen der hiſtoriſchen Indivi— 
dualität) einen typifchen Verlauf anzuzeigen jeheint. Oder 
man unterjtüßt wohl auch gelegentlih die aus ſolch ein- 
jeitiger Beobachtung gewonnenen allgemeinen Sätze durch 
ftatiftiiche Exgebniffe der Beobachtung anderer Völker, welche 
vielleicht ein ähnliches aber unter ganz anderen Umftänden 
zu ſtande gefommenes Rejultat zeigen. Die Mahnungen der 
fatijtijchen Methode werden dabei ebenjo in den Wind ge- 
Ihlagen wie die Gründe, welche gegen Determinismus des 
Menſchengeſchlechts und die ſozialphyſiſche Weltanſchauung 
ſprechen, — denen doch gerade ein Ottingen am wenigſten 
durch die tatſächliche Aufſtellung ſolcher Typen hätte den 
Rücken kehren ſollen. Das „Generelle“ oder „Typiſche“ ver— 
mögen wir doch erſt zu erkennen, wenn wir das Spezielle, 
das Mannigjaltige, erkannt haben; ſonſt präjumieren wir 
da3 Generelle, oder, mit anderen Worten, wir bauen auf 
einer Hypotheſe, was unter feinen Umftänden Sache der 
Statiſtik jein darf. 

Die Fehler, welche jolcherart dur) Anwendung des 
international vergleichenden Verfahrens erzeugt werden, find 
vielleicht bei Öttingen meniger zahlreich als bei anderen 
Schriftſtellern; aber freigehalten hat ex fich doch nicht von 
denjelben, wenngleich jein geſchärfter Blick für den Wert der 
Daten ihn vorſichtiger madt. 

Es hängt das eben auf3 innigfte zufammen mit einem 
andern prinzipiellen Fehler der Verwertung moralftatiftifcher 
Daten, den Öttingen gleichfalls mit der Mehrzahl der 
„Moralftatijtiter” teilt, nämlid) mit der Losreißung der 
ſtatiſtiſch dargeſtellten Tatſachen aus ihrem natürlichen Zu- 
ſammenhang. Es wird dabei präſumiert, daß ſich die ein— 
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zelnen Lebensäußerungen der Völker, welche einer ſozial— 
ethifchen Würdigung unterliegen, nad) feftftehenden Ariomen 
der Sozialethik beurteilen laſſen; und e8 läuft der Irrtum 
mit unter, als ob jedes dieſer jozialethiichen Phänomene 
einer ficheren Beurteilung für fih ohne Rückſicht auf den 
Zuſammenhang mit anderen Seiten des Gejellichaftslebens 
zugänglich jei. Für die Moralftatiftit als exaktes Verfahren 
der induktiven Sozialwiſſenſchaft ift aber jene Präſumtion 
ebenjo unzuläſſig wie diefer Irrtum verhängnisvoll. Es fol 
ih ja aus dem Studium der Tatſachen ext ergeben, was 
al Marime einer praktifchen, d. h. hiſtoriſch gerechtfertigten 
Spzialethif angejehen werden kann; und anderjeit3 ift das 
moralftatiftiiche Verfahren infolange nicht exakt, als e8 die 
einzelnen jtatiftiih erfaßbaren Phänomene des Volkslebens 
nicht in ihrer vollen empirischen Wirklichkeit, d. h. in ihrem 
ganzen realen Zujammenhang diejes Lebens zu begreifen 
vermag. Diejelbe Lebenzerfcheinung kann aber für jedes Volk 
etwas ganz Verſchiedenes bedeuten; vorab aus den Wirkungen, 
welche von jeder ſolchen Tatſache des Geſellſchaftslebens auf 
ſtreng ſtatiſtiſchem Wege nachweisbar auf andere Seiten dieſes 
Lebens ausgehen, ift eine ſozialethiſche Würdigung derfelben 
zu verfuchen. Denn die Moralftatiftit muß ja zur Kritik 
unjerer aprioriichen jozialethifchen Urteile ebenfo wie zur 
Aufftelung induktiv gewonnener Geſetze der fittlichen Lebens— 
betätigung führen können, wenn ſie überhaupt etwas für die 
Wiſſenſchaft vom Volksleben bedeuten ſoll. Wir gelangen 
aber zu ſolchen Urteilen nur, wenn wir die einzelnen ſtatiſtiſch 
beobachteten ſozialen Phänomene im Zuſammenhang aller be— 
gleitenden Umſtände betrachten; jede ſolche Lebensäußerung 
eines Volkes iſt aber nur ein Teil der ganzen ſittlichen 
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Lebensführung eines Volkes und Kann außerhalb dieſes Zu- 
jammenhanges gar nicht gewürdigt werden. Cine Moral- 
ftatiftif, die ihre Materie nach Begriffen oder einzelnen fozial- 
ethiichen Phänomenen anordnet und nun jede einzelne mit 
international vergleichendem Berfahren für fich abhandelt, 
erzeugt die Gefahr einer Schablone, der ich das Volksleben 
nicht unterwerfen läßt, und führt faſt notwendig zu ge— 
zwungener oder gar tendenziöſer Interpretation. Gerade die 
auch von Öttingen in dem Abſchnitt über die moral- 
ſtatiſtiſche Methode betonte „Moralanalytik“ verlangt ein 
ſolch umfichtiges Verfahren; eine ſolche, jeweilig nur auf eine 
Seite der Sozialethik angewendet, würde, um die Parallele 
mit der chemiſchen Analyfe auch hier zu gebrauchen, eine 
Menge ungelöften Rückſtandes hinterlaffen, welche einer ge- 
nauen Beſtimmung der unterfuchten Subftanz doch entgegen- 
ſtände. Jedes Volk ift eben eine ausgeprägte Individualität 
für fi; die Bande gemeinfamer Entjtehung, gleicher Ge- 
Ihichte und Lebensichicjale, gleicher Traditionen und An- 
Ihauungen halten e3 zufammen; die Gejebe der ſozialen 
Organiſation und der politiſchen Verwaltung treten als ver— 
ſtärkende Momente hinzu, um die Vorſtellung von den Lebens— 
zwecken der Geſellſchaft, von Macht, Recht und Kultur bei 
jedem Volke in eigentümlicher Weiſe zu entwickeln. 

So ergeht es der Statiſtik ſchließlich ähnlich wie der 
Geſchichte des Volkslebens, von der ſie am Ende doch nur ein 
Teil iſt; ſie wird um ſo genauer, um ſo mehr der vollen 
Realität des Volkslebens in ſeinen verſchiedenen Entwicke— 
lungsſtadien gerecht, je mehr ſie ſich auf die allſeitige Er— 
forſchung eines beſtimmten einzelnen Volkes beſchränkt. Erſt 
auf der Baſis ſolcher Spezialforſchung vermag ſich die 
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hiſtoriſche wie die ftatiftiiche Parallele mit Erfolg zu be⸗ 
währen. Der Weg iſt freilich unendlich viel mühſamer als 
der, welchen die „Philoſophie der Geſchichte“ mit kühnen 
Gedankenſprüngen zurücklegt. Aber er verliert doch nie mehr 
ſeinen Ausgangspunkt, und alle weitere Forſchung kann be— 
ruhigt ihn weiter verfolgen, während die Philoſophie der 
Geſchichte das betrübende Schauſpiel zeigt, daß ihre Wege 
immer wieder für die Nachfolger ungangbar ſind. Und der 
international vergleichenden Statiſtik, wie ſie zumeiſt geübt 
wird, kann es nicht beſſer ergehen. Sie muß ſich das un— 
geftüme Drängen nad) feſten Ergebniſſen abgewöhnen; jene 
Haft, mit der auf diefem Gebiete au einer Summe ab⸗ 
geriſſener Tatſachen gleich ein Syſtem aufgebaut wird, iſt 
eine Kinderkrankheit der Sozialwiſſenſchaft überhaupt. Die— 
jenigen, welche noch immer gegen ein exaktes Verfahren der 
induktiven Forſchung den Vorwurf erheben, daß es ſich auf 
dem Gebiete der Sozialwiſſenſchaft unfruchtbar erwieſen habe, 
überſchätzen aber doch ebenſoſehr die dogmatiſchen Ergebniſſe des 
einſeitig deduktiven Verfahrens, wie ſie die wiſſenſchaftliche 
Aufgabe der Sozialwiſſenſchaft und die Schwierigkeiten der— 
ſelben unterſchätzen. Die dogmatiſche Formulierung von all— 
gemeinen Sätzen der Sozialwiſſenſchaft — und auch von 
Ottingens „auf induktivem Wege gefundenen Geſetzen der 
ſittlichen Lebensbetätigung“ kann das gelten — iſt ja keines— 
wegs unbrauchbar, in mancher Hinſicht wohl auch feſtſtehend, 
aber dürftig im Inhalte; jede Erweiterung der Lehrſätze iſt 
fortan von der exakten Erforſchung der vollen empiriſchen 
Wirklichkeit zu erwarten; nur müſſen wir von den Natur- 
wiſſenſchaften jene Becheidenheit lernen, mit der jedes Er- 
gebni3 der Forſchung zwar als ein Schritt zum Ziele gilt, 
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aber doch auch das Bewußtſein lebendig iſt, daß es vieler 
Tauſend ſolcher Schritte bedarf, bis die Wiſſenſchaft wieder 
zu einer allgemeinen Wahrheit vorzudringen vermag. 

Verſuchen wir nun zum Schluſſe die Poſtulate zu formu— 
lieren, welche an die Moralſtatiſtik zu ſtellen ſind, ſo werden 
ſich ungefähr folgende Sätze ergeben. 

1. Die Moralſtatiſtik iſt feine beſondere, ſelbſtändig zu 
behandelnde Disziplin der allgemeinen Statiſtik; alle Gebiete 
der Statiſtik tragen zur Erkenntnis des ſittlichen Zuſtands 
und der ſittlichen Bewegungstendenzen des Volkes, der Geſell— 
ſchaft, bei. Eine Losreißung aus dieſem Zuſammenhange 
ſchließt die Gefahr einer einſeitigen und darum unrichtigen 
Beurteilung der Tatſachen und ihrer Verumſtändung in ſich. 

2. Die Statiſtik überhaupt, alſo auch die Statiſtik jener 
Probleme derſelben, welche unter dem Namen der Moral— 
ſtatiſtik zuſammengefaßt werden, iſt eine hiſtoriſche Disziplin‘; 
ihre Aufgabe iſt die pragmatiſche Darlegung des Entwickelungs— 
ganges, welcher zu den gegenwärtigen Verhältniſſen und Zu⸗ 
ſtänden des Geſellſchaftslebens geführt hat. In dieſer Er— 
kenntnis liegen die Wurzeln der ſozialethiſchen Urteile, welche 
allein als Reſultate exakter induktiver Forſchung gelten können. 

3. Die moralſtatiſtiſche Unterſuchung kann ſich in erſter 
Linie immer nur mit den ſozialethiſchen Zuſtänden eines 
Volkes befaſſen, welche ſie aber in ihrer vollen hiſtoriſchen 
Realität, in ihrem ganzen Zuſammenhang mit der Geſchichte 
und dem aktuellen Charakter des Volks- und Staatslebens 
zum Ausgangspunkt ihrer Urteile zu nehmen hat. 

4. Die internationale Bergleihung ftatiftifcher Daten 
hat zunächſt nur den Wert borläufiger Orientierung über die 
relative Bedeutung und das Gewicht, welches einzelnen gejell- 
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ſchaftlichen Erſcheinungen des ſyſtematiſch beobachteten Volks— 
lebens zukommt. 

5. Eine weitergehende Anwendung verträgt das inter— 
national vergleichende Verfahren nur auf jenen Gebieten der 
geſellſchaftlichen Lebensäußerungen, auf welchen die allgemeine 
Menſchennatur oder wenigſtens die gleichförmigen Anlagen 
und Strebungen der Kulturmenſchen in möglichſt elementarer 
Weiſe zum Ausdrucke kommen. Zur Gewinnung ſozialethiſcher 
Urteile von allgemeiner Geltung ſind ſolche Vergleiche aber 
auch unter dieſen Vorausſetzungen doch nur dann brauchbar, 
wenn ſich zugleich konſtante und gleichförmige Wirkungen 
auf den geſellſchaftlichen Zuſtand von den beobachteten Tat— 
ſachen ausſagen laſſen. 

6. Die Vermengung des Standpunktes der theologiſchen, 
naturphiloſophiſchen und überhaupt metaphyſiſchen Ethik mit 
der Statiſtik der ſittlichen Erſcheinungen kann zwar der 
Spekulation durch Zuführung geſicherter Elemente der Er— 
kenntnis zu gute kommen: für die Erkenntnis der ſpezifiſchen 
Leiſtungsfähigkeit der Statiſtik und die ungeſtörte Entwickelung 
ihrer Ergebniſſe iſt es wichtig, daß mit Einfügung ſpekulativer 
Elemente in die induktive Beweisführung möglichſt ſparſam 
und vorſichtig zu Werke gegangen werde. 

Eine „Moralſtatiſtik“, welche von dieſen kritiſchen Ge— 
ſichtspunkten geleitet iſt, wird freilich ein weſentlich anderes 
Anſehen zeigen als alle die bisherigen Leiſtungen vom Geiſte 
Ottingens. Sie wird vieles in Zweifel ziehen, was ſchon 
feſtzuſtehen ſcheint und vieles wieder aufgeben, was als Er— 
rungenſchaft betrachtet wird: ſie wird aber doch nicht an ſich 
ſelbſt verzweifeln und ſich nicht ſelbſt aufgeben; auf kleinerem 
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Gebiete wird fie fich bewegen, aber hier auch eine feftere Herr- 
haft begründen als fie auf dem ſchwanken Boden apriorifcher 
ſozialethiſcher Vorftellungen möglich ift. Sie wird trotzdem 
nicht im Gegenſatz ftehen zu der Moralitatiftit Öttingeng 
jo wenig tie zu der „göttlichen Ordnung“. Die mannigfach 
fruchtbaren Anregungen, welche durch dieſe geboten ſind, die 
Fülle des Poſitiven, das ſie herbeigebracht haben, wird ſie 
aufnehmen und jyftematifch weiterbilden; und dankbar wird 
tie flet3 anzuerkennen haben, daß die naive Periode der Moral- 
ftatiftik, welche mit Süß milch begann und mit Öttingen 
ihließt, die notwendige Vorftufe für die beginnende Periode 
des ftatiftijchen Kritizismus war. 
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Neue Beiträge zur allgemeinen Methodenlehre 
der Statiftif. 


(Statiſtiſche Monatsſchrift 1890.) 


In einer Reihe eindringlicher und ſehr ſorgfältig geführter 
Unterſuchungen über das Problem des Impfſchutzes hat 
neueſtens J. Köröſi! den Beweis zu liefern verſucht, daß 
dazjelbe nicht auf dem Wege des phyſiologiſchen Exrperimentes, 
jondern nur mittel3 der Beobachtung von Maſſentatſachen 
und von Mafjenwirkungen, aljo auf dem Wege der ftatiftifchen 
Bemweisführung einer Löfung näher gebracht werden könne. 
63 iſt damit eine Theje aufgeftellt, deren Bedeutung weit 
über das Gebiet hinausreicht, für welches fie zunächſt formu- 
liert worden if. Die Beweiskraft und die Schlüffigkeit 





ı Kritif der DBaccinationsftatiftif und neue Beiträge zur Frage des 
Impfſchutzes. Denkihrift an den IX. internationalen medizinischen Kongreß 
zu Wajhington 1887. Berlin 1890, Puttfammer u. Mühlbrecht. Teilweife 
find dieſelben methodologifchen Probleme ſchon erörtert in desfelben Ver: 
falfer8 früheren Schriften „Die Sterblichkeit der Stadt Budapeft in den 
Jahren 1876—1881 und deren Urſachen“, 1885, und „Armut und Todes- 
urſachen“, 1886, auf welche wir gleichzeitig Rückſicht nehmen. 
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ſtatiſtiſcher Daten ift in fo vieler Hinficht angezweifelt oder 
auch direkt verneint, daß es nicht Wunder nehmen darf, wenn 
ihnen jchließlich überhaupt die Fähigkeit abgeſprochen wird, 
bon den der ftatiftiichen Beobachtung allein zugänglichen Zu- 
ſtänden und Vorgängen zu den Urſachen vorzudringen, welche 
diefe Wirkungen erzeugt haben, oder, wie die ftatiftifche Theorie 
e3 vielfach zu formulieren liebt, die den Maſſenerſcheinungen 
zu Grunde liegenden Gejeße zu ergründen. Mag nun aud) der 
häufige Mißbrauch, welchen Unverftand und mangelnde Ge- 
wifjenhaftigfeit mit der Verwertung des ftatiftiichen Wiſſens 
treibt, zu ſolch abjprechenden Urteilen zum Zeile Veranlaſſung 
gegeben haben, ſo iſt es doch außer Zweifel, daß auch die 
Beſchaffenheit des ſtatiſtiſchen Materiales ſelbſt und die Natur 
des ſtatiſtiſchen Erkennens zu Zweifeln über die Beweisfähig— 
keit des ſtatiſtiſchen Materiales fortwährend Veranlaſſung 
geben; die Beſchaffenheit des Materiales dadurch, daß die Er— 
hebung desſelben nicht planmäßig und umſichtig genug erfolgte, 
um die Sicherheit zu gewähren, daß eine Erſcheinung nach 
allen ihren Seiten hin klargeſtellt und in allen ihren Be— 
ziehungen zu anderen Lebensverhältniſſen erfaßt worden ſei; 
die Natur des ſtatiſtiſchen Erkennens dadurch, daß es in der 
Regel ausgeſchloſſen iſt, den ſtrikten Beweis des Kauſal— 
zuſammenhanges aus ſtatiſtiſchen Reihen zu entwickeln, viel— 
mehr zumeiſt nur zur Erbringung eines Wahrſcheinlichkeits— 
beweiſes kommt. 

Unter dieſen Verhältniſſen muß es als ein beſonders 
dankenswertes Unternehmen bezeichnet werden, daß Köröſi 
dem Problem der Impffſtatiſtik einmal ſcharf zu Leibe gegangen 
it. Denn wie nicht leiht auf einem anderen Gebiete der 
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Statiftit hat Jih auf diefem ein Gegenjaß des Optimismus 
und des Peſſimismus in Bezug auf die Brauchbarkeit deg 
ſtatiſtiſchen Materiales und eine gleich Fritiflofe Anwendung 
desjelben bei Freunden und bei Gegnern der allgemeinen 
Impfung eingejtellt; und überdies haben e3 die ftatiftiichen 
tote die medizinischen Fachkreiſe doch auch vielfach an der 
wünſchenswerten Umficht bei der Erhebung des ftatiftiichen 
Materiales fehlen lafjen. 

Einem jo erfahrenen und gedankenreichen Statiftifer wie 
Köröſi konnte es aber auch nicht entgehen, daß die Tragen, 
von deren Beantwortung in letter Linie das Urteil über die 
relative Brauchbarfeit des ſtatiſtiſchen Materiales zur Beweis— 
führung über die Wirkfamfeit der Impfung beftimmt wird, 
eine joldhe Beantwortung nur vom Boden der allgemeinen 
Erienntnistheorie und Methodologie der Statiftit aus erfahren 
können. Die „Kritit der VBaccinationzftatiftif” führte alfo 
mit Notwendigleit auf das Gebiet der ftatiftifchen Kritik 
überhaupt und von diefem aus wenigſtens zu einigen ent- 
Icheidenden Streifzügen in das noch immer viel zu wenig be- 
baute Gebiet der allgemeinen Erfenntnislehre, von melcher 
aus die Quellen unſeres Dentens und Schließens für alle 
prinzipiellen Aufgaben der Statiftit gleichmäßig gefpeift 
werden. Es iſt die Aufgabe der nachfolgenden Zeilen, dem 
Verfaſſer von dem konkreten Boden der Impfitatiftif aus auf 
jene allgemeinen Gebiete der ſtatiſtiſchen Methodenlehre zu 
folgen und über die Ergebniſſe feiner Forſchungen kurz zu 
berichten. 

2. 

Ein erſter jehr gewichtiger, prinzipieller Angriff gegen die 

Poſition in der Impffrage befteht darin, daß diejelbe feine be— 
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fimmte Auskunft über die Frage zu geben vermöge, ob die 
Geimpften jeltener von den Blattern befallen werden als die 
Ungeimpften. In der Tat kann die Impfſtatiſtik dieſen 
wichtigen Punkt direkt wenigſtens nicht beantworten, weil die 
Anzahl der Geimpften oder Ungeimpften noch in keinem Lande 
erhoben werden konnte, man alſo auch nicht wiſſen kann, ob 
von dieſen oder jenen mehr an Blattern erkranken. Es iſt 
damit eine Schwierigkeit bezeichnet, welche auch vielen anderen 
ſtatiſtiſchen Unterſuchungen, namentlich auf dem Gebiete der 
Mortalitätsſtatiſtik einen unüberſteiglich ſcheinenden Damm 
entgegengeſetzt. Köröſi bezeichnet dieſe Schwierigkeit kurz 
als das Problem der lebenden Geſamtheiten und charakteriſiert 
dasjelbe in folgender Weiſe: 

Wenn es ſich darum handelt, die Veränderung zu mefjen, 
die irgend eine Urſache in irgend einer Gejamtheit hervor— 
bringt, jo ift es notwendig, den urjprünglichen und den im 
Laufe der Zeit veränderten Zuftand "der Geſamtheit zu kennen. 
Kennt [man bloß den leßteren, jo läßt fich fein Schluß auf 
die Kraft, ja nicht einmal auf die Exiſtenz der wirkenden 
Urſache ziehen. Dennoch wird diefer Schluß jehr oft verjucht 
und find ſelbſt Autoritäten von der Begehung diejes Fehlers 
nicht frei geblieben. Es handle fi) 3.8. um die Sterblichkeit 
der einzelnen Altersklaſſen, das ift um die Trage: wie viele 
jterben im Laufe eines Jahres unter je hundert 0—1,1—2, 2 big 
Sjährigen u. |. w. Hier ift die Stammgejamtheit die Anzahl 
der, in einer Altersflaffe Lebenden, und wir wollen dadurch, 
daß wir die Anzahl der aus derſelben Verſtorbenen au der 
Stammgejamtheit in Verhältnis jegen, die Größe der Mortalität 
diefer Altersklaſſen erkennen. Nun hat man aber Mortalitätg- 
tabellen konſtruiert, al3 deren Grundlage bloß die angel der 
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aus einer Altersklaſſe Verftorbenen diente, ohne daß man die 
Anzahl der in derjelben Lebenden gefannt hätte. Derart ift 
3. B. die exfte der verſuchten Mortalitätstabellen, jene des 
berühmten Halley, bejchaffen und ift dies auch die Urjache, 
weshalb man die Halleyjche Methode al3 unrichtig erkennen 
und verlaffen mußte. Gleicherweiſe fteht es auch um die 
Ampfftatiftit oder ſcheint es zum mindeften zu ftehen: wir 
fennen auch hier nur die Anzahl der erkrankten Geimpften, 
wiſſen aber nicht, wie groß die Gejamtheit jener gefunden Ge- 
impften fei, aus denen dieſe Anzahl hervorging. 

So ſehr nun auch diefer allgemeine Koeffizient der 
Blatternerkrankung einem ftatiftifchen Intereſſe begegnen würde, 
da er allein über die Häufigkeit der Blatternerfranfung in 
den beiden Hauptgruppen der Bevölkerung (lebende Geimpite, 
lebende Nichtgeimpfte) eine präzife Ausſage enthielte, jo jeheint 
er doch nicht abfolıt notwendig, um überhaupt das vorhandene 
Material der Pocken- und Impftatiftif zu Schlüffen über Die 
Wirkſamkeit der Impfung verwenden zu fünnen. Zur Kon— 
ftruftion richtiger Sterbetafeln ift es allerdings unentbehrlich), 
auf die lebenden Stammgefamtheiten der einzelnen Alters— 
klaſſen zurücdzugehen, weil die Alteröverteilung der Lebenden 
eine effektive Urſache der allgemeinen Sterblichkeit iſt und die 
Mortalitätstabelle nur auf die Erforſchung dieſes einen Kauſal— 
zufammenhanges zwiſchen Alter und Sterblichkeit ausgeht. 
Ebenſo laſſen ſich Schlüſſe über die Sterblichfeit oder die 
Lebensdauer der Berufsarten aus den bloß auf die Ber- 
jtorbenen bezogenen Angaben nicht gewinnen; e8 muß aud) 
hiev auf die Gejamtheit der einer Berufsart angehörigen 
Lebenden zurüdgegangen werden. Dagegen findet jich eine 
Reihe von anderen Berhältnifjen im Bereiche der Bevölkerungs— 
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ſtatiſtik, bei deren Darftellung in wiſſenſchaftlich ganz un- 
anfechtbarer Weije die Geſamtheit der Lebenden ignoriert und 
die Berechnung nur auf eine enger begrenzte Stammgejamtheit 
bezogen wird, aus welcher eben die Zahl der beobachteten 
Välle zunächft hervorgegangen ift. So vepräjentiert 3.3. die 
Zotgeburtenziffer in der Regel dag Berhältnis der Totgeborenen 
nit zu den Lebenden, fondern zu den Lebendgeborenen oder 
zu den Geborenen im allgemeinen. Gin gleiches geſchieht, 
wenn man die Anzahl der unehelichen Geburten wieder nicht 
nad) der Zahl der Lebenden, fondern, wie allgemein gebräud;- 
lich, nad) jener der ehelichen Geburten oder der Geburten 
überhaupt berechnet. Auch da3 numerijche Verhältnis der 
beiden Gejchlechter (Serualproportion) wird ganz regelmäßig 
in der Weife dargeftellt, daß die Knabengeburten zur Zahl 
der Geburten (und zwar der weiblichen) in Verhältnis gejeßt, 
nicht aber nad) den Lebenden beiderlei Geſchlechtes berechnet 
werden. Es wird eben immer eine ſpeziell beobachtete Er— 
ſcheinung auf jene nächſt höhere Kollektiverſcheinung bezogen, 
von der ſie einen Teil darſtellt und von der mit Grund an— 
genommen werden kann, daß ein kauſaler Zuſammenhang be— 
ſteht, deſſen Maß gefunden werden ſoll. Die ganze Gruppen— 
bildung der beobachteten Maſſen, oder, was dasſelbe iſt, die 
Abgrenzung einzelner Maſſen von gleicher Struktur, gleichem 
Urſachen- und Bewegungsſyſteme aus dem ganzen Komplexe 
von beobachteten Fällen, welche in der ſtatiſtiſchen Arbeit 
eine ſo große Rolle ſpielt, beruht eben auf dieſem Gedanken. 
Allerdings iſt jede ſo gebildete Maſſe wieder ein Teil einer 
noch größeren Geſamtheit und ſteht zu ihr in einer kauſalen 
Beziehung; aber um das differente Verhalten zweier Maſſen, 
welche zu einer allgemeineren Geſamtheit in dem gleichen 
22* 
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Kauſalverhältniſſe ftehen, beurteilen zu können, ift es offenbar 
nit notwendig, auf diefe legte Stammgejfamtheit zurüd- 
zugehen, jofern zwiſchen ihr und den Differenzen de3 inneren 
Verhaltens der beiden Teilmafjen ein Raufalzufammenhang 
nicht plaufibel zu maden ilt. 

Ähnlich verhält es ſich nun auch in Bezug auf die Impf— 
ftatiftil. Handelt e3 fi) darum, die Häufigkeit der Blattern- 
fälle bei Geimpften und Ungeimpften zu fonftatieren, dann 
ift e3 allerdings notwendig, die Anzahl der im Kreiſe der 
Bevölkerung lebenden Geimpften und Umgeimpften zu fennen. 
Aber diefer Häufigkeitskoéffizient würde, ſelbſt wenn er er- 
mittelt werden könnte, doch noch feine Antwort auf die Frage 
enthalten, in welchem Maße die Impfung gegen Blattern= 
erkrankung gefhütt hat. Denn die Stammgejamtheit, von 
welcher Hier bei der Berechnung des Mtorbilitätskoöfftzienten 
ausgegangen iſt (die Summe der lebenden Geimpften, bezw. 
Ungeimpften) ift in Bezug auf die Blatternmorbilität feines- 
wegs jo gleichartig, daß eine einfache kauſale Relation zwiſchen 
ihr und der Blatternmorbilität beftände; e3 find insbeſondere 
Altersgliederung, Wohlhabenheit und vielleiht. auch noch 
manche andere für die Blatternmorbilität wichtige Momente 
bei der Gefamtheit der lebenden Geimpften ganz ander3 ge= 
lagert, als bei der Gejamtheit der lebenden Ungeimpften. Ya 
die Gegner der Impfung betonen e3 insbejondere, daß die 
Gejamtheit der Ungeimpften überhaupt eine Gejamtheit der 
Lebensſchwächeren vepräjentiere, weil ſie alle noch nicht ge- 
impften Säuglinge und überhaupt alle kranken, ſchwächlichen 
Kinder enthalte, welche bei der Impfung zurücgeftellt wurden ; 
daß aljo deshalb nicht bloß die Blattern, ſondern auch Die 
Tuberkuloſe und alle anderen Todesurſachen aus diefem Kreije 
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mehr Opfer erfordern als aus dem der gefunden und wohl⸗ 
habenden, mit einem Worte widerſtandskräftigeren Geimpften; 
daß es demnach für die Frage des Impfſchutzes noch gar 
nichts bedeute, wenn ſelbſt bewieſen werden könnte, daß 
Blatternanfälle bei Ungeimpften häufiger ſeien; die wirkliche 
Urſache der Sterblichkeit ſei nicht im Unterlaſſen der Impfung, 
ſondern in den übrigen Lebensverhältniſſen zu ſuchen. 
Gegenüber ſolchen, wie ſich nicht leugnen läßt, berechtigten 
Bedenken gegen die Beweiskraft des allgemeinen Koöffizienten 
der Blatternmorbilität einerjeit3 und der abjoluten Unmög- 
lichkeit, überhaupt die Häufigkeit der Erkrankung bei Geimpften 
und Nichtgeimpften aus der Zahl der Lebenden beider Kate- 
gorien zu berechnen anderjeit3, erſcheint es in der Tat ge- 
boten, einen Weg aufzufuchen, welcher wenigftenz die Mög— 
lichkeit zu einer Vergleichung der allgemeinen Morbilität und 
Mortalität der Geimpften und der Nichtgeimpften mit ihrer 
ſpezifiſchen Blatternmorbilität und-Mortalität bietet. Korö fi 
hat diefen Weg, den er ganz allgemein die Berechnung der 
relativen Intenſität nennt, erſtmals bei Unterſuchungen über 
den Einfluß der Wohlhabenheit (und jpeziell der Keller- 
wohnungen) auf die Verbreitung und Letalität der Infektions— 
krankheiten betreten, und hat ihn nun auch in feinen neuen 
kritiſchen Studien auf dem Gebiete der Vaccinationzftatiftik 
unlengbar mit günftigem Ergebniſſe weiter verfolgt. Zu 
dieſem Behufe war es allerdings notwendig, in den bisherigen 
Modus der Erhebungen über die Jmpfverhältniffe ein neues 
Moment einzuführen. Um nämlich die fir die Beurteilung 
der Blatternmortalität zunächſt maßgebenden Gefamtheiten 
beftimmen zu fönnen, mußte der Impfzuftand nicht nur bei 
den an Blattern Geftorbenen, fondern bei allen Geftorbenen 
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ohne Ausnahme ermittelt werden. Denn nur jo war e3 
möglich, feitzuftellen, ob und inwieweit die Behauptung zu- 
treffe, daß die Nichtgeimpften überhaupt eine lebensſchwächere 
Gejamtheit repräfentieren als die Geimpften, aljo auch ein 
relativ größeres Kontingent zu allen Todesarten, nicht bloß 
zu den Blatterntodesfällen, jtellen. War aber einmal ermittelt, 
in welchem Maße ſich die allgemeine Mortalität der Unge- 
impften von der Mortalität der Geimpften unterfcheidet, dann 
fonnten auch die Abweichungen der Fp’zifiichen Blattern- 
mortalität ihrem Intenſität nad), aljo auf diejelbe Gejamtheit 
der Geimpften, bezw. Nichtgeimpften beftimmt werden. Köröſi 
hat dieje Methode an dem jtatiftiihen Mtateriale von Budapeft 
und von 9 ungarifchen Provinzialitädten aus dem Jahre 1886 
erprobt und ift damit zu äußerſt wichtigen und ſcharfen Er- 
gebniljen für die Kenntni3 der Morbilität, Mortalität und 
Letalität der beiden Hauptgruppen, der Geimpften und Nicht- 
geimpften überhaupt, ſowie jpeziell für die Blattern gefommen, 
welche die Frage des durch die Baccination gebotenen Schubes 
nad allen Seiten und zwar in einer für die Impftheorie 
überaus günftigen Weije erledigt. 

Es ift damit aber auch der Beweis geliefert, daß die 
Statiſtik wirklich im ſtande ift, zur Löjung der Impffrage 
in entſcheidender Weiſe beizutragen, indem fie die Differenzen 
der Morbilität, Mortalität und Letalität bei Geimpften und 
Nichtgeimpften aufzeigt und die jpeziftiche Blattern-Erfranfung3- 
und Sterbensgefahr beider Kategorien zu mefjen geftattet. 
Und jchliegli muß auch zugegeben werden, daß die von 
Köröſi angewendete Berechnung der „relativen Intenſität“, 
da3 heißt die Berechnung der Morxbilitäts- und Mortalitätz- 
Koeffizienten aus den Gejamtheiten der geimpften und der 
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nichtgeimpften Erkrankten und Geftorbenen allein, ohne Zu— 
vüdgehen auf die lebenden Stammgejfamtheiten fich in dieſem 
Falle als vollkommen berechtigt ergeben hat, ſo daß man 
fernerhin nicht mehr ſagen kann, die Impfftatiſtik leide an 
dem unheilbaren Fehler, das Maß der Blatterngefahr und 
des Impfſchutzes überhaupt nicht berechnen zu können, weil 
ihr die Kenntnis der lebenden Gejamtheiten der Geimpften 
und Nichtgeimpften fehle, aus welchen die erkrankten und ge= 
ftorbenen Geimpften und Nichtgeimpften herborgegangen jeien. 
Denn e3 genügt für die vorliegende Beweisführung offenbar, 
zu zeigen, um ivie viel ſich die beobachteten Nichtgeimpften 
ungünftiger in Bezug auf die Blatternmorbilität, Mortalität 
und -Letalität, als in Bezug auf die allgemeine Morbilität 
und Mortalität im Vergleich zu den gleichen Erſcheinungen 
bei den beobachteten Geimpften verhalten haben, um die 
ſpezifiſchen Vorteile der letzteren in Bezug auf die Blattern— 
gefahr überhaupt bemeſſen zu können. Ein Zurückgehen auf 
die lebenden Geſamtheiten der Geimpften und Nichtgeimpften, 
ſelbſt wenn es möglich wäre, könnte doch zu keinem anderen 
Ergebniſſe führen; denn das Verhältnis der ſpezifiſchen 
Blatternmortalität zur allgemeinen (oder zur Nichtblattern-) 
Mortalität der Geimpften und der Nichtgeimpften wird durch 
die Häufigkeit der Blatternfälle innerhalb der ganzen lebenden 
Bevölkerung doch nicht geändert, oder, wie Köröſi ſagt, die 
Lebenden erſcheinen in dem aus der normalen Sterblichkeit 
und der ſpezifiſchen Blatternſterblichkeit gebildeten Quotienten 
im Zähler und im Nenner, entfallen daher mit logiſchem 
Zwange ganz aus der Rechnung. 
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3. 

Auch an einem zweiten Probleme der Impfſftatiſtik hat 
Köröſſi jeinen methodologiichen Scharffinn nicht ohne Glüd 
verſucht. 

Unter den Angriffen gegen die Impfung ſpielt eine große 
Rolle die Behauptung, daß auch andere Krankheiten mit der 
Impfung übertragen werden können, ſo daß die Gefahr, 
welcher die Geimpften ausgeſetzt werden, größer ſei, als der 
(ohnehin beſtrittene) Vorteil, welchen die Impfung gegenüber 
der Blatternkrankheit gewähre. Die Behauptung iſt allerdings 
im allgemeinen wenig ſcharf formuliert. Nicht nur die Ge— 
fährlichkeit des Impfaktes ſelbſt wird betont, ſondern es ſoll 
auch eine Reihe von anderen Krankheiten (deren einzelne 
Formen aber wieder ſehr verſchieden beurteilt werden) direkt 
übergeimpft werden; ja ſelbſt eine allgemeine phyſiſche und 
moraliſche Degenerierung unſerer Generationen wird in einen 
Zuſammenhang mit der Impfung gebracht. 

Der Impfſtatiſtik iſt damit die Aufgabe geſtellt, ein 
Verfahren aufzuſuchen, mittelſt deſſen die Richtigkeit dieſer 
Behauptung unterſucht werden kann. Es handelt ſich dabei 
allerdings um ein ſogenanntes negatives Beweisthema, be— 
züglich deſſen die Schlüſſigkeit der Argumente nie ſo ſicher 
iſt, als bei einem poſitiven Beweiſe; nichtsdeſtoweniger läßt 
ſich aus der Tatſache, daß von einer Reihe möglicher Kauſali— 
täten im konkreten Falle keine als zutreffend ſich erwieſen hat, 
doch ſchon ein ziemlich ſicherer Schluß auf das Vorhandenſein 
oder Nichtvorhandenſein ſolcher behaupteter kauſaler Be— 
ziehungen ziehen. Die Aufgabe der Statiſtik iſt alſo für das 
bezeichnete Problem ſo zu formulieren, daß ſie eine Reihe 
von Tatſachen aufzuſtellen hat, welche den behaupteten und 
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a priori möglichen Kaufalzufammenhang zwiſchen Impfung 
und anderen Krankheiten aus der Kosöxriſtenz und Aufeinander— 
folge von Erſcheinungen beweiſen oder beſtreiten laſſen. Dieſe 
Tatſachen hat Köröſi aus ſeinem bereits früher erwähnten 
impfſtatiſtiſchen Materiale in der Weiſe ermittelt, daß er von 
der Geſamtheit der an 15 verſchiedenen Krankheiten, bezw. 
Todesurſachen Erkrankten, bezw. Geſtorbenen die Perzente der 
Geimpften feſtſtellte und die einzelnen Perzente dann mit 
dem Zentralwerte derſelben (dem Perzente der Geimpften von 
der Geſamtzahl aller an den beobachteten Krankheiten zu- 
jammen Erkrankten, bezw. Geftorbenen) verglih. Daß ex 
auch hierbei für die Unfchädlichkeit der Impfung zu jehr 
günftigen Ergebniffen gelangte, jet nur nebenbei bemerft. 
Dagegen muß e8, al von allgemein methodologiſchem Be- 
lange, bejonder3 betont werden, daß auch für diefen Punkt 
des Impfproblemes die Statiftit ſich als leiftungsfähig für 
eine negative Beweisführung erwieſen hat. 

Die Tragweite ihrer Exgebnifje ift allerdings eine be- 
ſchränkte; die Möglichkeit der Übertragung anderer Kranf- 
heiten durch die Impfung, welche ja auch im vielen einzelnen 
Fällen wirklich eingetreten ift, wird dadurch gar nicht berührt, 
jondern e3 wird nur die Tatſache Eonftatiert, daß bei den 
unterjuhten Fällen Geimpfte und Nichtgeimpfte in Bezug 
auf jene Krankheiten, telche möglicherweife durch Impfung 
übertragen werden können, ſich in der Hauptſache gleich ver— 
halten haben. Es iſt damit zunächſt aber nur die relative 
Häufigkeit gewiſſer Krankheitsformen bei Geimpften und 
Nichtgeimpften Eonftatiert, welche ebenſowenig wie die abſo— 
lute Häufigkeit (der allgemeine Morbilitäts-Koeffizient) einen 
bündigen Schluß auf die Urſache gejtattet, da ja ihre Be- 
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rechnung nur auf die Hypotheje eines Zujammenhanges be- 
gründet war. Man wird aljo aus der relativen Häufigteit 
getoifjer Krankheitsformen bei Geimpften ebenjomwenig jchon 
den Schluß ziehen dürfen, daß diefe durch die Impfung her- 
beigeführt feien, wie aus der relativen Seltenheit gewiſſer 
Krankheitsformen bei Geimpften (mit Ausnahme der Blattern) 
eine Schutzwirkung der Impfung gegen ſolche Krankheiten 
abgeleitet werden kann. 

Der Schluß von einer Wirkung auf ihre Urfadde tjt eben 
immer ein Hypothetifcher. Die Wiſſenſchaft verfolgt daher 
zunächft die Aufgabe, aus den unendlich zahlreichen Borgängen, 
die einer Wirkung vorausgingen, jene herauszufinden, für die 
infolge von Analogiejchlüffen oder infolge Kenntnis vorher— 
gegangener konftanter Verbindungen e3 wahrjcheinlich ift, daß 
dieſe die Urſachen der beobachteten Erſcheinung enthalten. 
Jede Urſachenforſchung zielt aljo auf die Erkenntnis eines 
oder mehrerer jolcher Antezedentien, für welche die Wahrſchein— 
lichkeit einer faufalen Verbindung angenommen werden kann, 
und die Statiftik leistet diefer Forſchung dadurch mwejentliche 
Dienste, daß fie ausgewählte Anfangszuftände eines Verhält- 
niſſes mit ihren Finalzuftänden in Beziehung jet und aus 
der Verhältnismäßigfeit der letzteren zu den erxjteren Die 
Wahrſcheinlichkeit ihrer Faufalen Beziehung entwidelt. Dabei 
wird fie, da e3 fi für die Statiftif immer um Kolleftiv- 
begriffe Handelt, zur Bildung kleinerer Gruppen jchreiten, in 
welchen ſich die Komplexität der realen Erſcheinung joviel als 
möglic in ihre einzelnen Momente zerlegen läßt. 

Dafür ftehen zwei Wege zur Verfügung. Entweder wird 
die beobachtete reale Gejamtheit jelbft in Kleinere Gejamt- 
heiten zerfällt, welche fi) aber durch die Anweſenheit oder 
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Abweſenheit der (gegebenen) Urſache und einer ihrer Begleit— 
erſcheinungen von einander unterſcheiden, und es wird dann 
der Verlauf jeder einzelnen Geſamtheit für ſich beobachtet; 

oder, falls dieſe, nach Maßgabe der wirkenden Urſachen 
vor ſich gehende Zerfällung der realen Geſamtheiten infolge 
realer Hinderniſſe unmöglich iſt, wird die Geſamtheit der 
Wirkungen in ſolche kontradiktoriſche Verhältniſſe gebracht, 
aus denen das Maß der ausgeſchloſſenen Urſache erkannt 
werden kann. 

Bei der erſten Methode (Zerfällung der Geſamtheiten) 
ſcheidet man alle fremden Faktoren aus; bei der letzteren 
(Intenſitätsberechnung) berechnet man den Einfluß eines un— 
ausgeſchiedenen oder unausſcheidbaren Faktors durch die ge— 
gebenen übrigen Werte. 

Die zweite Methode iſt eine Gleichung mit einer Unbe— 
kannten; die erſtere iſt eine einfache Ausſcheidung der fremden 
Faktoren aus dem Bereiche der Unterſuchung, um den zu 
unterſuchenden Faktor rein beobachten zu können. 

Von dieſen beiden möglichen Methoden begegnet die 
erſtere in der praktiſchen Anwendung in der Regel unüber— 
ſteiglichen Hinderniſſen. Die reale Zerfällung der Geſamt— 
heiten ſetzt voraus, daß die einzelnen zu beobachtenden Gruppen 
während der ganzen Beobachtungszeit (unter Umſtänden für 
das ganze Leben) von einander auch real geſchieden werden, 
was praktiſch unausführbar iſt. Bei der fiktiven Zerfällung 
handelt es ſich allerdings nur um getrennte Evidenzhaltung 
auf dem Papiere und in vielen Fällen iſt dies auch möglich, 
wo die Regiſtrierung der Veränderungen einer Geſamtheit, 
welche ſelbſt konſtant iſt, nach den einzelnen konſtanten 
Gruppen derſelben konſtatiert werden. Für alle Probleme 
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der Bevölkerungs- und Sozialſtatiſtik ergibt fi) hier aber 
wieder die bejondere Schwierigkeit, daß man infolge de3 
Mangels einer realen Trennung der Gejamtheiten, feine Gewähr 
dafiir hat, ob die xregiftrierten Veränderungen wirklich aus 
jener Gefamtheit ftammen, welcher diejelben in der ftatiftifchen 
Goidenzhaltung zugejchrieben werden. So läßt ſich 3. B. die 
Sterblichteit bei den einzelnen Konfeſſionen aus ihrer durch 
die Zählung konftatierten Gefamtheit und aus den nad) den- 
jelben Konfeſſionen getrennten Aufzeichnungen der Todesfälle 
beftimmen; das Ergebnis wird aber um fo unficherer, je mehr 
fich die Gejamtheiten der einzelnen Konfeſſionen von Jahr zu 
Jahr von den bei der Zählung Eonftatierten (infolge von 
Wanderungen, Konfeifionsänderungen und anderen nicht er- 
faßbaren Momenten), aljo von den urjprünglichen Gejamt- 
heiten unterſcheiden. In diefem letzteren Falle jind die zwei 
Teile der zu proportionierenden Faktoren nicht mehr homogen; 
die gewonnene Relation kann alfo logiſch unzuläſſig werden. 
Das von Köröſi angewendete Verfahren ift nun in beiden 
Richtungen an den Schwierigkeiten der jtatiftiihen Unter- 
juchung nicht gejheitert. Die Beſchränkung auf die Berechnung 
der relativen Intenſiät, welche er fih auch hier auferlegen 
mußte, hat nicht gehindert, in dem gegebenen alle, wo es 
fih bloß um die Erkenntnis jenes jpeziellen Kauſalnexus 
handelte, der zwifchen der Impfung und einer fpeziellen 
Todesurfache, den Blattern, beiteht, au3 dem Berhalten jener 
Todesurſachen, die durch die Impfung nicht beeinflußt werden, 
im Vergleich zu dem ſpezifiſchen Verhalten der DBlattern, 
einen Anhaltspunkt zur Erkenntnis des Maßes dieſer jpeziellen 
Kaujalität zu gewinnen. Und im übrigen konnte ſich Köröſi 
mit Recht für die Auswahl der neben den DBlattern zu 
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beobachtenden Krankheiten an jenen Wahrſcheinlichkeitsgründen 
genügen laſſen, welche bisher für die Möglichkeit einer 
kauſalen Veziehung zwiſchen Impfung und Erkrankung an 
der Hand der mediziniſchen Erfahrung geltend gemacht 
worden ſind. 

Freilich ſind infolgedeſſen alle allgemeinen Sätze nur 
Wahrſcheinlichkeiten, nur inſolange geltend, als entgegengeſetzte 
Erfahrungsſätze dieſe nicht ſchwankend gemacht haben. Aber 
die ſtatiſtiſche Wahrſcheinlichkeit, welche dadurch gewonnen iſt, 
erſcheint doch auch als eine Realität, welche ſogar, da ſie 
eben aus Maſſenbeobachtungen gewonnen iſt, für die Beur— 
teilung des praktiſchen Lebens der Geſamtheit mehr ins Ge— 
wicht fällt, als die aus individuellen Beobachtungen abge— 
leiteten Erfahrungsſätze der Medizin. 

Ja wir müſſen Köröſi recht geben, wenn er bemerkt, 
daß im entgegengeſetzten Falle die Möglichkeit aller Kauſalitäts— 
erklärung aufgehoben, dieſes höchſte Ziel alles wiſſenſchaftlichen 
Forſchens durch die bloße hohle Berufung auf die Möglichkeit 
alles Möglichen vernichtet wäre. 


4. 

Eine eigene methodologifche Unterfuchung widmet Körö ft 
der Frage nach dem BVerhältniffe von Experiment und Be- 
obachtung. Die Veranlaffung hierzu bot die gerade bei dem 
Impfſtreite vielfach ausgefprochene Anſicht, daß auf ſtatiſti— 
ſchem Wege überhaupt nicht zu einer Entſcheidung zu gelangen, 
dieſelbe vielmehr nur von dem Experimente zu erwarten ſei. 

Mit Recht unterſcheidet Köröſi dabei zunächſt zwiſchen 
dem experimentellen Beweiſe des Impfſchutzes ſelbſt und dem 
experimentellen Beweiſe der Übertragbarkeit anderer Krank— 
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heiten durch) die Impfung. Direkte Experimente über Die 
Schutzkraft der Baccine find unmöglid. Man fann mit den 
ftärkften Mikroſkopen und mit den glänzendften Hypotheſen 
doch nie beweilen, daß die Einführung der Kuhpode vor den 
Blattern ſchützen müſſe. — Wenn man auch bemweilt, daß bei 
Baccinierten die Einimpfung aus Blatternpufteln feine Boden 
mehr erzeugt, jo ift hiermit doch nicht bewieſen, daß dies aud) 
dem geheimnisvollen, dev Blatternlymphe vielleicht ganz fremden 
Agens der Epidemien unmöglich jein müſſe. Dagegen hat in 
der Trage der Inokulierfähigkeit gewiſſer Krankheiten aller- 
dings in erſter Reihe das Experiment über die Eriftenz diejeg 
rein mechaniſchen Zujammenhanges zu entſcheiden. Der 
experimentelle Beweis bezieht ſich aber natürlidy immer nur 
auf den einzelnen Fall und hat für die allgemeine Erkenntnis 
zunächſt feinen anderen Wert als den, die Möglichkeit der 
Inokulierung darzutun. Aber auch in diejer Beſchränkung 
feiner Bedeutung tft er doch nur bezüglich gewiſſer afuter 
Krankheiten (Typhus, Scharlad), auch Eryſipelas und Syphilis) 
überhaupt möglich, wo eben die Wirkung in jo kurzer Zeit 
auf die vorausgehenden Umftände folgt, daß der Kaujal- 
zuſammenhang noch zweifellos hergejtellt ift, während die 
Unterfuhung der Inokulierung chroniſcher Krankheiten (ſekun— 
däre Syphilis, Skropheln, Rhaditis u. |. mw.) infolge des 
zwilchen Urſache und Wirkung liegenden längeren Yeitraumes 
einer jolchen experimentellen Beweisführung nicht mehr zu- 
gänglich erſcheint. Auch find natürlich der Anwendung des 
Erperimentes auf dieſem Gebiete jehr enge Grenzen gezogen, 
da e3 jich, abgejehen von Verſuchen an Tieren, nur um jene 
glücklicherweiſe ſeltenen Fälle handeln kann, in welchen die 
Überimpfung einer akuten Krankheit unbewußt vorgenommen 
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wurde und der Kaujalzufammenhang zwifchen Impfung und 
Folgekrankheit wirklich herzuftellen war. | 

Die Frage hat aber auch ihre prinzipielle Seite. Es ift 
wichtig, ſich darüber vollftändig klar zu fein, welcher Unter- 
ſchied überhaupt zwiſchen dem experimentellen Verfahren und 
dem Berfahren der Beobachtung gegebener Erſcheinungen be- 
ſteht. Insbeſondere aber Hat die Theorie der Statiftif ein 
Intereſſe daran, da ja bei einer Reihe von Problemen (4. B. 
Sexualität) die Beweislaft bald der Maſſenbeobachtung, bald 
dem Experimente aufgelegt wird. 

Daß diejer Unterſchied nicht ein ſehr auffälliger ift, mag 
Ihon daraus erjehen werden, daß oft eine und diefelbe Unter- 
ſuchung ſowohl der einen wie der anderen Forſchungsmethode 
zugeſchrieben werden kann. 

Es iſt eine der älteren Logik geläufige Anſchauung, daß 
das Experiment durch künſtliche Anordnung der Zuſtände einen 
Fall ſchaffe, während die Beobachtung die ohne ihr Zutun 
vorgefundenen Fälle unterſuche. Dieſe Unterſcheidung haben 
ſchon Herſchel und Mill als unweſentlich bezeichnet; 
letzterer meint, die Unterſcheidung ſei nur eine praktiſche; es 
gebe der Art nach keinen Unterſchied, keine logiſche Diſtinktion 
zwiſchen den beiden Verfahrensarten in der Forſchung, wenn— 
gleich es unter Umſtänden für die Erfolge der Unterſuchung 
von größter Tragweite ſein kann, ob wir in der Lage ſind, 
die Umſtände zu verändern, um einen Vorgang beliebig oft 
herbeizuführen, wie es das Experiment vermag, oder ob wir 
geduldig abwarten müſſen, bis ſich im Verlaufe der Begeben— 
heiten derſelbe Vorgang wiederholt, welcher der Beobachtung 
zu Grunde gelegt werden ſoll. Aber an dem Weſen der be— 
dingenden Umſtände und an der Richtung des Gedankenganges 
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ändert der Umſtand nichts, ob wir dieſe Bedingungen machen 
oder finden. Die Erjcheinungen find einmal da, und es 
handelt fi nur um deren Erklärungen, um den Zujammen- 
hang zwiſchen Urſache und Wirkung. 

Auch ein anderes Moment ift für die Unterjcheidung von 
Beobachtung und Erperiment als wejentlich bezeichnet worden. 
Es iſt dies nämlich die Kürze der Zeit, die zwiſchen der Ein- 
führung der Urſache und dem Eintreffen der Wirkung ver- 
ftreiht. Der gewöhnliche Sprachgebrauch wird einen Vor— 
gang, wo zwiſchen Urſache und Wirkung Jahre liegen, ſtets 
lieber mit dem Namen einer Beobachtung belegen. Es iſt 
aber fügli überhaupt feine Zeitgrenze anzugeben, innerhalb 
welcher etiva das Experiment noch diefen Charakter bewahrt, 
über welche hinaus dasjelbe aber als Beobachtung zu be— 
zeichnen wäre, und darum ift auch) wohl aud) ein prinzipieller 
Unterfchied zwiſchen beiden Forihungsmethoden aus dieſem 
Zeitmomente nicht abzuleiten. 

Nichtsdeſtoweniger muß ein ſolcher prinzipieller Unter- 
Ichied angenommen werden, welcher darauf beruht, daß es in 
der wiſſenſchaftlichen Forſchung in der Tat zwei ganz ver- 
Tchiedene Arten der Beweisführung für einen kauſalen Zu— 
jammenhang gibt, indem entweder von der Urſache zur 
Wirkung, progreffiv, oder von der Wirkung zur Urſache, re— 
greifto, Fortgejchritten wird. Alle möglichen Experimente haben 
nun das Gemeinjame, daß fie auf der in progrefiiver Richtung 
fortjchreitenden Gedanfenverbindung beruhen, mährend der 
regreſſive Weg jener der Beobachtung ift. Bei dem Experi- 
mente wird entweder die gleiche Urſache wiederholt in ihrer 
erfennbaren Wirkung unterfucht und durch Die beftändige 
Wiederkehr des Effekte die Überzeugung eines notwendigen 
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Zuſammenhanges gewonnen, oder es werden die Urſachen ab— 
geändert und in der daraus ſich ergebenden Differenz die 
Wirkungen der urſächlichen Kraft feſtgeſtellt (Differenz— 
methode). Beide Arten des Experimentes gehen von der Ur— 
ſache gegen die Wirkung, alſo progreſſiv vor. Die Beobachtung, 
und insbeſondere die ſtatiſtiſche Beobachtung, kennt vorerſt 
nur Wirkungen und ſucht die Urſache dadurch zu ermitteln, 
daß ſie Finalzuſtände des beobachteten Objektes (in der 
Statiſtik die beobachtete Maſſe) mit ihren Anfangszuſtänden 
vergleicht und aus der Reihe der dieſe Differenzbildung be— 
gleitenden Umſtände jene auswählt, welche in einer mutmaß- 
lien Beziehung zu dem Vorgange jtehen, um ſchließlich aus 
dem Parallelismus der Bewegung beider Erſcheinungen (in 
der Statiſtik Reihen) den kauſalen Zuſammenhang zu ermitteln. 
Die Beobachtung ſtellt alſo die dem Experimente diametral 
entgegengeſetzte regreſſive Methode dar. 

Iſt dieſe von Köröſi vertretene und von der neueren 
Erkenntnistheorie auch ſchon acceptierte Unterſcheidung gewiß 
durchgreifend, ſo begegnet ſie doch bei ihrer Anwendung auf 
die Theorie der Statiſtik einer beſonderen Schwierigkeit. So 
ſehr man auch im allgemeinen daran gewöhnt iſt, die Statiſtik 
als eine beobachtende Wiſſenſchaft oder Methode zu bezeichnen 
und ſie daher auch als eine Art der regreſſiven Urſachen— 
forſchung anzuſehen, ſo iſt es doch unverkennbar, daß eine 
ganze Reihe ſtatiſtiſcher Probleme einer Löſung ebenſo auf dem 
progreſſiven wie regreſſiven Wege zugänglich ſcheint, und 
daß ſie ſich anderſeits auch als begleitendes Verfahren dem 
Erperimente beſtändig anreiht. 

Was den letzteren Punkt anbetrifft, ſo wird hier die 


Aufgabe der Statiſtik immer nur darin beſtehen, die bei der 
v. Jnama-Sternegg, Staatswiffenſchaftl. Abhdlgn. 23 
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Wiederholung des Erperimentes ſich ergebenden Differenzen 
nach Maß und Art feftzuftellen, alſo die bei der Anwendung 
der progreffiven Methode noch nicht beweisbaren Kaufalitäten, 
gleihfam die ungelöften Rückſtände der Unterfuhung zu 
Eonftatieren und die Führung eines direkten experimentellen 
Beweiſes auch für diefe vorzubereiten. Sie geht aber dabei 
immerhin wieder von den Wirkungen aus, welche allein ihrer 
Beobachtung zugänglich find, 3. B. von dem Erfolge irgend 
einer therapeutifchen Behandlung, und ſteht hier aljo noch 
ftreng innerhalb der jogenannten vegrejftven Methode. 

An Bezug auf die Anwendung des progreifiven Ver— 
fahrens in der Statiftif aber, welche auch Köröſi für mög- 
lich Hält, muß doch noch genauer zugejehen werden. Man 
hat 3. B. die Milliardenwanderung des Jahres 1871 ein 
großes volfsmwirtichaftliches Experiment genannt und bon 
demfelben eine Reihe direkter Aufſchlüſſe über die Wirkungen 
veränderter Geldmengen eines Landes u. dergl. erwartet. Da 
e3 für die Charakteriſtik des Experimentes unweſentlich ift, 
ob die Urfache von der Forſchung gemacht oder nur gefunden 
wurde, jo wäre aljo hier in der Tat die Bedingung für ein 
experimentelle8 Berfahren gegeben. Und doch ift e8 der 
Wiſſenſchaft nicht gelungen, den direkten Beweis einer Kauſa— 
lität zwiſchen der Milliardenwanderung und irgend welcher 
darauffolgender volkswirtſchaftlicher Vorgänge herzuitellen. 
Die ftatiftiiche Unterfuhung hat ſich auf diefem Punkte eifrig 
betätigt, aber fie mußte fich doch immer in den Bahnen de3 
iogenannten regreſſiven Verfahrens beivegen, d. 5. von den 
beobachteten Finalzuftänden ausgehen und durch Vergleichung 
mit den Initialzuſtänden feftzuftellen verfuchen, inwieweit die 
Milliardenmwanderung aus dem Range eines einfach begleitenden 
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Umftandes zur Dignität eines kauſalen Momentes erhoben 
werden könne. Und ähnlich verhält es fi) mit anderen 
ſtatiſtiſchen Unterfuhungen, wie 5. B. über die differente 
Mortalität dev Alterstlaffen, die Kriminalität der einzelnen 
Konfeſſionen u. dergl., wo überall nur ſcheinbar der Ausgang3- 
punkt von einer gegebenen Urſache aus gewählt und zu ihren 
Wirkungen fortgefchritten werden kann, während es fi in 
der Tat immer um die Analyjen einer komplexen Maſſen— 
erſcheinung, um die Auflöſung eines Gruppenbegriffes in ſeine 
Elemente handelt, ſo daß doch im weſentlichen wieder der 
regreſſive Weg der Unterſuchung damit gegeben erſcheint. 

Es will uns bedünken, daß dieſe Nötigung der ſtatiſti— 
ſchen Forſchung, von der Wirkung auf die Urſachen zurück— 
zuſchließen, mit ihrem ſpezifiſchen Objekte, der menſchlichen 
Geſellſchaft und ihren unendlich mannigfachen und in einander 
übergehenden Lebenserſcheinungen und Lebensbedingungen auf 
das innigſte in Zuſammenhang ſtehe. Aber der Wert ihres 
Verfahrens leidet darunter nicht; man wird Köröſi voll— 
kommen Recht geben müſſen, wenn er betont, daß die regreſſive 
Methode zwar nur zu einer hypothetiſchen Erklärung führe, 
während der direkte Beweis eines Kauſalzuſammenhanges nur 
in progreſſiver Weiſe erfolge, daß aber die Erfolge der erſteren 
Methode nichtsdeſtoweniger für die Fortſchritte der menſch— 
lichen Erkenntnis nicht minder belangreich ſeien. Der Weg 
der Progreſſion iſt der ſicherere und bequemere, jener der Re— 
greſſion der kühnere und bewunderungswertere. Die glänzendſten 
Proben menſchlichen Scharfſinnes, die Theorie über die Ent— 
ſtehung der Planeten, über die geologiſche Geſchichte unſeres 
Erdballes, über das Geſetz der Anziehung, die ſtaunenswerten 
Diagnoſen und ätiologiſchen Kombinationen großer Ärzte — 

23* 
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auch, möchten wir hinzufügen, die fundamentalen Entdeckungen 
der Statiftit über die großen Regelmäßigkeiten dev menjch- 
lichen Dafeinsformen — wurde auf dieſem Wege erreicht. 
Sin allen diefen Fällen hatte man bloß die Wirkungen vor 
ſich und hatte, von hier aus rückwärts jchreitend, die wirkenden 
Urſachen aus der unendlichen Menge der Antezedentien heraus— 
aufinden. 


15. 
Arbeitsſtatiſtit. 


Statiſtiſche Monatsſchrift 1892.) 





1 


Die moderne Verwaltung beruht auf dem Grundgedanken 
der inneren Einheit des gejelfchaftlichen Lebens. Alle Auße⸗ 
rungen dieſes Lebens ſind Wirkungen gemeinſamer letzter 
Urſachen; alle ſtehen untereinander in Beziehung, bedingen 
ſich gegenſeitig; eine verſtärkt oder hemmt die Wirkſamkeit 
der anderen, aber keine beſteht für ſich, außerhalb des gemein— 
ſamen Bodens, auf welchem alle geſellſchaftlichen Kräfte ſich 
betätigen. 

Will die Verwaltung dieſes Spiel der geſellſchaftlichen 
Kräfte beherrſchen, ja will ſie auch nur die beſcheidenere Auf- 
gabe erfüllen, Ordnung und Stetigfeit in ihrer Enttwidelung 
zu erhalten, jo wird fte nicht nur diejes inneren Zufammen- 
hanges ſich ſtets bewußt fein müſſen, ſondern auch Maß und 
Art desſelben zu erkennen trachten. In der Organiſation der 
Verwaltung findet dieſer Grundgedanke ſeinen Ausdruck durch 
das Geſamtminiſterium und ſein Behördenſyſtem; nur eine 
einheitliche Erkenntnis der geſellſchaftlichen Zuſtände und ein 
einheitlicher Geiſt, mit dem die Verwaltung an die großen 
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Probleme der geſellſchaftlichen Ordnung herantritt, ſichern vor 
Verſäumniſſen, Mißgriffen und Widerſprüchen, durch welche 
auch die beſtgemeinte Verwaltung um ihre Erfolge gebracht wird. 

Auch das große Problem unſerer Zeit, die „ſoziale Frage“, 
iſt keine Reſſortangelegenheit. Wohl tritt ſie innerhalb eines 
jeden Reſſorts auf, und jedes hat an ihrer Löſung zu arbeiten, 
aber die leitenden Grundgedanken muß jede Reſſortverwaltung 
von dem Boden gemeinſamer Anſchauung der Verhältniſſe 
und gemeinſamen Urteiles über ihre Bedeutung aus gewinnen. 

Im Bereiche der amtlichen Statiſtik findet die Verwaltung 
die weſentlichſten Vorbedingungen für die Erkenntnis der 
geſellſchaftlichen Maſſenerſcheinungen und daher für die Vor— 
bereitung ihrer auf das Ganze gerichteten Maßnahmen. Da 
aber die amtliche Statiſtik ſelbſt wieder eine Funktion der 
Verwaltung iſt, ſo ſchließt ſich ihre Organiſation naturgemäß 
dem ganzen Verwaltungsorganismus an. Ein jedes Reſſort 
hat daher ein reiches Maß von ſtatiſtiſchen Bedürfniſſen, ein 
jedes trägt zur Gewinnung ſtatiſtiſchen Materiales je nach der 
Beſchaffenheit und den Funktionen ſeiner Organe bei; aber 
die einheitliche Erkenntnis der geſellſchaftlichen Zuſtände ver— 
mag keine Reſſortſtatiſtik zu bieten; jede hat ja doch zunächſt 
nur eine Ingerenz auf einen beſchränkten Kreis geſellſchaftlicher 
Erſcheinungen; jede iſt auch zunächſt von einem ſpeziellen 
Intereſſenſtandpunkte geleitet und daher in ihrem Urteil von 
dieſem beſtimmt. 

Den inneren Zuſammenhang der Dinge, die beſtändigen 
Wechſelwirkungen der geſellſchaftlichen Vorgänge, die gemein— 
ſamen letzten Urſachen und Grundformen derſelben kann die 
amtliche Statiſtik ebenſo wie die Verwaltung Da nur 
von einem Punkte aus überjchauen. 
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Darin ift die Begründung der in allen modernen Staaten 
angeftrebten und mehr oder weniger verwirklichten Zentrali- 
jation der amtlichen Statiftik in einer einheitlichen amtlichen 
Hentralanftalt gelegen; darin auch die Erklärung der Tatjache, 
daß die großen Erfolge der amtlichen Statiftit immer vom 
Hentralbureau ausgegangen find, und daß die Vernachläſſigung 
der Einheitlichkeit in der Organiſation der amtlichen Statiſtik 
immer das Bedürfnis erzeugt hat, in beſonderen Inſtitutionen 
zur Pflege der Statiſtik im allgemeinen ein Korrektiv gegen 
die Mängel jener Organiſation zu ſchaffen. Solcher Art ſind 
die ſtatiſtiſchen Geſellſchaften, welche in der Tat nur in 
Ländern mit ſtarker Dezentraliſation der amtlichen Statiſtik 
Bedüfnis ſind. Aber auch die amtliche Statiſtik ſelbſt hat 
dieſem Bedürfniſſe Rechnung getragen in den ſtatiſtiſchen 
Zentralkommiſſionen, den Conseils supérieurs de statistique 
und ähnlichen Einrichtungen; ebenfo hat die dezentralifierte 
Organifation arbeitsſtatiſtiſcher Amter in den Vereinigten 
Staaten von Amerika die Einjegung eines arbeitsftatiftifchen 
Bundesamtes in Wajhington, die kantonale Berjplitterung 
der ſchweizeriſchen Statiftit das eidgenöſſiſche ſtatiſtiſche 
Bureau nötig gemacht, und das Deutſche Reich ſchickt ſich an, 
eine Kommiſſion für Arbeitsſtatiſtik dem ſtatiſtiſchen Reichs— 
amte beizugeben. Ja wir ſehen in ſolchen Staaten, welche 
einer einheitlichen amtlichen Satiſtik entbehren, die eigentüm— 
liche Erſcheinung, daß ſich irgend eine Reſſortſtatiſtik, je nach 
dem größeren oder geringeren Intereſſe des Reſſortchefs oder 
ſonſtigen perſönlichen Momenten eine Art von Führerrolle 
vindiziert und damit einen neuen Beweis für das innere Be— 
düfnis einer Zuſammenfaſſung aller ſtatiſtiſchen Erkennt— 
niſſe liefert. In neuerer Zeit ſind überdies alle dieſe Gründe 
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zu Gunſten einer einheitlichen Bearbeitung der amtlichen 
Statiſtik noch weſentlich verſtärkt worden durch die für die 
Erfolge der ftatiftiichen Arbeit immer bedeutfamer werdende 
Ausbildung der ftatiftiihen Technik, welche der Natur der 
Sade nad) in Kleinen ſtatiſtiſchen Bureaux einzelner Reſſorts 
weniger einheitlich und vollkommen ausgebildet jein wird, ala 
in einem großen Zentralbureau, auch wenn wir ganz davon 
abjehen, daß die Anwendung des eminenten techniſchen Be- 
helfes der eleftriichen Zählmafchine überhaupt nur bei jehr 
ſtarker Konzentration des ſtatiſtiſchen Urmateriales möglich ift. 


2. 


Nirgends tritt die Notwendigkeit, fie) des inneren Zu— 
jammenhanges alles jtatiftifchen Willens von der Gejellichaft 
jtet3 bewußt zu fein, deutlicher hervor, als wenn es ſich 
darum handelt, den Gejamtzuftand der Geſellſchaft unter 
irgend einem bejonderen Geſichtspunkte zu beurteilen. So— 
lange die Trage nur nad) den Lebenzäußerungen der Gejell- 
ihaft auf den einzelnen Gebieten ihrer Betätigung geftellt 
ift, tritt der innere Zufammenhang aller gejelichaftlichen Ver- 
hältnifje nicht jo bedeutſam auf, als daß es nicht möglich 
wäre, diefe einzelnen Lebensgebiete der Geſellſchaft für fi in 
erfolgreicher Weile darzuftellen. So wird die Statiftif der 
Bodenproduftion, des Handels, der Verfehräleiftungen ganz 
wohl einer jelbjtändigen Behandlung zugänglich jein, wenn- 
gleih allgemeine Bevölferungsverhältniffe, Beſitzverteilung 
u. dgl. auch) auf joe Vorgänge beftimmend einwirken. 

Anders liegt die Aufgabe, wenn e3 fi) darum handelt, 
den Gejamtzuftand einer Geſellſchaft etwa unter dem Geſichts— 
punfte des moraliihen Verhaltens oder des Volkswohlſtandes 
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zu beurteilen. Hier ſteht nicht ein einzelnes, beſtimmtes 
Lebensgebiet der Geſellſchaft, nicht einer der vielen Zweige 
menſchlicher Tätigkeit in Frage; die Summe aller Er— 
ſcheinungen ſoll hier nur in eine beſondere Beleuchtung gerückt, 
der Geſamtzuſtand der Geſellſchaft mit einer beſonderen 
Charakteriſtik verſehen werden. Es iſt ſofort klar, daß das 
nur von einem Punkte aus geſchehen kann, und daß hierfür, 
ſofern es ſich um ſelbſtändige, nicht bloß kompilatoriſche Arbeit 
handelt, nur der Zentralpunkt der amtlichen Statiſtik in Be— 
tracht kommen kann. Moralſtatiſtik, Wohlfahrtsſtatiſtik ſind 
eben keine abgeſonderten Gebiete der Statiſtik; es fehlt der 
zureichende Einteilungsgrund in den Erſcheinungen des Lebens 
wie in den Begriffen der Wiſſenſchaft. Probleme ſolcher Art 
behandelt daher die amtliche Statiſtik fortwährend und auf 
allen Punkten ihres Wirkens; eine gedeihliche Löſung ſolcher 
Probleme ſetzt ſogar die gleichmäßige Ausbildung aller Zweige 
der Statiſtik voraus. Denn alle Statiſtik iſt auch Moral— 
ſtatiſtik, iſt auch Wohlfahrtsſtatiſtik; aber es gibt keinerlei 
Tatſachenreihen, welche nur dieſem oder jenem Geſichtspunkte 
allein angehören, keinen ſpezifiſchen Beſtand moralſtatiſtiſcher 
oder wohlfahrtsſtatiſtiſcher Daten. Wo man trotzdem verſucht, 
hat, das Problem der Moralſtatiſtik oder der Wohlfahrts— 
ſtatiſtik ſelbſtändig zu behandeln, iſt man immer zum 
mindeſten in Einſeitigkeiten verfallen, indem aus dem ganzen 
Komplexe der geſellſchaftlichen Erſcheinungen mehr oder minder 
willkürlich einzelne herausgegriffen und zu einem abgeſonderten 
Gebiete ſtatiſtiſcher Unterſuchungen gemacht wurden. Damit 
hat man aber nicht bloß den Zuſammenhang zerriſſen, in 
welchem die beobachteten Erſcheinungen mit den nicht be— 
obachteten doch unter allen Umſtänden ſtehen, ſondern iſt 
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vielfach auch der Gefahr erlegen, in einjeitiger Hervorkehrung 
einzelner Symptome der zu unterjucdhenden Berhältnifie, 
Tendenzitatiftit zu machen. Die Statiftif der Symptome iſt 
überhaupt ein gefährliches Ding; um fo wichtiger, fie nicht 
in feſte Cadres zu zwängen, wie das die Loslöſung einzelner 
Geſichtspunkte mit ſich bringt, jondern vielmehr derartige 
Probleme immer nur an der Hand der gejamten von der 
Statiftik erſchloſſenen Tatſachen des gejellichaftlichen Lebens 
in Angriff zu nehmen. 


3. 


Zu dieſen allgemeinen Problemen, welche der Statiſtik 
geſtellt werden, gehört nun auch die in neueſter Zeit mit be— 
ſonderem Nachdruck urgierte Arbeitsſtatiſtik. Auch hier 
handelt es ſich nicht um ein beſonderes Gebiet menſchlicher 
Lebensbetätigung, nicht um einen techniſch oder ökonomiſch 
unterſchiedenen Zweig der geſellſchaftlichen Wirtſchaft. Jeder 
Einteilungsgrund, der von der verſchiedenen Richtung der 
menſchlichen Intereſſen oder Bedürfniſſe, der Objekte oder der 
Mittel des geſellſchaftlichen Handelns hergenommen werden 
könnte, verſagt hier. Die Arbeitsſtatiſtik iſt das Problem der 
Geſellſchaftsordnung ſelbſt, nur unter einen beſonderen Geſichts— 
punkt geſtellt. Es ſoll unterſucht werden, wie ſich in der 
gegenwärtigen Geſellſchaftsordnung diejenigen befinden, welche 
nur von dem Ertrag ihrer Arbeit leben, aber auch wie ſich 
die Geſellſchaft im ganzen befindet unter dem Einfluſſe der 
Stellung, welche unſere gegenwärtige ſoziale Ordnung der 
arbeitenden Klaſſe zugewieſen hat. 

Allerdings ſteht alſo hier zunächſt der geſellſchaftliche 
Zuſtand einer beſtimmten Klaſſe in Frage; dieſelbe läßt ſich, 
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wenn aud nicht jcharf, jo doch immerhin mit genügender Ab- 
grenzung von anderen gejellichaftlichen Klaſſen unterjcheiden. 
Es iſt damit alſo auch ein Einteilungsgrund fin die Summe 
der gejellichaftlichen Erſcheinungen gegeben; aber freilich ift 
das eine ganz anders geartete Umterfcheidung ala diejenige, 
welche nach den Erwerbszweigen oder nach) den Hauptrichtungen 
der geſellſchaftlichen Intereſſen gemacht wird. Dieſe teilt die 
Erſcheinungen des geſellſchaftlichen Lebens ein nach den ver— 
ſchiedenen Gebieten, auf welchen ſie ſich betätigen; jene ſpaltet 
die Geſellſchaft und alle Zweige ihrer Lebensbetätigung nach 
den differenten Lebensbedingungen, welche ſie ihren Klaſſen 
bietet. Cine Einteilung der geſellſchaftlichen Ericheinungen 
nach den Geſellſchaftsklaſſen muß aljo nad) der entgegen- 
gejeten Richtung ausgeführt werden, als wie eine Einteilung 
nach den gegenftändlichen Richtungen gejellichaftlicher Wirkſam— 
feit. Während diefe gleichfam die einzelnen Zweige am Baume 
des ſozialen Lebens betrachtet, geht jene gleichjam dem Stamme 
nach bis in die Tiefen der elementarften Eriftenzbedingungen 
hinab und muß anderjeit3 bis in die feinften Beräftelungen 
der gejellihaftlihen Zuftände verfolgt werden. Kein Gebiet 
der Statiftik bleibt aljo unberührt von dem Problem, welches 
mit der „Arbeitzjtatiftif” formuliert ift. Denn überall wirkt 
und webt die Gejellichaft als ein einheitlicher großer Körper, 
und in jeder Sphäre ihres Lebens und Wirkens bildet die 
arbeitende Klafje einen integrierenden Beftandteil der ganzen 
Gejellichaft. Damit ift aber auch ſchon gegeben, daß die Klaſſe 
feinen zutreffenden oberſten Einteilungsgrund für die Gejell- 
Ihaft und für ihre ftatiftiihe Erforſchung bilden kann; Die 
einfachen Geſetze der Logik widersprechen dem. Alle Erkenntnis 
findet ihre oberſte Einteilung durch jene Momente, melde 
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Gruppen von innerlich möglichſt homogener, nad) außen zu 
aber möglichſt verſchiedener Beichaffenheit ergeben. Auf das 
Problem der Arbeitsſtatiſtik angewendet, ergibt ſich daranz, 
daß die Unterjcheidung der Gejellfchaftsklaffen in allen gegen- 
ſtändlichen Gruppen wiederkehrt, eben darum aber nicht jelbft 
den oberen Einteilungsgrund bilden fann. Denn es würde 
dadurch eine Gliederung der gefamten Erkenntnis erfolgen, 
welche gerade umgekehrt Gruppen von innerlich fehr disparater, 
nach außen zu aber ſehr verwandter Beichaffenheit ergeben 
müßte, aljo endlojfe Wiederholungen bei der Darftellung von 
allen jenen Berhältniffen, welche gerade von allgemeinfter Be- 
deutung find. 

Die „Arbeitsftatiftif” Tann alſo nicht zu einem felb- 
ſtändigen Hauptgebiete der Statiftit ausgebildet werden. Sie 
wird vielmehr einen integrierenden Beftandteil der allgemeinen 
Statiftit zu bilden Haben, defjen Bedeutung zunächſt fir das 
Ganze und dann für die einzelnen Zweige der Statiftik des 
näheren fejtzuftellen fein wird. 


4. 

So einfach und unzmweideutig auch) der Begriff der „Arbeits- 
ſtatiſtik“ zu jein Scheint, fo erheiſcht dexjelbe doch eine genauere 
Umgrenzung und inhaltliche Beftimmung. Zwar, daß e3 fi) 
dabei nicht um die Arbeit al3 produktive Kraft handelt, deren 
Maß für den ganzen Produktionsprozeß der Volkswirtſchaft 
zu beftimmen wäre, ift wohl jelbftverftändlich. Eine Statiftif 
in diefem Sinne, welche etwa ermitteln wollte, wieviel von 
der gejamten zur Herftellung und Verteilung der Güter auf- 
gewendeten Arbeit auf die menjchliche, wieviel auf die 
maſch inelle Kraft entfalle, wäre zwar nicht unmöglich, würde 
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aber doch der Qualität der menschlichen Arbeit und der 
Stellung der Arbeiter in der Geſellſchaft in Keiner Weiſe ge- 
recht, auch dann nicht, wenn fie von dem Werte der Arbeit, 
d. h. von den für die differenten Arbeitsfräfte gezahlten 
Löhnen und Kapitalaufiwendungen ausgehen würde. Denn 
eben darum handelt es ſich, daß die menjchliche Arbeitskraft 
nicht mit der majchinellen Arbeitskraft auf eine Stufe gejtellt 
werde, daß dev arbeitende Menſch nicht ala Maſchine betrachtet 
‚werde, jondern als ein ethiſches Wefen, als ein vollgültiges 
Glied der menſchlichen Gejelichaft, deſſen Lebensfunktionen 
nicht nur injofern von Wert für die Gefamtheit find, als tie 
eine der Maſchine äquivalente Kraftäußerung für die Güter- 
produktion darftellen. Unter dem Schlagworte der Arbeits— 
fatiftit wird daher wohl mit Recht die Statiftit der 
arbeitenden Klaſſen verftanden, aljo innerhalb der Gejamt- 
bevölferung jene Teilgefamtheit, welche unter dem gleichartigen 
Einfluffe gemeinjamer, auf der Beſchaffung des Lebenzunter- 
haltes durch ausschließliche und vegelmäßige Verwertung von 
Arbeitskraft beruhender Eriftenzbedingungen auch eine im all- 
gemeinen gleichartige joziale Stellung, gleiche Intereſſen und 
DBeitrebungen, gleiche Schickſale und Ausſichten in der Zu- 
funft haben. 

Der Begriff der „arbeitenden Klaſſen“ gehört alſo dem 
Syſtem der arbeitsteiligen Berufsgliederung der Bevölkerung 
an, welche in der Tat für unjere moderne Gejelljhaftsordnung 
bon der höchſten Bedeutung geworden ift. Hatte die frühere 
Zeit nach Überwindung der ſtändiſchen Geſellſchaftsordnung 
zunächſt nur eine bedeutjame Differenzierung der Gefellfchaft 
nad) Berufszweigen hervorgebracht oder wenigftens nur diefe 
eine fi zum Bewußtjein gebracht, jo ift mit den zunehmen- 
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den Unterichieden der Stellung im Berufe die joziale Diffe- 
renzierung mindeſtens ebenjo bedeutjam hervorgetreten; aller- 
dings zunächſt noch immer innerhalb der großen Berufszweige, 
jo daß auch der joziale Unterſchied zwiſchen den landwirt- 
Ihaftlihen, gewerblichen, Literarifchen Arbeitern noch immer 
viel größer war, al3 der Unterjchied zwijchen dem Bauer und 
jeinem Knecht, dem Handwerfsmeifter und feinem Gejellen, 
dem Beamten und jeinem Schreiber. In diefem Sinne ift 
es auch jet noc immer nicht berechtigt, von einer arbeitenden 
Klaffe in der früher gegebenen Begriffsbeftimmung als von 
einer jozialen Einheit zu ſprechen, welche einfach) den nicht 
arbeitenden Klafjen gegenübergejtellt und als eine oberfte 
Zeilgejamtheit innerhalb der Stammgejamtheit der ganzen 
Bevölkerung ausgejchieden werden könnte. 

Aber auch wenn die joziale Differenzierung nach der 
Stellung im Berufe noch weitere Fortſchritte mat — und 
auf manchem Gebiete ift ja in der Tat diejer Unterfchied für 
die gejamte Charakteriftif der Lebensführung ſchon wichtiger 
als die Berjchtedenheit der Zugehörigkeit zu einem beftimmten 
Berufszweige — jelbjt dann muß ſich die Bedeutung diejer 
ſozialen Differenzierung für die Beurteilung der allgemeinen 
Lebensverhältniſſe der Gejelihaft noch erhebliche Ein- 
Ihränlungen gefallen laſſen. Denn zunächſt bleibt noch immer 
das ungeheure Übergewicht des ſozialen Einflufjes einzelner 
Berufszmweige über die joziale Differenzierung innerhalb des— 
jelben bejtehen; nicht nur für den ganzen öffentlichen Dienft, 
deſſen Träger doc ganz überwiegend Arbeiter in dem oben feft- 
gejtellten Sinne find, jondern aud für große Gruppen von 
Ermwerbszmweigen. In der a potiori jogenannten „arbeitenden 
Klaſſe“ Haben wir daher unter allen Umftänden nur einen 
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Zeil jener Teilgefamtheit vor ung, für welche der Rang eines 
oberiten Ginteilungsgrundes behauptet wird, wenn die „Ar- 
beitsjtatiftif” als ein jelbftändiger Zweig der Statiftif in 
Anſpruch genommen wird. 

Dieje an jih Thon ungünftige Poſition, welche der „Ar: 
beitsjtatijtit” damit im Syſtem der ftatiftifchen Wiſſenſchaft 
zufällt, wird aber noch erheblich verſchlimmert durch die 
große Unficherheit ihrer Abgrenzung. Alle ftatiftifche Analyie 
beruht ja in letzter Linie darauf, daß eine große Haupt- 
gefamtheit von Individuen in mehrere Teilgefamtheiten zer- 
fällt wird, melde fi) von einander durch eine Reihe 
harakterijtiicher Merkmale unterjcheiden, während die in der 
Zeilgejamtheit zufammengefaßten Individuen möglichſt homogen 
in den für das zu unterfuchende Problem weſentlichen Eigen- 
Ihaften jein jollen. Darum fchreitet ja auch die ftatiftifche 
Analyje jo weit als möglich in der Zerlegung der Teilgefamt- 
heiten dor, um ſchließlich die vollkommenſten gejellfchaftlichen 
Einheiten in ihrem differenten Verhalten unterfuchen und fo 
alle durch Berjchiedenheit der inneren Struktur erzeugten 
Störungen im normalen Zuftande und Berlaufe der Er— 
Icheinungen zu bejeitigen. 

Rum ſetzt aber jede Quantitätsbeftimmung der ſpezifiſchen 
Eigenſchaften einer ſolchen endlichen Teilgefamtheit, ſei e8 im 
Zuſtande der Ruhe oder der Bewegung, die möglichfte Konftanz 
der äußeren Dimenfionen diefer Teilgefamtheit und der ihr 
übergeordneten Stammgefamtheit voraus, aus melder fie 
heroorgegangen tft. Denn nur unter der Vorausſetzung einer 
jolden angenäherten Konftanz der allgemeinen Dimenfionen 
einer bejtimmten Gejamtheit läßt ſich auch eine Konftanz 
der einzelnen Eigenſchaften erwarten, welche diejelbe charak- 
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terifieren. Hätten wir nun mit einer Gefamtheit der „arbei- 
tenden Klaſſen“ in dem eben angedeyfeten Sinne zu rechnen, 
jo würde dieſer methodifchen Forderung immerhin leidlich 
Genüge geleiftet jein, wenn auch mit der ununterbrochen fich 
vollziehenden Klaſſenbewegung fortwährende Verſchiebungen 
eintreten. Wie aber die Dinge gegenwärtig liegen, ift jener 
Zeil der Teilgefamtheit, den wir als „arbeitende Klaſſe“ ein- 
heitlich in Betracht nehmen können, doch weder nach oben, 
noch nach unten hinlänglich abgegrenzt, um nicht fortwährend 
jehr bedeutenden Veränderungen in feinem Gejamtbeftande au3- 
gejeßt zu ſein. 

Dem gegenüber treten nun andere unterjcheidende Momente 
innerhalb der ganzen Geſellſchaft zunächft für alle rein demo- 
graphiichen Berhältniffe in viel entjcheidenderer Weiſe als 
obere Einteilungsgründe für die Bildung der Teilgefamtheiten 
auf. Geſchlecht, Alter und Zivilftand erklären uns zunächſt 
in viel durchgreifenderer Weife als die Unterſchiede der ſozialen 
Stellung die großen Bewegungsvorgänge der Bevölkerung. 
sa die Tatjachen der Berufsgliederung und der Stellung im 
Berufe ſelbſt werden durch diefe elementaren Bevölferungs- 
verhältniffe viel mehr beeinflußt als durch die Unterjchiede 
der Erwerbszweige oder jonftiger wirtjchaftlicher Faktoren. 
Die Differenzen des durchſchnittlichen Heiratsalters und der 
Kinderfrequenz wirken ungleic) mächtiger auf das Verhältnis 
der Eriverbtätigen zu den Grnährten ein, al3 der Unterjchied 
zwijchen der Landwirtihaft und der Anduftrie oder der 
Unterſchied zwilchen dem Handwerk und der Fabrik. 

Es ergibt fi daraus zunächſt allerdings nur, daß die 
„Arbeitzftatiftit” nicht Iosgelöft von der allgemeinen Statiftik 
behandelt werden kann, jondern ihre Stellung innerhab der- 


Arbeitsſtatiſtik. 369 








ſelben finden muß. Aber auch darüber iſt damit wohl ſchon 
hinlängliche Klarheit geſchaffen, daß die allgemeinen Lebens— 
verhältniſſe der „arbeitenden Klaſſen“, ſoweit dieſe überhaupt 
ſchon abgegrenzt werden können, nur innerhalb der großen 
Teilgeſamtheiten unterſucht werden können, welche einerſeits 
durch die großen elementaren Tatſachen der Bevölkerung, 
andererſeits durch die Hauptarten der Berufsgliederung ge— 
geben ſind. Die „Arbeitsſtatiſtik“ iſt damit als eine inte- 
grierende Aufgabe der allgemeinen Statiſtik bezeichnet: alles, 
was dieſe leiſtet, kommt auch jener zugute. Nur muß der 
ſoziale Gedanke, wie er die moderne Verwaltung durchzieht, 
auch die moderne Statiſtik erfüllen und darum lautet das 
allgemeine Programm der „Arbeitsſtatiſtik“: durchgreifende 
Berückſichtigung der Unterſchiede der ſozialen Stellung im 
Berufe bei der Analyſe der geſellſchaftlichen Maſſenerſcheinungen 
innerhalb der durch die elementaren Faktoren des geſellſchaft— 
lichen Lebens gebildeten Gruppen. 


5. 


Eine weitere Ausführung dieſer allgemeinen Geſichts— 
punkte wird ſich zunächſt mit den ſtatiſtiſchen Aufnahmen 
und dann mit den Fragen der Bearbeitung des ſtatiſtiſchen 
Materiales zu befaſſen haben. Die erſte und wichtigſte Auf— 
gabe fällt hier immer noch der Volkszählung zu. Sie 
iſt die einzige große und allgemeine ſtatiſtiſche Aufnahme, 
welche ſich gleichmäßig allen Volkszuſtänden zuwendet, inſo⸗ 
ferne dieſe aus den Individualangaben der ganzen Bevölkerung 
zu ermitteln und für dieſe Geſamtzuſtände von weſentlicher 
Bedeutung ſind. Durch die Ausbildung der Berufsfragen 


haben die neueren Volkszählungen auch in der Tat ſchon ein 
v. Jnama-Sternegg, Staatswiſſenſchaftl. Abhdlgn. 24 
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gutes Stück Arbeitsitatiftit geleitet. Sie bieten nicht bloß den 
vollftändigiten Aufſchluß über die Gefamtzahlen der Arbeiter 
nach ihrer geographiihen und beruflichen Verteilung, jondern 
geftatten auch die vollfommene Vergleichung diejer Arbeiter- 
maſſen mit den Größenverhältnifien der Gejamtbevölferung 
und der numerischen Stärke der einzelnen Berufsklafjen und 
ihrer weiteren Unterfcheidung in Gruppen und Arten. erden 
damit zunächſt die Grundlagen für die Beurteilung der rela— 
tiven Bedeutung der arbeitenden Klaſſen nad) den beiden 
Hauptrichtungen ihrer Differenzierung gewonnen, jo geitattet 
die Volkszählung außerdem auch nod eine durchgreifende 
Unterſcheidung der qualifizierten von der nichtqualifizierten 
Arbeit durchzuführen und vermag damit den wejentlichiten 
qualitativen Maßftab für die Bedeutung der Arbeit in den 
verſchiedenen Zweigen des Berufes aufzuftellen. 

Alle diefe Daten Über die Berufsverhältnifie der Bevöl— 
ferung erhalten aber gerade durch ihre Erhebung gelegentlich 
der Volkszählungen einen außerordentlich erhöhten Wert da- 
durch), daß nun auch alle übrigen durch die Volkszählung 
ermittelten Volkszuſtände mit den Berufsdaten in Verbindung 
geſetzt werden. Diejer Vorteil allein weiſt ſchon darauf Hin, 
daß allgemeine Berufsaufnahmen der Bevölkerung nur in 
Berbindung mit der Volkszählung vorgenommen Werden 
iollen; nehmen ja doc jogar bejondere Berufszählungen, tie 
die berühmte Aufnahme des Deutſchen Reiches vom Jahre 
1882, mit innerer Notwendigkeit den Charakter von allge- 
meinen Bolfszählungen an. Auch für eine etwaige allgemeine 
Zählung der arbeitenden Klaſſen bleibt dieſe Forderung un- 
bedingt aufreht. Schon die Vollftändigkeit einer ſolchen 
Erhebung kann nur dadurch verbürgt werden, daß ſie auf die 
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ganze Bevölkerung ausgedehnt wird; denn nur auf diefem 
Wege werden die Daten gewonnen, welche eine Abgrenzung 
der „arbeitenden“ von den übrigen Klaſſen der Bevölkerung 
ermöglichen und die exftere als einen feftbeftimmten Zeil 
einer größeren Gejamtheit erkennen lafjen. Aber auch für die 
Erfaſſung aller demographiſch belangreichen Buftände der 
arbeitenden Klaſſen, ihrer Serualität, ihres Altersaufbaues, 
ihrer Htoilftandsverhältnifie ır. dergl. ift die Verbindung mit 
der Volkszählung eine unerläßliche Vorausſetzung. Denn alle 
diefe Erfcheinungen find relativ und dag Maß der Bedeutung, 
welches ihnen für die arbeitenden Klafjen zukommt, läßt ſich 
wieder nur aus der Gejamtheit der Bevölkerung gewinnen. 
Das gleiche gilt von den allgemeinen gejellfchaftlichen Tat- 
laden der Gebürtigkeit und Zuſtändigkeit, der Konfeſſion und 
Nationalität, der geiftigen und körperlichen Zuftände, ſoweit 
fie durch die Volkszählung ermittelt werden. 63 ift unter 
Umftänden von größter Wichtigkeit, dieſe Verhältniffe in 
ihren Wechjelbeziehungen zum Berufe und der ſozialen Stellung 
in demfelben zu verfolgen; aber e3 ift wohl ganz ausgeſchloſſen, 
ie auf einem anderen Wege als auf dem der Volkszählung 
in erſchöpfender und gleichartiger Weiſe zu ermitteln. Bis 
hierher reicht auch jetzt ſchon im allgemeinen die Leiſtungs— 
fähigkeit der nach modernen Grundſätzen eingerichteten Volks— 
zählungen und es iſt nicht zu leugnen, daß ein gutes Stück 
„Arbeitsſtatiſtik“ ſchon damit geſchaffen iſt, jedenfalls viel 
mehr, als gewöhnlich angenommen wird, wenn das Verlangen 
nach derſelben als ein ganz neues, noch kaum in Angriff ge— 
nommenes Problem ausgeſprochen wird. 

Daneben ſchaffen aber die Volkszählungen zumeiſt noch 


die Elemente für eine ganze Reihe anderer Informationen 
24 * 
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über den Zuftand der arbeitenden Klaffen zur Stelle, ohne 
daß die Bearbeitung unter dem Gefichtspunfte der jozialen 
Ordnung bisher in erſchöpfender oder auch nur in befriedi- 
gender Weije erfolgt wäre. Hierher gehört vor allem die 
Darftellung der joztalen Struktur der Bevölkerung unter dem 
Gefichtspuntte der Familie, des Haushaltes und der Wohnung. 
Methodologiich find alle diefe Fragen wohl unbeftritten dem 
Programme der Volkszählung einzureihen und haben wohl 
auch zumeist ſchon Berücfichtigung bei der Erhebung gefunden ; 
auch ift e8 kaum zweifelhaft, daß auch diefe Momente dur) 
eine Spezialerhebung iiber die arbeitenden Klafjen nie mit 
jener Sicherheit und Bollftändigfeit ermittelt werden können. 
Aber technische Schtoierigkeiten haben zunächft die Aufbereitung 
diefer eigengearteten Exhebungsmomente verhindert: bei dem 
älteren Liftenverfahren die außerordentliche Komplikation des 
Depouillement3, bei dem Zählfartenverfahren die damit ge- 
ichaffene Atomifierung aller fozialen Bejtände in lauter 
Andividualfälle. In der Tat können nur durd) die Einfügung 
aller ſozialen Tatſachen, Yamilienftärfe, Stellung im Haus— 
halte, Wohnungscharakter in die Individualkarten, alſo 
gleichjam durch die Behandlung diefer Tatſachen als indivi— 
duelle Eigenſchaften, die techniſchen Schtwierigfeiten Diejer 
Probleme gelöft werden; die Volkszählungen werden einen 
ihrer größten Fortſchritte zu verzeichnen haben, wenn ihnen 
dieſe Löſung gelingt, und es ift außer Trage, daß dieje Fort— 
ichritte in allererfter Linie dev Arbeitsftatiftik zu gute fommen 
erden. 

Die volle Ausnügung des mit der Volkszählung in Be— 
wegung gejegten großartigen Erhebungsapparates für die 
Zwecke der Arbeitsſtatiſtik jet nun allerdings eine plan- 
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mäßige und umfafjende Bedachtnahme auf dieſe Probleme 
ſchon bei der Organifation der Erhebung voraus und bedarf 
noch allenthalben ſehr weſentlicher Verbeſſerungen. Aber 
anderſeits iſt doch auch die Tatſache nicht zu überſehen, daß 
ſo ziemlich überall die Erhebung ſelbſt viel umfaſſender iſt, 
als die Bearbeitung ihrer Ergebniſſe. Das liegt in der Natur 
der Dinge. Die Erhebung wendet ſich an die einzelnen In— 
dividuen und vermag daher die einzelnen Qualitäten derſelben 
in verhältnismäßig einfacher Weiſe zu erfaſſen. Auch eine 
größere Anzahl von Individualfragen belaſtet den Befragten 
nicht erheblich, und der Erhebungsapparat wird auch durch 
eine ziemlich weitgehende Spezialiſierung der Fragen kaum 
merklich mehr belaſtet. Dagegen iſt jede Erweiterung des 
Fragenſchemas die Quelle außerordentlicher Arbeitsvermehrung 
und ſehr raſch ſteigender techniſcher Schwierigkeiten bei der 
Bearbeitung. Denn dadurch, daß jedes einzelne Erhebungs— 
moment mit jedem anderen in Wechſelbeziehung ſteht und nun 
dieſe Beziehungen auch durch kombinierte Auszählungen dar— 
geſtellt werden ſollen, wächſt die Arbeit des Depouillements 
im quadratiſchen Verhältniſſe, ja ſie potenziert ſich mit der 
Zahl der möglichen Kombinationen. Es iſt klar, daß dieſe 
kombinierte Bearbeitung der Individualmomente alsbald an 
der Grenze der Leiſtungs- und Zahlungsfähigkeit der ſtatiſtiſ hen 
Bureaur angelangt fein wird, auch wenn nur die aller- 
wichtigſten und durchſchlagendſten Beziehungen vollkommen 
erihöpfend dargeftellt werden ſollen. 

Die Gefihtspunkte der „Arbeitsftatiftit” haben bisher 
immer noch einen verhältnismäßig geringen Anteil an dem 
Aufbereitungsplane der Volkszählung gehabt, wenngleich ihrer 
fteigenden Wichtigkeit doch bei jeder neuen Zählung auch in 
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wachjendem Maße Rechnung getragen ift. Aber die Borauz- 
ſetzungen für eine ungleich reichere Ausbeute auch) aus dem 
jetzt jchon erhobenen Urmateriale liegen doch weithin vor. 
Nachdem das Urmaterial der Volkszählung faft überall in der 
Form der Zählkarten bei der ftatiftiihen Zentralftelle erliegt 
und bejondere techniſche Schwierigkeiten bei der Ausführung 
weiterer Kombinationen der Jndividualmomente nicht zu über- 
winden find, kann aus dem Volkszählungsmateriale auch auf 
ſolche Fragen der Arbeitzftatiftif jofort eine erihöpfende Ant- 
wort gegeben werden, welche in dem urjprünglichen Plane 
des Depoutllement3 aus Gründen der notwendigen Be— 
Ihräntung des Aufwandes oder aus anderen Gründen feine 
Berückſichtigung gefunden haben. Und da diejes ganze mafjen- 
hafte Urmaterial in feiner geographiicher und jachlicher Gliede- 
rung (in Hſterreich nad) Bezirken und innerhalb derjelben 
nah den Hauptberufsgruppen) aufbewahrt ift, jo läßt ſich 
jogar mit verhältnismäßig geringem Aufwande die Arbeitz- 
ſtatiſtik einzelner Bezirke oder einzelner Berufsgruppen mit 
aller jener Vollſtändigkeit und ſachlichen Gliederung aufftellen, 
welche überhaupt entjprechend der Einrichtung der Volkszählung 
den Gegenftand der Erhebung gebildet hat. Daß das aber 
ihon an ſich eine ungemein reiche und vielfeitige Information 
über die Verhältniſſe der arbeitenden Klaſſen zu geben vermag, 
davon wird in nicht zu ferner Zeit die Bearbeitung der öſter— 
reichiſchen Volkszählung einen Beweis liefern, deren Kon- 
zentrationsſchema, joweit die Berufsfragen in Betracht fommen, 
daher auch) kurz mitgeteilt wird. 


I Soziale Gliederung der Wohnparteien nad zehnjährigen 
Altersklaſſen und Familienftandsfategorien. An der Wohnung teilnehmende 
Verjonen, und zwar: Familienglieder, zur Aftermietpartei Gehörige, Bett- 
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6. 


Es wird nicht wohl bezweifelt werden können, dab das, 
was die Volkszählung über die gefamten Zuftände der arbei- 


geher, Dienjtboten, landwirtfchaftliches Gefinde, gewerbliches Gefinde, andere 
Perjonen, zufammen. Infaffen von Herbergen, Gaſthöfen, Mafjenquartieren, 
Zehr- und Erziehungsanftalten, Klöftern und geiitlichen Stiften, Spitälern, 
Armen- und Verforgungshäufern, Strafanftalten und Gefängnifjen, KRafernen, 
Jonftigen Anftalten, Anftalten für gemeinfamen Aufenthalt überhaupt. 

Die Bevölferung der politifhen Bezirke nah 30 Haupt- 
berufsgruppen und 4 Nebenerwerbsflaffen mit Unterjcheidung 
des Geſchlechts. Berufstätige, darunter: Selbjtändige, Angeftellte, qualifi- 
zierte Arbeiter, Tagelöhner. — Familienangehörige, Diener für perfönliche 
Dienite. Summe. Davon mit Nebenerwerb in der Klafje Landwirtichaft, 
Induſtrie und Gewerbe, Handel, fonftiger Erwerb, mit Nebenerwerb über- 
haupt. 

Die Bevdölferung der einzelnen Kronländer nah 200 
Hauptberufsarten, 30 Gruppen und 4 Klaffen mit Unterfcheidung 
des Geſchlechtes. Berufstätige, darunter: Selbftändige, Angeftellte, qualifi: 
zierte Arbeiter, Taglöhner. — Familienangehörige, Dienende für perjönliche 
Dienfte. Summe. | 

Die Alters- und Familienftandsgliederung der Berufs- 
tätigen nad 200 Hauptberufsarten, 30 Gruppen, 4 Klaſſen, Stellung im 
Berufe und Geſchlecht. — Berufstätige im Alter von unter 20 Sahren, 
von 20—80 Jahren u. ſ. w. in zehnjährigen Altersklaffen, mit Unterteilung 
jeder derfelben in die vier Familienftandsfategorien. 

Die fjoziale Schihtung innerhalb der Berufsgruppen 
nad Kronländern. 30 Hauptberufsgruppen. Berufstätige, und zwar Selb- 
ſtändige, Angeftellte, Arbeiter, Taglöhner. Geſchlecht. Familienangehörige 
von Selbftändigen, Angeftellten, Arbeitern, Taglöhnern. Summe der Selb- 
ftändigen, Angeftellten, Arbeiter, Taglöhner, Dienenden. Gefamtfumme. 

Die Berufstätigen nad) der Gebürtigfeit, nad) Kronländern. 
30 Hauptberufsgruppen, bezw. Klaffen. Stellung im Berufe: Selbſtändige, 
Angeſtellte, Arbeiter, Taglöhner. Geſchlecht. Berufstätige, geboren in der 
Aufenthaltsgemeinde, im Aufenthaltsbezirke, im Aufenthaltslande, im 
ſonſtigen Inlande, im Ausland. Zuſammen. 

Verteilung der Immobiliarbeſitzfälle auf die 30 Berufs— 
gruppen und auf die fozialen Schichten innerhalb derfelben, 
nad Kronländern. 30 Hauptberufsgruppen, bezw. Klafjen. Stellung im 
Berufe: Selbftändige, Angeftellte, Arbeiter, Taglühner. Geſchlecht. Allein- 
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tenden Klaſſen auszujagen vermag, überhaupt die Grundlage 
allev Arbeitsitatijtit bildet. Von diefem Boden aus wird 
ſchon ganz deutlich erkennbar, ob und in welcher Weije die 
arbeitenden Klaffen fih von den übrigen Slaffen der Be- 
völferung in Bezug auf die Grundlinien ihrer demographiichen 
Verhältniffe und ihrer jozialen Struktur unterjcheiden. Daß 
aber mit dieſer Erkenntnis ſchon der Kern des ganzen 
Problem3 getroffen wird, iſt Kar. Und doch ift die Volks— 
zählung nur eine Momentaufnahme auf dem Boden der all- 
gemeinen gejelichaftlihen Tatfachen, welche eben deshalb die 
Erfaſſung der in der Gejellihaft beftändig ſich vollziehenden 
Veränderungen der Individualzuſtände ausſchließt und in der 
Statiftit diefer Bewegung der Bevdlferung ihre not- 
mwendige Ergänzung erfahren muß. Auch diejer Zweig der 
allgemeinen Bevölkerungsſtatiſtik jchließt natürlich eine 
„Arbeitsſtatiſtik“ in ſich. Wie fi) die Trauungen, Geburten 
und Sterbefälle der arbeitenden Klaffen zu den Trauungen, 


und Mitbefiter von Häufern; Allein» und Mitbefiter von Grundftüden. 
Summe der Befisfälle. 

Zufammentreffen von Haus- und Grund-Allein- und 
Mitbejig nah Kronländern. 30 Hauptberufsgruppen, bezw. Klafjen. 
Geſchlecht. Alleinbefit von Häufern zugleich mit Allein- oder Mitbefit von 
Grundſtücken. Mitbefit von Häufern zugleich mit Allein- oder Mitbejit 
von Grundſtücken. 

Die Bendlferung der politifhen Bezirfe nad 30 Neben: 
erwerbsgruppen und 4 Hauptberufsflaffen und Geihleht. Selb- 
ftändige, Angeftellte, Arbeiter, Taglöhner, Summe der Erwerbstätigen ge- 
hörig zur Hauptberufsflaffe Landwirtſchaft, Induſtrie und Gewerbe, Handel, 
fonftiger Beruf. Stellung im Hauptberuf: Selbſtändige, Angejtellte, 
Arbeiter, Taglöhner, überhaupt Berufstätige, Familienangehörige, Dienende. 

Die Bevölferung der einzelnen Kronländer nah 200 
Nebenermwerbsarten, -Öruppen, -Klaffen. Geſchlecht. Selbitändige, 
Angeftellte, Arbeiter, Taglöhner. Summe. 
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Geburten und Sterbefällen der Gejamtbevölferung verhalten, 
iſt natürlich ebenſo charakteriſtiſch für die ſozialen Zuſtände 
der „Arbeit“, wie das Verhältnis der aus der Volkszählung 
ermittelten Eheſtandsziffern derſelben zu der Eheſtandsziffer 
der ganzen Bevölkerung. Und das gleiche gilt von den 
näheren Umſtänden dieſer großen Bevölkerungsvorgänge; Alter 
und Zivilſtand der Eheſchließenden, Legitimität und Vitalität 
der Geburten, Sterbealter und Todesurſachen und ſo viele 
andere durch die Regiſterführung der Zivilſtandsakten kon— 
ſtatierten perſönlichen Verhältniſſe gewinnen in ihrer Beziehung 
zu Beruf und ſozialer Berufsſtellung den Charakter von ganz 
weſentlichen Aufſchlüſſen über die ſozialen Exiſtenzbedingungen 
und Lebensformen der arbeitenden Klaſſen!. Wird dann noch 
das immer großartiger ſich geſtaltende Phänomen der Wander— 
bewegung in dieſem Zuſammenhang betrachtet, ſo iſt es wohl 
außer allem Zweifel, daß aus der Summe dieſer Endwirkungen 
der Lebensführung der arbeitenden Klaſſen im Vergleiche mit 
den analogen Erſcheinungen der Geſamtbevölkerung ſchon ein 
ziemlich ſicheres Urteil darüber gebildet werden kann, ob und 
inwieweit die allgemeinen Lebensbedingungen jener beſondere 
Abweichungen, Anomalien oder Krankheitserſcheinungen auf— 
weiſen oder ob ſie gleichmäßig Teil haben an den allgemeinen 


Auch dieſem Geſichtspunkte iſt durch die gegenwärtig im Zuge be— 
findliche Reform der Statiſtik unſerer Volksbewegung im vollſten Maße 
Rechnung getragen. Die Berufsgliederung und ſoziale Schichtung 
der Bevölkerung wird durch ein Schema von etwa 35 PVofitionen aus- 
gedrüdt, in welchem überdies der Verſuch gemacht wird, die Angehörigen 
fabrifsmäßiger Betriebe von jenen des Handwerks zu unterfcheiden. Für jede 
dieſer Bofitionen werden nachgewiefen eventuelle Heirat3sfrequenz, die 
Geburten nad Geſchlecht, Legitimität und Vitalität, die 2 egitimationen 
unehelich Geborener, endlich die Sterblichkeit nad Gejchlecht, Alter und 
Todesurſachen. 


378 Arbeitsftatiftik. 





Bedingungen, unter welchen die Gejamtbevölferung die Lat 
des Lebens und des gejellfchaftlichen Wirkens zu tragen hat. 

Uber Freilih ift auch ein folder Maßſtab des Urteiles 
immer ein relativer; die Geſamtmaſſe der arbeitenden Klafjen 
bildet unter allen Umftänden einen jo großen Teil der Gejamt- 
bevölferung, daß ungünftige Zuftände, welche jeine bejonderen 
Lebensverhältniffe beftimmen, auch in den Ausdrüden des 
Gejamtzuftandes der Bevölkerung maßgebend auftreten, und 
immerhin fann der Gedanfe Raum finden, daß eine Beſſerung 
der allgemeinen Bevdlferungsverhältniiie möglic) wäre, wenn 
fie in der Lebensſphäre der arbeitenden Klaſſen verwirklicht 
werden fünnte. 

Wir werden durch diefe Erwägung dazu geführt, die Auf- 
ſchlüſſe, welche die allgemeine Bevölferungsftatiftit über die 
Srundlinien der Tozialen Zuftände der arbeitenden Klaſſen 
zu geben vermag, feineswegs ala abjichließende zu betrachten; 
ein tiefere8 Eindringen in die Lebensbedingungen derjelben 
wird durch dieſe Statiftit keineswegs erſpart. Aber doc 
werden wir das Recht Haben, bi3 auf weiteres in den all- 
gemeinen Bevölferungsverhältnijien den Maßſtab des relativen 
Wohlbefindens auch) der arbeitenden Klaſſen zu fuchen. Denn 
die Aufgabe der Statiftit iſt zunächſt doc die Erforſchung 
deffen, was iſt, nicht defjen, was jein jollte oder könnte; exit 
von dem Boden der realen Tatjadhen aus fann aud) fie als 
Leuchte für Reformen und Fortſchritte in der Pflege der all- 
gemeinen SKulturbedingungen dienen. Gerade Diejen all- 
gemeinen, breiten Boden der Bevölkerungsſtatiſtik, den auch 
die „Arbeitzftatiftif” nie verlaffen kann, beherrſcht allenthalben 
ausihhliegli Die zentrale Statiſtik; die fundamentalen, 
und darum aud die wichtigſten, für den endlichen Erfolg 
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entjcheidenden Aufgaben der Arbeitzitatiftit find damit ihr 
zugewieſen. 
7 

Den erſten Schritt über den durch die Volkszählung und 
durch die mit ihr in Verbindung geſetzte Bevölkerungsſtatiſtik 
geſteckten Rahmen hinaus macht die Arbeitsſtatiſtik jedenfalls 
mit der Betriebszählung. Auch dieſe Art der Beſtandes— 
aufnahme, welche als Gewerbezählung eines der wichtigſten 
Mittel darſtellte, deſſen ſich die Statiſtik der Produktion be— 
diente, iſt erſt allmählich mit ſozialen Gedanken erfüllt worden. 
Damit aber iſt die Betriebsaufnahme auch zu einer ganz 
hervorragenden Quelle arbeitsſtatiſtiſcher Informationen ge⸗ 
worden; es iſt notwendig, die Stellung näher zu charakteri— 
ſieren, welche ihr im Syſtem einer „Arbeitsſtatiſtik“ und im 
Syſtem der allgemeinen Statiſtik zukommt. 

Mit der Betriebsaufnahme im Sinne der Sozialſtatiſtik 
ſollen jene charakteriſtiſchen Merkmale der einzelnen landwirt— 
ſchaftlichen oder gewerblichen Betriebe erfaßt werden, welche 
geeignet ſind, die ſoziale Stellung, die Wirtſchafts- und 
Exiſtenzbedingungen der in denſelben verwendeten Perſonen 
zu beeinfluſſen. Die Charakteriſtik des Betriebes dient alſo 
zur näheren Charakteriſtik der Berufsſtellung der mit ihm 
verknüpften Perſonen. Nicht als ein Produktionsorganismus, 
ſondern als der Nährboden der Arbeit kommt der Betrieb hier 
in Betracht; die objektiven Momente, welche den Betrieb 
charakteriſieren (Ausdehnung, Ausſtattung) werden nicht als 
Kriterien der Produktionserfolge des Betriebes, ſondern als 
Kriterien des Einfluſſes unterſucht, der von ihnen auf die 
ſubjektiven Elemente der Berufsſtellung ausgeht. Der land— 
wirtſchaftliche Arbeiter iſt ja in der Tat ein ganz anderer, 
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wenn er einem Betrieb auf wenigen Hektaren angehört, ein 
anderer, wenn er einem herrſchaftlichen Großbetriebe ein— 
gegliedert iſt. Der Schuhmachergehilfe bei einem Kleinmeiſter 
und der Gehilfe einer mit Dampfkraft und Elektrizität 
arbeitenden Schuhwarenfabrik unterſcheiden ſich mehr von— 
einander als die Arbeiter zweier, verſchiedenen Erwerbszweigen 
angehdrender Fabriksbetriebe. Dasſelbe gilt aber auch von 
denjenigen, welche die Berufszählung als „Selbſtändige“ be— 
zeichnet, und welche daher den „Arbeitern in fremdem Be— 
triebe“ gegenübergeſtellt werden. Der Kleinbauer und der 
große Grundherr, der Handwerker und der Fabrikant, der 
Krämer und der Großhändler werden erſt durch die Betriebs— 
ſtatiſtik beſtimmt zu unterſcheiden ſein und ihre richtige 
Stellung innerhalb der einzelnen geſellſchaftlichen Klaſſen und 
Gruppen finden können. 

Sp ift es denn zunächft fein Zweifel, daß die Betrieb3- 
zählung mit der Berufszählung auf das innigfte zujammen- 
hängt. Als eine auf die Konftatierung der objektiven 
Harakteriftiichen Merkmale beſchränkte Erhebung würde Die 
Betriebszählung für die „Arbeitsſtatiſtik“ nicht leiften können, 
jelbft wenn fie eine Frage nach der Zahl der im Betriebe 
beihäftigten Perfonen in fih aufnimmt. Denn um eine 
weitere Unterjcheidung diefer Mafjen Handelt es ſich zunächſt, 
wenn die MWechjelbeziehungen zwiſchen Betrieb und ſozialer 
Stellung erfaßt werden jollen; diefe Unterſcheidung wird aber 
in exfter Linie nach den Kategorien der allgemeinen Berufs— 
statistik und der allgemeinen Bevölferungsftatiitif vorzunehmen 
jein, weil fie die oberften Einteilungsgründe enthalten, welche 
erfahrungsgemäß für die gejellichaftliche Exiſtenz der einzelnen 
Kategorien von Berufszugehdrigen wichtiger find als Die 
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ſpeziellen auf die techniſchen Unterſchiede in der Verwendung 
der Arbeit begründeten Gruppen. Dazu kommt noch ein 
anderes Moment von großer Tragweite: die vollſtändige Er— 
faſſung aller in einer Volkswirtſchaft exiſtierenden Betriebe 
iſt nur gelegentlich einer ſo ganz allgemeinen Umfrage möglich, 
wie dies die Volkszählung iſt. Wird nicht jede einzelne Perſon 
befragt, ob ſie Betriebsinhaber iſt, ſo bleibt die Aufnahme 
immer unvollſtändig und ihr Wert fragwürdig. Daß mit 
der Anknüpfung der Erhebung an die einzelnen Betriebsſtätten 
oder gar an eine Untergrenze des Steuerfußes gar nichts er— 
reiht ift, erhellt daraus, daß die berühmte Betriebsaufnahme 
vom 5. Juni 1882 im Deutſchen Reiche, welche ebenfall3 mit 
einer allgemeinen Volks- und Berufszählung verbunden war, 
67 Prozent Alleinbetriebe (ohne Mitinhaber, Gehilfen und 
Motoren) und nur 33 Prozent Gehilfen- und größere Betriebe 
ergeben hat. Die ganz überwiegende Menge jener Kleinjten 
Betriebsformen, welche jo überaus charakteriftiich iſt, ginge, 
Losgelöft von der Volkszählung, gänzlich verloren. Überhaupt 
muß die Erhebung nicht jo jehr auf die Erfaffung der größeren 
Betriebe, als vielmehr aller Betriebsformen in ihrer Totalität 
gerichtet fein. Großbetriebe find allerdings die auffäligiten 
Betriebsformen, in ihnen treten die ſozialen Gegenſätze am 
ſchärfften zu Tage. Allein gegenüber den mittleren und 
kleineren Betrieben iſt ihre Rolle doc eine viel befcheidenere 
al3 man vielleicht annimmt, wenn nur die Organijation der 
Boltzwirtichaft im ganzen ins Auge gefaßt wird. Im 
Deutſchen Reiche, deſſen induftrielle Entfaltung doch eine viel 
bedeutendere ift als jene Hſterreichs, entfielen nur 3,23 Prozent 
aller Betriebe und nur 38,8 Prozent aller gemwerbstätigen 
Perfonen auf Betriebe mit mehr als 5 Gehilfen. Noch immer 
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liegt das Schwergewicht der Produktion in den zahlreichen 
Kleinbetrieben, deren vollſtändige Erfaſſung — wie bereits 
bemerkt — nur durch eine wahre Volksaufnahme ermöglicht 
wird. 

Dei der Verbindung der Betriebszählung mit der Berufs— 
zählung wird es auch nicht ſchwer fein, auch die Wechjel- 
beziehungen darzuftellen, welche zwiſchen den objektiven Tat- 
lachen der Betriebseinrichtung und den ſubjektiven Momenten 
der Berufsſtellung und den Unterfchieden in der gejellichaft- 
lichen Exiſtenz der verfchiedenen Gruppen von Arbeitern be- 
jtehen. Losgelöft von der Berufszählung müßte die Betriebg- 
aufnahme eine Reihe von allgemein demographiichen und 
berufsftatiftiichen Fragen in ſich aufnehmen oder mit anderen 
Worten die Berufszählung unter dem Gefichtspunfte der Be- 
triebe wiederholen, da ja doch daran nicht gedacht werden 
kann, daß die Volkszählung auf die Erhebung der Beruf3- 
verhältnifle vollkommen verzichte. 

In dieſer Hinficht ift alfo die Betriebszählung ein 
integrierender Beitandteil einer vollftändigen Berufszählung 
und folgt mit ihr den allgemeinen Grundjäken der Organi- 
lation und der Aufarbeitung, welche fie mit der Notwendigkeit 
in die Domäne der zentralen Statiftif vermweifen. 


& 


Die jpeziellen Aufgaben der Arbeitsſtatiſtik beginnen auf 
dem Punkte, wo es nicht mehr genügt, die arbeitenden Alaffen 
nah ihren allgemeinen demographiſchen und beruflichen Mo— 
menten zu charakterifieren und von den übrigen Klaſſen der 
Bevölkerung zu untericheiden. Die Arbeitsftatiftif will dem 
ſozialen Probleme näher an den Leib rüden; fie will viel 
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mehr individualiſieren, als dies mit den Mitteln der Be⸗ 
völkerungs- und Berufsſtatiſtik möglich iſt. Arbeitsrang, 
Arbeitslohn, die näheren Umſtände, unter welchen die Arbeits— 
leiſtung und die Lebenshaltung ſich vollzieht, das ſind 
Momente, welche innerhalb der arbeitenden Klaſſe weitere 
Unterſcheidungen ergeben. Zwar reichen ſie in ihrer allge— 
meinen Bedeutung bei weitem nicht hinan an jene großen 
Konturen, welche eine auf das ſoziale Problem planmäßig 
Bedacht nehmende Bevölkerungs- und Berufsſtatiſtik zu zeichnen 
vermag; die geſellſchaftliche Ordnung wird keine andere da— 
durch, daß die Arbeiter in mehr oder weniger Rangſtufen 
gegliedert ſind, daß ihr Lohn höher oder weniger hoch ſteht, 
daß Arbeitszeit, Fabriksordnung und ſonſtige Bedingungen 
der Arbeit dieſe oder jene Modifikation aufweiſen. Aber doch 
wird das Wohl und Wehe der arbeitenden Klaſſen auch von 
dieſen Momenten zweiter Ordnung weithin beſtimmt und 
innerhalb der beſtehenden Geſellſchaftsordnung ſind große 
Unterſchiede der Lebenshaltung in den einzelnen Kategorien 
der Arbeit möglich, welche als der Ausdruck dieſer ver— 
ſchiedenen Modalitäten der Arbeitsverwendung angeſehen 
werden müſſen. Von den zahlreichen Momenten, welche für 
dieſe Spezialſtatiſtik der arbeitenden Klaſſen von Belang ſind, 
ſind nun manche wieder unter allgemeineren Geſichtspunkten 
zuſammenzufaſſen und bilden ſowohl vom Standpunkte der 
Erhebung als auch der Bearbeitung deutlich erkennbare Gruppen. 
So hängen die Fragen nach dem Arbeitsrange, dem Arbeits— 
lohne (Lohnform und Lohnhöhe) und der Arbeitszeit aufs 
engſte untereinander und mit der Natur des Betriebszweiges 
zuſammen; die Fragen nach der Stabilität der Arbeiter be— 
rühren ſich aufs nächſte mit der Gebürtigkeit, dem Alter, 
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Zivilſtand und Beſitz (Grund- und Hausbeſitz), die Fragen 
nach der Lebenshaltung mit den Wohlfahrtseinrichtungen, der 
Armenpflege und den allgemeinen Konſumtionsverhältniſſen. 

Ohne mit dieſer Aufſtellung von Geſichtspunkten für eine 
ſpezielle Arbeitsſtatiſtik irgend den Anſpruch eines erſchöpfen— 
den Programmes erheben zu wollen, werden doch die drei 
angeführten Gruppen von Erhebungsmomenten ſo ziemlich 
alles in ſich enthalten können, was zur Klarſtellung der 
unter den Einflüſſen beſonderer Betriebsverhältniſſe ſtehenden 
Zuſtände in den verſchiedenen Schichten der arbeitenden Klaſſen 
beizutragen pflegt. Die Abgrenzung dieſer drei Gruppen von 
Erhebungsmomenten dient aber nicht nur zur Erleichterung 
der Überſichtlichkeit, ſondern iſt auch begründet in der ver— 
ſchiedenartigen Natur der Aufgaben, welche damit der Statiſtik 
geſtellt ſind und den Quellen, aus welchen dieſe Informationen 
geſchöpft werden können. 

Für die Lohnſtatiſtik zunächſt iſt die Methode der 
Zählung wenig geeignet. Individualzählungen, welche ſich 
direkt an die Arbeiter wenden, könnten zwar an ſich ganz 
brauchbare Angaben über den effektiven Jahreslohn in Ver— 
bindung mit Nachweiſung des Arbeitsranges und der effektiven 
Arbeitszeit liefern, aber es wird doch, abgeſehen von den 
praktiſchen, techniſchen Schwierigkeiten, billigerweiſe Anſtand 
genommen werden, eine Frage nach dem Einkommen, die bei 
allen ſonſtigen Individualzählungen ängſtlich vermieden wird, 
gerade an die Arbeiter zu ſtellen. Auch müßte eine ſolche 
Frage nicht, wie es der Grundcharakter einer Zählung mit 
ſich bringt, auf einen Moment geſtellt, ſondern auf einen 
längeren Zeitraum bezogen ſein; Durchſchnittsangaben wären 
hier ebenſo, wie überall, von einer Zählung auszuſchließen. 
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Ähnliche Bedenken beftehen aber auch gegen eine lohn- 
ftatiftifche Erhebung in Verbindung mit einer Betriebsauf- 
nahme. Die Lohnftatiftif der NKeichenberger Handelskammer ! 
hat zwar den Beweis geliefert, daß es nicht ganz unmöglich 
it, auf dieſem Wege brauchbare Aufihlüffe zu erhalten; ja 
jie hat in der glüdlichen Verbindung des Betriebsfragebogens 
mit individuellen Arbeiterzählfarten die Technik diefer Er- 
hebung jo weit al3 möglich ausgebildet. Aber indem fie auf 
eine Erhebung der Durchſchnittslöhne der Großinduftrie fich 
beſchränkte, und überdies auf die freiwillige Mitwirkung der 
Unternehmerkreife angewiefen war, hat fie damit doch auch 
zugleich den Beweis geliefert, daß da3 von ihr eingejchlagen e 
Berfahren feine allgemeine und feine obligatorifche Anwendung 
zuläßt, jondern eben nur ein, wenn auch jehr wertvoller Ver— 
lud) einer lofalen und gegenftändlich eng begrenzten Betrieb3- 
erhebung damit geleiftet ift. 

Aber auch) die Methode der Feitftellung typijcher Größen 
aus zahlreichen Einzelbeobachtungen ift für die Lohnftatiftit 
nicht empfohlen; abgejehen von den großen Gefahren, telche 
diejev Methode aus vorſchneller Generalifierung fortwährend 
erwachjen, begibt fie jich auf diefem Gebiete auch des wich— 
tigjten Vorzugs, welcher der Statiftit als eigentlicher Maſſen— 
beobachtung zufommt. 

Fur die Lohnftatiftit find vielmehr die Lohnliften, d. h. 
die laufenden individuellen Aufjchreibungen der wirklich ge- 
zahlten Löhne die einzig brauchbare Quelle; diefe aber ftehen 


ı Nordböhmifche Arbeiterftatiftif. Tabellarifche Darftellung der Er- 
gebnifje der von der Neichenberger Handels- und Gemwerbefammer am 
‚1. Dezember 1888 durchgeführten Erhebung. (Bearbeitet von Dr. 9. Bad.) 
Reichenberg 1891. 
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doch, die Fälle öffentlicher Betriebe etwa ausgenommen, der 
amtlichen Statiſtik nicht zu Gebote; und ebenſowenig kann den 
Betrieben eine ſtatiſtiſche Aufbereitung derſelben von Amts— 
wegen zugemutet werden. Überdies wird man auch noch 
immer in der Mehrzahl der Betriebe vergebens nach Lohnliſten 
ſuchen. Dagegen hat die moderne ſoziale Verwaltung in den 
verſchiedenen Zweigen der öffentlichen Arbeiterverſicherung 
Einrichtungen geſchaffen, welche auf eine ſehr umfaſſende und 
eingehende Regiſterführung der Individualfälle der Verſicherung 
angewieſen, verhältnismäßig leicht in den Stand geſetzt werden 
können, ſolche Lohnliſten anzulegen, welche den weſentlichſten 
Anforderungen der Betriebsſtatiſtik zu entſprechen und vor— 
läufig wenigſtens als ein Erſatz der unerreichbaren Betriebs— 
lohnliſten gelten könnten. Nur iſt dabei vorausgeſetzt, daß 
die Anlegung dieſer Regiſter in vollſter Übereinftimmung mit 
den don der allgemeinen Bevölkerungs- und Berufsſtatiſtik 
aufgeitellten Gadres erfolgen und daß bei der Bearbeitung 
die MWechlelbeziehungen, welche zwiſchen den perjönlichen und 
den Lohnverhältniſſen der einzelnen Gruppen von Arbeitern 
beftehen, zur Darftellung fommen. Auch hierin ift aljo ein 
unvertennbarer Fingerzeig zu jehen, welcher auf eine einheit- 
lihe Bearbeitung der Arbeitsftatiftit Hinweift. Eine Zer— 
Iplitterung der ftatiftiihen Arbeit würde auch auf diefem 
Punkte eine Überſchätzung einer einzelnen zum Wohle der 
arbeitenden Klafjen getroffenen Einrichtung, eine Unterſchätzung 
des großen allgemeinen Problems der ſozialen Hebung der- 
ſelben bedeuten. 

Anders liegen die Verhältniffe bei der zweiten Gruppe 
von speziellen Momenten der Axbeitzftatiftit, welche ſich mit 
den Beränderungen im Zuftande der Arbeiter, 
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ihrem Orts-, Betriebs-, Berufswechſel u. dergl. befaffen. 
Bir können fie die biographiichen Elemente der Betriebs— 
ftatiftit nennen und drüden ſchon damit aus, daß es ſich 
hierbei weniger um rein ſtatiſtiſche als vielmehr um möglichſt 
individualiſierte Daten handelt, die allerdings bis zu einem 
gewiſſen Grade auch einen ftatiftifchen Ausdruck zulaſſen. 
Inſoweit das zutrifft, wird auch gewiß die nach Berufen ge— 
gliederte Statiſtik der Wanderbewegung dieſen Geſichtspunkten 
gerecht werden können. Die Dauer der Zugehörigkeit zu einem 
und demſelben Betriebe, welche, wie die Nordböhmiſche Ar— 
beiterſtatiſtik bewieſen hat, ſehr gut durch eine ſpezielle Um— 
frage erhoben werden kann, iſt doch ohne Beziehungen auf 
die Altersunterſchiede der Betriebe und der in denſelben ver— 
wendeten Perſonen von wenig Wert; das gleiche aber gilt 
bon den Nachweiſungen des Wechſels in dem Berufszmweig, 
welcher in vielen Detailfragen, wie z. B. der Berufserkrankungen, 
eine ſo große Rolle ſpielt. Beziehungen zu der Lohnhöhe be— 
ſtehen bei dieſen Momenten in der Regel nur inſofern, als es 
ſich um eine mehr patriarchaliſche, dienſtbotenartige Ordnung 
des Lohnverhältniſſes handelt; es wird daher auch von einer 
Verbindung derartiger Erhebungen mit den Lohnaufnahmen 
nicht viel zu erwarten ſein und darum kann auch die Er— 
hebung dieſer „biographiſchen“ Daten ganz andere Wege gehen, 
als ſie der Lohnſtatiſtik gewieſen ſind. Sie tragen auch zum 
großen Teile einen mehr enqueteartigen, als ſtreng ſtatiſtiſchen 
Charakter an ſich und gehören damit mehr dem Gebiete der 
deſkriptiven Nationalökonomie an. Die „Arbeitsſtatiſtik“ wird 
ſie nichtsdeſtoweniger nicht von der Hand weiſen dürfen, 
denn ſie bilden unter allen Umſtänden eine wertvolle Er— 


gänzung des Wiſſens von der Lage der arbeitenden Klaſſen. 
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Die dritte Gruppe der ſpeziellen Momente der Arbeits— 
ſtatiſtik, welche ſich aus den beſonderen Nachweiſungen über 
die Lebenshaltung der arbeitenden Klaſſen zuſammenſetzt, 
enthält in ſich wieder zwei deutlich unterſcheidbare Haupt— 
beſtandteile, deren einer die Wohlfahrtseinrichtungen und alle 
ganz oder teilweiſe im Dienſte der arbeitenden Klaſſen wirk— 
ſamen öffentlichen Anſtalten, die genoſſenſchaftliche Selbſthilfe 
u. dergl. betrifft, der andere aber die Haushaltungsverhältniſſe 
der Arbeiter zum Gegenſtande hat. 

Die Statiſtik der Wohlfahrtseinrichtungen hat der Natur 
der Sache nach ſchon enge Grenzen. Es lafjen fich eben nur 
wenige ganz allgemeine und äußerliche Momente in gleidj- 
förmige Zahlenausdrüde bringen, während das Wichtigfte 
ihre inneren Einrichtungen find, die teils eine technijche Be— 
ichreibung, teil3 eine Erörterung ihrer Wirkſamkeit erheiſchen, 
welche außerhalb des eigentlichen ftatiftifchen Gebietes Liegen. 
Darum wird auch hier die Enquete und die Monographie 
das Feld beherrichen. Die Statiftif der im Dienjte der ar- 
beitenden Klaffen wirkenden Anftalten und öffentlichen Ein- 
richtungen dagegen, ebenjo die Statiftif der Sparkaſſen, Ber- 
fiherungsanftalten, Genofjenfchaften u. dgl., ſowie die Statiftit 
de3 ganzen Vereinsweſens wird den Bedürfniffen der „Arbeit3- 
ftatiftif” durch Bezugnahme auf die fozialen Kreiſe gerecht, 
welche dieje Anftalten und Einrichtungen benügen. Es handelt 
ſich hier überhaupt nicht um die Erſchließung neuer Gebiete 
ür die Statiftif, denn fie gehören mehr oder weniger alle 
ichon zu dem geficherten Beftande der allgemeinen Statiftik; 
fie werden auch aus demjelben umſoweniger loszulöſen fein, 
al3 auch hier die Wahrung des Zufammenhanges und die 
einheitliche Pflege aller diefer Gebiete der Statiſtik die einzige 
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Gewähr einer objektiven und umfichtigen Beurteilung auch 
der Ipezifiichen Verhältniſſe der arbeitenden Klaffen in Nic 
ſchließt. 

Was aber endlich die ee Haushaltsſtatiſtik an- 
betrifft, jo ift fie in ihrem einen Teile überhaupt nichts 
anderes, als eine Seite der allgemeinen Statiftif, ſoweit dabei 
die Preife der Lebensmittel, des Wohnungsbedarfes, die Miet- 
verhältnifje u. dergl. in Frage ftehen; zum anderen Teile, 
der ih mit dem Verbrauche und der Sliederung ſeines 
Budget3 berührt, wird ſich eine genaue Kenntnis des Arbeiter— 
haushaltes immer in den Formen der Monographie beivegen 
müfjen, für welche Le Play und feine Schule die Mufter 
aufgeftellt hat. Denn die Geftaltung des Haushalts ift die 
indibiduellfte Form der Wirtſchaft, welche auch in den Kreijen 
der arbeitenden Klaffen bei aller Beſchränktheit der Mittel 
die größte Mannigfaltigfeit aufweift und durch eine Zu- 
jammenfafjung von Individualdaten zu Durchſchnitten oder 
Mittelwerten nur eine Verwiſchung der charakteriftifchen 
Eigentümlichkeiten, nicht eine Klarftellung der ſpezifiſchen Ver- 
hältnifje des arbeitenden Volkes ergeben würde. 

Wir Haben mit diejen furzen Hinmweifen auf die wich— 
tigften Gebiete der „Arbeitsftatiftit” vorwiegend nur ſolche 
Probleme berücfichtigt, welche überhaupt einer amtlichen 
Statiftit im eigentliden Sinne des Wortes zugänglich find. 
Die Abgrenzung diefer Wirkungsſphäre ift aber doch vor allem 
notwendig, um zugleich darüber Klar zu fein, was einem ar- 
beitsftatiftiihen Amte zugemutet werden kann. 3 ift eine, 
unſerer Zeit auch jonft wohl eigentümliche, Überſchätzung 
einzelner an gewiß ſich berechtigter Gedanken, welche dadurch 
zum Ausdrucke kommt; daß man glaubt, ein ſolches zentrales 
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arbeitsſtatiſtiſches Amt werde in der Lage ſein, nicht bloß die 
bisherigen Verſäumniſſe der amtlichen Statiſtik auf dieſem 
Gebiete mit einem Schlage nachholen zu können, ſondern auch 
über alle für das Problem der ſozialen Ordnung der arbei— 
tenden Klaſſen nur irgend aufzuſtellenden Fragen eine bündige 
und erſchöpfende Antwort zu erteilen. Von ſolchen Gedanken 
geleitet, werden nicht nur häufige Forderungen geſtellt, welche 
weit über den Bereich jeder Statiſtik hinausgehen, ſondern 
es wird auch zu den notwendigen Attributen eines arbeits— 
ſtatiſtiſchen Amtes eine Exekutivgewalt gezählt, welche ihm 
ſeiner Natur nach nicht zukommen kann. Gewiß wird es 
der Arbeitsſtatiſtik, wie aller Statiſtik, nur förderlich ſein, 
wenn ihre im Geſetze begründeten Erhebungen auch im Be— 
darfsfalle erzwingbar find; aber diefen Arm des Geſetzes 
vepräfenttert auf allen Gebieten die Organtjation der Ver— 
waltung. Auch wird nicht daran gedacht werden dürfen, daß 
die amtliche Arbeitsftatiftit zugleih den weitreichenden Be— 
dürfniffen nad) monographiſcher Darftellung der Arbeits: 
verhältniffe werde Genüge leijten fünnen. Die monographie 
du foyer und die monographie de l’atelier, wie Cheyſſon 
die auf Gewinnung typiiher Erjcheinungen gerichteten Be— 
itrebungen ſchön harakteriftert hat, fallen ftveng genommen 
ganz aus dem Rahmen jtatiftiicher Aufgaben hinaus; denn 
das Ziel der Statiſtik ift überhaupt nit die Aufftelung 
eines Typus, ſondern die volle Erfaffung der Wirklichkeit in 
ihrer ganzen realen Mtannigfaltigfeit. Dagegen werden 
Enqueten über joziale Zuftände, allgemeinen und jpeziellen 
Charakters, fich füglic) ganz wohl an die Funktionen der 
amtlichen Arbeitsſtatiſtik anjchließen fünnen. Ja, die amt- 
liche Arbeitsftatiftit wird ſogar der beſte Boden jein, auf 
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welchem derartige Enqueten vorbereitet und don welchem aus 
fie geleitet werden können; denn Engneten müfjen, wenn fie 
ein Gebiet gejelfchaftlicher Erſcheinungen erſchöpfen, nicht 
nur eine vorläufige Orientierung gewähren ſollen, ſich auf 
die Statiſtik ſtützen; ſie ſind die weitere, feinere Ausbildung 
des Verfahrens der Erforſchung tatſächlicher Zuſtände, welches 
erſt dann in Anwendung kommen kann, wenn mit den Mitteln 
der Statiſtik der Boden dieſer Erforſchung in ſeinen allge- 
meinen harafteriftiichen Zügen bereits umjchrieben ift. Daß 
freilich die Ergebniſſe folcher Engueten überwiegend mehr nur 
zur Verdeutlichung als zur Ergänzung atiftiicher Aufnahmen 
führen werden, wird dabei nicht zu überfehen fein. Mit 
Enqueten kann man eben nicht Statiftit machen. 

So vieljeitig wie die Aufgaben der Arbeitsftatiftif, find 
alſo auch die Mittel zu ihrer Löſung; aber im Zentrum derjelben 
ſteht zweifellos das ftatiftifche Hentralamt, dag mit der 
nötigen Selbftändigfeit ſeines pflihtmäßigen Wirken und 
mit dem umfaffenden Überblick über die verichiedenen Seiten 
dieſes Problems ausgerüftet, die wichtigfte Funktion eines 
ſtatiſtiſchen Arbeitsamtes ſelbſtverſtändlich und ununterbrochen 
ausübt und doch damit auch am meiſten jene Objektivität der 
Beurteilung für ſich in Anſpruch nehmen fann, welche die 
Grundlage des allfeitigen Vertrauens in die Funktionen eines 
amtlichen Organs bildet. Se ſchwieriger die ſozialen Ver— 
hältniſſe werden, um ſo gewichtiger dürfte aber gerade dieſer 
Faktor in die Wagſchale der Entſcheidung fallen. 


Pierer jche Hofbuchdruckerei Stephan Geibel & Co. in Altenburg. 








UN 


ea 


1 





Ru 
TE 


— a ze 


— — — 





